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Nr. 7. 


Dienstag, den 23. Jänner 189% 


Jahrgang III. 


„ Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Pränumerationspreiſe:, 


se die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Nedactiondlocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 
Hlenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt-⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 16. Jänner 

1894 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. 

Nep. Prix und der Vice-Bürgermeiſter Dr. Albert 
Richter und Dr. Raimund Grübl. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Dolainski, Siegert, 
Witzelsberger und Dr. Lerch entſchuldigen ihr Ausbleiben 
von der heutigen Sitzung. 

2. Herr Gem.-Rath Silberer erſucht um Ertheilung eines 
ſechswöchentlichen Urlaubes. Die Verſammlung iſt damit ein— 
verſtanden? (Nach einer Pauſe:) Genehmigt. 

3. Der Obmann des Armen-Inſtitutes im XIV. Gemeinde⸗ 
bezirke Rudolfsheim theilt mit, daſs Frau Charlotte Koſtner, 
Hausbeſitzerin im XIV. Bezirke, Schönbrunnerſtraße 89, 50 fl. 
ö. W. zur Vertheilung an Arme von Rudolfsheim am 16. Jänner, 
dem Jahrestage des Todes ihres Vaters, des geweſenen Bürger— 
meiſters von Rudolfsheim, Julius Hugl, geſpendet hat. 

4. Die Herren Brüder Ignaz und Jakob Kuffner haben 


acht Raummeter Brennholz für die ehemalige Gemeinde Ober— 


Döbling geſpendet. 

5. Frau Bengoughs Erben haben 100 fl. zur Verthei⸗ 
lung an Arme des XIX. Bezirkes geſpendet. 

Den Spendern wird der Dank ausgeſprochen. 

6. Vom Comité der internationalen Ausſtellung für Volks— 
ernährung, Armeeverpflegung, Rettungsweſen und Verkehrsmittel 
iſt folgende Zuſchrift an den Herrn Bürgermeiſter gelangt (liest): 


„Indem wir für die muntficente Unterſtützung, die ſowohl 
der löbliche Stadtrath als Gemeinderath der Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien unſerem Ausſtellungsunternehmen in ſeinen 
Sitzungen vom 3. und 13. Jänner a. C. angedeihen ließ, unſeren 
beſten Dank ausſprechen, ſchließen wir gleichzeitig die Bitte daran, 
daſs der löbliche Gemeinderath, Stadtrath, Magiſtrat und das 
löbliche Stadtbauamt ſich von dem Fortſchreiten der Ausſtellung 
ſowohl in der Rotunde als auch in dem Bureau, I., Kärnthner— 
ſtraße Nr. 19, J. Stock, des öfteren überzeugen, und laden daſelbſt 
alle Herren hiemit ergebenſt ein. 

Die hochlöblichen Corporationen werden ſich beſtimmt über— 
zeugen, dass wir alles aufbieten, die Ausſtellung für Volksernäh— 
rung, Armeeverpflegung, Rettungsweſen, Verkehrsmittel und Sport— 
weſen als ein Auziehungsmittel für alle Fremden auf das inter— 
eſſanteſte zu geſtalten, was durch Beſichtigung des in unſerem 
Bureau aufgeſtellten Modelles des „internationalen Dorfes“ allein 
ſchon genügend couſtatiert werden dürfte. 

Hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter bitten wir, dieſes Dank— 
und Einladungsſchreiben in geeigneter Weiſe in der nächſten 
Sitzung zur Kenntnis des löblichen Gemeinderathes ſowie Stadt— 
rathes ꝛc. ꝛc. bringen zu laſſen. 

Nochmals unſeren Dank abſtattend, zeichnen hochachtend 


Internationale Ausſtellung 
für Volksernährung, Armeeverpflegung, Rettungsweſen und Ver— 
kehrsmittel in Verbindung mit einer ſpeciellen Sportausſtellung, 


Wien 1894: 
Fürſt Alfred Wrede m. p., 
Präſident. 
Dr. Leo Pribyl m. b., 
Schriftführer.“ 


Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 

7. In die Budget-Commiſſion wurden 30 Herren gewählt. 
Abgegeben wurden 97 Stimmzetteln, die abſolute Majorität betrug 
49 Stimmen. 
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Es erhielten: 


Herr Gem.⸗Rath Adam . . 93 Stimmen 


„ „ Bärtl ... IE „, 
„ N Boſchan. de 
„ 7 Brauneiß .. . 97 „ 
1 1 Dr. Daum .. . 94 „ 
„ 7 Dr. Friedjung. „ 
1 „ Froſch ; .. 94 1 
„ 9 Goldſchmidt . 76 „ 
„ N Glaſauer 94 „ 
5 7 Geitler . 82 75 
„ „ Herrdegen 94 „ 
„ ii Herold 94 „ 
„ „ Hipp 97 „ 
„ 1 Jedliéka . 
„ „ Dr. Klotzberg 94. „ 
7 „ Kirchmayer .. 93 „ 
„ u Lang FR 
r N Mayer gk „ 
7 „ Dr. Nechansky 87 „ 
„ 15 Dr. Prockſch . . 94 „ 
„ „ Röhrl. 0 2 
„ a Schieferl e 
„ „ „„ 
Z „ Dr. Stern. . 16 7 
„ „ Trambauer .. 97 „ 
„ „ Winkler. er 
„ N Winter 90 5 
„ „ Weſſely Vincenz 97 „ 
„ „ Wünſch 81 „ 

„ Zweig. RI 


Die Herren find ſämmtlich gewählt. 

8. Das Reſultat der Wahl von ſechs Mitgliedern in das 
Schiedsgericht für Lagerhaus-Streitigkeiten iſt folgendes: 

Abgegeben wurden 67 Stimmen. Es wurden gewählt die 
Herren: 

Wilhelm Dinſtl, Colonialwarenhändler, 

Wilhelm Neuber, Kaufmann, 

Joſef Popper, Productenhändler, 

Gottfried Schenker, Spediteur, 

Julius Schneider, Spediteur, und 

Johann Müller, Genoſſenſchaftsvorſtand, 
jeder mit 66 Stimmen. 

9. In den Bezirksſchulrath wurde Herr Gem.-Rath Haß— 
further mit 61 von 66 abgegebenen Stimmen gewählt. 

Ich bitte um die Mittheilung des Einlaufes. 

Schriftführer Gem.-»Nath Mayer (liest): 

10. Anfrage des Gem. -Nathes Dr. Tueger: 

Nach mir gemachten Mittheilungen geht die Gemeinde Inzersdorf mit 
dem Verkaufe von Objecten vor, welche auf dem nach Wien einverleibten Theile 
der. genannten Gemeinde gelegen find, 

So hat fie bereits das im X. Bezirke, Brunnwegſtraße, gelegene Jäger— 
haus ſammt Gründen an den Gaſtwirt Karl Lambert verkauft und geht 
jetzt daran, auch das in derſelben Straße gelegene Depot der freiwilligen 
Feuerwehr zu verkaufen. 

Ich ſtelle die Anfrage: 

1. Sind dieſe Thatſachen dem Herrn Bürgermeiſter bekannt? 

2. Erleidet die Gemeinde Wien hiedurch einen Schaden? 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Ich werde Erhebungen 
pflegen und dieſe Interpellation in der nächſten Sitzung beantworten. 
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Schriftführer Gem.⸗Nath Mayer (liest): 
11. Interpellation der Gem. Näthe Dr. Stern, 
Tang, Dr. Wittler, Dr. Friedzung, Tagleicht, Nitt. v. 


Goldſchmidt, Stiaßny und Kareis: 


Als in der Plenarſitzung des Gemeinderathes vom 9. Jänner d. J. 
Herr Gem.⸗Rath Steiner ſeine Ausführungen mit einem Angriffe auf den 
Advocatenſtand begann, wurde er ſofort von dem Herrn Präſidenten unter— 
brochen und wurde dem Redner die Ungehörigkeit folder Ausfälle ſtrenge 
verwieſen. In gleich entſchiedener Weiſe wird ſeitens des verehrlichen Präſidiums 
immer vorgegangen, wenn ein Redner Angriffe gegen einen Stand, eine Be— 
rufsclaſſe oder deren Angehörige vorzubringen ſich erlaubt. Dass auf den 
gleichen Schutz gegen Verunglimpfungen auch alle vom Staate auerkannten 
Confeſſionen und deren Angehörige als ſolche rechtlichen Anſpruch haben, iſt 
einleuchtend und kann von keiner Seite in Zweifel gezogen werden. Von 
dieſem ausnahmslos geltenden Rechtsprineipe wird jedoch (Gem.-Rath 
Hawranek: Das mufßs geändert werden!) — es mufs dies conſtatiert 
werden — eine Ausnahme zu Ungunſten der vom Staate auerkaunten 
iſraelitiſchen Confeſſion und ihrer Angehörigen als ſolcher geübt. Mögen 
immerhin die täglichen Vorkommniſſe in Wien außerhalb des Gemeinderathes 
eine nur zu wohl berechtigte Kritik herausfordern, ſo können ſie doch niemals zur 
Rechtfertigung deſſen, was innerhalb dieſer autonomen Körperſchaft geſchieht, 
herangezogen werden. 

Im Gemeinderathe, in deſſen öffentlichen Plenarſitzungen wird von 
antiſemitiſcher Seite unausgeſetzt jede Gelegenheit bei den Haaren herbeigezogen, 
um Unwahrheiten, Verdächtigungen, Schmähungen gegen die iſraelitiſche 
Religionsgeſellſchaft und deren Angehörige als ſolche vorzubringen .. .. 

(Widerſpruch linss. — Gem.⸗Rath Weitmann: Wir 
proteſtieren dagegen. Wir können beſſer die Wahrheit reden 
wie die!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Hrübl: Herr Gem.⸗Rath Weit⸗ 
mann, ich bitte, ſich zu mäßigen; es iſt nicht nothwendig, dass 
Sie ſo in die Verſammlung ſchreien. (Neuerliche Unruhe links und 
Rufe: Das iſt nicht zuläſſig!) Ich möchte doch bitten, es möglich 
zu machen, dajs ein Schriftſtück verleſen werde; es wäre doch 
bedauerlich, wenn nicht einmal das möglich wäre. 

Schriftführer Gem.-Nath Mayer (fortfahrend): 

. . ohne daſs dagegen jene Repreſſion, von welcher das Präſidium in 
den Fällen, da ungehörige Angriffe gegen einzelne Stände und Berufsclaſſen 
vorkommen, mit Recht Gebrauch macht, geübt wird. 

Unſer herrliches, aus den Steuergeldern aller Bürger ohne Unterſchied 
der Confeſſion erbautes, der Stadt zur Ehre und zur Zier gereichendes Rath— 
haus iſt von antiſemitiſcher Seite als die Stätte auserſehen, aus welcher immer 
neue Gluten zur Anfachung der, unſerer Stadt zu Schimpf und Schanden 
gereichenden antiſemitiſchen Agitation hergeholt werden. (Lebhafter Widerſpruch 
links.) 

Möge der Herr Bürgermeiſter Einſicht nehmen in das ſtenographiſche 
Protokoll der letzten Gemeinderaths-Sitzung vom 12. d. M. 

Hier erſcheinen in der Interpellation einige Stellen bezogen. 
(Rufe: Alles leſen!) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſchen die Herren 
die vollſtändige Verleſung? (Rufe: Ja wohl!) Ich erſuche alſo 
jene Herren, welche mit der vollſtändigen Verleſung einverſtanden 
find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Schriftführer Gem.-Aath Mayer (liest): 

Es handelt ſich um Ertheiluug einer Subvention an die im Jahre 1894 
ſtattfindende Ausſtellung für Volksernährung. Hierüber leitet Herr Gem.-Rath 
Gregorig die Debatte damit ein, dass er erzählt, es hätten bei dem Corſo 
der im Jahre 1892 ſtattgefundenen Muſik- und Theater-Ausſtellung „Juden— 


buben unſeren chriſtlichen Frauen die Kleider aufgeriſſen und ihnen Bonbons 
hineingeworfen“. (Gem.⸗Rath Gregorig: Jjdiſche Inſectenknabeu!) 


Vice-ürgermeiſter dr. Hrübl: Herr Gem.⸗Rath Gregorig, 
ich bitte ſich zu mäßigen und derlei Schimpfworte zu unterlaſſen. 
Ich möchte conſtatieren, daſs Sie jetzt ohne Anlaſs ein Schimpf⸗ 
wort gebraucht haben. (Gem.⸗Rath Gregorig: Iſt das ein 
Schimpfwort?) Ja wohl, das iſt ein Schimpfwort. Ich möchte 
Sie alſo bitten, ſich zu mäßigen und das nicht zu thun. (Ruf 
links: „Jud“ iſt ein Schimpfwort! ?) 

Schriftführer Gem.-Rath Mayer (fortfahrend): 

Und nachdem über dieſe offenbar erfundene Geſchichte und die daran 


geknüpften Bemerkungen rechts gelacht wird, unterſteht ſich herr Gregorig, 
einen Gemeinderath mit den Worten zu apoſtrophieren: „Ja, der Vertreter 
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aus dem Stamme Sem drüben lacht, weil es ſeine Stammesgenoſſen waren, 
ſeine Kohn⸗Nationalen, aber wir Arier verwahren uns dagegen ꝛc. ꝛc.“ 

In Steigerung dieſer vom verehrlichen Präſidium ungerügt gelaſſeuen Zu⸗ 
rede wagte es Herr Gregorig ſogar, eine gleichfalls frei erfundene Geſchichte 
vorzubringen, welche ihrem Sinne nach dahin geht, es habe das Ausſtellungs⸗ 
Comité, welches er „das orientalische Comité“ neunt, ſich in einer die Ehrfurcht 
vor Seiner Majeſtät gröblich verletzenden Weiſe benommen, fo daſs er, Herr 
Gregorig, darüber „empört“ geweſen ſei. Wir finden zur Charakteriſierung 
dieſer Erfindung nicht das parlamentariſch zuläſſige Wort, um unſerer Ent⸗ 
rüſtung gebürenden Ausdruck zu geben. Herr Gregorig nennt die ſo charak— 
teriſierte Ausſtellung einen „jüdiſchen Tandelmarkt“ und reſumiert endlich, 
daſs in einer Stadt, „wo über 90 Percent Chriſten find, für einige Orientalen 
kein Geld auszugeben“, daher — die Subvention für die pro 1894 projectierte 
Ausſtellung zu verweigern ſei. 

Später bringt Herr Gregorig eine Geſchichte vor: es ſeien „letzthin 
im Raimund⸗Theater drei Viertel der Beſucher keine Wiener, ſondern Zuge— 
reiste geweſen, und als in der Scene ein Gebet verrichtet werden ſollte, haben 
dieſe drei Viertel Theile Juden zu lachen angefangen“. „Pfui-Rufe links und 
lebhafte Uuruhe“ fügt das ſtenographiſche Protokoll bei, wir aber glauben nicht 
erſt beifügen zu müſſen, dass auch dieſe Geſchichte nur eine Ausgeburt der 
Phantaſie iſt. 

Würdig ſchließt ſich dem Herrn Gregorig Herr Gem.-Rath Jed⸗ 
liéka an, welcher von den Fälſchern des Weines, der Butter und des Mehles 
ſpricht, ſich hierüber des generaliſierenden Wortes „der Jude“ bedient (Rufe 
links: So iſt es auch!) und, als von einem ſpäteren Redner über Unzukömm— 
lichkeiten bei der Theater- und Muſikausſtellung geſprochen wird, mit dem Rufe 
dazwiſchenfährt: „Hätten's keine Juden hineingenommen, ſo wäre das nicht 
geſchehen.“ „Heiterkeit links“ fügt das ſtenographiſche Protokoll bei. 

Dem Bunde als dritter geſellt ſich Herr Steiner hinzu, der, um die 
von ihm behauptete Unglaubwürdigkeit eines Collegen zu charakteriſieren, ſich 
die Bemerkung erlaubt: er conſtatiere aber nur, daßs das ein Jude geſagt hat. 

Dies nur auszugsweiſe zuſammengefaſst — die Vorkommniſſe in einer 
Sitzung. 

Dies die Vorkommniſſe, welche ohne Ordnungsruf, ohne ein Wort des 
Tadels, der Miſsbilligung hingenommen wurden, als ob es ſich von ſelbſt ver— 
ſtünde, als ob es rechtlich zuläſſig wäre, das die iſraelitiſchen Religions— 
angehörigen als ſolche jeder Verdächtigung, Verleumdung, Verhöhnung recht— 
und ſchutzlos preiszugeben ſeien. 

Da nun Vorgänge, wie die oben geſchilderten, wenn ſie ungerügt bleiben, 
eine Verletzung der grundgeſetzlich ſanctionierten Gleichberechtigung aller vom 
Staate anerkannten Confeſſionen in ſich ſchließen, da ſie auch allen Begriffen von 
Sitte und Anſtand geradezu hohnſprechen, da fie das Anſehen und die Würde 
des Gemeinderathes der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien ſchwer 
ſchädigen, da ſie unſerer Stadt und deren Bürgerſchaft nichts weniger als zur 
Ehre und zum Nutzen gereichen, erlauben wir uns an den Herrn Bürger— 
meiſter die Frage zu richten: 

Wie gedenkt der Herr Bürgermeiſter bei etwaiger Wieder— 
holung ſolcher Ausſchreitungen vorzugehen? 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich kann darauf nur 
Folgendes erwidern: Der Vorſitzende in der letzten Sitzung hat 
bereits am Schluſſe derſelben fein tiefes Bedauern über die Vor— 
gänge in der letzten Sitzung ausgeſprochen. Dieſes Bedauern wurde 
auch von anderer Seite getheilt, und es iſt damit anerkannt, dass 
Vorgänge, wie ſie in der letzten Sitzung ſtattgefunden haben, 
gewiss nicht zur Hebung der Würde und des Anſehens der Gemeinde— 
vertretung dienen. Ich glaube, es iſt die Pflicht von uns allen, 
dazu beizutragen, daßs es möglich wird, die Geſchäfte der Gemeinde 
in jener Weiſe zu beſorgen und durchzuführen, wie es erſtens den 
von uns übernommenen Pflichten entſpricht, dann aber auch den 
Intereſſen unſerer Mitbürger. Das Präſidium iſt ſich der Pflicht 
bewuſst, dafür zu ſorgen, dass alle Bürger, welche nach dem 
Staatsgrundgeſetze gleichgeſtellt ſind, auch gleich behandelt werden, 
und iſt ſich bewuſst, dass es unſere Pflicht iſt, ſämmtliche Staats— 
bürger in gleicher Weiſe vor Beleidigungen und Verunglimpfungen 
zu ſchützen. (Beifall.) In dieſem Sinne wird das Präſidium, ſoweit 
ihm durch das Statut und die Geſchäftsordnung die Mittel an 
die Hand gegeben ſind, auch in Zukunft vorgehen. (Sehr gut! 
rechts.) — (Gem.⸗Rath Hawranek macht einen Zwiſchenruf.) 

Ich bitte, Sie haben nicht das Wort, Herr Gem.-Rath 
Hawranek! 

Schriftführer Gem. -Nath Mayer (liest): 

12. Antrag des Gem.-Nathes Kareis und Genoſſen, 
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betreffend ein vom Oſterreichiſchen Ingenieur- und Architekten: 


175 


— . E · 


Vereine, Niederöſterreichiſchen Gewerbe-Vereine und vom Elektro— 
techniſchen Vereine in Wien abzuverlangendes Gutachten über die 
Löſung der Beleuchtungsfrage: 

Die Frage der Beleuchtung und Lichtverſorgung von Großſtädten iſt durch 
die mannigfachen auf dieſem Gebiete aufgetretenen Erfindungen und Neuerungen 
zu einem Problem geworden, deſſen Löſung die gründlichſte, unbefangenſte und 
vielſeitigſte Beurtheilung der einſchlägigen techniſchen, gewerblichen und wirt— 
ſchaftlichen Momente zwingend erheiſcht. 

Das Präſidium des Gemeinderathes hat ſich für die verantwortungsreiche 
Erfüllung der ihm zuſtehenden Pflichten bei Löſung dieſer Aufgaben beſonders 
für ſeine Action gegenüber der Gasgeſellſchaft — mit allen in ſeiner eigenen 
Wirkungsſphäre gelegenen Hilfsmitteln ausgerüſtet, es hat jedoch, und diesmal 
nur im Hinblicke darauf, daſs vor mehreren Jahren bereits zwei der genannten 
Vereine in dieſer Frage ihre Meinungsäußerung der Gemeinde zur Verfügung 
geſtellt, unterlaſſen, neuerlich an die ganz guten, maßgebenden Factoren, um 
die Abgabe ihrer gegenwärtigen Meinung heranzutreten, was jedoch in Anbe— 
tracht der großen Wandlungen, die auf dem in Rede ſtehenden Gebiete gerade 
in dieſen, ſeither verfloſſenen Jahren, aufgetreten ſind, den Gefertigten ſehr 
nothwendig erſcheint. 

Beſonders ſind es die Fortſchritte der im raſchen Emporblühen begriffenen 
Elektrotechnik, welche die Abgabe neuerer Anſichten über den Gegenſtand von 
Seite der drei obbezeichneten Vereine dringend erfordern. 

Im Hinblicke auf die genannten Thatſachen, und in Gewärtigung eines 
willigen Entgegenkommens der anzuſprechenden Corporationen, welche über 
reiche Hilfsmittel, vielſeitiges Wiſſen, ausgezeichnete Erfahrung und ſicherlich 
auch über Kräfte verfügen, die in patriotiſcher Hingebung an die Stadt, der 
anzugehören wir alle uns glücklich ſchätzen, wie immer ihr Beſtes leiſten 
werden, beantragen die Gefertigten: 

1. Das Gemeinderaths-Präſidium wolle ſich an den Oſter— 
reichiſchen Ingenieur⸗ und Architekten⸗Verein, an den Elektro— 
techniſchen Verein und an den Niederöſterreichiſchen Gewerbe— 
Verein mit dem Erſuchen wenden, entweder einzeln oder — wenn 
dies dieſen Körperſchaften zweckmäßiger ſcheint — nach abgehaltenen 
Berathungen gemeinſam ihr Gutachten über die zeitgemäßeſte und 
auch vortheilhafteſte Löſung der Beleuchtungsfrage im ganzen Stadt— 
gebiete abzugeben. 

2. Das Präſidium möge um die Begründung dieſes Gut— 
achtens durch Angabe aller Daten und Facten, welche den Gegen— 


ſtand in techniſcher, adminiſtrativer und wirtſchaftlicher Beziehung 


angehen, erſuchen. 

3. Die drei genannten Vereine wollen eingeladen werden, aus 
ihrer Mitte Delegierte zu ernennen, welche ſich der Gemeinde für 
die in dieſer Angelegenheit zu eröffnenden Berathungen und Actionen 
zur Verfügung ſtellen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Wird der geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Behandlung zugeführt werden. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Mayer (liest): 

13. Antrag des Gem.⸗Nathes Scheidl: | 

Im XVI. Gemeindebezirke Ottakring mit einer Einwohnerzahl von über 
110.000 beſtehen bis jetzt nur zwei Piſſoirs aus Holz im ſchlechteſten und 
ſanitätswidrigen Zuſtande. N 

Nachdem ich ſchon im Jahre 1892 einen Antrag auf Aufſtellung mehrerer 


Piſſoirs im XVI. Gemeindebezirke eingebracht habe und leider eine Vermehrung 
bis jetzt nicht ſtattfand, ſo ſtelle ich neuerlich den Antrag, 


dafs, um einem dringenden Bedürfniſſe abzuhelfen, die Auf- 
ftellung mehrerer Piſſoirs im XVI. Gemeindebezirke allſogleich 
veranlasst werde. 

Gleichzeitig ſtelle ich den Antrag: 

Die Gemeinde Wien wolle mit Herrn Beetz wegen Auf— 
ſtellung mehrerer Bedürfnis⸗Anſtalten im XVI. Gemeindebezirke 
in Unterhandlung treten. | 

Bice-Bürgermeifler Dr. Grübl: Geht geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig zur Vorberathung an den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Rath Mayer (liest): 

14. Antrag des Gem. -Nathes Hebaftian Grünbeck und 
Genoſſen: 


In der Vorlage des Projectes der Gürtelbahn fol die Hernalſer Haupt⸗ 
ſtraße durch einen gemauerten Bogen überbrückt werden, während alle anderen 
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Haupt⸗ und Nebengaſſen, z. B. Fuhrmannsgaſſe, Thelemanngaſſe ꝛc. mittels 
einer Eiſencouſtruction überbrückt werden. . 

Nun iſt aber die Hernalſer Hauptſtraße die directe Verbindung mit der 
Kinderſpitalgaſſe und Alſerſtraße bis zum Schottenthore, alſo mit dem I. Bezirke 
direct verbunden. 

Es iſt nun nicht einzuſehen, warum gerade dieſe Hauptverbindungsſtraße 
Hernals ſo rückſichtslos und ſtiefmütterlich bedacht werden ſoll, da ja gerade 
dieſe Straße die einzige Hauptverbindung mit dem I. Wiener Bezirke bildet. 

Ich glaube wohl, dass das löbliche Stadtbauamt, ſowie der löbliche 
Stadtrath meinen Antrag unterſtützen werden. 


Die Gefertigten ſtellen daher den Antrag: 

Es iſt auch die Hernalſer Hauptſtraße aus rein äſthetiſchen 
Rückſichten mit einer Eiſenconſtruction zu überbrücken, da die 
Mehrkoſten gewiſs in keinem Verhältnis zur Größe des Unter— 
nehmens ſtehen und nicht in die Wagſchale fallen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Geht geichäftsordunngs- 
mäßig zur Vorberathung an den Stadtrath. 

Zur Geſchäftsordnung ertheile ich dem Herrn Gem. -Rathe 
Dr. Lueger das Wort. 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Der Bürgerelub des Wiener 
Gemeinderathes hat beſchloſſen, wider das Vorgehen des Vor— 
ſitzenden in der letzten Gemeinderaths-Sitzung gegenüber dem 
Herrn Gem.-Rathe Jedliéka Proteſt zu erheben und die Zurück— 
ziehung der verhängten Ordnungsſtrafe zu verlangen. Der Bürger— 
club des Wiener Gemeinderathes fühlt ſich dazu umſomehr ver— 
pflichtet, als gerade Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter im Laufe 
der Debatte gegenüber dem Herrn Gem.-Rathe Jedliöéka ſich 
ungehörig benommen und durch den Ausdruck, „er könne das 
Lateiniſche nicht in das Tiſchleriſche überſetzen“, ſowohl den Herrn 
Gem.⸗Rath Jedliõka als auch einen ganzen Stand lächerlich 
gemacht hat. Wir müſſen daher gegen dieſes Vorgehen Proteſt 
erheben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ja, ich bitte, ich kann 
dieſen Proteſt nicht zur Kenntnis nehmen. Ich kann nus neuerlich 
die Bitte wiederholen, dass alle Mitglieder der Verſammlung mit 
Maß und Ruhe an der Verhandlung theilnehmen. Ich habe auch 
ſpeciell anläfslich des Letztvorgekommenen perſönlich Folgendes zu 
bemerken: 


Ich habe den Eindruck, dafs, wenn die Geſinnungsgenoſſen 
des Herrn Gem.-Rathes Jedliéôka auf ihn calmierend und be: 
ſänftigend einwirken würden, er ſich gewiſs nicht ſolchen Aus— 
ſchreitungen hingeben würde, wie das leider manchmal der Fall 
iſt. Es iſt die Pflicht der Parteigenoſſen, in dieſem Sinne zu 
wirken, damit wir im Einvernehmen und wohlwollend zuſammen— 
wirken können. N 


Gem.⸗Nath Hawranel (zur Geſchäftsordnung): Ich bin 
damit einverſtanden, wenn der Herr Vorſitzende ganz objectiv vor— 
geht; aber es werden immer nur Mitglieder von dieſer Seite 
ausgeſchloſſen, während doch von drüben provociert wird. Wir 
ſollen uns die größten Grobheiten und Gemeinheiten gefallen 
laſſen und dies wird nie vom Vorſitzenden gerügt. Wir verlangen 
vom Vorſitzenden, daſs er objectiv vorgeht. Wenn er einmal 
Bürgermeiſter iſt, gehen ihn die ganzen Parteien nichts an. Wir 
ſind nicht als Buben hier, ſondern als Gemeinderäthe, und wollen 
unſer Recht behaupten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Von Seite des Präſidiums 
wird jedes Mitglied des Gemeinderathes mit Würde und Anſtand 
behandelt, jedes Mitglied, ohne Unterſchied der Partei. Ich muss 
daher den Vorwurf, dafs nicht mit voller Objectivität vorgegangen 
wird, zurückweiſen. (Unruhe links.) 
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Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Ich glaube, jeder meiner Parteigenoſſen wird mir das 
Zeugnis geben, dafs meine Beſtrebungen dahin gerichtet find, dafs 
die Verhandlungen des Gemeinderathes in Frieden ſtattfinden. 
Was in meiner Macht gelegen iſt, habe ich diesbezüglich gethan. 
Ich bedauere nur, daſßs dieſe meine Beſtrebungen durch derartige 
Vorkommniſſe, wie ſie in der letzten Sitzung ſich abgeſpielt haben, 
und durch die ganz übereilte — der Herr Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter verzeihe mir dieſen Ausdruck — Maßregelung des 
Gem.-Rathes Jedliéka beinahe unmöglich gemacht werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich kann mich nicht in 
eine Polemik gegen einzelne Bemerkungen einlaſſen, aber, wenn 
mau liest, was geſchehen iſt, wird man begreifen, daßs der Vor— 
ſitzende nicht anders vorgehen konnte, als es geſchehen iſt. (Ganz 
richtig! rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Nechanskiy (zur Geſchäftsordnung): Nach— 
dem dieſer Gegenſtand einmal hier zur Sprache gekommen iſt, ſo 
iſt es auch unſere Pflicht, unſere Meinung über dieſen Punkt zum 
Ausdrucke zu bringen. Gewißs iſt unſere Meinung ſowie die eines 
jeden in dieſem Saale, dafs die Geſchäftsordnung für jedes Mitglied 
gleich gilt, ich perſönlich bin gewiſs der Anſchauung, daſs, falls 
von dieſer Seite (rechts) irgendeine Ausſchreitung ſtattfinden follte, 
die Geſchäftsordnung ebenſo angewendet werde, wie gegen jeden 
anderen. 

Merkwürdig mufs mir nur das eine erſcheinen. Die Herren 
von dieſer Seite (auf die Oppoſition zeigend) haben es anſcheinend 
zur Methode erhoben, wie irgendetwas geſchieht — von Ihnen aus, 
von einem Ihrer Mitglieder — es ſo zu machen, als wie wenn es 
gar nichts geweſen wäre, als ob Sie vollſtändig unſchuldig wären. 
Das iſt aber nicht ſo. Ich bitte ſich den Vorgang, der zur Aus— 
ſchließung des Herrn Gem.-Rathes Jedliöka geführt hat, in 
Erinnerung zu bringen. In jeder Verſammlung mufs eine Perſon 
ſein, welche die Autorität in ſich vereinigt und die Autorität re— 
präſentiert, und das iſt der Vorſitzende, das iſt die Repräſentation 
der Autorität, ganz abgeſehen von der Perſönlichkeit, mag die Perſon 
wer immer ſein. 

Der Vorſitzende ſoll und mus in jeder Verſammlung unver— 
letzlich ſein. Es iſt daher in meinen Augen das naturgemäße ſchwerſte 
Vergehen, das man in einer öffentlichen Verſammlung begehen kann, 
wenn man den Vorſitzenden angreift, mag man ſonſt mit ihm ſtehen 
wie immer, mag man über feine Perſönlichkeit Anſchauungen wie 
immer haben. Wenn der Vorſitzende ſpricht, ſo iſt er der Präſident 
und es mufs ſich dieſer Autorität jeder fügen. 

Was hat nun Herr Gem.-Rath Jedlicka gejagt. Er hat 
nicht allein mit dem Vorſitzenden zu polemiſieren angefangen, ſondern 
ihm auch gejagt: „Benehmen Sie ſich anſtändig!“ was in meinen 
Augen ein erimen laesae majestatis iſt. (Lebhafte Heiterkeit links. 
Rufe links: Sie können es deutſch ſagen!) Ich bitte vielmals um 
Entſchuldigung, daßs ich im Gymnaſium war und lateiniſch gelernt 
habe. (Unruhe links. Gem.⸗Rath Hawranek: Nicht jeder mufs 
im Gymnaſium geweſen ſein!) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Darf ich um Ruhe bitten! 

Gem.-Nath Dr. Nehansky (fortfahrend): Alſo, das find 
Vergehen gegen die Würde, das Anſehen der Majeſtät! (Er— 
neuerte Heiterkeit links. — Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Alſo jetzt 
haben Sie es deutſch gehört!) Darin liegt ja eben der Unterſchied 
unſerer Anſchauungen. Den Herren kommt der Begriff „Majeſtät“ 
lächerlich vor. (Heiterkeit links.) Aber ich bitte, wir ſprechen nicht 
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von der Krone, das iſt ja ein techniſcher Ausdruck. Dieſer Grund— 
ſatz gilt in allen öffentlichen Verſammlungen, dieſer Grundſatz gilt 
auch bei Gerichts-Verhandlungen, dieſer Grundſatz muſs überall 
gelten, wo eben, wie geſagt, der Vorſitzende in einer verſammelten 
Anzahl von Menſchen die Ordnung aufrecht zu erhalten hat. 

enn, wenn ſich jemand gegen die Autorität des Vorſitzenden 
auflehnt, ſo iſt das — meiner Überzeugung nach — das aller— 
ſchwerſte Vergehen, das man überhaupt begehen kann. Es wird 
nach allen Geſchäftsordnungen der Parlamente als ein ſchweres 
Vergehen angeſehen, und iſt daher meines Erachtens die verhängte 
Ordnungsſtrafe gegen Herrn Gem. Rath Jedliöka eine voll— 
kommen gerechtfertigte. (Rufe links: Nein, ungerechtfertigt!) 

Cem.-Nath Dr. Tueger (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Meine Herren! Ich erlaube mir nur gegen den unmittelbaren 
Vorredner thatſächlich zu berichtigen, daſs die Worte „Crimen 
laesae majestatis“ nicht bedeuten ein Vergehen gegen die Au— 
torität, ſondern fie bedeuten wörtlich das „Verbrechen der Beleidigung 
der Majeſtät“, auf deutſch „Majeſtätsbeleidigung“. (Heiterkeit links.) 
Dr. Nechansky wird mir verzeihen, wenn ich ſage, daßs ſich 
die Herren dort ein wenig im Größenwahne befinden, wenn Sie 
ſich mit der Majeſtät des Kaiſers vergleichen. (Gelächter und 
Händeklatſchen links; Widerſpruch rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich mufs dem letzten 
Herrn Redner bemerken, dass ſeine Ausführung nicht loyal war. 
Die Ausführung des Herrn Dr. Nechansky hat durchaus nicht 
den Sinn gehabt, den Herr Dr. Lueger in dieſelbe hineingelegt 
hat. (Rufe links: Er hätte es deutſch ſagen ſollen!) Der Ausdruck 
des Herrn Dr. Nechansky war ein bildlicher, ſymboliſcher, 
nicht aber ein derartiger, wie Herr Dr. Lueger ihn interpretiert 
hat. Ich glaube übrigens, wir haben uns ſchon genug über den 
Vorgang in der letzten Sitzung ausgeſprochen und ich ſchließe 
dieſe Debatte mit dem Wunſche, dafs ſich eine ſolche recht lange 
nicht wiederholen möge. (Gem.-Rath Hawranek: Das hängt 
vom Präſidium ab!) 

Ich bitte zum Referate Herrn Gem.-Rath Schlechter. 

15. Referent Gem.-Rath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Geſchäftszahl 8627, und zwar betrifft das die 
Präliminarien für die Gewerbeſchulen pro 1894. Der Antrag 
befindet ſich auf der gedruckten Tagesordnung. 

Von Seite der Wiener Gewerbeſchul-Commiſſion iſt der 
Voranſchlag für 1894 vorgelegt worden und beziffert ſich derſelbe 
in der Geſammtſumme für ſämmtliche gewerbliche Vorbereitungs-, 
Fortbildungs- und Fachſchulen für Wien pro 1894 mit dem Be— 
trage von 285.000 fl. Die Bedeckung aus den eigenen Einnahmen 
beträgt 31.600 fl., ſo daſs ein Abgang, welcher von den ver— 
ſchiedenen Curien zu decken iſt, in der Höhe von 253.400 fl. 
beſteht. 

Würde man mit dem Jahre 1892 einen Vergleich ziehen, ſo 
zeigt ſich, daſs in dieſem letztgenannten Jahre der Abgang 247.100 fl. 
betragen hat, daher für das Jahr 1894 um 6300 fl. mehr ge— 
fordert wird. 

Es ergibt ſich weiters, dafs für das Jahr 1893 das Er— 
fordernis mit 274.200 fl. veranſchlagt war. Da dasſelbe nun 
pro 1894 mit 285.000 fl. präliminiert iſt, ſo ergibt ſich eine 
Steigerung des Erforderniſſes von 10.800 fl. 

Es wird nun ausgeführt, wie dieſe Steigerung entſteht und 
darauf hingewieſen, dass an derſelben die Fortbildungsſchulen für 
männliche Hilfsarbeiter mit 2000 fl., die für Mädchen mit 3100 fl., 


Budget für 1894 eingeſtellt werden kann. 


des Landes geſtimmt hat. 
Gewerbetreibenden noch irgendwo Geld vorhanden iſt, oder nur 
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die fachlichen Fortbildungsſchulen mit 4420 fl., die Dotation für 
Prämien mit 500 fl. und jene für allgemeine Auslagen mit 780 fl. 
participieren. 

Es werden dann auch näher noch im Detail die Ver— 
änderungen angeführt, welche die Gewerbeſchul-Commiſſion in 
Bezug auf Ausgeſtaltung dieſer Gewerbeſchulen machen will und 
vorſchlägt. Es ſtellt ſich heraus, dass der percentuelle Beitrag, 
den die Gemeinde Wien zu leiſten hat, ſich mit dem Betrage von 
50.680 fl. beziffert. Nachdem die Feſtſetzung dieſes Geſammt⸗ 
präliminares Sache des Landtages iſt, der Gemeinderath aber 
zuerſt ſeine Zuſtimmung zu geben hat, wird nun ſowohl von den 
Amtern, d. h. von der Buchhaltung und dem Magiſtrate, als 
auch vom Stadtrathe, für den ich zu referieren die Ehre habe, 
vorgeſchlagen, der Gemeinderat möge beſchließen: „Zu dem von 
der Wiener Gewerbeſchul-Commiſſion für 1894 vorgelegten Vor⸗ 
anſchlage iſt die Zuſtimmung zu ertheilen und der auf die Commune 
Wien entfallende Betrag von 50.680 fl. in das Budget pro 1894 
einzuſtellen.“ | 

Gem.-Nath Gregorig: Ich erlaube mir an den geehrten 
Herrn Referenten die Aufrage zu ſtellen, ob in dieſem Voranſchlage 
auch ein Beitrag für die zu gründende Fachſchule für Stein- und 
Kupferdrucker enthalten iſt? 

Referent: Ich mußs bemerken, dass dies nach dem allgemeinen 
Berichte hier nicht der Fall iſt; denn wahrſcheinlich ſind die Ver— 
handlungen noch nicht jo weit, dals die Sache bereits in das 
Der bezügliche Paſſus 
wegen Vermehrung der Fachſchulen lautet folgendermaßen (liest): 

„Nachdem das um 1300 fl. größere Erfordernis für die Lehr— 
anſtalt für Textil-Induſtrie durch die um den gleichen Betrag 
höhere Einnahme compenſiert wird und die Mehrauslage für die 
Bäckerſchule nur 120 fl. beträgt, bedarf nur die für Rückvergütungen 
an Gewerbeſchul-Umlagen geſtellte Mehrforderung von 3000 fl. 
einer ſpeciellen Begründung. Bei dem Umſtande, als im Jahre 
1893 bisher ſchon 18.500 fl. zur Anweiſung gelangten, weitere 
ſechs Genoſſenſchaften auf eine Rückvergütung bereits Anſpruch 
haben und im nächſten Jahre noch drei Genoſſenſchaften den An— 
ſpruch auf eine Rückvergütung erwirken dürften, muſste für dieſe 
Erfordernispoſt ein entſprechender Mehrbetrag in Auſpruch genommen 
werden, der mit 3000 fl. nicht zu hoch gegriffen ſein dürfte.“ 

Ob aber die Schule darunter begriffen iſt, die der Herr Vor: 
redner meint, kann aus dem Acte nicht entnommen werden. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich bedauere, nach den Ausführungen 
des Herrn Referenten immer noch nicht im klaren zu ſein. 

Im niederöſterreichiſchen Landtage war es gerade die liberale 
Partei, die ſich fortwährend als ſchulfreundlich hinſtellt, welche 
gegen die Subvention dieſer Schule, die ſo nothwendig iſt, ſeitens 
Ich möchte doch wiſſen, ob für die 


für andere Zwecke. Mir iſt das nicht klar. Ich kann nicht weiter 
ſprechen, aber ich bedauere, dafs Ihre, die liberale Partei, im 
niederöſterreichiſchen Landtage eine Unterſtützung für eine gewerbliche 
Fachſchule zu Falle gebracht hat. 

Vice Mürgermeiſter Dr. Grübl: Ich erlaube mir zu 
bemerken, dass, wenn für dieſe Poſt ein Betrag im Budget nicht 
eingeſtellt war, und die Verhandlungen zur Errichtung dieſer Anſtalt 
führen, die Commiſſion um Erwirkung eines Nachtragscredites ein- 
ſchreiten wird; das wird dann durch den Stadtrath dem Gemeinde, 
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rathe vorgelegt werden. Vorläufig ſcheint die Sache noch nicht ſo 

weit gediehen zu ſein. 

Gem.-Nath Winkler: Ich ſpreche nicht gegen die Anträge 
des Referenten, auch nicht gegen die Gewerbeſchule als ſolche, ich 
wünſche — und jeder wird derſelben Meinung ſein — es ſoll 
denjenigen Kindern, welche einige Schulbildung ſich aneignen wollen, 
Mittel und Wege an die Hand gegeben werden, damit ſie dies 
erreichen können. Soviel mir bekannt iſt, zahlen die Beiträge für 
die gewerblichen Fortbildungsſchulen drei Curien, einen Percentſatz 
die Gemeinde, einen Percentſatz das Land Niederöſterreich und einen 
Theil die niederöſterreichiſche Handels- und Gewerbekammer. Die 
Kinder, welche beſonders die gewerbliche Vorbereitungsſchule be— 
ſuchen, ſind größtentheils ſolche, welche aus allen Provinzen der 
Monarchie herkommen und hier in die Lehre gehen. Die Gemeinde 
Wien als ſolche mus nebſt den Beiträgen, die fie der Commiſſion 
zahlen mus, ihre Schulgebäude unentgeltlich zur Verfügung ſtellen 
und Heizung und Beleuchtung unentgeltlich tragen, was einen 
reſpectablen Betrag ausmacht, nachdem die Schulen nur am Abend 
abgehalten werden. Ich glaube, daſs gerade die Kinder aus 
Niederöſterreich oder Wien in der gewerblichen Fortbildungsſchule 
in der Minderzahl ſind. 

In unſerem Lande ſorgt die Regierung und ſorgen die Ge— 
meinden dadurch, daßs fie die Mittel dazu an die Hand geben, 
dafür, dass die Kinder ihr Lehrziel erreichen. Anders iſt es mit 
den Kindern — es ſoll das nicht als Beleidigung gelten — die 
aus den ſlaviſchen Provinzen herkommen. Dieſelben können weder 
deutſch, find auch zumeiſt des Leſens und Schreibens nicht kundig. 
Für derlei Kinder ſind die gewerblichen Fortbildungsſchulen da. 
Nachdem jedoch nicht das Land Niederöſterreich, nicht die Com— 
mune Wien von dieſen Kindern den Nutzen haben — denn die— 
ſelben werden zwar öfters tüchtige Handwerker und Arbeitskräfte, 
aber ſie gehen fort in die anderen Provinzen — wäre ich der 
Meinung, dass der Betrag, welchen die Commune Wien zahlen 
muss, der Staat zahlen ſoll, weil der Staat verpflichtet iſt, den— 
jenigen Kindern, welche das Lehrziel nicht erreicht haben, Gelegenheit 
zu bieten, ſich dieſe Kenntniſſe anzueignen, und es ſollen Mittel 
und Wege eingeſchlagen, Erhebungen gepflogen und competenten- 
orts Schritte unternommen werden, damit der Staat die Er— 
haltung der gewerblichen Vorbereitungsſchulen übernimmt und aus 
ſeinem Säckel trägt, weil die Kinder aus allen Gauen des Staates 
herkommen. 

Neferent (zum Schluſswort): Ich möchte gegen den letzten 
Herrn Vorredner Folgendes bemerken. Die Anregung, die er jetzt 
hier gegeben hat, iſt im Landtage ſchon vor vielen Jahren gegeben 
und es ſind auch Verhandlungen eingeleitet worden. Aber ich 
bezweifle, daſs der Staat gerne die Laſten übernimmt, die gegen- 
wärtig auf den Schultern der Gemeinde, des Landes, der Gewerbe— 
treibenden und der Handelskammer laſten. Die Anregung iſt eine 
ſolche, die unſeren Finanzen zugute kommen würde, allein es iſt 
gegenwärtig keine Ausſicht für ihre Annahme vorhanden. Übrigens 
iſt gegen die Anträge eine Einwendung nicht erhoben worden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Gegen die Referenten⸗ 
Anträge iſt eine Einwendung nicht erhoben worden, ich erkläre 
dieſelben für angenommen. 

Beſchluſs: Unter Berückſichtigung' des von der Wiener Gewerbe: 
ſchul⸗Commiſſion für 1894 vorgelegten Voranſchlages 
iſt der auf die Commune Wien entfallende Betrag 
von 50.680 fl. in das Budget pro 1894 einzuſtellen. 
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16. Referent Gem.-Rath Vaugoin: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 8971 zu referieren, der Centralverein zur Beköſtigung 
armer Schulkinder bittet um eine Subvention für das Vereinsjahr 
1893,94. Es wird in feinem Rechnungsausweiſe hervorgehoben, 
daſs die Anzahl der zur Ausſpeiſung gelangenden Kinder diesmal 
4902, alſo 306 Kinder mehr als im Vorjahre betrage. Es wird 
ferner hervorgehoben, daj8 die Ausſpeiſung im letzten Jahre in 
achtzehn Bezirken, und zwar vom I. bis incl. XVIII. Bezirke ſtatt⸗ 
gefunden habe, und dass fie im XIX. Bezirke aus dem Grunde 
nicht vorgenommen werden kann, weil der Bezirksausſchuss, der 
Bezirksſchulrath und der Armenrath erklärt haben, dafs wegen des 
Mangels einer Volksküche und anderer geeigneter Localitäten eine 
Ausſpeiſung nicht ſtattfinden könne. Ferner geht aus dem Berichte 
hervor, daſs die Ausgaben im verfloſſenen Jahre 35.363 fl. 45 ½ kr. 
betrugen und der Caſſavorrath Ende October des vergangenen 
Jahres mit 6528 fl. 25 kr. abgeſchloſſen wurde. Ich glaube, dafs 
die Thätigkeit dieſes Vereines, welcher in das ſiebente Jahr ſeiner 
Thätigkeit tritt, allgemein anerkannt wird und erlaube mir namens 
des Stadtrates den Antrag zu ſtellen, wie auch im vorigen Jahre 
für den Verein eine Subvention von 20.000 fl. zu genehmigen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht jemand das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich bitte nun jene 
Herren, welche mit dem Antrage einverftanden find, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Dem Centralvereine zur Beköſtigung armer Schul— 
kinder in Wien wird eine Subvention von 20.000 fl. 
für das Vereinsjahr 1893/94 bewilligt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es find einige dringende 
Schriftſtücke, betreffend den Verkauf von Realitäten auf der Tages— 
ordnung. Da dieſelben jedenfalls noch heute erledigt werden 
ſollen, jo bitte ich Herrn Gem.-Rath Wurm zum Referate. 

17. Referent Gem. Rath Wurm: Zahl 9264. Der 
Antrag ſteht auf der Tagesordnung und betrifft die Erwirkung 
eines Landesgeſetzes bezüglich des Verkaufes des Hauſes I., Wipplinger— 
ſtraße 35. Dieſes Haus hat ſchon wiederholt hier zu Verhandlungen 
Anlass gegeben. Es hat urſprünglich der Beamtenverein auf dieſes 
Haus ein Offert geſtellt und 150.000 fl. geboten. Dieſes Haus iſt 
von beeideten Schätzmeiſtern mit 180.000 fl. geſchätzt und wenn 
man den gegenwärtigen Zinsertrag berückſichtigt und mit 4 Percent 
capitaliſiert, kommt ein Wert von 189.000 fl. heraus. Nachdem 
ſich kürzlich ein zweiter Offerent gefunden hat, welcher auch ein 
Offert geſtellt hat, das aber wegen der Zahlungsbedingungen, die 
abſolut unmöglich waren, nicht annehmbar war — er wollte 
nämlich nur 10.000 fl. Anzahlung geben — glaubt der Stadtrath, 
Ihnen empfehlen zu ſollen, dass die Erwirkung eines Landesgeſetzes 
und eine Offertverhandlung das Beſte wäre, weil dann jeder Kauf— 
luſtige ſich melden kann, um das Haus zu erwerben. 

Aus dieſem Grunde empfiehlt der Stadtrath die Erwirkung 
eines Landesgeſetzes. Hiezu iſt aber nothwendig, einen Minimal⸗ 
preis zu beſtimmen. Nachdem alſo die Schätzung mit 180.000 fl. 
angenommen iſt und der Zinswert 189.000 fl. ergibt, wenn man 
das Erträgnis zu 4 Percent capitaliſiert, ſo glaubt der Stadtrath 
empfehlen zu ſollen, 200.000 fl. als Minimalpreis für den Ver— 
kauf dieſer Realität feſtzuſetzen und diesbezüglich ein Landesgeſetz 
zu erwirken. Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 

Gem.-Nath Hawranek: Ich conſtatiere mit Freuden, dass 
damals, als wir dieſes Referat zurückgewieſen haben, 150.000 fl. 
geboten waren. Jetzt haben wir auf einmal 200.000 fl. Sehen 
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Sie, meine Herren, dafs wir doch nicht umſonſt hier find, dass 
es doch etwas nützt, wenn wir die Gründe nicht ſo verſchleudern 
laſſen. Ich conſtatiere mit Freude, daſs da etwas mehr erzielt 
worden iſt. 

Referent: Ich mußs conſtatieren: 150.000 fl. waren an⸗ 
geboten, der Stadtrath hat unterhandelt und einen Preis von 
197.000 fl. erzielt. Das iſt ein Preis, der jedenfalls annehmbar 
iſt. Es iſt vielleicht zu hoffen — weil überhaupt die Grundpreiſe 
ſteigen — dass wir noch ein paar tauſend Gulden mehr bekommen 
werden. Was der Stadtrath beantragt hat, war aber jedenfalls 
nicht unangemeſſen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich glaube, meine Herren, 
es iſt nicht zweckmäßig, über dieſe Details in öffentlicher Sitzung 
zu verhandeln. 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Ich habe — ich glaube, es war 
im Auguſt oder im September — gegen dieſen Antrag geſprochen, 
und ich werde auch heute dagegen ſprechen und motivieren, aus 
welchen Gründen ich dies thue. Wir haben damals das Referat, 
ich möchte ſagen, faſt einſtimmig abgelehnt, und aus dieſem Grunde 
hätte ich nicht erwartet, daſs der Stadtrath auf Grund eines 
Offertes, welches jeder Private ablehnen, beziehungsweiſe nicht 
einmal einer Antwort würdigen werde, mit einem Referate an den 
Gemeinderath herantritt. Das hätte ich wirklich nicht geglaubt, 
und es kommt mir faft fo vor, als ob man Gründe und Motive 
ſuchen würde, um eben die Berechtigung für dieſes Referat zu 
haben. Die Verwaltung kommt in dieſem Falle dem Gemeinde— 
rathe zu und der Stadtrath iſt das executive Organ, und ich kann 
abſolut nicht zugeben, daßs in einer ſolchen Weiſe verwertet wird, 
daſs man in die Welt hinauspoſaunt, man habe die Abſicht, ein 
Haus zu verkaufen. 

Wenn einer ein Haus hat und bringt in die Parteien eine 
gewiſſe Beunruhigung dadurch, dajs er ſagt, er habe die Abſicht, 
das Haus zu verkaufen, dann entwertet er ſelbſt das Haus und 
erreicht das, was er nicht erreichen will, die Entwertung des Hauſes. 
Das iſt nicht richtig bei einer ordentlichen Verwaltung. Die an— 
ſtändigen Parteien ziehen jetzt aus und warten nicht, bis der 
Gemeinderath die Kündigung zuſchickt, und infolge deſſen wird 
unſer eigenes Haus entwertet. Wir hatten ja ſeinerzeit ein Anbot 
des Beamtenvereines. Ich glaube, auch hier heißt es: „Alte Liebe 
roſtet nicht!“ und dass wieder der Beamtenverein dahinterſteckt. 
Man hat Gründe angegeben, dass das Haus nicht zu verbauen 
iſt, wenn wir nicht im Beſitze des Nachbargrundes ſind. 

Wer dieſes Haus und die Tiefe desſelben kennt und weiß, 
daſs dieſes Haus ſogar herausrücken darf, der wird zugeben, dass 
man dort bauen, nicht nur umbauen kann, und wenn der Beamten— 
verein das Geſchäft macht und ſich dabei wohl befindet, ſo ſoll, 
wenn überhaupt gebaut wird, die Commune bauen, und nicht eine 
Beunruhigung in die Parteien hineingebracht werden. Der Complex 
iſt groß genug, und das Haus iſt derartig ſtark gebaut, dass es 
noch zwei Stockwerke vertragen würde. 

Die Parteien befinden ſich ſehr wohl, aber jetzt, meine Herren, 
iſt es gekommen, dass ſchon einige Geſchäftsleute gekündigt haben. 
In ſolcher Weiſe wird das Haus entwertet. Das Haus trägt 
heute faſt 5 Percent Zinſen, die Leute machen keine großen Anſprüche 
und können deshalb zufrieden ſein. 

Ich bin alſo für die Ablehnung und bin überhaupt 
dagegen, dass ein ſolches Landesgeſetz erwirkt wird. Wenn die 
Commune etwas thun will, ſoll ſie ſelbſt bauen. 
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Gem.⸗Nath Värtl: Meine Herren, die Sache ſteht doch 
etwas anders, als der Herr Vorſitzende ſagt. Damals war ich auch 
derjenige, der das Anbot zurückgewieſen hat, aber heute handelt 
es ſich weder um einen Verkauf noch um ein Anbot, ſondern es 
ſoll ein Minimalpreis von 200.000 fl. beſtimmt werden. Es wird 
ja noch nicht verkauft. Ich kann mich ganz gut erinnern, ich habe 
als Obmann der Häuſeradminiſtrations-Commiſſion oft und oft 
dort commiſſioniert. Ohne den Grund dazu kann die Gemeinde 
gar nicht bauen. Ich rathe ſchon heute ab, das ſich die Gemeinde 
darauf einlaſſe; das kann nur ein Privater thun. 


Der Herr Vorredner hat gejagt, daſss Parteien ausgezogen 
ſind. Es iſt nicht lange her, da habe ich mit einem Beamten über 
dieſes Haus geſprochen und gejagt, dass ein Anbot da iſt und 
vielleicht die Parteien alteriert werden. Er ſagte: keine Idee! Es 
zieht kein Menſch aus. Man kann heute gar nicht in die Welt hinaus— 
poſaunen, dafs das Haus verkauft und demoliert wird und den 
Parteien gekündigt wird — das findet nicht ſtatt. Wie der Herr 
Referent referiert hat, ſo wird, wenn es zum Verkaufe kommen 
ſollte, ein Minimalpreis ausgeſchrieben werden, es werden Con— 
currenten da ſein. Wir werden den beſten nehmen, wenn uns das 
Offert gefällt. Aber wie man heute dagegen ſein kann, dass wegen 
Feſtſetzung eines Minimalpreiſes von 200.000 fl. ein Landesgeſetz 
erwirkt werden ſoll, begreife ich wahrhaftig nicht. Warten Sie ab, 
bis Offerte da ſind, wir werden nicht eines entgegennehmen, es 
müſſen mehrere daliegen. Dann kann man ſo ſprechen, wie der 
Herr Vorredner. 


Ich empfehle daher den Antrag des Herrn Referenten. 
Heute ſteht die Sache ganz anders, wie damals. 


Gem.-»Nath Sebaſtian Grünbeck: Meine Herren! Ich 
kann dem Herrn Vorredner, Herrn Dr. Klotzberg, nicht ganz 
unrecht geben. Was werden wir thun? Wir verkaufen das Haus, 
das 5 Percent trägt und kaufen Öpercentige Papiere dafür oder 
machen irgendwelchen Tauſch; oder es wird, wie ich im Ller— 
Comité gehört habe, im letzten Momente noch ein Grund gekauft. 
Das, meine Herren, dulden wir nicht! Es ſind auf dieſen Fond 
ſchon verſchiedene Sünden gemacht worden, und zwar nicht zu 
Gunſten desſelben. Im Jahre 1875 iſt ein Tauſch gemacht worden, 
wo es ſich um einen beträchtlichen Betrag, nämlich um mehr als 
100.000 fl. gehandelt hat, und bis heute iſt er noch nicht aus— 
bezahlt worden. Wenn etwas gut iſt und nicht etwa aus gewiſſen 
Rückſichten, wie zum Beiſpiele aus Verkehrsrückſichten oder wegen 
irgendwelchen anderen Rückſichten, weg mus, it mir ein feſtes 
Haus, welches 5 Percent trägt, lieber als Papiere. (Rufe: Es 
trägt aber nicht ſo viel!) Ich halte mich an das, was der Herr 
Vorredner geſagt hat, daſs nämlich das Haus 5 Percent trägt. 
Ich muſßs mich gegen den Referenten-Antrag ausſprechen. Jetzt 
brauchen wir 92 Stimmen zum Beſchluſſe des Verkaufes; wenn 
wir es aber dann wieder kaufen wollen, brauchen wir keine 
92 Stimmen mehr, und manche Herren, welche gegen den Verkauf 
wären, werden doch dem Präſidium zu ſeinen 70 Stimmen ver— 
helfen, und die ganze Geſchichte geſchieht doch auf Koſten dieſes 
Millionenfonds, der es doch gar nicht nothwendig hat, etwas zu 
verkaufen; denn es iſt doch geſcheiter, wenn er die feſten Sachen 
zuſammenhält, als dals er dieſelben verkauft und gegen Papiere 
eintauſcht, an denen der Fond nur verliert. Ich bin nach den 
Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes Klotzberg nicht mit der 
Erwirkung eines Landesgeſetzes einverſtanden. 


180 


Lr 


—ꝓ— — ——— K ——L— ͤ — 


Gem.-Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
glaube, dafs wir in dieſer Frage jo ziemlich einig vorgehen werden 
und erlaube mir, den Schluss der Debatte zu beantragen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt der Schlufs der 
Debatte beantragt worden; ich bitte die Herren, welche damit ein— 
verſtanden find, die Hand zu erheben. (Gefchieht.) Angenommen. 

Es find nur noch zum Worte gemeldet die Herren Gem. 
Räthe Karl Johann Müller und Dr. Klotzberg. Der Herr 
Gem.⸗Rath Müller hat das Wort. 


Gem.⸗Rath K. J. Müller: Ich verſtehe den Gem.-Nath | 


Klotzberg nicht, wie er ſich dagegen wehren kann, daſs be— 
schloffen werde, das Haus könne zu einem Minimalpreiſe von 
200.000 fl. verkauft werden. Wir hätten es um 197.000 fl. ver⸗ 
kaufen können und wollten es nicht hergeben. Mittlerweile läuft 
ein zweites Offert, wir könnten ſchon 213.000 fl. dafür bekommen; 
wir brauchen es daher nicht um 200.000 fl. herzugeben. 

Ferner ſagt der Herr College, das Haus trägt 5 Percent. 
Das iſt nicht richtig; denn das Haus trägt 6900 fl. rein, das 
ſind 4 Percent. Wir bekommen mindeſtens 210.000 fl. dafür und 
machen dabei ein gutes Geſchäft. Ich bitte alſo, dem Antrage des 
Herrn Referenten zuzuſtimmen, es iſt gar keine Gefahr dabei. 
Das Haus iſt nicht ſo bekannt; es ſteht wohl ganz ſchön, aber 
es muſs bei einem Umbau hineinrücken. (Rufe: Umgekehrt!) Wir 
haben ja dann die Zinskreuzer dafür. Ich bitte alſo, den Antrag 
des Referenten anzunehmen. 

Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Ich habe erklärt und kann 
auch neuerdings wieder erklären, dass dadurch die Parteien beun— 
ruhigt werden, weil eine anſtändige Partei nicht die Kündigung 
abwartet, ſondern rechtzeitig eine Wohnung ſucht. Thatſächlich 
haben heute Schon drei Parteien gekündigt und ziehen aus. Ich 
conſtatiere weiters, daſs nach dem Auszuge der Buchhaltung dieſes 
Haus 7900 fl. trägt und wenn es alſo umgebaut werden ſoll, 
kann die Commune dasſelbe Geſchäft machen. Ich bin für die 
Ablehnung des Referenten-Antrages. 

Referent (zum Schluſswort): Ich bedauere, 
Gemeinderathe in öffentlicher Sitzung immer ganz unrichtige und 
unwahre Behauptungen aufgeſtellt werden. Ich habe hier den 
Act und da ſteht ganz deutlich, der durchſchnittliche Reinertrag iſt 
6923 fl. Wenn wir nun das Haus um den Minimalbetrag von 
200.000 fl. verkaufen würden, ſo ergäbe hiefür die heutige Ver— 
zinſung kein öpercentiges Reinerträgnis, ſondern nicht einmal 
ein 3 ½percentiges. Es iſt höchſt unvorſichtig, immer eine Menge 
von Behauptungen aufzuſtellen, die abſolut unwahr ſind und 
dadurch die ganze Geſchäftsführung des Gemeinderathes, Stadt- 
rathes und Magiſtrates discreditieren in einer ganz unverantwort— 
lichen Weiſe .. . (Gem. -Rath Dr. Klotzberg: Ich bitte, ich 
laſſe mich nicht abkanzeln, das laſſe ich mir nicht gefallen!) Wenn 
man Zahlen nennt, müſſen dieſelben richtig ſein. Zahlen ſind 
eine ſehr gute Begründung, aber es iſt zu überlegen, wenn 
man Zahlen gebraucht. Man darf nicht ins Blaue hineinreden 
und von einer Öpercentigen Verzinſung ſprechen, wenn es ſich 
um eine 3 ½ percentige Verzinſung handelt. Die Commune kann 
doch nicht den Umbau von Häuſern vornehmen, welche nicht zur 
Regulierung beitragen, die Commune kann nur dann als Bauherr 
auftreten, wenn es ſich darum handelt, Engpäſſe zu erweitern, ſie 
iſt aber nicht dazu da, alles umzubauen, was ſich im Gemeinde— 
beſitze befindet, und dieſer Umbau iſt wirklich nur dann zweckmäßig 
durchzuführen, wenn das Haus Nr. 33 dazu verwendet wird. Dieſes 
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iſt der Gemeinde auch angeboten worden, aber zu einem ganz 
unerhörten Preiſe, der abſolut nicht die Grundlage zu Verhand— 
lungen abgeben konnte. Es waren ſchon zwei Anbote auf das 
Haus Nr. 35 vorhanden, es iſt aber höchſt unzweckmäßig, mit 
einzelnen zu verhandeln. Um einen entſprechenden Preis zu erzielen, 
iſt am zweckmäßigſten die Einleitung einer öffentlichen Offertver— 
handlung, d. h. jedermann, der auf das Haus reflectiert, ſoll 
einen Preis ſtellen und wenn einer entſprechend iſt, ſo wird ihn 
die Gemeinde acceptieren und wird dann gewißss ein Preis ange: 
nommen werden, bei welchem ſich wohl durchaus nicht von einer 
5percentigen, ſondern bloß von einer 3 ½ percentigen Verzinſung 
des verkauften Objectes wird ſprechen laſſen. 

Ich bitte nochmals, wenn Sie Zahlen gebrauchen, vorſichtig 
zu ſein, und nicht in dieſer Weiſe das zu discreditieren, was 
beantragt wird. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Wenn ich erklärt habe, daſs das Haus 5 Percent trägt und der 
Zins 7900 fl. beträgt, ſo habe ich es bona fide, in guter Abſicht 
geſagt; ich habe es nicht böswillig geſagt, um abſichtlich tendenziös 
zu entſtellen und ins Blaue hineinzureden, wie der Herr Referent 
bemerkt hat. Einen ſolchen Ton laſſe ich mir nicht gefallen, und 
ich bedauere lebhaft, daſs der Herr Präſident es zugelaſſen hat. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich muſßs dagegen er⸗ 
widern, daſs ich aus den Bemerkungen des Herrn Referenten nicht 
den Vorwurf entnommen habe, daſs Herr Dr. Klotzberg 
wiſſentlich eine Unwahrheit geſagt habe. Durchaus nicht! Der 
Herr Referent hat lediglich gewarnt, dass Ziffern genannt werden, 
die nicht richtig ſind. 

Referent: Ich muss bemerken, dafs ich vollinhaltlich das 
Geſagte aufrechthalte: wenn irgendein Herr Ziffern nennt, muss 
es wohlüberlegt ſein. Man darf nicht von einer Fpercentigen 
Verzinſung ſprechen, wenn es ſich um eine 3½ percentige handelt. 

Gem.⸗Nath Eigner (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 


berichtige dahin, daßs dieſes Haus allein nicht umgebaut werden 
daſs im 


kann, ſondern daßs das danebenſtehende Haus mitangekauſt werden 
muſs. Ferner berichtige ich gegenüber dem Herrn Dr. Klotz— 
berg, daſs auf das Haus kein zweiter Stock, auch nicht einmal 
einer, aufgeſetzt werden kann. Herr Dr. Klotzberg möge an 
Ort und Stelle ſich das Haus beſichtigen, dann wird er ſehen, 
dafs im heutigen Zuſtande desſelben kein Baumeiſter ein Stock— 
werk aufbauen kann, ſchon deshalb nicht, weil die Einrichtungen 
den heutigen Verhältniſſen nicht mehr angepasst find. (Widerſpruch.) 
Ferner bitte ich, daſs die Herren dieſen Antrag annehmen und 
ein Geſetz erwirken, daſs überhaupt dieſe beiden Häuſer umgebaut 
werden. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab— 


ſtimmung. Ich bitte die Herren Schriftführer, die Zahl der an— 


weſenden Gemeinderäthe zu conſtatieren. (Nach einer Pauſe:) 

110 Gemeinderäthe ſind anweſend. Ich erſuche diejenigen Herren, 

welche mit dem Referenten⸗Antrage einverſtanden find, die Hand 

zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte zu zählen. (Nach erfolgter Aus⸗ 
zählung:) Es ſind 72 Herren dafür. 
Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Zum Zwecke des Verkaufes des dem Wiener all— 
gemeinen Verſorgungsfonde gehörigen Hauſes I., 
Wipplingerſtraße 35, unter Zugrundelegung eines 
Minimalpreiſes von 200.000 fl. wird die Erwirkung 
eines Landesgeſetzes bewilligt. 
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18. Referent Gem. Rath Wurm: Zahl 8157, Beilage 
Nr. 2. Es handelt ſich um einen Verkauf von Fragmenten des Linien⸗ 
wallgrundes an Ignaz und Erneſtine Deutſch im VII. Bezirke, 
zuzuſchlagen zur Realität Kaiſerſtraße 91. 

Die Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, dass ich vor 
einiger Zeit über eine ganze Reihe von Linienwallgrund-Verkäufen 
referiert habe. 

Das letzte dieſer Referate hat nicht die genügende Majorität 
bekommen und wurde daher als abgelehnt betrachtet. Es hat ſich 
da um eine Grundfläche von 244 m? gehandelt, durch welche die 
Realität des Ignaz Deutſch ergänzt werden ſoll, welche an der 
Kaiſerſtraße gelegen iſt. 

Dieſe Grundfläche wurde von beeideten Schätzleuten und vom 
Stadtbauamte mit 12 fl. per Quadratmeter geſchätzt. Ein Comité 
des Stadtrathes hat mit Herrn Deutſch verhandelt und hat eine 
Erhöhung von 12 auf 20 fl. erreicht und infolge deſſen einen 
Geſammtpreis von 5000 fl. erzielt. Das war der Antrag, welchen 
ich auch zu vertreten die Ehre hatte, welcher jedoch damals nicht 
die qualificierte Majorität gefunden hat. 

Nun hat ſich ein zweiter Reflectant gemeldet und hat auf 
dieſen mit 12 fl. geſchätzten Grund ein Offert mit 28 fl. geſtellt, 
ein Offert, welches einen Preis nennt, den ein Grund erzielt hat, 
der an der Peierlgaſſe gelegen iſt und welcher zum Theil eine 
Straßenfagade hat. Nun wurde mit beiden Offerenten, nämlich mit 
Otto Schäffle und Ignaz Deutſch, unterhandelt und beide 
haben immer mehr geboten, bis Ignaz Deutſch mit dem Betrage 
von 30 ½ fl. Beſtbietender geblieben iſt. Er hat erklärt, dass er 
mit dieſem Angebote nur bis 15. d. M. im Worte bleibt, wie 
mir jedoch das Präſidium mitgetheilt, hat er dieſe Friſt auf den 
18. d. M. erſtreckt. 

Es wird alſo vom Stadtrathe beantragt (liest): 

„Käufliche Überlaffung des im Plane mit Buchſtaben und 
Ziffern Xn mp q VII VIII IX X umſchriebenen Linienwall— 
grundes, Theil der Cat.⸗Parc. 1696/2, Einl.⸗Z. 431 VII. Bezirk, 
im Ausmaße von 244 m? um den Preis von 30 fl. 50 kr. per 
Quadratmeter an die Eheleute Ignaz und Erneſtine Deutſch.“ 

Ich kann das nur beſtens empfehlen, weil das ein Preis 
iſt, wie er verhältnismäßig noch nicht erzielt wurde. Ich bitte 
daher um Annahme des Stadtraths-Antrages. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Der Gegenſtand iſt heute ſchon zum 
zweitenmale auf der Tagesordnung. Der Grund, um den es ſich 
handelt, iſt für beide Anrainer von koloſſalem Werte. Ich bitte 


nun den Herrn Referenten mir zu ſagen — ich erinnere mich 
nicht mehr genau daran — wie viel das letztemal geboten 
wurden? 


Referent: Das höchſte Anbot, das damals erzielt wurde, 
war 20 fl., die Schätzung 12 fl. Jetzt werden 30 ½ fl. geboten. 

Gem.-Rath Gregorig: Ich conſtatiere mit Genugthuung, 
daſs ich recht gehabt habe, den Antrag abzulehnen. Die Commune 
hat dadurch einen Nutzen von 10 fl. per Quadratmeter erreicht, die 
ſonſt beim Fenſter hinausgeworfen wären. 

Gem.-Aath Weitmann: Ich habe nichts gegen den Preis 
von 30 ½ fl. per Quadratmeter; damit iſt der Grund dort, wo 
er liegt, genügend bezahlt. Aber eines möchte ich bedauern. Es 
hat in jüngſter Zeit — es dürften vielleicht drei bis vier Wochen 
her ſein — ebenfalls ein Hausbeſitzer beim Stadtrathe einen 
Antrag eingebracht und für einen ganz abgeſonderten Grund, der 
weder an die Peyerlgaſſe noch an die Gürtelſtraße, ſondern nur 
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vis-à-vis an die Feuermauer anſtößt, den niemand anderer ver- 
wenden kann als der betreffende Hausbeſitzer — ein Anbot von 
23 fl. per Quadratmeter gemacht, welches ohne jede andere Moti⸗ 
vierung, als dass es als zu gering betrachtet wurde, zurückgewieſen 
worden iſt. Ich glaube, daſs wenn man früher dem Deutſch einen 
Grund — wie der Antrag gelautet hat — mit 22 fl. per Qua⸗ 
dratmeter käuflich überlaſſen wollte, es nur recht und billig geweſen 
wäre, wenn man auf das Anbot von 23 fl. per Quadratmeter 
auch reagiert und den Betreffenden zu weiteren Unterhandlungen 
eingeladen hätte. Ich bedauere, daßs der Stadtrath in dieſer Weiſe 
gegen die Hauseigenthümer vorgeht, die an den Linienwall an— 
ſtoßen und die zu ganz correcten Preiſen Linienwallgründe er— 
werben wollen. Ich kann darüber nur das tiefſte Bedauern aus⸗ 
ſprechen, ſo geht man gegen Hauseigenthümer nicht vor. Meine 
Anſicht iſt, man hätte den Betreffenden einladen und in Ver— 
handlungen mit ihm treten ſollen. 

Gem.-Nath Noſenſtingl: Ich möchte einiges richtigſtellen, 
weil es ſonſt möglich wäre, dass die Behauptung ſpäter wiederholt 
werden und daſs es dann heißen würde, die böſe liberale Majorität 
hat damals wieder einen Grund verſchleudern wollen, und es iſt 
uns gelungen, ſo und ſo viel tauſend Gulden mehr dafür zu 
bekommen dadurch, dass wir ihre Anträge abgelehnt haben. Ich 
will mich nicht auslaſſen, wie groß das Verdienſt iſt, wenn man 
es dahin bringt, dass ein Grund theuer, theuerer, am allertheuerſten 
verkauft wird. Dieſe Frage überlaſſe ich Ihnen zur Beurtheilung, 
aber das wir dieſen Grund um einen ſolchen Preis verkaufen 
konnten, darf niemand als Verdienſt für ſich in Anſpruch nehmen, 
ſondern es iſt die Urſache davon lediglich der Umſtand, dafs die 
beiden Herren Nachbarn ſich gegenſeitig hinauflicitiert haben. 
Das habe ich richtigſtellen wollen. 

(Gem.-Rath Frauenberger verzichtet auf das Wort.) 

Gem.⸗Rath Gregorig: Auf die Gefahr hin, die Ungnade 
des Gem.-Rathes Frauenberger zu erregen, mu ich doch 
conſtatieren, daſs es ſich nicht ganz fo verhält, wie der Herr Vor— 
redner geſagt hat. Ich habe ja kein Verdienſt für mich in An— 
ſpruch genommen, ſondern nur conſtatieren wollen, daſs man einen 
größeren Erlös erzielen kann und dajs man nicht ſo verſchleudern 
ſoll. Ich ſtehe überhaupt auf dem Standpunkte, wir dürfen das 
Gemeindevermögen nicht verſchleudern, und wenn wir Gründe 
leichtſinnig verkaufen, ſo verſchleudern wir es. Hätten wir dem 
Betrage von 22 fl. zugeſtimmt, ſo wäre der Schade da. 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich will nur 
ſo viel ſagen, wenn wir die Linienwallgründe überall um dieſen 
Preis verkaufen, können wir uns gratulieren. Dieſe Gründe paſſen 
eben den betreffenden Hausbeſitzern, daher zahlen ſie einen ſolchen 
Preis. Das iſt die ganze Geſchichte, und damit bin ich zu Ende. 
Sie dürfen das nicht einem anderen Umſtande zuſchreiben, davon 
iſt lediglich der Umſtand die Urſache, dafs beide Hausbeſitzer dieſen 
Grund haben wollen, und wenn zwei ſich ſtreiten, fo freut ſich 
der dritte, und der dritte iſt in dieſem Falle die Commune. 

Referent (zum Schlusswort): Ich will nur eines erklären, 
nämlich, daſs der Stadtrath bei der Veräußerung der Linienwall— 
gründe ebenſo vorgeht, um möglichſt viel zu erzielen, wie bei den 
übrigen Verkäufen, wie dies auch durch das einſtimmige Urtheil 
aller Anweſenden ohne Unterſchied der Partei zugegeben worden 
iſt. Speciell der Preis dieſes Grundes, um den es ſich heute handelt, 
war im Verhältniſſe zu den anderen Grundpreiſen, welche die ein— 
ſtimmige Zuſtimmung gefunden haben, ganz angemeſſen, und es 
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it ein ganz beſonderer Zufall, daſs der Eigenthümer des an- 
grenzenden Grundes ſich ſoweit gebeſſert hat, daßs er ſogar mehr 
anbietet, als für den beſſer gelegenen Grund, den er ſchon erworben 
hat. Dieſer Grund, den der Concurrent früher erworben hat, iſt 
im Verhältniſſe wertvoller und wurde ſchon weit über den Wert 
bezahlt, den die Schätzleute und das Stadtbauamt erhoben haben. 
Alſo wir haben, das mußs ich conſtatieren, wirklich ſehr viel Glück 
mit den Verkäufen gehabt, und daßs wir bei dem letzten Verkaufe 
ein noch größeres Glück gehabt haben, das kann ich nur mit Freude 
begrüßen. Es iſt mir das ſehr angenehm; dieſe Parcelle war ja eine 
ſolche, daſs fie von gar nirgends zugänglich war; ſie liegt tief 
hinter einem Garten, hat keine Außenfacade u. |. w. Der Preis, 
der heute erzielt worden iſt, iſt jedenfalls der relativ höchſte. Ich 
bitte um die Annahme des Antrages. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Die Herren Schriftführer conſtatieren die Anweſenheit 
von 103 Gemeinderäthen. Ich bitte nunmehr die Herren, welche 
mit dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, ſich von ihren 
Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt einſtimmig an— 
genommen. 

Beſchluſs: Käufliche Überlaſſung des im Plane mit Buchſtaben 
und Ziffern X mp q VII VIII IX X umſchriebenen 
Linienwallgrundes, Theil der Cat.-Parc. 16962, 
Einl.⸗Z. 431, VII. Bezirk, im Ausmaße von 244 m’ 
um den Preis von 30 fl. 50 kr. per Quadratmeter 
an die Eheleute Ignaz und Erneſtine Deutſch. 


19. Referent Gem. Rath Wurm: Zahl 9107, d. i. 
Beilage 244 vom Vorjahre. (Gem.-Rath Kareis eutfernt ſich 
aus dem Saale.) Es handelt ſich hier um den Verkauf eines 
Bauſtellenfragmentes an Alexander Friedmann, und zwar behufs 
Ergänzung der Bauſtelle Nr. VII in der Jacquingaſſe. Die Herren 
werden ſich erinnern, dass in der Jacquingaſſe bereits einige Bau— 
ſtellen verkauft wurden und ſpeciell in dieſer Gruppe, um welche 
es ſich heute handelt, wurde eine Bauſtelle um 40 fl. an Alexander 
Friedmann und eine Eckbauſtelle um 45 fl. verkauft. Nun 
hat Herr Friedmann ſich einen Plan gemacht und gedenkt 
dort ein Haus zu bauen, findet aber, dass es beſſer iſt, wenn er 
noch 1 m X Straßenfronte dazunimmt. Nach dem Landesgeſetze 
haben wir das Recht zum Verkaufe dieſer Bauſtellen um 20 fl. per 
Quadratmeter. Wir nehmen nun an, dafs, weil ſchon einige Bau— 
plätze dort verkauft ſind und weil dort ſchon gebaut worden iſt, 
der Wert der Bauſtellen geſtiegen iſt, und eine Mittelbauſtelle 
heute nicht mehr 40 fl., ſondern 48 fl. wert iſt. Dadurch, dafs 
die eine Fagade wenn auch nur um 1¾ m verlängert wird, 
wird eben der eine Bauplatz wertvoller, der andere aber weniger 
wertvoll. Daher kann man nicht den gemeinen Werte von 40 fl. 
annehmen, ſondern einen höheren. Wir haben das proportional 
ausgerechnet und kommen dadurch zu einem Werte von nicht weniger 
als 79 fl. 74 kr. Der Antrag geht nun dahin (liest): 

„Es ſei dem Geſuchſteller der im Plane mit a b, B C be- 
zeichnete Theil der Bauſtelle VII im Ausmaße von 50'164 m? 
um den Pauſchalbetrag von 4000 fl. (79 fl. 74 kr. per Quadrat⸗ 
meter) gegen dem zu überlaſſen, dajS derſelbe die Übertragungs⸗ 
gebüren und Vertragskoſten trägt.“ 

Ich bitte um die Annahme derſelben. 

Dice-Dürgermeifler Dr. Grübl: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es find über 100 Gemeinde⸗ 
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räthe anweſend. Ich erſuche die Herren, welche mit dem Antrage 

einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. Einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Es ſei dem Geſuchſteller der im Plane mit ab, B C 
bezeichnete Theil der Bauſtelle VII im Ausmaße von 
50164 m? um den Pauſchalbetrag von 4000 fl. 
(79 fl. 74 kr. per Quadratmeter) gegen dem zu über⸗ 
laſſen, dafs derſelbe die Übertragungsgebüren und 
Vertragskoſten trägt. 

20. Referent Gem.-Nath Nitt. v. Neumann: Zahl 8120. 
Hier handelt es ſich um eine Grundabtretung zur Anlage eines Riſalites 
— und zwar im Ausmaße von 1˙4 m?, Nachdem hier überhaupt 
eine Schadloshaltung ſtattfinden wird, wird beantragt, dieſen Grund— 
ſtreifen gegen Compenſation abzugeben, und zwar gegen eine gleich— 
große Fläche Straßengrund. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Ich erlaube mir an den Herrn 
Referenten nur die Anfrage, ob im Bauplane ſchon das Portal 
enthalten iſt. Ich frage deshalb, weil kürzlich ein Referent die 
Anſicht ausgeſprochen hat, das kümmere den Gemeinderath nichts, 
wenn jemand das Portal baut und ſtädtiſchen Grund in Anſpruch 
nimmt. Dieſe Anſicht des betreffenden Herrn Referenten iſt nicht 
richtig, ſondern, wenn der Grund widerrechtlich ohne Zuſtimmung 
des Gemeinderathes in Anſpruch genommen wird, fo müſste man 
nöthigenfalls ſogar das Haus abtragen. Das iſt nie Sache des 
Stadtrathes, ſondern des Gemeinderathes, darüber zu entſcheiden. 
Ich möchte alſo den früheren Herrn Referenten berichtigen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, Herr Gemeinde⸗ 
rath, ich erinnere mich genau an den Vorgang. Es iſt die Frage 
geſtellt worden, ob der Betreffende beſtraft worden iſt, und ich 
glaube mich genau zu erinnern, es hat darauf der Herr Referent 
geſagt, das gehört in die Competenz des Magiſtrates, was ja 
richtig iſt. Der Magiſtrat als Baubehörde belegt in dieſem Falle 
die Partei, wenn ſie ohne Genehmigung der Baubehörde einen 
Bau durchgeführt hat, mit der entſprechenden Strafe. 

Gem.-Nath Gregorig: Die Anſicht des geehrten Herrn 
Vice⸗Bürgermeiſters iſt nicht richtig. Ich erinnere an den Bau des 
Ringtheaters. Auch damals hat man widerrechtlich gebaut und 
Grundflächen der Stadt Wien zum Bau benützt. Es war nahe 
daran, das das Ringtheater abgetragen worden wäre — es wäre 
überhaupt nicht Schade geweſen, wenn es geſchehen wäre. Ich 
will nur den Rechtsſtandpunkt wahren; wenn Grundflächen der 
Gemeinde benützt werden ſollen, ſo hat der Gemeinderath zu ent— 
ſcheiden, ob er ſie hergeben will oder nicht. Der Magiſtrat als 
Gewerbebehörde hat eventuelle Strafen zu dictieren, aber der 
Gemeinderath hat zuerſt zu unterſcheiden, 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Gewiſs, daran iſt ja 
gar kein Zweifel. 

Referent (zum Schluſsworte): Ich habe zu conſtatieren, 
daſs das Portal ausgeführt worden iſt und der Betreffende beſtraft 
wurde. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Es find mehr als 
100 Herren anweſend. Ich erſuche jene Herren, welche mit dem 
Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Der Antrag iſt 
einftimmig angenommen. (VWiderſpruch ſeitens des Gem. 
Rathes Gregorig.) Der Herr Gem.⸗Rath Gregorig ſtimmt 
dagegen. Herr Gem.⸗Rath Kareis hat an der Abſtimmung 
nicht theilgenommen. 
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Beſchluſs: Die Compenſation der für die Herſtellung eines 
Thorportales beim Hauſe 15 Neudeggergaſſe, VIII. Be⸗ 
zirk, in Anſpruch genommenen Grundfläche von 114 m? 
gegen eine zur Straßenverbreiterung abzutretende Fläche 
gleicher Größe wird genehmigt. 

21. Referent Gem.- Rath Nitt. v. Neumann: Bei dem 
Referate Z. 9175 handelt es ſich um eine gleiche Angelegenheit, 
nämlich um Bewilligung, beziehungsweiſe Grundabtretung im 
Ausmaße von 0:30 m für einen Vorſprung von 30 m Länge, 
und zwar bei dem Hauſe Neubaugaſſe 71. Auch hier rückt die 
Bauflucht hinter die frühere Straße zurück; es wird Schadlos⸗ 
haltung geleiſtet und es wird beantragt, gegen Compenſation dieſen 
Grundſtreifen gegen eine gleichgroße Fläche dem Eigenthümer zu 
überlaſſen, welche bei der Schadloshaltung in Abrechnung gebracht 
wird. 

Gem.⸗Nath Hawranek: Ich kann nicht begreifen, warum 
immer ſolche Überſchreitungen vorkommen.. 

Referent: Es ift keine Überſchreitung, es wird um Rifalit- 
bewilligung angeſucht, und der Gemeinderath ſoll zuſtimmen, daßs 
der Grund abgetreten wird. 

Vice Nürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Es ſind 103 Herren anweſend, ich erſuche 
diejenigen, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe:) Es iſt niemand dagegen, der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Die Riſalitanlage beim Hauſe 71 Neubaugaſſe, 

VII. Bezirk, mit einem Vorſprunge von 0˙30 m und 
einer Länge von 3078 m wird gegen Compenſation 
der hiezu erforderlichen Fläche mit einer gleichgroßen 
des abzutretenden Straßengrundes genehmigt. 

22. Referent Gem. Rath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, über Beilage Nr. 229 zu berichten. Dieſelbe betrifft das 
Anſuchen des Siegmund Stern und Eduard Berger um käuf⸗ 
liche Überlaffung eines Theiles der Währingerbach-Parcelle Nr. 1005 
im XVII. Bezirke. Auf der Rückſeite der Beilage iſt der Plan ſkizziert. 

Die Geſuchſteller beſitzen eine Realität, welche im engen 
Theile von Währing gelegen iſt, zwiſchen der Herrengaſſe und 
der Hauptſtraße, und zwar hat die Realität an der Herrengaſſe 
die Or.⸗Nr. 79, an der Hauptſtraße die Nr. 80. Mitten durch 
dieſe Realität geht die alte Währingerbach-Parcelle, welche Eigen⸗ 
thum der Gemeinde iſt. Der Bachlauf ſelbſt iſt bereits in die 
Hauptſtraße umgelegt worden. Die Geſuchſteller wollen dieſe ganze 
Realität verbauen und benöthigen dieſen der Gemeinde gehörigen 
Grund, früher Währingerbach-Parcelle. Die erforderliche Fläche be— 
trägt 65 m?. Es müſſen aber gleichzeitig die Eigenthümer dieſer 
Realität bei dem Umbaue ſowohl in der Herrengaſſe als in der 
Hauptſtraße einen Theil ihrer Realität als Straßengrund abtreten, 
und zwar an der Herrengaſſe 22:5 m? infolge der beſtimmten 
Baulinie, an der Hauptſtraße eine ſolche von 755 m?, daher zu- 
ſammen 30 mꝛ. 


Der Stadtrath iſt der Anſicht, daſs hier eine Compenſation 


ſtattfinden ſoll, d. h. dafs derjenige Grund, welcher von der 
Gemeinde zu erwerben iſt, zu compenſieren iſt mit demjenigen, 
welcher von der Gemeinde käuflich zu überlaſſen iſt. Wenn man 
dies berückſichtigt, ſo kommen von 65 m? 30 m? ab, welche an die 
Straße abzutreten ſind, daher nur ein Theil der Fläche zur Ent— 
ſchädigung kommt, nämlich 35 ma; für dieſen Theil haben die 
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Geſuchſteller einen Betrag von 12 fl. angeboten. Der Stadtrath 
iſt der Anſicht, dafs dieſes Anbot ein zu geringes iſt, umſomehr, 
als in der Nähe höhere Beträge erzielt worden ſind, und hat 
den Betrag von 17 fl. für den Reſt von 35 m? als angemeſſen 
bezeichnet, und ſtellt daher den Antrag, den reſtlichen Theil, welcher 
nach Compenſation erübrigt, nämlich 35 me, mit 17 fl. käuflich 
an die Geſuchſteller, mit welchem Betrage fie ſich auch einverſtanden 
erklären, zu überlaſſen. Ich erſuche um Annahme des Ihnen vor— 
liegenden Antrages. 

Gem.-Nath Eigner: Ich glaube, daſs dieſes Anbot von 
17 fl. per Quadratmeter zu billig iſt, denn dieſer Grund liegt 
mitten zwiſchen der Hauptſtraße und Herrengaſſe. Die Herrengaſſe 
hat nämlich dieſelbe Frequenz wie die Hauptſtraße, vielleicht eine 
beſſere, und ich glaube, der Herr Referent wird mir zustimmen, 
wenn ich ſage, daſs man um 17 fl. per Quadratmeter dort einen 
Bauplatz nicht bekommt, das iſt nämlich 61 fl. 20 kr. per Quadrat⸗ 
klafter. Wenn er dort einen Platz verkaufen würde, würde er nicht 
unter 100 fl. per Quadratklafter bekommen. 

Ich glaube alſo, man möge das Referat von der Tages⸗ 
ordnung abſetzen, oder ich würde für den Quadratmeter einen 
Preis von 25 fl. beantragen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, ſtellen Sie einen 
Vertagungs⸗Antrag? 

Gem.-Nath Eigner: Ja, oder den Antrag, den Preis mit 
25 fl. zu beſtimmen. 

Ich bitte, beide Anträge zur Abſtimmung zu bringen. 

Referent: Ich muss mich gegen die Vertagung ausſprechen, 
und zwar aus dem Grunde, weil ich der Anſicht bin, dass dieſer 
Preis wirklich ein angemeſſener iſt, daher dem Gemeinderathe 
Gelegenheit geboten werden ſoll, darüber abſtimmen zu können. 
Es liegen die Verhältniſſe bezüglich des Währingerbaches anders, 
als fie bei einem gewöhnlichen Baugrunde find. Ich mußs hier etwas 
weiter ausgreifen. Bei der Grundbuchsanlegung war der ganze 
Währingerbach nicht der Gemeinde, ſondern, nachdem er ſeitens der 
Anrainer überwölbt war, den einzelnen Realitäten zugeſchrieben, durch 
welche er durchgefloſſen iſt. Erſt nachdem die Gemeinde auf dieſen 
Zuſtand aufmerkſam gemacht wurde, iſt ſie bei der Grundbuchs— 
anlegung eingekommen, dass der Bach als Eigenthum der Gemeinde 
zuzuſchreiben iſt. Nur mit großen Schwierigkeiten konnte man das 
Einverſtändnis der einzelnen Eigenthümer zur Auffandung und grund- 
bücherlichen Vormerkung bewirken. Man hat damals bereits geſagt, 
daſs bei dem ſeinerzeitigen Verkaufe Rückſicht darauf genommen 
werden wird, daßs die betreffenden Eigenthümer dieſen Bach früher 
auf eigene Koſten eingewölbt und die Oberfläche dieſer Ein— 
wölbung durch viele Jahre benützt haben; die Anrainer haben 
dieſes Benützungsrecht der Oberfläche heute noch. Das ſind alſo 
ganz andere Verhältniſſe, als bei einem gewöhnlichen Baugrunde. 
Die Gemeinde hat damals den Bach nicht einwölben können, weil 
ſie wahrſcheinlich nicht die Mittel gehabt hat. Es hat alſo jeder 
einzelne Anrainer Geld ausgegeben, um die ſanitären Verhältniſſe 
zu beſſern und hat hiefür die Bachoberfläche auch benützt. Das 
find gewiſſe erſeſſene Rechte und Vortheile für die Grundeigen— 
thümer, denen man Rechnung tragen mußſßs. 

Weiters muſs ich bemerken, dafs wiederholt derartige Ver— 
käufe durch den Gemeinderath beſchloſſen worden find, und dass 
in ähnlichen Fällen nie eine höhere Summe beantragt und nie 
eine höhere Summe gefordert worden iſt. Auch iſt ein Umſtand 
zu berückſichtigen, den ich mir ſchon erlaubt habe den Herren 
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mitzutheilen. Es handelt ſich nämlich um einen Grundtheil, der 
mitten in einer fremden Realität liegt, es iſt ein Baugrund, der — 
möchte ich ſagen — einen beſonderen Wert nicht hat, eben weil 
er mitten darin liegt und nur als Hofraum zu benützen iſt. Ich 
glaube daher, daſs der Betrag von 17 fl. 70 kr. genügend iſt, und 
ich würde mich gegen die Vertagung ausſprechen, weil neue Ver⸗ 
handlungen wahrſcheinlich zu keinem beſonderen Reſultate führen 
würden. Auch iſt das Stück ein ſehr dringendes. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗Rath Eigner 
hat den Antrag geſtellt, es ſeien die Verhandlungen über dieſen 
Gegenſtand zu vertagen. Die Herren, welche mit dieſem Ver⸗ 
tagungs⸗Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Minorität; abgelehnt. Wünſcht in der Hauptſache 
ſelbſt jemand das Wort? (Nach einer Pauſe:) Es iſt nicht der 
Fall. Haben Herr Referent noch eine Bemerkung zu machen? 

Referent: Nein! 

Pice- Hürgermeifter Dr. Grübl: Es iſt auch nicht der 
Fall; dann ſchreiten wir zur Abſtimmung. Es ſind über 100 Herren 
Gemeinderäthe anweſend ... 

Gem.⸗Nath Eigner: 
Abſtimmung zu bringen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grühl: Ja! Es liegen zwei An— 
träge vor. Der Referenten-Antrag und der Gegen-Antrag des 
Herrn Gem.⸗Rathes Eigner: Es ſei der Einheitspreis für die 
reſtlichen 35m? mit 25 fl. per Quadratmeter feſtzuſtellen, ſtatt 
mit 17 fl., wie der Referent beantragt hat. 

Ich werde die höhere Ziffer zuerſt zur Abſtimmung bringen; 
das iſt der Gegen⸗Antrag des Herrn Gem.-Rathes Eigner. Die 
Herren, welche für den Gegen-Antrag des Herrn Gem. Rathes 
Eigner ſtimmen, nämlich 25 fl. für die reſtlichen 35 m?, bitte 
ich, die Hand zu erheben. Minorität, abgelehnt. 

Ich bitte die Herren, welche mit dem Referenten⸗Antrage 
ſtimmen, die Hand zu erheben. Ich bitte zu zählen. (Geſchieht.) 
74 ſind dafür, der Antrag iſt angenommen. 

(Gem.⸗Rath Steiner: Wer zählt denn heute wieder!?) 

Entſchuldigen Herr Gem.-Rath Steiner, ich bitte ſich zu 
mäßigen. Übrigens ſteht es Ihnen frei, mitzuzählen, um ſich volle 
Gewifsheit zu verſchafſen. 

Beſchluſs: Der Theil der Währingerbach-Parcelle Nr. 1005 
Figur fedtsrfim Ausmaße von 65 m? wird 
an die Geſuchſteller zur Arrondierung ihrer Realität 
Or.⸗Nr. 80 Hauptſtraße und Or. Nr. 79 Herrengaſſe 
in Währing, XVIII. Bezirk, gegen compenſationsweiſe 
Abtretung eines zu den beiden genannten Straßen 
abzutretenden Grundes im Ausmaße von circa 30 m?, 
und gegen Entrichtung eines Einheitspreiſes von 17 fl. 
per Quadratmeter für den reſtlichen Grund von circa 
35 m? überlaffen. | 

23. Referent Gem. -Nath Müller: Ich habe weiters Bericht 
zu erſtatten über den Antrag des Stadtrathes Zahl 233. Derſelbe 
betrifft den Ankauf eines Linienwallgrundſtückes vor dem Neubaue 
Or.⸗Nr. 35 in der Luſtkandlgaſſe in Währing. Der Eigenthümer der 
Cat.⸗Parc. 444/6, Einl.⸗Z. 892, hat feinerzeit dieſe feine Realität 
erworben aus irgendeiner Parcellierung, iſt grundbücherlicher Eigen— 
thümer, und iſt dieſe Realität im Grundbuche mit gar keiner 
Servitut belaſtet. | 

Es iſt daher eine Verpflichtung auf dieſer Realität zur Er⸗ 
werbung irgendeines Straßengrundes nicht vorhanden. Nun ſehen 


Ich bitte, auch meinen Antrag zur 
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die Herren, auf dem Plane iſt, wenn man die Mitte der Straße 
zieht, das kleine geſtrichelte Dreieck im Ausmaße von 19:83 m? zur 
mathematiſchen Completierung der halben Straße nothwendig. Der 
betreffende Grundeigenthümer iſt um Bewilligung des Baues ein— 
geſchritten. Das Bauamt hat jedoch den Bau inſofern nicht geſtattet, 
als es gejagt hat, dass dieſes Stückchen zur halben Straße erworben 
werden muss. Es hat ſich ſchließlich der Grundeigenthümer damit 
einverſtanden erklärt, dieſes kleine Dreieck, welches in der Mitte der 
Straße liegt, käuflich zu erwerben, und beantragt Ihnen der Stadt— 
rath, dieſes kleine Dreieck im Ausmaße von 19:83 m? um einen 
Pauſchalbetrag von 180 fl., das iſt circa 10 fl. für den Quadrat— 
meter, zu verkaufen. Ich erwähne nochmals, dafs keine Servitut 
beſteht, welche den Eigenthümer zwingen kann, dieſen Grund zu 
kaufen. Er hat ſich jedoch bereit erklärt, diefen Grund, um früher 
mit dem Bau beginnen zu können, um dieſen Betrag käuflich zu 
erwerben. Es iſt auch ein Preis, welcher vom Gemeinderathe in 
dieſer Gegend wiederholt angenommen worden ift; es find derartige 
Gründe ſogar ſchon um 8 fl. verkauft worden. Ich kann daher 
nur erſuchen, den Antrag des Stadtrathes anzunehmen. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht jemand das 
Wort? (Nach einer Pauſe:) Es iſt nicht der Fall. Es ſind über 
100 Gemeinderäthe im Saale anweſend. Ich erſuche daher jene 
Herren, welche mit dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, die 


Hand zu erheben. (Geſchieht. — Nach erfolgter Auszählung ) Es 


ſind 80 Herren dafür. Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Das vor obigem Neubaue befindliche, im Plane mit 
den Buchſtaben a bee bezeichnete Grunddreieck wird 
an Wenzel Nekola um den Pauſchalbetrag von 
180 fl. käuflich überlaſſen. 

24. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Ich habe weiters 
die Ehre, Bericht zu erſtatten zur Zahl 8329. Es handelt ſich um 
den Verkauf eines kleinen Grundſtreifens zum Zwecke der Nifalit- 
Anlage der Realität Grundb.-Einl. 1979. Dieſe Realität liegt an 
der Embelgaſſe und Brandmahergaſſe. Der Geſuchſteller tritt mit 
dem Anſuchen um Bewilligung eines Riſalites heran, welches an 
der Ecke der Embelgaſſe in einer Länge von 4˙95 m, und an der 
Brandmayergaſſe in einer Länge von 4˙31 m gelegen iſt und eine 
Ausladung von 15 em beſitzt, wodurch eine Fläche von 1˙39 m? 
vom Straßengrund beanſprucht wird. Dieſer Grund iſt geſchätzt 
worden und wird ſeitens des Bauamtes der Verkauf um 25 fl. 


beantragt. Der Stadtrath ſtellt jedoch den Antrag, einen höheren 


Betrag zu verlangen, und zwar den Betrag von 30 fl. per Quadrat: 
meter, welcher in dieſer Gegend gewiſs ein ganz entſprechen der iſt. 
Ich erſuche um die Annahme dieſes Antrages. 
Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? Nie⸗ 
mand meldet ſich. Ich bitte um die Abſtimmung. Es ſind noch über 
100 Gemeinderäthe im Saale anweſend. Die Herren, welche mit 
dem Referenten⸗Antrage einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe:) Einſtimmig angenommen. 
Beſchluſs: Zur Herſtellung einer Riſalitanlage beim Haufe 
Nr. 37 Embelgaſſe, V. Bezirk, wird eine Grundfläche 
im Ausmaße von 1˙59 m? um den Preis von 30 fl. 
an Georg Kleibl überlaſſen. 
25. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Weiters habe 
ich die Ehre, über den Stadtrathe-Antrag Zahl 9181 zu referieren. 
Derſelbe betrifft ebenfalls eine Inanſpruchnahme eines Riſalit⸗ 
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grundes. Der Eigenthümer der Realität Nr. 10 im J. Bezirke, 
Riemergaſſe, Herr Peregrin Zimmermann, will dieſes Haus 
zum Umbau bringen und mußs infolge deſſen namhaft zurück— 
rücken, auf der einen Seite um 6˙2, auf der anderen um 5˙84 m. 
Er will gleichzeitig eine kleine Riſalitanlage inmitten des Hauſes 


machen, und zwar in der Länge von 355m und einer Ausladung 


von 20 em, was im ganzen eine Fläche von 0˙6 m? beanſprucht. 
Nachdem jedoch eine größere Fläche an die Gemeinde abzutreten 
wäre, ſo wird beantragt, die Riſalitfläche, welche von der Ge— 


meinde zu verkaufen iſt, damit zu compenſieren. Das iſt der Antrag 


des Stadtrathes, um deſſen Annahme ich erſuche. 

Vice Nürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Es ſind 100 Gemeinderäthe im Saale 
anweſend. Ich bitte jene Herren, welche mit dem Referenten— 
Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:), Einſtimmig 
angenommen. 

Beſchluſs: Zur Herſtellung einer Riſalitanlage beim Haufe 
Nr. 10 Riemerſtraße, I. Bezirk, wird die compenſations⸗ 
weiſe Überlaffung der hiezu erforderlichen Grundfläche 
von 020 m Breite und 3»50 m Länge gegen eine 
gleichgroße Fläche des zur Straßenverbreiterung ab— 
zutretenden Grundes bewilligt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗Rath Boſchan 
iſt entſchuldigt; ich bitte Herrn Gem.-Rath Dr. Lederer zum Re— 
ferate. Herr Gem.-Rath Djörup tritt in Gemäßheit des § 58 ab. 

(Gem.⸗Rath Djörup verlässt den Saal.) 

26. Referent Gem.⸗RNath Dr. Cederer: Z. 8295. Die 
Gemeinde Wien hat von der ehemaligen Gemeinde Grinzing am 
Aufgange zum Cobenzl, gegenüber dem Hauſer'ſchen Steinbruche, 
einige Gründe übernommen, die ſogenannte Steinriegel ſind, d. h. 
Gründe, die eigentlich unfruchtbares Land ſind und zum Theile als 
Abwurf für dort früher befindlichen Steinbrüche gedient haben. Ich 
erwähne nebenbei, daſs früher auch das Eigenthum dieſer ſoge— 
nannten Steinriegel ſtrittig war, daſs aber die Gemeinde Wien 
dermalen im Grundbuche als Eigenthümerin erſcheint. 

Nun iſt vom Herrn Gem.⸗Rathe Djörup zunächſt im eigenen 
Namen, ſodann im Namen einer Geſellſchaft, die ſich gebildet hat 
und die heißt: „Bruchſteinunternehmung Djörup & Co.“, ein 
Offert für vier von dieſen Steinriegeln, die hier auf dieſem Plane 
zu ſehen ſind, und zwar die Nummern 885, 886, 894, 898, die 
zuſammen ein Flächenmaß von circa 3093 m? haben, eingelangt. Es 
wurde zunächſt ein Betrag von 15 kr. per Quadratmeter angeboten. 
Der Stadtrath hat in der Weiſe, wie er in ſolchen Fällen immer 
vorgeht, ein Verhandlungscomité eingeſetzt, dieſes hat mit Herrn 
Djörup verhandelt, und es iſt endlich die Einigung auf einen 
Betrag von 50 kr. per Quadratmeter getroffen worden. Dieſen 
Betrag hat der Stadtrath für entſprechend gefunden und erlaubt 
ſich Ihnen nun den Antrag zu ſtellen, daßs die vier von mir ge— 
nannten Parcellen an Herrn Djörußp, beziehungsweiſe an dieſe 
Steinbruchunternehmung um den Betrag von 50 kr. per Quadrat⸗ 
meter überlaſſen werden. Ich mache darauf aufmerkſam, daj8 das 
bei einem Ausmaße von 3093 m? einen Betrag von 1541 fl. 50 kr. 
ausmacht. 

Ich bitte, dieſem Antrage Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. 

Gem.⸗Nath Hipp: Ich möchte den Herrn Referenten bitten, 
mir darüber Auskunft zu geben, ob er die Situation aus eigener 
Erfahrung kennt und ob er ſie in Augenſchein genommen hat. 
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Referent: Ich möchte dem Herrn Gem.-Rathe Hipp darauf 
bemerken, daßs ich ein geborener Wiener bin, und dass ich die 
Gegend dort ſchon zu einer Zeit kannte, wo Herr Gem. Rath 
Hipp noch gar nicht auf der Welt war. (Heiterkeit. — Rufe 
links: Das iſt damit noch nicht gejagt!) 

Gem.-Nath Hipp: Ich mußs darauf erwidern, daſs dann 
der Herr Referent 90 Jahre alt ſein muſs. Ich bin heute ſchon 
im 44. Jahre, dann mußs er ſchon 90 Jahre fein. (Rufe: Wieſo?) 
Ich habe ihn übrigens in höflicher Weiſe gefragt, er braucht mir keine 
grobe Antwort zu geben. Es ſind ſchon Referenten dageſeſſen, die 


das nicht in Augenſchein genommen haben, und nachdem die 


Situation eine derartige iſt, daſs die Frage, ob ſie der Referent 
kennt, nachdem er das Referat übernommen hat, berechtigt iſt, find 
ſolche Worte nicht am Platze. Das iſt ein Benehmen, das man 
nur von ſolchen Herren erwarten kann. (Widerſpruch rechts. — 
Gem.⸗Rath Weitmann: Iſt ſchon recht jo, das iſt keine 
Antwort!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗Rath Weit⸗ 
mann, der Ton iſt nicht nothwendig, mäßigen Sie ſich und er— 
greifen Sie eventuell das Wort. (Unruhe.) 

Gem.-Nath Hipp (fortfahrend): Das Referat, das uns 
heute beſchäftigt, und dieſes Anbot iſt für die dortige Bewohner— 
ſchaft überhaupt von großem Werte. Die Steinriegel, die hier 
verkauft werden ſollen, find derart, dass fie ohnedies für den Stein- 
bruch keinen großen materiellen Nutzen abwerfen, aber der Mann 
mus fie ſozuſagen haben. Wenn man den Steinbruch dort be— 
trachtet und irgendwelche nähere Kenntniſſe hat, ſo muſs man 
ſehen, daſs man dort viel mehr abzuräumen hat, als man aus dem 
Steinbruche Gewinn zieht. Wenn Sie den gegenüberliegenden 
Steinbruch des Herrn Hauſer betrachten, ſo werden Sie ſehen, 
daſs er mit dem Abräumen ohnehin über die Hälfte der Straße 
hineinfommt. Nun kommt auf der Gegenſeite der Steinbruch 
Djörup. Dieſer hat ebenfalls mit ſeinem Abräumen ſo viel heraus— 
geſchüttet, daſs er den ganzen Bach in Gefahr bringt. Jetzt wurde 
darüber verhandelt, daſs er eine Mauer aufführen ſolle. Statt eine 
ſolche ſtandfeſte Mauer von unten herauf aufzuführen — ich war 
ſelbſt dort und habe es geſehen, auch war ich es, der bean— 
tragte, daſs das Referat heute erſtattet werden ſolle — hat er 
Stangen aufgeſchlichtet und keine feſte Mauer aufgeführt. Wenn 
viel Schnee kommt und dieſer dann im Frühjahre ſchmilzt, fällt 
der ganze angeſchüttete Theil in den Bach und die ganze Be— 
völkerung iſt koloſſal geſchädigt; ich bin begierig, wer für den 
Schaden dann aufkommen wird. Darum habe ich gefragt, ob der 
Herr Referent die Sache in Augenſchein genommen und ſich an— 
geſehen hat, wie die Sache heute ſteht. Der Mann iſt ſchon ſo 
weit, dass er einen Theil dieſer Objecte, die er hier kaufen will, 
abgegeben hat, dass er ſchon weggeführt hat von einem Objecte, 
das er erſt kaufen will. So ſieht die Sache aus und daher iſt 
meine Frage in dieſer Richtung ganz gerechtfertigt. 

Wenn der Mann den Steinriegel Nr. 4 kauft, dann iſt der 
Nachbar wieder geſchädigt; der iſt wieder in Anſpruch genommen. 
Die Fuhrwerke, die Straßen, die ganze Anlage macht uns nur 
koloſſale Auslagen, und was nehmen wir dafür ein? 1546 fl. 
Da zahlen wir ja viel mehr dafür, was wir für die Einfriedung 
und für die Erhaltung der Straßen dort brauchen. Das koſtet uns 
viel Geld. Sie werden ja noch von einem Collegen hören, wie 
die Sache dort entſtanden iſt. Aber ich kann nur jagen, daßs ich 
eigens dazu hinausgieng, das letztemal am Sonntag, um anzu: 
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ſehen, weil er den Auftrag erhalten hatte, eine Mauer aufzuführen, 
ob er die Sache auch wirklich geändert habe, und ich habe geſehen, 
dafs dies nicht der Fall iſt. Die Gefahr iſt noch immer vor— 
handen, dass alle Häuſer, wenn das Frühjahr eintritt, mit Waſſer 
überſchwemmt werden, und außerdem find die Grund- und Wein- 
gärtenbeſitzer rieſig geſchädigt. Ich bitte daher, auf die Anträge 
nicht einzugehen und ſie abzulehnen. 

Gem.⸗Nath Hawranek: Da der Herr Referent die Situation 
nicht kennt, muſs ich ihm Folgendes ſagen. Ich möchte ihn ein- 
laden, er ſoll die Steinriegel dem Gem.⸗Rathe Djörup nach 
dieſem Plane übergeben. Er wird ſie nicht finden. Haben Sie 
die Steinriegel geſehen, Herr Referent? (Heiterkeit rechts.) Die 
ſind ſchon verſchwunden, die ſind ſchon weg. Es iſt doch früher 
von uns der Antrag geſtellt worden, Gem.-Rath Djörup ſolle 
wegen Beſitzſtörung geklagt werden. Das iſt nicht geſchehen. 
Warum? Weil er den Grund dort ſchon in Beſitz genommen hatte. 
Das iſt ja eine Komödie. Wir ſollen alſo etwas verkaufen und 
darüber verhandeln, was er ſchon längſt in Beſitz genommen hat. 
Was iſt das für ein Vorgehen? Sie hätten, bevor die Abgrabung 
vorgenommen wurde, im Stadtrathe darüber referieren ſollen. 
Und wie haust er dort? Schauderhaft. Mitten in die Weingärten 
baut er eine Hütte für die italieniſchen Arbeiter, die ſoll er mit 
Mauern unterſpannen, weil das alles von Riegel und Holz iſt. 

Sie ſchädigen die Weingärtenbeſitzer auch dadurch, daßs Sie 
dieſe Anlagen überhaupt verkauft haben. Ich kann überhaupt 
nicht begreifen, wie Sie ſolche Gründe hergeben können. Es iſt 
ja gar nicht nothwendig, dafs dort der Steinbruch ausgenützt wird. 
Es wird geſagt, er gewinnt nichts dabei. Ja, meine Herren, 
Steine ſind ja das meiſte, was man zur Bahn braucht, und ich 
begreife überhaupt nicht, daſs man im Stadtrathe nur auf 50 kr. 
hinaufgegangen iſt und nicht höher. Nach meiner Anſicht iſt der 
Grund viel mehr wert als 50 kr. per Quadratmeter. Wenn der Herr 
Referent draußen geweſen wäre, hätte er die Hände zuſammen— 
geſchlagen, was dort für eine Wirtſchaft iſt. Es iſt ſchauderhaft, 
mit ganz einfachen Kiſtenbrettern hat er den ganzen Damm auf— 
geführt, er hat eine ganze Unmaſſe Schutt aufgehäuft und das 
ſoll halten. Das musste vis-à-vis ſchon geſpreizt werden und iſt 
jetzt ſchon gebrochen. Ich bin neugierig, wie das weitergehen 
wird. Wir haben dann den Bach zu regulieren und die Straßen 
herzuſtellen. Es iſt ein jammervoller Zuſtand. Ich beantrage, 
daſs wir die Genehmigung zu dem Verkaufe verſagen und dafs 
der Herr Gem.⸗Rath Djörup verhalten wird, den Schaden, den 
er der Commune gemacht hat, zu erſetzen. Er hat die ganze Gegend 
dort ruiniert. Der Stadttheil Grinzing — früher war es ein 
Dorf, jetzt iſt es ein Stadttheil — iſt durch ihn ganz vernichtet. 
Alles iſt durch dieſe Anlage ruiniert, die Straßen ſind total 
ruiniert, fo daſs wir nicht genug Geld haben werden, um das 
wieder gleich zu machen. Ich begreife nicht, dass kein Stadtrath 
ſich davon überzeugt hat. Wir waren draußen, aber ich verſichere, 
der Herr Referent hat es nicht geſehen, ſonſt könnte er nicht ſo 
gutmüthig 50 kr. beantragen. Ich bin überhaupt gegen dieſen 
Antrag, dass man verkaufen ſoll, und ſtelle den Antrag, der Herr 
Gem.⸗Rath Djörup ſolle Schadenerſatz leiſten und alles in den 
Zuſtand verſetzen, in dem es früher war. 

Gem.⸗Nath Eigner: Sehr geehrte Herren! Dieſes Referat, 
welches uns heute der Herr Referent Dr. Lederer vorträgt, iſt 
in ganz Wien — des Ausdruckes, den ich da gebrauchen 
ſoll, bin ich mir ſelbſt nicht recht bewuſst. (Gem.⸗Rath Dr. 
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Friedjung macht einen Zwiſchenruf. Stürmiſcher Widerſpruch 
und Rufe links: Der Friedjung provociert ſchon wieder! Er 
ſoll ſich niederſetzen! Da ſoll man über Juden nichts reden! 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Wenn Gem.⸗Rath Dr. Friedjung 
ſich in einer Brantweinſchenke ſo benehmen würde..... die 
weiteren Worte bleiben wegen der Unruhe unverſtändlich]. Rufe 
links: Das löbliche Präſidium ſieht nichts!) 

Pice-Bürgermeifler Dr. Grübl: Ich bitte um Ruhe. 
(Gem.⸗Rath Dr. Geßmann ruft dazwiſchen.) Herr Gem. Rath 
Dr. Geßmann, wenn Sie eine Bemerkung zu machen haben 
und ſich zum Worte melden, wird Ihnen dasſelbe ertheilt werden; 
aber ſo aufzufahren, geht nicht an. Ich bitte nach beiden Richtungen 
des Hauſes hin, die Ruhe in der Debatte zu wahren. (Lebhafter 
Widerſpruch links. Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Bei Juden trauen 
Sie ſich nicht, Chriſten ſchließen Sie aus!) 

Ich habe thatſächlich gar nicht gehört, was Herr Gem.-Rath 
Dr. Fried jung geſagt hat; ich weiß auch jetzt nicht, was ihm 
zum Vorwurfe gemacht wird. Der Herr Gem.-Rath Dr. Lueger 
hat das Wort ergriffen, ohne dass es ihm ertheilt wurde. Das 
Wort hat jetzt der Herr Gem.-Rath Eigner. 

Gem.-Nath Eigner (fortfahrend): Der Herr Gem.-Rath 
Dr. Friedjung möge an Zeitungsartikeln Kritik üben, aber in 
dieſem Gegenſtande ſinken, glaube ich, ſeine Fähigkeiten auf Null 
herab, weil er da nichts verſteht. Ich bitte ihn alſo, ſich in dieſe 
Angelegenheit nicht hineinzumiſchen. Ich erſuche ſämmtliche Sach— 
verſtändige des Gemeinderathes, hinauszugehen und ſich den Scandal 
dort anzuſehen. Das kommt nicht in dem kleinſten Orte oder 
Dorfe vor. Der Herr Referent ſagte dem Herrn Gem.-Rathe 
Hipp, er fer ſchon dort geweſen, ehe noch der Herr Gem. Rath 
Hipp auf der Welt geweſen wäre. Das glaube ich nicht. In 
dieſer Gegend war der Herr Referent noch nicht. Er mag dort 
vorübergegangen ſein an dem Bache, wo dieſe Steinbrüche ſind, 
aber oben war er gewiſs noch nicht, weil dort gar niemand hinauf— 
gehen kann, dem es um die Stiefel leid iſt, denn dort zerreißt er 
ſich die Sohlen! Nun frage ich den Herrn Referenten, ob der 
Herr Gem.-Rath Djörup zu dieſen Anordnungen, die er dort 
getroffen hat, und zu dieſen Uferverſicherungen, die er dort errichtet 
hat, die Bewilligung erlangt hat, ob nämlich das waſſerrechtliche 
Verfahren eingeleitet wurde und ob er den Conſensbedingungen ganz 
genau ſo entſprochen hat, wie ſie feſtgeſetzt worden ſind. Ich möchte 
bitten, daſs der Herr Referent mir das beantworte. 

Referent: Ich werde ſpäter antworten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte fortzufahren. 

Gem.⸗Nath Eigner (fortfahrend): Eine Uferverſicherung ſoll 
nämlich aus Piloten beſtehen. Wer aber die dortige Anordnung 
als Uferverſicherung betrachtet, muſs kein Sachverſtändiger ſein, 
und ich bedauere in erſter Linie, das Herr Gem.-Rath Djörup 
in Amerika war und dass man dieſen Mann zur Ausſtellung nach 
Chicago berief, um dort ein Kunſtwerk aufzuführen. (Heiterkeit. ) 
Wenn der Mann dort ſo gearbeitet hat, wie in Grinzing, dann 
ſoll er fein Zimmergewerbe zurücklegen, denn dann verſteht er es nicht. 
Dieſe Uferverſicherung beſteht aus gewöhnlichen Kehrbäumen oder 
vielmehr aus Abfällen von Kehrbäumen, es iſt ſo ein Bruckſtreu⸗ 
holz. Wenn Sie ſich verfinnlichen wollen, wie ſtark dieſe Bruck; 
ſtreuhölzer find, fo ſage ich Ihnen, dafs fie nicht ſtärker find, wie 
mein Bein, alſo 4, 5 bis 6 Zoll. Das nennt man Uferverſicherung, 
das nennt man Piloten! Solche Hölzchen ſind dabei! Die können 
zu keiner Conſtruction verwendet werden, ſondern höchſtens zu kleinen 
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Gerüſten. Der Mann hat von Meter zu Meter ſo einen Abſchnitt 
als Piloten hineingeſchlagen. Piloten läſst man ja ſonſt durch die 
ſogenannten Pilotenſchläger — Krowoten — mit Schlagwerken 
hineinſchlagen, er hat aber zum Hineinſchlagen gewißs keine ſolchen 
Schlagwerke gebraucht, denn dazu kann man einen kleinen Schlägel 
benützen, den ein Mann aufheben kann. 

Heute ſchon kann man die Piloten herausheben, weil ſie nur 
halb hineingeſchlagen ſind. Und woraus beſteht die Verſchalung? 
Es ſind halbzöllige Läden dabei! Die ſind an die Piloten angenagelt 
worden! Außen ſtehen die Pflöcke, die Läden haben Zwiſchenräume 
und der Zuſammenſchlußs derſelben iſt gegen das Waſſer gerichtet, 
ſtatt nach dem Laufe desſelben. Fragen Sie Sachverſtändige, ob ein 
tüchtiger Zimmermeiſter ſo etwas macht! Wenn Sie bei der Ufer— 
verſicherung ſo einen Zuſammenſtoß machen mit Läden oder Pfoſten, 
jo muss der Zuſammenſchluſs immer nach der Richtung des 
Waſſerlaufes gemacht werden, damit das Waſſer nicht zwiſchen die 
Piloten hineinkommt, ſondern in der entgegengeſetzten Weiſe. Ich 
würde gewünſcht haben, dafs während dieſer Zeit ein Wolkenbruch 
niedergegangen wäre; der ganze Krempel wäre vollſtändig nieder— 
geriſſen worden. In dieſes Gerippe, welches circa jo lang iſt wie 
dieſer Saal — ich habe die Balken nicht gemeſſen — hat er die 
Pflöcke nur ſo hineingeſchlagen und mit Läden verſichert und auf 
das andere Ufer geſpreizt, weil ſie ſonſt nicht halten würden. 

Denken Sie ſich nun einen Berg, der ſo hoch wie dieſer 
Saal hier iſt und eine Böſchung von 60 Grad hat und auf 
dieſen hat er noch den Schutt und das Gerölle der Abgrabung 
aufgeſchüttet. Ich glaube, man braucht kein Baumeiſter, Architekt, 
Stadtrath oder Baurath zu fein, um zu wiſſen, daſs ſo etwas 
nicht halten kann. So viel Verſtändnis hat jeder Tagwerker. 
Wenn Sie meinen Schilderungen nicht Glauben ſchenken wollen, 
ſo begeben Sie ſich hinaus; wenn jemand nicht gehen will oder 
kann, ſo ſoll er ſich einen Wagen nehmen und hinausfahren und 
ſich die Geſchichte anſehen. 

Das iſt unter den Augen der Behörde geſchehen! Da muſßs 
ich mich bedanken. Mich wundert es nur, dass der Mann hat 
anſchütten dürfen, und daſs man ihm das nicht ſofort eingeſtellt hat. 

Ich kann mir das nicht erklären. Wenn das Gerölle herunter— 
rutſcht, ſo verſchüttet dasſelbe nicht nur den Bach, ſondern es 
werden auch die Leute, die den Fußweg dort gerade paſſieren, 
erſchlagen werden! 

Die Uferverſicherung ſollte aus folgenden Gegenſtänden beſtehen: 
Es werden Piloten im Durchmeſſer von 9, 10 und 11 Zoll von 2 zu 
2 Fuß eingeſchlagen, und zwar werden dieſelben jo tief hinein- 
getrieben, dafs fie nicht weiter in das Erdreich hineingeſchlagen 
werden können; dies geſchieht, um der Gewalt des Waſſers Wider⸗ 
ſtand leiſten zu können. Dann werden die Piloten innerhalb und 
außerhalb des Erdreiches verſchallt, fo dafs der Zutritt des Waſſers 
dadurch unmöglich iſt. Ich habe nun gehört, daſs der gute Mann 
eine Mauer aufgeführt hat, und zwar ſoll ſie auf dieſen Beſchlägen 
aufgeführt worden ſein! | 

Alſo ſoll die Uferverſicherung auch noch die Mauer aushalten, 
das iſt eo ipso gar nicht möglich, und überhaupt nicht, wenn man 
die Uferverſicherung nach dem Geſetze herſtellt. 

Wiſſen Sie, meine Herren, was zu geſchehen hat? Der Herr 
Gem.⸗Rath Djörup müßste doch heute jo viel Erdreich weg— 
nehmen, und wo ſoll er das Erdreich hinthun? Die Mauer müfste 
mindeſtens auf 2 Fuß verjüngt werden, er mußs ſie böſchen, ſonſt 
kann ſie den Widerſtand nicht leiſten. Das iſt mir unerklärlich, 
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dafs man fo etwas dulden kann. Ich werde über dieſen Betrag, 
was nämlich den Ankauf betrifft — es iſt das nicht meine Sache, 
— über den Preis nicht ſprechen; ich will auch nicht ein Urtheil 
ausſprechen, ob Sie dieſen Antrag annehmen oder nicht; ich will 
nur den Antrag ſtellen: dafs dieſes Referat vertagt werde, eine 
Commiſſion an Ort und Stelle hingeſendet und der Augenſchein 
dort vorgenommen werde, und dass man conſtatiert, ob dieſe Ufer- 
verſicherung wirklich nach dem Geſetze durchgeführt worden iſt. 

Gem.-Nath Steiner: Geſtatten Sie mir, Folgendes zu be- 
merken: Ich erkläre, ohne eine Voreingenommenheit gegen eine 
Perſon zu haben oder vom Parteiſtandpunkte gegen den Verkauf zu 
ſprechen, rein im Intereſſe der Bevölkerung von Grinzing, Heiligen⸗ 
ſtadt und Ober⸗Döbling: 

Der geehrte Herr Referent hat auf die Anfrage des Herrn 
Gem.⸗Rathes Hipp, ob er die Situation beſichtigt habe und ob 
er ſie kennt, erklärt, er ſei noch einmal ſo alt und ſei ſchon dort 
— ich weiß nicht wann — ſpazieren gegangen. 

Der Herr Referent mag oft auf den Cobenzl gegangen ſein. 
Nachdem aber dieſe Steinriegel, die hier verkauft werden ſollen, 
nicht dort liegen, ſondern auf einem anderen Bergrücken, ſo 
bin ich überzeugt, daſs der Herr Referent fie nicht kennt. Und 
ich erkläre, daſs der Plan, der uns vorliegt — ich habe eine 
genauere Skizze — unrichtig iſt nach der natürlichen Configuration 
dieſer Steinbrüche. Jeder, der hinauskommt und ſie beſichtigt, wird 
dies zugeben. 

Es wurde bezüglich der Steinriegel von der ehemaligen Ge— 
meinde Grinzing in den Fünfziger⸗Jahren ein Process gegen die 
Grundholden geführt, in welchem die Gemeinde Siegerin blieb. 
Sie wurden der Gemeinde zugeſprochen und eingezeichnet. Sie 
waren dann Eigenthum der Gemeinde Grinzing und ſind jetzt 
Eigenthum der Gemeinde Wien. 

Ich bitte, mir zu geſtatten, weiter zurückzugreifen. Ich bin 
kein Dauerredner, muss mich aber mit den Anträgen beſchäftigen, 
die ich im Laufe des Sommers eingebracht habe und die ſich 
direct gegen die Steinriegel, die Führung der Geſchäfte von Seite 
des Magiſtrates und gegen die Information von Seite des Stadt— 
bauamtes richten. 

Ich erlaube mir zunächſt an den Herrn Referenten die höfliche 
Bitte, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes und den Bericht 
des Bauamtes über den Verkauf dieſer Steinriegel zu verleſen, 
damit die Herren wiſſen, wie ſich das Bauamt und der Magiſtrat 
dazu verhalten. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt mit 
der Verleſung einverſtanden? (Zuſtimmung.) 

Referent: Ich möchte darauf aufmerkſam machen, dass 
bereits im vorigen Jahre ein Offert erfolgte. Der Bericht des 
Stadtbauamtes lautet (liest): 

„Der Geſuchſteller und Eigenthümer der Parccllen Cat.⸗Parc. 890, 
893, 892, 891/1, 891/2, 889 ꝛc. in Grinzing im XIX. Bezirke, 
Herr Frants Djörup, Stadtzimmermeiſter, II., Jägerſtraße 5, 
erſucht hiemit um kläufliche Überlaſſung der in der beiliegenden 
Skizze rothlafierten, innerhalb den Cat.⸗Parc. 893 und 890 liegenden 
Cat.⸗Parc. 894, welche im Grundbuche Grinzing als Weide mit 
dem Ausmaße von 748 m? ausgezeichnet iſt.“ 

Ich bemerke, daſs damals von Seite Djörups nur dieſe 
Parcelle in Anſpruch genommen worden iſt, ſpäter hat er ſich 
bereit erklärt, auch die anderen zu übernehmen. 
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„Der für dieſe ſtädtiſche Parcelle angebotene Kaufpreis von 
15 kr. per Quadratmeter oder circa 54 kr. per Quadratklafter 
dürfte bei dem Umſtande, als dieſer Grund ein unproductives, von 
fremdem Beſitze gänzlich eingeſchloſſenes Areale (Steinriegel) in 
Wirklichkeit repräſentiert, welches für die Commune eine Ver— 
wertung nicht ermöglicht, als angemeſſen zu bezeichnen ſein, 
daher auch der Verkauf dieſes Grundes unter den offerierten Be— 
dingungen befürwortet werden kann. 

Der Kaufſchilling würde ſich erliegendenfalls für die 748 m? 
meſſende Parcelle mit 112 fl. 20 kr. berechnen.“ 

Die Eingabe des Bezirksamtes lautet (liest): 

„Frants Djörup erſucht in den Protokollen vom 23. und 
31. Auguft 1893 um die käufliche Überlaffung der in der Grunde.- 
Einl.⸗Z. 609 in Grinzing inneliegenden Cat.-Parc. 894, 898, 
865 und 886 (Steinriegeln), welche in dem Plane ] mit rother 
Farbe, reſpective mit rother Straffierung bezeichnet ſind. Offerent 
bietet hiefür den Betrag von 15 kr. per Quadrat meter an und 
würde ſich der Geſammtkaufſchilling mit Rückſicht auf das Flächen— 
maß von 3793 Quadratmeter auf 568 fl. 995 kr. ſtellen. 

Das Bauamt rathet in ſeinen Berichten vom 27. Auguſt 1893 
und 11. September 1893 auf den Verkauf um den angebotenen 
Preis ein. 

Das Bezirksamt mufs ſich im Intereſſe der Bewohner von 
Grinzing entſchieden gegen dieſen Verkauf ausſprechen (Hört! 
Hört! links), und zwar aus folgenden Gründen: 

Frants Djörup beabſichtigt auf ſeinem Beſitze, zu deſſen 
Arrondierung er die ſtädtiſchen Parcellen erwerben will, einen 
Steinbruch anzulegen, woſelbſt mittels Sprengmittel die Steine 
gewonnen und das gewonnene Material per Achſe durch die Berg— 
ſtraße und Grinzing abgeführt werden ſoll. Bezüglich dieſer Anlage 
iſt das gewerbspolizeiliche Verfahren hieramts eingeleitet worden 
und wurde der diesfällige Act mit Rückſicht auf die entſchiedenſten 
Einwendungen ſämmtlicher Anrainer und der Gemeinde-Bezirks— 
vorſtehung dem Magiſtrate zur collegialen Berathung mit dem 
Antrage auf Abweiſung vorgelegt. 

Mit Rückſicht auf den Umſtand, dass der Gemeinderath die 
Umgebung von Grinzing für die Verbauung als Villenviertel in 
Ausſicht genommen hat, durch den Betrieb eines Steinbruches die 
Beſitzer der anrainenden Realitäten durch deren Entwertung be— 
deutend geſchädigt würden, die ehemalige Ortſchaft Grinzing derzeit 
noch ſehr lebhaft als Sommerfriſche begehrt wird, der Wert dieſer 
Sommerfriſche jedoch durch die mit großer Staubentwicklung und 
Lärm verbundene Abfuhr von Steinen bedeutend herabgemindert 
würde (Sehr richtig! links), glaubt das Bezirksamt, daßs die 
Gemeinde durch Verkauf der fraglichen ſtädtiſchen Parcelle nicht 
die Hand zur Etablierung eines Betriebes geben ſoll, welcher ſchon 
derzeit die Einwohner von Grinzing in Aufregung bringt. 

Außerdem iſt der zu erzielende Kaufſchilling ein ſo gering— 
fügiger, daſs von einem Zinſenverluſte wohl nicht die Rede ſein 
kann, und iſt mit Beſtimmtheit anzunehmen, dafs bei Erbauung 
von Villen mindeſtens der gleiche Erlös für dieſen ſtädtiſchen Grund 
zu erzielen ſein wird. 

Es iſt wohl anzunehmen, daſs das Geſuch um Betriebs⸗ 
bewilligung eines Steinbruches abſchlägig beſchieden werden wird, 
und ſcheint ſich Djörup auch dieſer Anſicht hinzuneigen, da er 
ja ad G.⸗R.⸗Z. 16188 ein Geſuch um Bewilligung von ſieben 
großen, feinen ganzen Beſitz in Anſpruch nehmenden Lagerkellern 
überreicht hat. 
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Da dieſe Lagerkeller je 10 m hoch und je 9:34 m, reſpec⸗ 
tive 755 m breit in Ausſicht genommen find, fo wird für 
den Fall der Ertheilung der Baubewilligung der Fall eintreten, 
dafs Djörup ſelbſt bei Verweigerung der Bewilligung zum 
Steinbruchbetriebe unter der Maske des Aushubes und der Weg— 
ſchaffung des bei der Erbauung der Lagerkeller zu beſeitigenden 
Erd- und Steinmateriales factiſch den Steinbruch doch betreibt. 

Da die Gemeinde Wien grundbücherlich auf die Cataſtral— 
Parcelle als Eigenthümerin eingetragen iſt, ſo erſcheint die im 
Bauamtsberichte vom 11. September 1893 enthaltene Bemerkung 
bezüglich der Beſtreitbarkeit des ſtädtiſchen Eigenthumsrechtes als 
Stimmung der Bevölkerung nur auf das entſchiedenſte für die 
Ablehnung des Kaufoffertes eintreten (Bravo! Bravo! links), weil 
dieſe Ablehnung für den Fall der Ertheilung der Betriebsbewilli— 
gung für den Steinbruch und der Baubewilligung für die angeb— 
lichen Lagerkeller allein die Handhabe bieten wird, den Steinbruch— 
betrieb, wenn nicht unmöglich zu machen, doch zu erſchweren oder 
zu reſtringieren. | 

Indem das Bezirksamt noch ſchließlich bemerkt, dass durch 
die Steinfuhrwerke die Straßen von Grinzing jedenfalls bedeutend 
geſchädigt würden, legt dasſelbe den Act dem Stadtrathe mit dem 
Antrage auf Abweiſung des Offertes zur Entſcheidung vor.“ 

Ich mufs an dieſe Verleſung gleich die Bemerkung knüpfen, 
daſs dem Stadtrathe ſelbſtverſtändlich dieſe Anſchauung des Bezirks— 
amtes wohlbekannt war. (Ruf links: Aber geleſen hat er den 
Bericht nicht!) Ich bitte, ich unterbreche die Herren nie, ich bitte 
auch mich nicht zu unterbrechen. Nun hat ſich der Stadtrath 
Folgendes ſagen müſſen: Wir haben zunächſt abgewartet, ob die 
Steinbruchbewilligung ertheilt wird oder nicht. Nun iſt die Stein— 
bruchbewilligung ertheilt worden. (Rufe: Von wem?) Von der 
Statthalterei. Das geht den Gemeinderath und den Stadtrath 
nichts an. Der Herr Interpellant muſßs wiſſen, wie die Compe— 
tenzen in dieſer Beziehung ſind; dazu iſt die Statthalterei com— 
petent, und das hat die Statthalterei gethan, da können wir nichts 
dagegen thun. Nun hat die Statthalterei den Steinbruch bewilligt. 
Von dem Augenblicke an haben wir uns gejagt, daßs wir keine 
Möglichkeit mehr haben, den Betrieb des Steinbruches überhaupt 
zu verhindern, wobei die große Eigenthümlichkeit beſteht, dass 
einige Herren uns erzählen, was auch richtig iſt, dafs dieſe Stein— 
riegel ganz oben liegen, das fie kaum zugänglich find, daßs fie 
niemand ſehen und erreichen kann und andererſeits das magiſtra— 
tiſche Bezirksamt meint, man ſollte dort Villen hinbauen. So wie 
ich die Gegend dort kenne, haben die Herren, welche ſagen, daßs 
die Steinriegel ganz oben liegen und das man ſie nur ſchwer 
erreichen kann, vielmehr recht, denn da wird nicht ſo ſchnell etwas 
hingebaut werden. (OGem.⸗Rath Hawranek: Jetzt nicht!) Viel⸗ 
leicht in hundert Jahren. Da hat man ſich ſagen müſſen, dajs 
mit dieſem Grunde abſolut nichts zu machen iſt. Man kann ihn 
todt liegen laſſen. Wenn die Herren wollen, brauchen Sie nur den 
Antrag des Stadtrathes abzulehnen. Ich ſehe die Aufregung gar 
nicht ein; wozu denn auch? Wenn Sie nicht einverſtanden ſind, 
ſo ſtimmen Sie dagegen. Das iſt gleich abgethan, dazu braucht 
man ja keine weiteren Streitigkeiten. Sie ſagen, es iſt unklug, jetzt 
die Veräußerung vorzunehmen. Warum? Da haben wir die Gründe 
noch nicht gehört. Wir haben einen Vortrag über die Fluſßsregu— 
lierung von dort (links) gehört, die uns gegenwärtig nichts an— 
geht, weil ſie mit der Sache gar nicht im Zuſammenhange ſteht, 
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aber über die Gründe, warum man gerade jetzt dieſen unfrucht— 
baren eingeklemmten Beſtandtheil nicht verkaufen ſoll, haben wir 
nichts gehört. Man hat uns geſagt, dafs der Grund nicht zugäng— 
lich iſt. Ich bitte, den Plan anzuſehen. Auch der Plan des Herrn 
Collegen Steiner, den er mir nicht gezeigt hat, und es wäre 
mir ſehr angenehm geweſen, wenn er ihn mir gezeigt hätte, wird 
das beſtätigen. 

Dieſe überflüſſigen Gründe zu behalten iſt für uns von keinem 
Intereſſe. Jetzt wird gut bezahlt, 50 kr. per Quadratmeter für 
einen Steinboden, Sie zahlen ja dort für einen Weingarten nicht 
mehr als 50 kr. per Quadratmeter. 

Alſo haben wir uns gejagt, wir glauben, daſs es gut iſt, die 
Gründe dort zu verkaufen. Die Herren kennen mich doch genau; 
ob es der Herr College Djörup oder ein anderer iſt, mir iſt 
das ganz egal; einen Unterſchied kenne ich da nicht. 

Ich bin 22 oder beinahe 23 Jahre im Gemeinderathe, und 
ich habe mich noch nie geniert, irgendeinem Collegen entgegen— 
zutreten, ſei er von dieſer oder jener Seite, und ich habe in öffent— 
lichen Angelegenheiten auch noch keinem irgendetwas zuliebe gethan. 
In Privatangelegenheiten bin ich jedermann gerne dienſtbar. 

Gem.-Nath Steiner: Ich komme gleich auf das Thema. 
Der Herr Gem. Rath Djörup — ich will ihn heute nicht als 
Gemeinderath, ſondern als Steinbruchbeſitzer betrachten — hat den 
Steinbruch vom Bezirksausſchuſſe Baumeiſter Höllerl in Nuſßs— 
dorf gekauft. Im vorigen Jahre hat dieſer Herr Baumeiſter dieſen 
Steinriegel kaufen wollen, das magiſtratiſche Bezirksamt hat ſich 
wie heuer conſequent dagegen ausgeſprochen, und der Autrag des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes wurde im Vorjahre, weil der Käufer 
der Baumeiſter Höllerl war, acceptiert. Sein Anbot wurde alſo 
abgelehnt. Heuer kommt Herr Djörup und der Kauf wird be— 
willigt. 

Bezüglich der Conceſſion hat der Herr College bemerkt, dajs 
dieſelbe von der Statthalterei gegeben worden ſei. Wie konnte 
dieſe Conceſſion überhaupt ertheilt werden? Wenn der Betrieb 
eines Steinbruches zwei Jahre eingeſtellt iſt, jo muſs um eine 
neue Conceſſion angeſucht und es muj3 das ganze Verfahren friſch 
eingeleitet werden; das iſt auch geſchehen. Ich wuſste anfänglich 
von dieſer Steinbruchgeſchichte gar nichts. Ich hatte gerade aus— 
geſteckt, als eines ſchönen Abends Herr Djörup zu mir kam und 
mich auf einige Worte erſuchte. „Was wünſchen Sie, Herr College?“ 
ſagte ich. Er zeigte mir den Plan, den Grundbuchsauszug, wonach 
er zur Erhaltung der Straßen jährlich 20 Fuhren Schotter zu 
liefern hätte. Er ſagte, dafs wir ihm Schwierigkeiten machen be— 
züglich der Eröffnung des Steinbruches, dafs er mit dem Herrn 
Dr. Grübl geſprochen hätte, und der ſagte, das geht nicht ſo 
einfach, es könnten die Antiſemiten ein Geſchrei machen. Ich weiß 
nicht, wer recht hat, ob Herr Dr. Grübl oder Herr Gem.-Rath 
Djörup. Ich bin auf die Sache aufmerkſam gemacht worden 
und habe gehört, dass das magiſtratiſche Bezirksamt ſich dagegen 
ausſprach. Zu dieſer Commiſſion find die Anrainer geladen worden 
und ſind von dem Leiter der Commiſſion unglaublich lange ſtehen 
gelaſſen worden. Es waren lauter Wirtſchaftsbeſitzer und derſelbe 
Herr hat ihnen zugerufen: „Was wollt's ös denn!?“ Ein Wirt— 
ſchaftsbeſitzer, Kelch, Grinzing, Berggaſſe wohnhaft, hat ſich ent— 
ſchieden gegen dieſen Ton verwahrt, indem er geſagt hat, er ſei 
hier Steuerträger und der Leiter der Commiſſion, Beamter der 
Stadt Wien, und laſſe nicht mit ſich ſo umſpringen. Es wurde 
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liche Grundbeſitzer einzubringen, was er auch gethan hat. Das 
magiſtratiſche Bezirksamt hat ſich gegen die Verleihung der Con— 
ceſſion ausgeſprochen, mit Rückſicht auf folgende Gründe: 

Es ſind in Grinzing zu ſchmale Straßen. Es ſitzen Collegen 
hier, welche dies beſtätigen können. Ferner iſt es eine Sommer— 
friſche, und wenn der XIX. Bezirk als Villenviertel beſtimmt iſt, 
ſo kann man doch im Weichbilde desſelben, wo der Bezirk natur— 
gemäß zur Entwicklung kommt, keine Steinbrüche bewilligen. Es 
iſt ein Fall hier, wo die Leute nicht mehr bauen wollen und wo 
Hauseigenthümer ihre Häuſer verkaufen wollen. Wenn fünfzig bis 
ſechzig Steinwägen fahren und der Staub 10 cm hoch in der 
Straße liegt, glauben Sie, wir bringen da eine Wohnung an? 
Glauben Sie, es wird der Beſuch ſtärker, wenn die Steinwägen 
fahren und rechts und links Rinnſale find und dazu Schotter— 
haufen kommen? Glauben Sie, daſs da jemand hinkommt? 
Ebenſo iſt es infolge der Sprengungen. Wenn Sie Familienväter 
ſind und Kinder haben, da werden Sie zum Sommeraufenthalte 
doch nicht irgendwo hinziehen, wo die Kinder der Gefahr aus— 
geſetzt find, daſs bei der Sprengung ein Unglück geſchieht. Weiters 
meine Herren, wie kommt der Magiſtrat dazu, und da komme ich 
auf den Punkt der eentraliſtiſchen Verwaltung, entgegen dem 
Antrage des magiſtratiſchen Bezirksamtes, mit einer Stimme 
Majorität die Conceſſion zu verleihen? Mit welchem Rechte ſagt 
man denn: die Statthalterei? Nein, der Magiſtrat der Stadt 
Wien hat mit einer Stimme Majorität dieſe Conceſſion verliehen. 
(Rufe: Hört! Hört!) So geht die Geſchichte, weil es ein Ge— 
meinderath der Majorität war. Das war ein Laufen. Der Herr 
Gem.-Rath Djöruß hat die Beamten attaquiert im magiſtratiſchen 
Bezirksamte — ich war ſelbſt einmal Zeuge — und im Bauamte. 
Was ſollen die Leute anfangen? Iſt das eine regelrechte Führung 
der Geſchäfte? Da hat man ſich nicht einzumiſchen; da iſt man 
Partei und nicht Gemeinderath. (Rufe links: Ein Scandal!) 
Wenn der Herr Statthalter geſagt hat, es liege ihm das Wohl 
und Wehe der Stadt Wien am Herzen, wie kann man einen 
Steinbruch in der Stadt bewilligen? 

Der Herr Referent erklärt, das ſei ſeitens der Statthalterei 
bewilligt worden. Ja, wie bewilligt man ſo etwas? Ich habe im 
Auguſt, glaube ich, den Antrag bezüglich der Beſitzſtörung einge— 
bracht. Meine Herren, was iſt geſchehen? Der Herr College Djörup 
hat ſich gegen den Bauamtsbeamten verwahrt, indem er erklärte, 
er hätte eine kleine Waſſerleitung durchgeführt. Dem Beamten hat 
er ſo entgegnen können, aber mir wird er nicht ſo entgegnen können, 
weil ich mit ihm über einen Grund gegangen bin, wo ein altes Weib 
und ein Mann geſtanden ſind, die Schotter klein geklopft haben; 
und er hat geſagt, der Schotter iſt viel zu groß; er war aus dem 
Steinriegel. Da bin ich ſelbſt Zeuge geweſen, wie er ihn weggenommen 
hat. Da finden Sie keine Beſitzſtörung? Weiter iſt ein Schranken 
durchſägt worden. Was iſt geſchehen? Ein Gemeinderath erfährt 
von ſeinen Anträgen nichts, aber ich habe es erfahren. Ich habe 
ſelbſt interpelliert, wer beim waſſerrechtlichen Verfahren interveniert 
hat, und habe gehört, dafs Herr Dr. Kronawetter für alles, 
was Herr Gem. Rath Djöruß gethan hat, ihn mit 5 fl. beſtraft 
hat. Das finden Sie recht? Das discreditiert Sie. Ich muſs Ihnen 
ehrlich ſagen, dass ich ſchon einigemale das Präſidium in Schutz 
genommen habe; Sie wiſſen nicht, was die Leute vom Präſidium 
ſagen, und ich weiß, dafs das Präſidium in der Weiſe unſchuldig 
ift, dafs es die Verhältniſſe nicht genau kennt. Aber das Präſidium 
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gebracht werden, prüfen und Bericht erſtatten, damit man weiß, 
ob etwas geſchehen iſt, damit jemand, der die örtlichen Verhältniſſe 
kennt, dies weiß. 

Es wird eine Schankconceſſion betrieben, unzählige Anzeigen 
werden an das magiſtratiſche Bezirksamt erſtattet. Ich habe mit 
den Wachleuten geſprochen, ſie ſagen: „Wir zeigen nichts an, es 
nützt nichts“ 

Er hat eine Schmiede gebaut, und jeder, der Schmied iſt, 
mußs willen, dass er einer Conceſſion bedarf. Er hat eine Baracke 
gebaut für 60 Italiener und die bauämtliche Commiſſion hat ihm 
aufgetragen, das Fundament zu untermauern. Die Erdblöcke liegen 
aber heute noch dort. Ich war erſt am Sonntag dort und habe 
mich informiert. 

Der Herr Gem.-Rath Djörup hat primitive Spundwände 
aufgeführt. Wenn Sie das ſehen würden! Es iſt ſcandalös und 
ſpottet jeder Beſchreibung. Bei der Commiſſion war der Auftrag 
gegeben, eine Mauer aufzuführen. Dieſe Mauer iſt jetzt auf dem 
Beſchlage darauf. Die Gefahr iſt dadurch noch größer. Und es 
iſt nicht gemauert, ſondern die Steine ſind nur zuſammengeſchlichtet; 
das iſt keine Mauer. Solche Zuſtände herrſchen da. 

Es würde mich nur intereſſieren, was mit meinem Antrage 
geſchehen iſt, in welchem ich beantragt habe, einen Localaugenſchein 
vorzunehmen, damit man ſich überzeugen könne, wie Recht und 
Geſetz mit Füßen getreten werden. Warum? — Weil es ein 
Gemeinderath der Majorität iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, Herr Gemeinde— 
rath, das kann ich nicht zugeben. Die Action draußen im Bezirke 
wurde durch das ſtädtiſche Amt geführt. Das ſtädtiſche Amt iſt 
beeidet — es ſind auch andere Organe, nicht bloß Baubeamte — 
und geht nach Recht und Gewiſſen vor. Es iſt von gar keiner 
Seite beeinflusst worden, und ſollte Herr Djörup verſucht haben, 
eine Beeinfluſſung vorzunehmen, ſo hätte er ſich die Folgen ſelbſt 
zuzuſchreiben. Ich habe dafür nicht den geringſten Anhaltspunkt. 
Ich mus alſo dieſe Behauptung zurückpeiſen. 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Nun frage ich, wenn das 
magiſtratiſche Bezirksamt mit Rückſicht auf die Localverhältn iſſe 
beantragt, daßs die Conceſſion nicht zu ertheilen ſei, wenn ſich der 
Bezirksausſchuſs und ſämmtliche Anrainer dagegen ausſprechen, mit 
welchem Rechte beſchließen die Magiſtratsräthe im Gremium ent— 
gegen dem Antrage, die Conceſſion zu verleihen? Halten Sie das 
im Intereſſe der Geſchäftsführung? Wer die Verhältniſſe kennt, 
mufs dieſe Frage verneinen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechen): Ich muss 
Sie, Herr Gemeinderath, wieder unterbrechen, es thut mir leid, 
es geht aber nicht anders. Der Magiſtrat iſt, wie Sie wiſſen, eine 
Behörde, und der einzelne Magiſtratsrath geht gleichfalls nach 
Recht und Gewiſſen vor. Und auf dieſe Weiſe iſt der Beichlujs 
zuſtande gekommen, auf geſetzlichem Wege, und wenn man mit 
dieſer Entſcheidung nicht einverſtanden iſt, ſo ſteht einem der weitere 
Rechtsweg offen. Ich kann aber nicht zugeben, dass der Magiſtrat 
in dieſer Weiſe getadelt werde, als wenn der Magiſtrat in dieſer 
Frage, wo er als Baubehörde entſchieden hat, ein untergeordnetes 
Organ wäre. 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Ich danke für die Be- 
lehrung des Vorſitzenden. Ich weiß ſelbſt, dafs der Magiſtrat eine 
Behörde erſter Inſtanz iſt. Ich frage aber, wie die Wirtſchaft ge— 
führt wird? Leute, die die Verhältniſſe nicht kennen, beſchließen 
das. Jetzt nehmen Sie an, was wir da verlieren werden im 
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Intereſſe eines einzelnen. Wer nimmt ſich eine Wohnung, wie 
werden die Straßen ausjehen? Die 20 Fuhren Schotter, die bei— 
zuſtellen ſind, können wir nicht brauchen — ich habe das ſchon von 
dem Hauſer'ſchen Steinbruche geſagt — denn wenn im Früh— 
jahre der Druck kommt — es liegen auf dem Straßengrunde einer— 
ſeits Hauſer'ſche Erdkegel, auf der anderen Seite Djörup'ſche 
Erdkegel — und wenn ſich dann dieſe beiden Erdkegel ſchließen, 
was wird dann geſchehen? Sie ſehen alſo, daßs man ſich auf den 
Bauamts-Referenten nicht verlaſſen kann. Das Bauamt hätte berichten 
ſollen, dafs dieſe Beſchläge dort wegkommen und dass eine Mauer 
hingebaut werden fol, damit der Bach geſchützt iſt, weun die 
Waſſermaſſen im Frühjahre herunter kommen. Ich erinnere mich, 
im Sommer 1886 waren die Waſſermaſſen fo ſtark, dafs dort 
ein Mann ertrunken iſt. Das kann im Jahre 1894 wieder vor— 
kommen. So darf nicht vorgegangen werden. 

Ich ſtimme gegen den Verkauf der Steinriegel, weil ich der 
Meinung bin, dafs, wenn der Fehler ſchon gemacht und die Con— 
ceſſion ſchon verliehen worden iſt, man insbeſondere die Parcelle 894 
nicht verkaufen ſoll, damit eine Fortſetzung der Steinbrüche ver— 
hindert werde. 

Ich komme nun weiter zur Beſitzſtörung: Der Steinriegel iſt 
angebrochen; ich war Sonntag wieder dort. Es wurde Herrn 
Djörup vom Magiſtrate der Auftrag ertheilt, Im vom Eigen— 
thume der Commune wegzubleiben. 

Gilt dieſer Auftrag für Djörup nicht? Hat er nicht 1 m 
wegzubleiben gehabt? Es wurde ihm weiters der Auftrag ertheilt, 
Sicherungsvorkehrungen zu treffen und Barrieren zu errichten. 
Auch das iſt nicht geſchehen. Ein Strick liegt dort zuſammengerollt, 
ich habe ihn Sonntag mit Gem.-Rath Hipp noch geſehen. 

Der Beſitz der Gemeinde Wien wurde alſo verletzt, zweifellos 
verletzt, und wenn mein Antrag nicht erledigt und darüber berichtet 
wird, ſo bin ich gezwungen — ich ſage es offen — auf Grund 
der von den Bewohnern Grinzings überreichten Petition, welche, 
wie mir ſcheint, gar nicht berückſichtigt worden iſt — ſie iſt dem 
Acte des Bezirksamtes gegen die Bewilligung angeſchloſſen geweſen 
und es haben ſich die Bewohner ohne Unterſchied der Confeſſion 
und Parteiſtellung alle dagegen ausgeſprochen — wenn ſie nicht 
berückſichtigt wird, jo bedauere ich, und ich muſs mich dann mit 
einer Eingabe an Seine Excellenz den Herrn Statthalter wenden 
und erklären, dafs Recht und Geſetz mit Füßen getreten werden. 

Ich erkläre nochmals, wenn es geſchieht, daſs Sie zu Gunſten 
eines einzelnen den Verkauf bewilligen, ſo — ich kann Sie ver— 
ſichern — wird die Führung der Geſchäfte noch abfälliger beurtheilt 
werden, als dies heute ohnehin ſchon geſchieht. (Beifall links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die letzte Bemerkung, 
daſs das Recht mit Füßen getreten wird, haben wir wiederholt 
gehört und ſie hat dadurch an Bedeutung nicht gewonnen. Ich 
muss aber dieſe Bemerkung dennoch zurückweiſen. Der Herr Ge— 
meinderath wird auch erfahren, dafs über feinen Antrag berichtet 
worden iſt, und er wird weitere Mittheilungen noch heute im Laufe 
der Sitzung erhalten. 

Referent: Ich mußs doch einiges richtigſtellen; zunächſt 
etwas Thatſächliches. Herr Collega Steiner hat ſich darüber 
aufgehalten, daſs man dieſen Grund nicht an Keller verkauft 
hat. Darauf bemerke ich, daſs Keller für dieſen Steinriegel 20 kr. 
per Quadratklafter geboten hat, während es ſich jetzt um 50 kr. 
per Quadratmeter handelt; das iſt doch ein Unterſchied. Auf alles 
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andere, was Herr Collega Steiner vorgebracht hat, erlaube ich 
mir dann ſpäter einzugehen. 


Gem.-Rath Dr. Friedzung (zur Geſchäftsordnung): Ich 
fühle mich, da Herr Gem.-Rath Eigner angenommen, dass ich 
über ihn eine verletzende Bemerkung gemacht habe, verpflichtet, zu 
erklären, daſs das in keiner Weiſe der Fall war. Er meinte, dafs 
er berufener ſei, in dieſer Angelegenheit zu urtheilen. Ich erkenne 
das unbedingt an, da ich von Bau- und Zimmermannsarbeiten 
nichts verſtehe. Ich berufe mich auf das Zeugnis der Herren, 
welche unmittelbar neben mir geſtanden ſind, welche übrigens 
erklärt haben, dass fie gar nichts gehört haben, dass ich nichts 
geſprochen habe, was irgendwie verletzen konnte. Das ganze, was 
ich gethan habe, war, daſs, als Herr Gem.-Rath Eigner ſagte, 
daſs er einen Ausdruck nicht gebrauchen wolle, der nicht parla— 
mentariſch ſei, ich mit dem Kopfe genickt habe, und fo, dals nicht 
einmal die Nebenſtehenden es gehört haben, ſagte: „Es iſt beſſer 
ſo!“ Das iſt alles, was ich geſagt habe. Urtheilen Sie alſo ſelbſt, 
dafs Ihre Aufregung überflüſſig war. Ich glaube, dajs Herr 
Gem.-Rath Eigner fi vollſtändig von dieſer meiner Erklärung 
befriedigt fühlen wird. 


Gem.- Rath Joſef Müller: Ich habe mir auch das Wort 
erbeten, in dieſer Angelegenheit zu ſprechen und erkläre, dass ich 
die Sache vollſtändig objectiv behandeln werde. Ich ſtehe der 
Sache vollkommen objetiv gegenüber und es liegt mir gewiis ferne, 
mich durch den Umſtand, dafs der eine oder andere Herr, der hier 
im Gemeinderathe iſt und als Geſuchſteller auftritt, beſtimmen zu 
laſſen. Ich erkläre auch im vorhinein, um jedem Irrthume vorzu— 
beugen, dass ich die Sachlage genau kenne, ſowie die Situation au 
Ort und Sielle, daßs ich aber allerdings die Anordnungen, die 
bezüglich des Steinbruches in der letzten Zeit getroffen worden 
find, nicht geſehen habe, dass mir dieſe jedoch aus den Berichten 
des Bauamtes bekannt ſind. Ich möchte zuerſt über das Entſtehen 
der Steinriegel und über den Wert derſelben Mittheilungen machen, 
weil ſie ſich ja auf den Kauf bezieht. Urſprünglich ſind die Wein— 
gärten längſt der Berglehne beſtanden und waren dieſe Steinriegel 
nicht vorhanden. Vor vielen Jahren ſind dieſe Steinriegel dadurch 
entſtanden, dafs die Eigenthümer die in ihren Gründen vorgefundenen 
größeren Steine immer an der Grenze von zwei Aurainern zuſammen— 
getragen haben; ſo iſt mit der Zeit ein großer Steinhaufen daraus ge— 
worden. Urſprünglich hat dieſer Steinhaufen immer zur Hälfte, reſp. 
nach der Linie der Eigenthumsgrenze dem linken und dem rechten 
Anrainer als Eigenthum gehört. Später find dieſelben in das Grundbuch 
eingetragen und als öffentliches Gut der Gemeinde zugeſprochen 
worden und iſt dies auch bei der neuen Grundbuchsanlegung 
derart durchgeführt worden, daſss dieſe Steinriegel der Gemeinde 
zugeſchrieben worden ſind. Dieſe Steinriegel liegen ſtellenweiſe ganz 
vom Wege getrennt. Es ſind gar keine Zugänge vorhanden und 
es führt gar kein Weg hin. Wenn man dieſe Steinriegel er— 
reichen will, müfste man erſt über fremdes Eigenthum gehen. Ins⸗ 
beſondere iſt das bei jenem Steinriegel der Fall, welcher in den 
Steinbruch der Herren Djörup & Cie. hineinreicht. 


Es iſt auch von Seite des Herrn Vorredners erwähnt worden, 
daſs nicht einmal ein Zugang zu dieſen Steinriegeln vorhanden 
iſt, und Sie erſehen daraus, dafs der Wert derſelben eigentlich 
nahezu Null iſt. Die Gemeinde hat von den Steinriegeln gar 
keinen Nutzen und wird auch für die weitere Zukunft gewiſs keinen 
Nutzen aus ihnen ziehen können. 
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Da nun in dieſem Steinbruch Terrain eine Verbauung in der 
nächſten und auch weiteren Zukunft nicht zu erhoffen iſt, war der 
Stadtrath der Anſicht, daſs der Preis von 50 kr. per Quadratmeter, 
reſp. circa 1 fl. 50 kr. per Quadratklafter, jenen Preis, welcher 
dort für Weingärten bezahlt wird, ein völlig ausreichender iſt. 

Ich habe perſönlich mit dem Collegen Steiner über den 
Preis geſprochen und er hat mir mitgetheilt, daſs er gegen den 
Preis nichts einzuwenden hat, der Preis wäre gewiss ein ſolcher, 
wie er in der dortigen Gegend angemeſſen iſt. (Hört! rechts.) 
Das bezüglich des Preiſes. 

Nun möchte ich aber Folgendes über die Lage des Steinbruches 


erwähnen. Derſelbe liegt weit hinter dem Orte Grinzing an 


dem ſogenannten Erbſenbach an der linken Seite, und zwar weit 
oben hinter der Badeanſtalt, wo ſich nur wenige Häuſer befinden. 

Bezüglich der Verbauung tft zu bemerken, daſs jetzt allerdings, 
glaube ich, an der linken Seite hinter dem Bade eine neue Villa 
erbaut worden iſt, die aber ziemlich tief gelegen iſt und mit dem 
Steinbruche nichts zu thun hat. Rechts und links befinden ſich 
einige Villen in unbedeutender Zahl. Ich weiß auch aus eigener 
Erfahrung, daſs der Weg, der hinführt — wenigſtens zur Zeit, 
wo ich hinaufgefahren bin — derart miſerabel und elend war, dafs 
ich an einem Wintertage, als ich eine Commiſſion draußen hatte, 
ausſteigen musste und gar nicht hinauffahren konnte. Das war 
der frühere angenehme Zuſtand für die Villenbeſitzer, dass fie gar 
nicht hinfahren konnten. 

Nun habe ich eine Bemerkung bezüglich der Eingabe des 
Collegen Steiner zu machen und bezüglich ſeines Vorwurfes, 
daſs dieſelbe nicht zur Behandlung gekommen iſt. Dieſelbe iſt 
bereits im Stadtrathe behandelt worden und umfaſst dieſelbe ins— 
beſondere drei Punkte: die Beſitzſtörung, dann die Uferverſicherung 
und die Herſtellung einer Hütte ohne Conſens. Bezüglich der Beſitz— 
ſtörung wird geſagt, dass die Steinriegel, welche als Inſel — 
möchte ich jagen — in dem Beſitze des Herrn Djörup liegen, 
wie das Referat ſich äußert, wirklich ſeitens des Herrn Djörup 
angegriffen worden find, und dass Steine von denſelben entnommen 
wurden. Dieſe Steine ſind mit Fuhrwerken weggeführt worden, 
um die Bergſtraße herzuſtellen und zu beſchottern. Das iſt alles 
Thatſache, und liegt auch diesbezüglich ein Anſuchen des Gem.— 
Rathes Djörup vor, dahin gehend, dajs man ihm erlauben ſoll, 
Schotter von dort zu nehmen und die Bergſtraße damit zu be— 
ſchottern. Bezüglich der Qualität des Schotters iſt ſeitens des 
Herrn Steiner gejagt worden, daſs der Schotter nicht zu brauchen 
jet. Das Bauamt ſagt aber, dajs der Schotter in geſchlägeltem 
Zuſtande hart und gut iſt und daßs derſelbe heute dort gute 
Dienſte leiſtet; das Bauamt behält ſich ſogar vor, in Zukunft 
dieſen Schotter zur Beſchotterung der dortigen Straßen in Aus— 
ſicht zu nehmen. Das iſt im Referate des Bauamtes geſagt. Dieſe 
Steine ſind Findlinge, welche hart ſind. Ich kenne dieſes Geſtein 
wohl. Wenn es geſchlägelt iſt, ſo liefert es ein gutes Material für 
die Straßen. 

Nun möchte ich bezüglich der Beſitzſtörung Folgendes bemerken: 
Herr Djörup hat erklärt, dafs er bereits beim Bezirksgerichte am 
27. December 1893 um die Conſtatierung und Fixierung der Eigen— 
thumsgrenze zwiſchen der Gemeinde und ſeiner Realität eingereicht 
hat. Es hat ſich dort herausgeſtellt, daſs die Cataſterkarten derart 
unrichtig find, oder dafs die Veränderung im Terrain nicht zum 
Cataſter paſst, und dafs es ſehr Schwer iſt, in ſchneller Weiſe eine 
derartige Fixierung der Grenzen vorzunehmen. Ich weiß aus eigener 
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Erfahrung, dafs der Cataſter, wenn man ihn in die Natur überträgt, 
die Straßen anderswo aufweist als in Wirklichkeit, und daſs dieſe 
Straße ſogar durch das Haus Nr. 29, das dem Herrn Djöru p 
gehört, durchgehen müsste. Wenn man eine Beſitzſtörung annimmt, 
jo muſs man beſtimmt wiſſen, dass der Beſitz geſtört worden iſt, 
ſonſt blamiert man ſich. Denken Sie ſich, die Gemeinde meldet 
die Beſitzſtörung an, und es kommen die Leute hinaus und meſſen 
und ſagen, ſie können eine Beſitzſtörung gar nicht beſtimmen, und 
zwar deshalb nicht, weil die Karten mit den dortigen Verhältniſſen 
nicht ſtimmen. (Ruf links: Weil der Steiuriegel ſchon weg iſt!) 
Das habe ich ja conſtatiert, daſs ein Theil des Steinriegels ab— 
getragen und zur Beſchotterung der Straßen verwendet wurde. 

Weiters liegt auch eine Erklärung des Herrn Djörup in den 
Acten vor, in welcher er jagt, dass er nicht auf der 30tägigen 
Friſt beſteht, innerhalb welcher nach dem Geſetze die Beſitzſtörungs— 
klage eingebracht werden mufs. Er jagt: Ich erkläre mich ſtets 
bereit, wenn die Grenze beſtimmt wird, nicht auf den Umſtand, 
daſs die 30 Tage verſtrichen ſind, mich zu ſtützen. Dadurch hat 
die Gemeinde bezüglich der Beſitzſtörung eine Garantie. 

Was den Uferſchutz betrifft, ſo habe ich denſelben nicht ge— 
ſehen, ich kenne ihn nur aus den Berichten. 

Ich mus aber vorausſchicken, daßſs das Bachgerinne nicht 
öffentliches, ſondern Privatgut iſt; die Mitte des Baches iſt die 
Eigenthumsgrenze, was links davon iſt, gehört dem Anrainer am 
einen Ufer, was auf der anderen Seite iſt, dem Anrainer am 
anderen Ufer. Das Bachgerinne iſt im Grundbuche nicht als 
öffentliches Gut ausgezeichnet, trotzdem unterliegt jedoch eine der— 
artige Anordnung im Fluſsgerinne dem waſſerrechtlichen Verfahren. 

Es wird ferner geſagt, es beſteht eine Pilotage, ober der ſich 
Seitengerölle befindet, und ober dem Seitengerölle eine Mauer, 
durch welche das Herabrollen der Steine verhindert wird. Es wird 
nun conſtatiert, daſs eine geringe Ausbiegung der Piloten ſtatt— 
gefunden hat, es wird aber nicht gejagt, dafs die Sache jo gefahr: 
drohend iſt, ſondern es wird darauf hingewieſen, daſs das Gegen— 
ſtand einer waſſerrechtlichen Verhandlung, und zwar Sache des 
Magiſtrates iſt. Es iſt auch in einem Referate, welches heute im 
Stadtrathe erſtattet, aber nicht zu Ende geführt wurde, der Antrag 
geſtellt worden, den Magiſtrat ſofort aufzufordern, über dieſen 
Zuſtand Bericht zu erſtatten. Das iſt ja vollkommen im Sinne 
des Antrages Steiner. 

Bezüglich des Uferſchutzes iſt alſo der Auftrag ergangen, 
ſofort der Commune Bericht zu erſtatten, und es kann daher nicht 
gejagt werden, dass nichts geſchehen iſt. 

Bezüglich der Hütte erwähne ich, dass dieſelbe allerdings ohne 
Conſens gemacht wurde, weil der Betreffende in der unangenehmen 
Lage war, keine Unterkunft zu finden, und wie ich gehört habe, iſt 
dort eine derartige Stimmung gegen ihn, dals er in der ganzen 
Umgebung kein einziges Quartier gefunden hat. Er hat ſich auch 
verpflichtet, ſofort nach Bekanntgabe des Conſenſes, der auch 
erfloſſen iſt, die Hütte in ordnungsmäßigen Zuſtand zu bringen. 
Für mich ſteht die Sache ſo: 

Die Bewilligung zum Steinbruche iſt ertheilt, daran läſst ſich 
nichts ändern. Ich gebe auch zu, dass gewiſſe Miſsſtände und 
Unzukömmlichkeiten im Steinbruche ſtattgefunden haben, aber das 
mus eben durch die Behörden abgeſtellt werden, dazu ſind dieſe 
ja da. Aber man kann nicht daraus, dass er etwas nicht gemacht 
hat, folgern, dass er zu verurtheilen wäre, überhaupt keinen Stein— 
bruch zu errichten! Und weil man ihm den Steinbruch nicht 
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eröffnen laſſen will, verkauft man einfach dieſe Steinriegel nicht, 
obwohl man weiß, daßs der Preis ein guter iſt! Das iſt ein ver— 
fehlter Rückſchlufs! 

Wenn ſich die Herren die Gegend anſehen, werden fie vis-A-vis 
dieſem Steinbruche eine Wüſtenei ſehen, das iſt der Steinbruch des 
Herrn Hauſer. Auf der anderen Seite ſehen Sie einen ſeinerzeit 
in Betrieb geweſenen Steinbruch. Was wollen Sie aus dieſem 
Terrain machen? Es iſt ja, ich möchte ſagen, wie geſchaffen zu 
einem Steinbruche. Nun iſt geſagt worden, der Steinbruch iſt nicht 
ausgiebig genug, es iſt zu viel Abraum. Das iſt ja aber gar nicht 
unſere Sache, ſondern Sache von Djörup & Cie., dann 
hätte er es eben nicht kaufen ſollen. Ich kenne die Gegend ſehr 
genau und weiß, dass, wenn Sie dort eine ordentliche Straße 
aulegen, Ihnen die Leute viel dankbarer ſein werden, als wenn 
Sie die paar Steinfuhren, welche mehr geführt werden ſollen, 
beanſtänden. Die Realitätenbeſitzer haben eben dort keine Zufahrt 
und mit der Schaffung eines neuen Steinbruches unter der Ver— 
pflichtung, die Sraße gut zu erhalten, find fie gewißs zufrieden. 
Ich gebe ja zu, dass ſich einzelne, die unmittelbar dort ihr Haus 
haben, dagegen ſträuben, aber deshalb zu ſagen, der Mann, der 
dort einen großen Grund beſitzt, ſoll deuſelben nicht verwerten, 
ſondern ſoll Kohl pflanzen — das ſind doch keine Gründe für 
eine wirtſchaftliche Entwicklung. 

Ich bin als Techniker ſtets gewohnt, in ſolchen Augelegen— 
heiten einen offenen, weiteren Blick zu haben und nicht engherzig 
zu ſein. 

Die Gegend iſt derartig, dafs man ſolche Unternehmungen 
dort bewilligen ſoll, wenn man dadurch nicht anderen eminenten 
Schaden bringt, und dies iſt doch hier nicht der Fall. 

Es iſt ferner gejagt worden, dafs die Sprengungen gefährlich 
ſind. Ja, es müſſen doch in dieſer Richtung gewiſſe Vorſchriften 
eingehalten werden; es wird ja die Sprengung in einer tiefen 
Grube nur zu gewiſſen Tageszeiten, entweder zeitlich früh oder 
mittags, wenn keine Leute dort ſind, vorgenommen. Auf dieſe Weiſe 
dürfte man ja kein derartiges Unternehmen bewilligen. 

Dann iſt geſagt worden, es iſt dies mitten in Grinzing! Ich 
kenne doch die Gegend ganz genau, der Grnnd liegt weit hinten 
gegen das Krapfenwaldl zu. 

Aus allen dieſen Rückſichten ſollte man alſo, glaube ich, nicht 
gegen den Verkauf ſtimmen. Ich habe zunächſt nachgewieſen, dafs 
die Gründe für die Gemeinde wertlos ſind, daſs die Bezahlung von 
50 kr. per Quadratmeter genügend iſt, und dann glaube ich auch nad): 
gewieſen zu haben, dafs durch den Betrieb andere nicht geſchädigt 
werden. Wenn Unzukömmlichkeiten vorgekommen ſind, ſind ja die 
Behörden da, die die Aufſicht haben und Unzukömmlichkeiten ab— 
ſtellen werden, und der Stadtrath hat, wie ſchon erwähnt, bei dem 
Referate, welches noch nicht zu Ende geführt worden iſt, bereits 
ins Auge gefaſst, die entſprechenden Maßregeln zu treffen, um 
ſoſche Zuſtände hintanzuhalten. Wenn dies alles geſchieht, dann 
kann doch niemand dagegen Einſpruch erheben und einen Induſtrie— 
zweig ganz einfach abſchneiden wollen. Ich würde Sie daher 
erſuchen, für den Verkauf zu ſtimmen. (Bravo! Bravo! rechts.) 

Gem.-Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Dieſe Angelegenheit ſcheint mir in der That heute nicht 
ſpruchreif zu ſein; die Verhältniſſe, welche uns Herr Gem.-Rath 
Steiner geſchildert hat, müſſen unterſucht werden. Den Vorwurf 
der Parteilichkeit dürfen wir nicht auf uns nehmen. Es iſt ja 
gewiſs niemand in dieſem Saale, welcher die Sommerfrische 
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Grinzing ſchädigen wollte. Ich beantrage daher die Vertagung 
dieſes Referates und bitte Sie, dieſem Antrage zuzuſtimmen. 

Referent: Ich möchte da denn doch ein Wort ſagen, nämlich, 
dass ich eigentlich nicht einſehe, was mit der Vertagung erzielt 
wird. Das einzige wäre, daßs die Reihe von Proceſſen mit dem 
Herrn Djörup in der Zwiſchenzeit recht in Blüte fortgehen 
würden. Ob das eine Annehmlichkeit für die Gemeinde iſt, ſich 
mit ihm ſtreiten zu müſſen, überlaſſe ich den Herren zu beurtheilen. 
Wenn die Herren aber glauben, dals man ſich die Sache noch 
überlegen ſoll, ſo habe ich von meinem Standpunkte nichts dagegen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bringe den Ver— 
tagungs-Autrag zur Abſtimmung. Ich erſuche jene Herren, welche 
mit dem Autrage einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
19 ſind dafür. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 
Der Vertagungs-Antrag iſt abgelehnt. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Der geehrte Herr Vorredner hat Ihnen 


Schon erklärt, wie dieſe Steinriegel entſtanden find. Nur iſt dieſe Zeit 


nicht ſo kurz, wie er gemeint hat. Die Entſtehung dieſer Steinriegel 


geht in das vorige Jahrhundert. Es iſt ganz richtig, daſs die Stein- 


riegel durch die Grundbeſitzer entſtanden ſind; auch heute tragen 
die Weingärtenbeſitzer die Steine aus den Weingärten heraus und 
legen ſie am Rande nieder. Wenn Sie den Biſamberg beſichtigen, 
ſo finden Sie eine Maſſe ſolcher Steinriegel. Was reſultiert daraus? 
Daſss der Grund, auf dem ſie liegen, eigentlich Eigenthum der 
Aurainer iſt. Es iſt Proceſs geführt worden. Die Leute haben, 
ich weiß nicht aus welchen Urſachen, den Proceſs verloren. Aber 
notoriſch iſt, jeder, der mit den Verhältniſſen der Weinberge bekannt 
iſt, muſs überzeugt ſein, daſs die Gründe den Weingärtenbeſitzern 


gehören. Jetzt wollen Sie den eigentlichen, urſprünglichen Grund⸗ 


beſitzern dadurch Schaden bereiten, daßs Sie die Steinriegel ver— 
kaufen. Das macht Löcher, das Ding ſtürzt ab und man ſetzt 
einen Italiener hinein, dem die Wiener Weintrauben recht gut 
ſchmecken. Der Herr Vorredner hat auch geſagt: es iſt keine Beſitz— 
ſtörung, wenn man Steine wegführt und damit die Straße be— 
ſchottert. Eine Beſitzſtörung iſt es, wenn man jemanden in der 
Benützung des Beſitzes hindert, aber ein ganz anderer Fall iſt es, 
wenn jemand etwas findet, was ein anderer nicht verloren hat. 
Der Beſitzer des Steinbruches hat ganz einfach vom communalen 
Grunde der Gemeinde gehörige Steine weggeführt, um anderswo, 
allerdings auf communalem Grunde, ſeiner Verpflichtung nad): 
zukommen. Er hat ſich communales Eigenthum angeeignet; das 
iſt eine Täuſchung; das iſt keine Beſitzſtörung, das iſt ein ganz 
anderes Vorgehen, gehört auch vor ein anderes Forum; das eine 
muss conſtatiert werden, damit die Herren, welche ſich ſchön 
machen wollen, ins rechte Licht geſtellt werden. Man hat geſagt: 


ſolche Miſsgriffe, die vorkommen, müſſen durch die Behörde abge— 


ſtellt werden. Die Communalbehörden thun aber nichts. 

Jetzt komme ich zum Referenten, der ſich zuvor ſo aufgeregt 
und mir mit Stentorſtimme — ſonſt pflegt er zu ſäuſeln — zu— 
gerufen hat: die Statthalterei hat entſchieden. Herr College 
Steiner hat ihm Schon bewieſen, dass er im Unrechte iſt, und 
daſs die verachtenden Blicke und Worte auf ihn zurückfallen, dais 
er nicht gewuſst hat, wer es war. Ich werde den Beweis liefern, 
daſs Licht und Schatten in ſolchen Angelegenheiten nicht gleich 
vertheilt ſind. Steinbruch und Schottergrund ſind zweierlei, weil 
durch Schottergewinnung niemand verletzt werden kann. 

Es hat in der Nähe des Roſenhügels ein Baumeiſter eine 
Sandgeſtätte gehabt und durch viele Jahre betrieb er ſie und auf 
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einmal kommt das magiſtratiſche Bezirksamt des XIII. Bezirkes 
und ſagt, das darfſt du nicht mehr fortbetreiben. Der Mann iſt 
ganz entſetzt. Durch meine Vermittlung hat ihn Herr Dr. Grübl 
empfangen und hat geſagt, man kann nichts machen, recurrieren 
Sie an den Stadtrath. Das war aber eigenthümlich, in welcher 
Art — ich will den Ausdruck nicht gebrauchen — vorgegangen 
wird. Hätte man ihn ruhig ſeine Sandgeſtätte fortbetreiben laſſen, 
ſo hätte niemand etwas machen können. Jetzt hat man aber geſagt, 
du darfſt Sie nicht mehr fortbetreiben, ſondern komme mit einem 
Geſuche beim Magiſtrate ein, und da iſt er ſofort abgewieſen 
worden. Man verleitet alſo jemand, ein Geſuch einzubringen, wo 
der Betreffende ohnehin im Rechte war. Dann kann er freilich an 


den Stadtrath recurrieren. 


Ich weiß nicht, wie die Sache eutſchieden worden iſt, aber 
das eine weiß ich, daßs der nächſte Anrainer des Sandgruben— 
beſitzers ein Jude iſt und dem Juden zuliebe hat man den Betrieb 
der Sandgrube eingeſtellt. Wenn ein liberaler Gemeinderath 
Chriſten ſchädigt, jo geſchieht nichts .. . . 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Gemeinderath, es geht nicht an, die ſtädtiſche Beamtenſchaft 
in dieſer Weiſe zu verunglimpfen. Ich rufe Sie deswegen zur 
Ordnung. Die Beamten werden gar nicht beeinflusst, welcher Con— 
feſſion die betreffende Partei auch angehören mag. 

Der Herr, von dem der Herr Gemeinderath ſpricht, hat ſich 
bei mir ganz beſcheiden gezeigt. Die Sache war vollſtändig in 
Ordnung. 

Wenn ich mich recht erinnere, waren es Sicherheitsrückſichten, 
welche die Behörde veranlasst haben, den Betrieb einzuſtellen und 
den Beſitzer aufmerkſam zu machen, dafs er überhaupt erſt um die 
Bewilligung anzuſuchen habe, nachdem dieſe Sandgrube ſo lange 
Zeit nicht betrieben wurde. Ich habe ihm den Rath gegeben, nach— 
dem er in der erſten Inſtanz ſachfällig geworden iſt, die entſprecheu— 
den Rechtsmittel einzulegen. Das, glaube ich, iſt geſchehen. Ich 
mufs alſo die Vorwürfe gegen die Beamtenſchaft zurückweiſen. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich berichtige die Äußerung des 
Herrn Vice-Bürgermeiſters, daſs die Sandgrube nicht im Betriebe 
war, als unrichtig. Dieſelbe war im Betriebe. (Rufe rechts: Ein— 
mal!) Nein, fortwährend und ununterbrochen, aber das magiſtratiſche 
Bezirksamt hat den Betreffenden dann veranlaſst, neuerdings ein 
Geſuch einzubringen. Das iſt ein ganz uncorrecter und unrichtigen 
Vorgang, und wenn das vorkommt, jo mufs ich es hier rügen, 
weil ich der Vertreter meiner Wähler bin, und wenn ein ſtädtiſcher 
Beamter etwas Unrechtmäßiges thut, ſo habe ich die Sache zur 
Sprache zu bringen — ob es dem Herrn Vice-Bürgermeiſter recht 
iſt oder nicht — und auf das meinen Wählern zugefügte Unrecht 
aufmerkſam zu machen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Ich kann darauf nur 
erwidern, daſs die Behörde nach dem Geſetze vorgegangen iſt. 

Gem.⸗Rath Gregorig (fortfahrend): Nachdem das Ver— 
fahren ſchon eingeleitet war, aber das Verfahren hätte nicht ein— 
geleitet werden ſollen. (Ruf rechts: Das iſt nebenſächlich!) Das 
iſt nicht nebenſächlich, ſondern es zeigt, wie da vorgegangen wird. 
Ich ſage dies, weil der Anrainer ein Mann iſt, der ſich die Gunſt 
von jemandem zu verſchaffen weiß. 

Nun komme ich auf den Referenten wieder zurück. Der Herr 
Referent hat mich in einer Weiſe behandelt, die ich mir von ihm 
einfach nicht gefallen laſſe. Er ſagt „aufgeregt“. Ich habe ſchon 
einmal Gelegenheit gehabt, von dem Herrn Referenten in der 
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empfindlichſten Weiſe beleidigt zu werden; ich war kaum zwei Tage 
im Gemeinderathe und bin damals gegen die Schätzung des 
Müller'ſchen Gebäudes aufgetreten. Und da war der Referent der— 
jenige, der geſagt hat, er möchte mit mir in keiner Commiſſion 
ſitzen. Ich bin hergegangen und wollte mir Genugthuung ver— 
ſchaffen. Als ich aber das Protokoll hernahm, da war die Äußerung 
des Referenten eliminiert. (Unruhe rechts.) Gibt der Orient keine 
Ruhe drüben? 

Vice-Vürgermeiſter dr. Richter (den Vorſitz übernehmend): 
Ich bitte, dieſe unpaſſenden Bemerkungen ſind wirklich überflüſſig. 
(Widerſpruch links.) 

Gem.⸗Nath Gregorig (fortfahrend): Der ganze Vorgang, 
der in dem Falle platzgegriffen hat, iſt kein ſchöner, er wirft kein 
gutes Licht auf die Verwaltung. Was der geehrte Herr College 
früher geſagt hat, iſt geradezu horrend, und ich ſtaune darüber, 
wie zwei Herren des Stadtrathes einen derartigen ungehörigen 
Vorgang vertreten können. 

Gem.-Nath Herrdegen: Es wäre mir nicht eingefallen, in 
dieſer Angelegenheit das Wort zu ergreifen, indem ich ſagen mufs, 
daßs ich eigentlich nicht informiert bin. Wenn ich dies trotzdem 
thue, ſo geſchieht es nur aus dem Grunde, weil ich, aufrichtig 
geſagt, in die Art und Weiſe, wie dieſer Gegenſtand bisher ver— 
handelt wurde, gar kein Vertrauen habe. Es hat ſich fo viel Leiden— 
ſchaftlichkeit in dieſer Angelegenheit gezeigt und ſo viel Animoſität 
gegen den Collegen, der zufälligerweiſe auf unſerer Seite iſt, dais 
mir dieſe Art und Weiſe der Behandlung kein Vertrauen ein— 
flößen kann. 

Ich habe nun einfach entgegenzuſtellen die Erhebungen des 
Stadtbauamtes, die Erhebungen — ich ſetze ſie voraus — des 
Stadtrathes, die Mittheilungen des Herrn Gem.-Rathes Müller, 
der in der Sache ſehr verſiert und im XIX. Bezirke offenbar gut 
bekannt iſt, und jene leidenſchaftlichen Ausführungen, welche wir 
von den Herren Collegen der Linken gehört haben. Nun, ich nehme 
auch den Standpunkt ein, daßs, wenn hier irgendwelche Zweifel 
beſtehen, man heute nicht beſchließen, ſondern die Angelegenheit 
unterſuchen ſoll. Ich ſtelle obenan die Wahrheit, das Richtige, 
Objective und dafs der Sachverhalt feſtgeſtellt werden fol, 

Aber, ich glaube, zu dieſem Reſultate hätte man auch mit 
weniger leidenſchaftlichen Ausführungen und weniger Anwürfen 
gegen ein Mitglied des Wiener Gemeinderathes, gegen einen 
Wiener Bürger kommen können. (Gem.⸗Rath Gregorig macht 
eine Bemerkung . . .) | 

Ich bitte, was würden denn Sie jagen, wenn man von einem 
Ihrer Mitglieder geſagt hätte, der muſs ſich fein Lehrgeld oder jo was 
Ahnliches zurückgeben laſſen, wenn man es ſo hingeſtellt hätte, 
als wenn er ein Pfuſcher wäre, wie es Herr Gem.-Rath Eigner 
im vorliegenden Falle gethan, der ja nicht boshaft in ſeinen 
Außerungen iſt. (Gem. Rath Eigner: Ich bitte, die Sache 
draußen nur anzusehen.) Ich bitte, es handelt ſich hier ja nicht 
um eine Fluſsregulierung und waren daher die Ausführungen 
überflüſſig. Ich bedauere, dafs man über dieſe Angelegenheit hat 
weiter ſprechen laſſen. (Gem.⸗Rath Eigner: So?!) Das iſt in 
unſer aller Intereſſe. Wenn wir immer und immer von der Sache 
abſchweifen, wenn wir ſo ins Blaue hineinreden, ſo ſchaden wir 
uns ſelbſt und discreditieren uns alle — ob rechts oder links — 
ich nehme niemanden aus. 

Nun frage ich Sie, wenn von einem Manne geſagt wird — 
ich bin nicht berufen, ihn zu vertheidigen, aber wir wiſſen, was 
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derſelbe geleiſtet hat mit der Herſtellung von Al-Wien in Chicago — 
daſs er ein Pfuſcher iſt, jo muss ich dieſe Bemerkung zurückweiſen, 
obwohl ſie mich nicht perſönlich betrifft, aber einen Collegen 
betrifft, und ich würde mich gerade ſo aufhalten, wenn es von 
einem Ihrer Seite geſagt worden wäre. Doch ich habe meine 
Objectivität öfter bewieſen, als Sie drüben. 

Vor allem anderen glaube ich, mußs doch auseinandergehalten 
werden der Gegenſtand des Stadtraths-Antrages und die anderen 
Umſtände hinſichtlich der Beſitzſtörungsklage. Dieſe beiden Dinge 
wurden bereits und zwar vom Herrn Collegen Müller hervor— 
gehoben; ſie gehören doch abſolut nicht zuſammen. Über den Ver⸗ 
kauf der Steinviegel hat hier der Gemeinderath zu entſcheiden. Iſt 
hier eine Beſitzſtörung vorgekommen, ſo hat nicht die Gemeinde 
Wien, ſondern die competenten Behörden zu entſcheiden. Alſo es 
wäre ſehr wünſchenswert, wenn man bei der Sache bleibt und 
nicht immer und immer alles recht undeutlich macht und nicht 
zuſammenhängende Dinge verquickt. Sie werden doch nicht die 
Gemeinde Wien als competent erachten, irgendeinen Bürger, 
irgendeine Perſönlichkeit, welche ſich eine Beſitzſtörung am Ge— 
meinde⸗Eigenthum zuſchulden kommen lässt, zu beſtrafen. (Gem. 
Rath Gregorig macht einen Zwiſchenruf.) 

Ich bitte ſehr, find wir denn gar fo desorganiſiert, haben 
wir keine Behörden, welche ſich hier competent fühlen? Wenn die 
Herren Gemeinderäthe das conſtatieren, ſollen ſie die Anzeige bei 
der competenten Behörde machen, und wenn das nichts hilft, wie 
Herr Collega Steiner ſagt, ſoll man zur zweiten Inſtanz 
ſchreiten, man mufs nicht bei der erſten bleiben; man kann offenbar 
recurrieren und, meine Herren, Sie ſprechen gar ſo oft mit einer 
gewiſſen Wegwerfung von den liberalen Gemeinderäthen, als ob 
die Beamten alle unter dem Einfluſſe der liberalen Gemeinderäthe 
ſtehen würden. 


Ich bin kein liberaler Gemeinderath, ich habe es oft genug 
in öffentlichen Verſammlungen erklärt, es wird alſo darüber kein 
Zweifel beſtehen. Selbſtverſtändlich bin ich auch kein antiſemitiſcher 
Gemeinderath. Ich möchte Ihnen aber doch vorhalten, das es 
eine bewujste Unrichtigkeit iſt, wenn Sie ſagen, dieſer oder jener 
Beamte oder gleich eine ganze Commiſſion, ja vielleicht ſogar das 
Magiſtratsgremium habe ſich bei ſeiner Abſtimmung deshalb be— 
einfluſſen laſſen, weil es ſich um einen liberalen Gemeinderath 
handle. Herr Collega Gregorig winkt mit dem Kopfe. Ich ver— 
ſichere Sie, ich wäre ſtolz darauf, wenn wir von der Rechten ſo 
beſonderen Einfluſs hätten, den haben wir aber nicht. Seien Sie 
überzeugt, Sie haben vielmehr Einfluſs als wir. Warum, weil Sie 
mit anderen Mitteln kämpfen, mit Mitteln, die in Verſammlungen 
mehr zuſagen, als die Mittel, welche wir zur Verfügung ſtellen 
können. (Sehr gut! rechts, Widerſpruch links.) Es iſt ſo viel über 
die Gefahren geſprochen worden, welche der XIX. Bezirk zu 
erleiden hätte, wenn dieſer fragliche Steinbruch in Betrieb geſetzt 
wird. Drüben jenſeits des Baches wird doch ein anderer Stein— 
bruch betrieben, warum gibt es darüber nicht ſo viel zu reden? 
Sie ſehen alſo, daſs auch dieſes Moment mit Beſtimmtheit dahin 
weist, daſs man hier von Ihrer Seite (links) nicht objectiv urtheilt. 
Vielleicht haben Sie in vielen Dingen recht. Dann ſoll man es 
feſtſtellen. 


Ich komme daher zum Schluſſe meiner Ausführungen, zu dem 
Antrage, es möge die Sache an den Stadtrath zurückgewieſen 
werden. Der Stadtrath möge weitere Erhebungen pflegen und in 
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einer der nächſten Sitzungen mit entſprechenden Reſultaten auf— 
warten. 

Gem.-Nath Dr. Scholz (zur Geſchäftsordnung): In Er— 
wägung der vorgerückten Stunde erlaube ich mir, Schlufs der 
Debatte zu beantragen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich erſuche jene Herren, 
die mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Es ſind noch zum Worte vorgemerkt die Herren Gemeinde— 
räthe: Stehlik (contra), Frauenberger (pro), Steiner 
(contra), Eigner (contra), Weitmann (contra), Joſef 
Müller (pro). | 

Gem.-Nath Gregorig: Ich bitte, Herr Vice-Bürgermeiſter, 
wir find nicht beſchluſsfähig. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter (nach erfolgter Auszählung): 
Es find genug Herren anweſend. 

Gem.-⸗Nath Dr. Scholz (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube, 
meine Herren, dass die Sache genügend klargeſtellt iſt, und be— 
untrage die Wahl von Generalrednern. 

Gem.⸗Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Der Beſchluſs 
auf Schluſs der Debatte war ungiltig, Herr Vorſitzender, weil 
nicht die nöthige Anzahl von Mitgliedern vorhanden war. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichler: Ich bitte, Herr Gemeinde— 
rath, es iſt eben conſtatiert worden, daſs 49 Gemeinderäthe an— 
weſend ſind. (Rufe links: Nach der Abſtimmung!) Es iſt die 
Wahl von Generalrednern beantragt worden; ich bitte jene Herren, 
welche damit einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. Ich erſuche die Herren Contra- und die Herren 
Proredner, ſich auf je einen Generalredner zu einigen. (Nach 
einer Pauſe:) Als Generalredner contra iſt Herr Gem.-Rath 
Steiner gewählt. 

Gem.-Nath Steiner (Generalredner contra): Meine ſehr 
geehrten Herren! Ich habe ja zu Beginn meiner Ausführungen 
erklärt, dafs ich keinerlei Animoſität gegen Herrn Djörup habe, 
daſs ich aber als Vertreter des XIX. Bezirkes verpflichtet bin, 
etwas zu bekämpfen, was gegen die Intereſſen der dortigen Wirt— 
ſchafts⸗ und Hausbeſitzer iſt. Collega Herrdegen meinte, es ſei 
nicht collegial, gegen Djörup fo vorzugehen. Nun hörte ich aber 
unmittelbar zuvor von Collegen, das Djörup draußen geſagt 
habe, ich wettere deswegen gegen den Verkauf des Grundes, weil 
ich dort einen Weingarten kaufen will. Das iſt unerhört, ich weiſe 
das entſchieden zurück. Man hat mir das beim Amtshauſe geſagt 
und ſagt dasſelbe jetzt wieder. Wenn ich jo reich wäre, dafs ich die 
Gründe alle kaufen könnte, ſo würde ich das mit Vergnügen thun, 
denn ich bin überzeugt, das eines der ſchönſten Villenviertel dort 
ſein wird, wo der Steinbruch etabliert iſt. 

Herr Gem.-Rath Müller meint, er ſei ausgezeichnet verſiert. 
Dem entgegne ich, dafs das nicht fo iſt; er jagt, draußen find 
keine Villen, es ſind aber doch Villen dort. Weit draußen ſind 
Villen und drinnen ſind Villeu. Es iſt ſchon im Hochſommer um 
die Baulinienbeſtimmung angeſucht worden, und man weiß leider 
noch heute nicht, ob der Baumeiſter Spieß die Baulinie beſtimmt 
bekommen wird. Es iſt noch gar keine Antwort da, ſonſt ſtünden 
ſchon dort wieder neue Villen. 

Weiters hat Herr St.-R. Müller gejagt, dafs dieſer Bach 
Privateigenthum iſt. Das iſt richtig. Das kann uns aber alleseins 
ſein; wenn das Waſſer vom Gebirge herunter kommt, ſo ſchadet 
es ohne Unterſchied unſeren Culturen und auch der Beſitzer eines 
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offenen Gerinnes iſt verpflichtet, die Ufer zu ſchützen, und hat 
nicht das Recht, etwas proviſoriſch hinzuſtellen. 

Was nun die Qualität des Schotters betrifft, ſo bitte ich den 
Herrn Stadtrath, auf meine Ausführungen achtzugeben, damit er 
informiert iſt, wenn die Sache im nächſten Jahre in den Stadt— 
rath kommt. Er hat gejagt, daſßs ſich bereits das Bauamt für die 
Qualität des Schotters intereſſiert und da geſtatten Sie mir eines 
zu bemerken. Ich wollte nicht perſönlich werden, aber man hat 
mich dazu veranlasst, Folgendes zu erklären. Dj örup iſt ſchon 
vor längerer Zeit um die Anderung dieſer Firma eingeſchritten 
und die Firma iſt ſchon geändert und protokolliert zu dem Zwecke, 
damit er als Gemeinderath der Stadt Wien Schotterlieferant 
werden kann. (Rufe links: Hört!) Ebenſo wie Frau Djörup 
Lieferantin der Piaſſava-Beſen iſt, jo will Djörup ſtädtiſcher 


Contrahent für die Schotterlieferungen werden. Sie ſehen, dass 


ich ziemlich gut informiert bin, wenn es ſich um ſolche Angelegen— 
heiten handelt. Ich würde ſie nicht berührt haben, wenn ich nicht 
provociert worden wäre. 

Bezüglich der Straße wurde gejagt, dajs der Schotter zur 
Beſchotterung der Straße verwendet wird. Gehen Sie hinaus, ich 
habe gleich geſagt, es werden nicht 4 Wochen vergehen, und man 
wird vierſpännig fahren müſſen. Rechts neben dem Hauſe der 
Wäſcherin Schell hat man den Schotter weggenommen und 
einen ungefähr Um breiten Gehweg angelegt. Wenn es da regnet, 
kann niemand gehen; das iſt kein Straßenbau. Von wem wird 
die Straße benützt? Von Djörup und Hauſer und ſonſt von 
niemandem. Sie ſollen ſich ſie ſelbſt in einen beſſeren Zuſtand her— 
richten, nicht ſo, daſs, wenn es 14 Tage regnet, man bergab mit 
4 Pferden fahren muss, wie es thatſächlich geſchehen iſt. So find 
die Verhältniſſe. 

Herr StR. Müller wird mir verzeihen, wenn ich in 
Zukunft auf ſeine Ausführungen als Techniker keinen Wert lege. 
(Gem.-Rath Joſef Müller: Das iſt mir alleseins!) Er als 
Techniker durfte der Wahrheit entſprechend keine ſolchen Aus— 
führungen machen, weil dadurch die Intereſſen der Bevölkerung 
geſchädigt werden. Mit dieſen Komödien mus endlich gebrochen 
werden. Man darf nicht etwas ins Treffen führen, was den That— 
Sachen nicht entjpricht. 

Was feine Bemerkungen bezüglich des Preiſes betrifft, fo 
glaube ich, muſs man reinen Tiſch machen, da bin ich immer 
dabei. Der Preis iſt zu hoch. Früher iſt der Riegel zwiſchen 
70 kr. und 1 fl. per Klafter verkauft worden. Da wendete ſich 
einmal Djörup während der Sitzung an mich und erſuchte 
mich, bekanntzugeben, wie die Riegel früher verkauft worden ſind. 
Ich habe mich an den ehemaligen Bürgermeiſter-Stellvertreter 
Rauſcher gewendet und habe ihn gefragt: Wie verkauft man 
die Riegel? Ich habe den Preis dann dem Herrn Djörup mit— 
getheilt. Acht Tage darauf komme ich in den Stadtrath hinüber 
und da fragt mich Herr St.⸗R. Kreindl: Sie haben nichts 
gegen den Verkauf dieſer Riegel? Ich ſage: Gegen den Verkauf 
der Riegel habe ich wohl etwas einzuwenden. Darauf erwiderte er 
mir: Djörup hat Müller, Dr. Lederer und mir geſagt, 
daßs Sie erklärt hätten, Sie ſeien für den Verkauf. Ich verwahrte 
mich dagegen; er hat mich nur um den ortsüblichen Preis gefragt 
und ich habe ihm denſelben der Wahrheit gemäß mitgetheilt. Für 
den Verkauf der Riegel habe ich mich nicht ausgeſprochen, weil 
ich ſchon im Auge gehabt habe, dieſen Verkauf zu bekämpfen, da- 
mit wir den Steinbruch wegbekommen. Wenn bemerkt wird, 
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gegenüber iſt ein zweiter Steinbruch, der hat eine Conceſſion, jo 
können Sie da nichts machen; wir können ihm den Steinbruch 
nicht wegnehmen, und wenn das Magiſtrats-Gremium die Inter— 
eſſen der dortigen Bevölkerung im Auge gehabt hätte, hätte dieſe 
Conceſſion nie und nimmer ertheilt werden dürfen. 

Gegen Hauſer läſst ſich nichts machen. Ich mache den 
Herrn Vorſitzenden auf eines aufmerkſam. Es ſoll, glaube ich, 
jetzt eine Commiſſion ſtattfinden bezüglich der Erweiterung des 
Hauſer'ſchen Steinbruches, und nachdem auf dieſem Steinbruche 
eine Servitut laſtet, wonach der Mann für die Erhaltung der 
Straße 50 Fuhren Schotter zu liefern verpflichtet iſt, ſollen wir 
bei der Erweiterung darnach trachten, dass er mehr liefert, als er 
bisher geliefert hat. Es wird wahrſcheinlich ein Übereinkommen 
getroffen werden, das auf Bruchſteine geht, weil man den Schotter 
ſelbſtverſtändlich nicht verpenden kann. 

Aber er ſoll uns doch in anderer Weiſe entſchädigen, wenn er 
die Straßen mehr benützt. Und wenn ſchon jetzt ſo viele Stein— 
fuhren abgeführt werden, um wie viel mehr werden dann noch 
im nächſten Jahre gelegentlich der Durchführung der Verkehrs— 
anlagen gehen? Sehen Sie, nicht nur die Gemeinde Grinzing, 
ſondern auch die Gemeinden Heiligenſtadt und Sievering werden 
durch einen ſolchen Verkehr mit den Wägen ſehr geſchädigt. Ich 
will Ihnen nur ein Beiſpiel geben. Die Gemeinde Sievering be— 
kommt wegen der Steinbrüche gar keine ordentliche Partei. Sie 
bekommen dort Sommerwohnungen um 80, höchſtens 100 fl., die 
in Grinzing auf 200, 250 fl. kommen; denn es iſt in Sievering 
eine ſchmale Gaſſe. Die Beſitzer des Steinbruches müſſen, um viel 
zu erzielen, auch viel verladen. Jetzt fallen die großen Steine von 
dem Wagen herunter; wenn nun in dieſer ſchmalen Straße ein 
Stein jemanden trifft — und dem kann man eben nicht aus— 
weichen — ſo iſt das Unglück da, und ich habe auch noch keinen 
Wachmann geſehen, der die großen Steine beiſeite gelegt hätte, 
ſondern ſie bleiben liegen, und wenn alſo abends jemand fährt, 
ſo läuft er dabei die größte Gefahr. Ich kann Sie alſo nur 
herrſchen, wenn auch ſchon der Magiſtrat ſeine Conceſſion ertheilt 
hat, jetzt gegen den Verkauf der Steinriegel zu ſtimmen, und da— 
mit werden Sie verhindern, dass eine noch größere Ausbeutung, 
eine noch größere Gefahr, eine noch größere Schädigung der 
Intereſſen der ehemaligen Gemeinden des XIX. Bezirkes platzgreife. 

Gem.⸗Rath Frauenberger (Generalredner pro): Ich habe 
es ſehr bedauert, daſs Sie meinen Antrag auf Vertagung dieſer 
Angelegenheit abgelehnt haben, weil ich es ſehr gerne geſehen hätte, 
daſs man die Anſchuldigungen, welche Herr Gem.-Rath Steiner 
hier vorgebracht hat, unterſuche. Ich will nicht annehmen, dals er 
ſich auch in dieſer Angelegenheit ſo irrt, wie in einer, die ſich 
letzthin abgeſpielt hat. Ich hätte es ſehr gerne gewünſcht, daßs 
man dieſe Sache näher unterſucht hätte. 

Nachdem Sie aber meinen Antrag abgelehnt haben, müſſen 
wir wahrſcheinlich eine Entſcheidung treffen und da mufs ich jagen: 
es wird für die Gemeinde Wien ziemlich gleichgiltig ſein und 
bleiben, ob wir dieſe Steinriegel verkaufen oder ob wir ſie uns 
behalten. Das wird die Gemeinde Wien nur ſehr wenig alterieren, 
ich glaube ſogar, nicht im mindeſten. 

Die Frage iſt: ſollen wir, wenn eine Gelegenheit da iſt, ein 
ſo wertloſes Object verkaufen, oder ſollen wir es brach liegen 
laſſen. Das iſt die eine Frage. Wir bekommen für dieſen Grund 
etwas. Andererſeits handelt es ſich noch um etwas anderes. Wenn 


ein Induſtrieller kommt und eine Sache nutzbar machen und ausnutzen 
will, ſo, glaube ich, ſoll der Gemeinderath dem nicht hinderlich ſein. 
Nicht allein, daſs die Steine dort gewonnen werden müſſen; das 
koſtet Geld, damit werden Leute beſchäftigt; dieſe Steine werden 
auch verführt, dieſe Steine müſſen einer Verwendung zugeführt 
werden, das koſtet alles Geld — das iſt mit einem Worte ein Uuter— 
nehmen, und ich glaube, auch von dieſem Standpunkte ſoll man 
einer ſo geringfügigen Sache wenigſtens nicht mit ſolcher Vehemenz 
entgegentreten. 

Meine Herren! Jetzt beim Baue der Verkehrsanlagen werden 
ja Steine und verſchiedenes Material gebraucht, jetzt wollen manche 
Leute verdienen und mit Recht. Warum iſt man da einem Unter— 
nehmer hinderlich? Das iſt mir ganz unverſtändlich. Was Sie 
alles angeführt haben, was dieſer College Djörup alles ver— 
brochen hat, dieſe ſchlechte Pilotierung, da ſoll ein Zimmermanns— 
haar gefehlt haben! 

Meine Herren! Ich mußs Ihnen jagen, das zu unterſuchen, iſt 
nicht unſere Aufgabe, das iſt Sache der Behörden und iſt der Unter— 
nehmer dafür verantwortlich. Wenn er das ſchlecht macht, ſo zeigt 
man ihn einfach an. (Widerſpruch links. — Gem.-Rath Schuh ruft 
dazwiſchen.) Ich werde den Herrn Gem.-Rath Schuh ſchon bitten, 
das er mich anhört oder hinausgeht. (Lebhafter Widerſpruch und 
Zwiſchenrufe links.) Wir haben Ihre Redner auch angehört. Sie 
können gewiss nicht ſagen, daßs ich Sie in irgendeiner Weile 
provociert habe! Man greift Sie ohnedies mit Glagehandſchuhen 
an, damit Sie nicht aufſpringen wie beſeſſen, man gibt ohnedies 
acht. Ich ſpreche über die Sache und verlange, dass ich angehört 
werde. Es iſt ein kleiner Betrag, um den es ſich hier handelt — 
ich will ihn gar nicht nennen — aber es handelt ſich da um ein 
wenn auch kleines, induſtrielles Unternehmen, und der Gemeinde— 
rath iſt nicht dazu da, einem ſolchen hinderlich entgegenzutreten. 
(Erneuerte Unruhe links.) 

Meine Herren! Ich wundere mich gar nicht, wenn Sie mich 
ſo behandeln. Was haben Sie dem Referenten Herrn Dr. Lederer 
heute gethan, der allerdings die Unvorſichtigkeit . . . . 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichker: Ich bitte den Herrn 
Redner, zur Sache zu ſprechen. Das geht nicht. Ich bitte, ſich an 
die Sache zu halten. 

Gem.-Ralh Frauenberger (fortfahrend): Ich muss recht ſehr 
bitten. Von dieſer Seite iſt alles geſtattet worden. Das weiſe ich 
entſchieden zurück. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte. Ich habe dem 
Herrn Redner mit Recht den Vorbehalt gemacht, daßs er von der 
Sache abſchweift. (Gem.-Rath Frauenberger will reden.) Ich 
bitte, mich nicht zu unterbrechen. Mein Vorhalt war vollkommen 
gerechtfertigt. Ich kann nicht dulden, dafs Sie in dieſer Weiſe 
entgegnen. Ich bitte, zur Sache zurückzukommen. 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Ich habe ja noch 
gar nichts geſprochen (Stürmiſche Heiterkeit), ich habe nur den 
Namen des Referenten genannt, und jetzt ſagt der Herr Vorſitzende 
ſchon, ich ſchweife vom Gegenſtande ab. Gehört der Herr Referent 
nicht zum Gegenſtande? (Erneuerte Heiterkeit.) Ich will übrigens 
nicht darüber ſprechen, aber es iſt wirklich unvorſichtig, es ſich ſo 
zu verderben, weil der Herr Referent ſeinerzeit einſtimmig in den 
Stadtrath gewählt worden iſt. (Rufe: Das gehört nicht hieher!) 
Das gehört nicht hieher, aber man kann es ſagen. Es wurde hier 
behauptet, und zwar vom Herrn Collegen Gregorig, dals 
eigentlich dieſe Steinriegel den Anrainern gehören ſollen. Das hat 
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er geſagt, wenn ich nicht irre. Wenn dieſe Behauptung richtig iſt, 
würde ja der eine Stein riegel ohnehin dem Herrn Djörup ge— 
hören, weil er Anrainer iſt. Sie ſehen, wohin es führt, wenn 
man ſolche Behauptungen aufſtellt. 

Nun, meine Herren, indem ich ſchließe, ſtelle ich nicht den 
Antrag, das Referat anzunehmen, denn ich habe die innerſte Über— 
zeugung, dass es doch beſſer iſt, wenn man nach alledem, was 
wir gehört haben, die Sache noch einmal gründlich unterſucht. 
Ich ſchließe mich daher dem von dieſer Seite geſtellten Antrage 
auf Zurückweiſung an den Magiſtrat zum Zwecke neuerlicher Er— 
hebungen an. 

Referent (zum Schlufsworte): Ich komme gleich auf die 
letzteren Angaben zurück. Die Sache iſt wirklich zur Genüge er— 
örtert worden, und ich ſehe nicht ein, was man da noch erheben 
und unterſuchen kann. Ich anerkenne, daſs Herr Gem.-Rath 
Herrdegen einer der wenigen war, die zur Sache geſprochen 
haben. Wir haben aber von den Herren eine Reihe von Erörte— 
rungen gehört, die mit dieſem Gegenſtande gar nichts zu thun 
haben. Ich mache die Herren auf eines aufmerkſam. Das Referat 
iſt im Stadtrathe am 17. oder 18. November erſtattet worden. 
Hier bin ich Referent des Stadtrathes, und von dem, was bis 
zum 18. November in der Sache vorgegangen iſt, davon bin ich 
in Kenntnis. Was aber ſeitdem geſchehen iſt, davon weiß ich gar 
nichts. (Rufe links: Ah!) Nein, weil es mich auch gar nichts 
angeht. Ich habe nur über dieſe Angelegenheit zu referieren, aber 
über andere Vorkommniſſe und über das, was der College Steiner 
jetzt vorbringt, hat vorausſichtlich ein anderer Referent zu referieren. 
Mir iſt dieſes neue Referat nicht zugetheilt worden. Es geht nicht 
jo im Stadtrathe zu, dafs jeder ſich nehmen kann, was er will, 
ſondern man bekommt eben die Referate. Mir iſt dieſes Referat 
ſeinerzeit zugetheilt worden. Ich kann Ihnen ſagen, die Sache 
läuft ſchon ziemlich lange, ich habe im Stadtrathe ungefähr am 
17. November referiert. 

Bleiben wir nun bei dieſer Sache. Dieſelbe dreht ſich einfach 
darum: Soll der Grund verkauft werden, ſoll er nicht verkauft 
werden? (Rufe links: Nein!) Da läfst ſich einiges dafür, einiges 
dagegen anführen. Da macht nun insbeſondere der Herr Gem. 
Rath Steiner, der die Verhältniſſe des XIX. Bezirkes ſehr gut 
kennt, ebenſo wie das magiſtratiſche Bezirksamt geltend, dass die 
Sache den dortigen Bewohnern Nachtheil zufügen könnte. Ich 
bemerke dazu das eine, nämlich, daſs es ſonderbar iſt, dafs einige 
Herren dem magiſtratiſchen Bezirksamte den Vorwurf machen, 
parteiiſch für Herrn Djörup geweſen zu ſein, während gerade 
dieſes magiſtratiſche Bezirksamt ſich in ſeinem Berichte gegen den 
Verkauf ausgeſprochen hat. Alſo es ift gewiis ſehr objectiv geweſen 
und eher gegen Herrn Djörup als für ihn. Wenn geſagt wird, 
die Sache iſt von Nachtheil für die Bevölkerung, ſo ſage ich 
darauf, daßs dieſe Frage im Stadtrathe geprüft wurde. Es hängt 
dies nicht von dem Verkaufe ab, das iſt ganz nebenſächlich; die 
Hauptſache iſt der Steinbruch. Den Steinbruch hat Herr Djörup 
heute unangefochten, unter gewiſſen Bedingungen, aber er hat ihn, 
wir können ihm denſelben nicht mehr nehmen, und da fragen wir 
uns: Iſt es denn vernünftig, daſs wir, wenn wir ihm dieſe 
Bewilligung nicht mehr nehmen können, einige Enclaven, die mitten 
in ſeinem Beſitze darin ſind und die für uns wertlos ſind, be— 
halten? Im Stadtrathe wurde die Frage ſo vorgelegt: Hat das 
einen Sinn, hat es einen Wert, wenn wir dieſe Gegenſtände 
behalten? Da war nun der Stadtrath der Meinung: Nein, 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt-⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 7, 23. Jänner 1894. 


—ͤ —ꝝ 


197 


N. I NTNTNT NL LN NION O 


e . N N N N rg Un 


das hat keinen Wert mehr, die Sachen find abzuſtoßen, wenn 
man einen entſprechenden Preis bekommt. Der Preis iſt ent— 
ſprechend, das ſagt ihnen ſelbſt ein Herr von ihrer Partei 
(links), der die Verhältniſſe im Bezirke kennt. Der Preis iſt ent⸗ 
ſprechend, und daher waren wir der Meinung, wir geben den 
Grund ganz ohne Bedenken her. Ein Herr Vorredner hat mit 
Recht hervorgehoben, dafs es ſich wirklich um ein induſtrielles 
Unternehmen handelt; und es gehört zu den Eigenthümlichkeiten, 
dafs man, wenn der betreffende Induſtrielle zufällig ein Herr iſt, 
der auf dieſer Seite (rechts) ſitzt, man ſich auf der anderen Seite 
(üuinks) immer gegen denſelben wendet; daſs man ſich immer be— 
klagt, wenn der Bau der Stadtbahn ſo langſam vorſchreitet, dass 


in der Richtung nichts geſchieht, und dafs, wenn jetzt ein Mann, 


der für die Stadtbahn liefern ſoll und ausſchließlich liefern wird, 
denn ich glaube, er hat ſogar ſchon einen Vertrag mit der Stadt— 
bahn, man ihm eben alle möglichen Hinderniſſe in den Weg legt. 
Wäre es vielleicht beſſer, wenn die Stadtbahn ihre Steine aus 
Mauthauſen kommen laſſen müfste? Würde das die Sache fördern? 
So geht man bei uns vor. Weil Herr Djörup zufällig dort 
(rechts) ſitzt, wird gegen ihn losgegaugen; wenn er da (links) 
ſitzen würde, wäre es etwas anderes. Das eine müſſen mir 
die Herren nachſagen: So lange ich da bin, bin ich ſehr objectiv 


und habe auch jene Herren (links) in Schutz genommen, wenn 


ihnen unrecht geſchehen war, ohne mich darum zu kümmern, was 
daraus geworden iſt. Aber in dem Falle glaube ich, daſs es kein 
Unglück iſt, wenn zufällig dieſer Herr Djörup auch Gemeinde— 
rath iſt. (Unruhe links.) 

Ich bitte, Sie können ja entſcheiden, nur iſt es kein Gegen 
ſtand, ob das abgelehnt oder angenommen wird. Für klug und 
vernünftig halten wir im Stadtrathe es unter den gegebenen 
Verhältniſſen, die Sache zu verkaufen; wenn die Herren es für 
richtiger halten, nicht zu verkaufen, ſo laſſen Sie es bleiben. (Heiter⸗ 
keit.) Da wird die Gemeinde dann ſo und ſoviel tauſend Quadrat— 
meter eine Reihe von Jahren unfruchtbar liegen haben. Das wird die 
Folge ſein. 

Nice Bürgermeiſter Dr. Grübl: 
Gem.⸗Rath Gregorig. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich verzichte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Das Wort hat Herr 
Gem.⸗Rath Eigner. 

Gem. Rath Eigner (zu einer Berichtigung): Ich berichtige in 
erſter Linie den Herrn Gem.-Rath Herrdegen, welcher geſagt hat, 
ich hätte Herrn Djörup in einer Weiſe angegriffen, welche nicht 
ganz anſtändig war. Ich glaube, ich habe von ihm nichts Unanſtändiges 
geſagt. Ich habe vielleicht etwas geſagt, woraus auch Herr Gem., 
Rath Herrdegen ſich ganz genau ein Urtheil bilden kann, wenn er 
an Ort und Stelle geht, und dieſes Urtheil wünſche ich nicht nur 
vom Herrn Gem.-Rathe Herrdegen, ſondern auch von Sachver— 
ſtändigen, welche hinausgehen, die Sache an Ort und Stelle be- 
ſichtigen und darüber ihr Gutachten abgeben ſollen, ob ich etwas 
Unrichtiges geſagt habe oder die Wahrheit. 

Nun Herr Gem.-Rath Müller; der Herr Stadtrath ſagte, 
daſs dort eine Verbauung überhaupt nicht ſtattfinden kann. Da 
mufs ich berichtigen, dafs Herr St.-R. Müller, der ja nicht im 
XIX. Bezirke, ſondern im XVIII. Bezirke wohnt, in dieſer Gegend 
nicht bekannt und nicht genau informiert iſt, denn hinter dieſen 
Steinbrüchen, Hauſer und Djörup, finden Sie Villen und 
ſehr ſchöne Anlagen. Nur dort, wo die Erdhaufen von Djö ru peund 
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Hauſer ſind, iſt dieſe Gegend vollſtändig zugrunde gerichtet und 
die Beſitzer um ihr Eigenthum geſchädigt. (Rufe: Das iſt keine 
Berichtigung!) Er ſagte weiter, das iſt keine Beſitzſtörung. Nun, 
über das Gutachten des Herrn Gem.⸗Rathes Müller als Civil— 
Ingenieur will ich mich auch nicht ausſprechen. Aber ich ſage, es 
liegt eine Beſitzſtörung vor. Wenn Herr Djörup den Conſens 
nach dem Waſſerrechte nicht erwirbt und die vorgeſchriebene Ufer— 
ſicherung nicht macht, ſo iſt dies eine Beſitzſtörung. 

Weiters berichtige ich den Herrn St.-R. Müller, weil er 
geſagt hat, daßs keine Gefahr vorhanden iſt. Er kennt vielleicht den 
heutigen Zuſtand nicht, er möge nur hinausgehen und ſehen, ob keine 
Gefahr vorhanden iſt. 

Ich würde nicht wünſchen, daſs nach einem großen Schueefalle 
Thauwetter eintritt, dann aber würden Sie ſchon ſehen, dafs die 
ganzen Erdmaſſen in Klumpen in den Bach hineinfallen und ihn 
verſchütten werden. 

Bevor ich ſchließe, will ich noch eines erwähnen, ich würde 
wünſchen, daſs jedem Gemeinderathe ein Plan über die Lage und 
Umgebung des Steinbruches, wie ihn Herr Gem.-Rath Djörup 
hat, übermittelt werde, damit man wenigſtens weiß, wie die Sache 
ausſieht. 

Gem.⸗Nath Joſef Müller: Ich conſtatiere, daßs es That⸗ 
ſachen find, die ich vorgebracht habe, und conſtatiere auch, daſs 
ich mich hinſichtlich der Thatſachen nur auf den Bericht des Stadt— 
bauamtes bezogen und denſelben bezüglich der Güte des Schotters 
wörtlich wiedergegeben habe. Ich conſtatiere weiter, dafs ich nicht 
gejagt habe, dafs dieſe Gegend dort nicht zur Verbauung taugt, 
ſondern ich habe gefagt, daſs die Gründe, welche Djörup ge— 
hören, derzeit und in naher Zukunft nicht zur Verbauung gelangen 
werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Es liegen folgende Anträge vor: 

1. Vom Herrn Gem.-Rathe Hawranek, der den Antrag 
geſtellt hat, Herr Djörup ſei zu verhalten, den Schaden, den 
er der Gemeinde verurſacht hat, zu erſetzen. 

2. Vom Herrn Gem.-Rathe Eigner: Es ſei zu unterſuchen, 
ob Herr Djörup das Ufer in einer dem Geſetze entſprechenden 
Weiſe verſichert hat, und ob ein waſſerrechtliches Verfahren ſtatt— 
gefunden hat. 

3. Vom Herrn Gem.⸗Rathe Herrdegen: Das Referat werde 
zurückverwieſen. 

4. Und ſchließlich der Referenten-Antrag. 

Zunächſt kommt der Antrag Herrdegen auf Rückverweiſung 
zur Abſtimmung. 

Ich erſuche jene Herren, die dieſem Autrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität. 

Nun kommt der Referenten-Antrag. Vorher bitte ich die 
Anzahl der Anweſenden zu conſtatieren. (Nach einer Pauſe:) Es 
ſind nicht 92 Mitglieder des Gemeinderathes anweſend. (Ruf 
links: Auszählen!) 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Nachdem ich 
Zweifel in die Erklärungen des Vorſitzenden ſetze, bitte ich, durch 
Namensaufruf auszählen zu laſſen. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich bitte, mit der Ver— 
leſung zu beginnen. 

(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem. Rathes 
Mayer wird die Anweſenheit folgender Herren Gemeinderäthe 
conſtatiert: 
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Adam, Becker, Dr. v. Billing, Büſch, Dr. Daum, 
Dehm, Eigner, Erndt, Frauenberger, Dr. Friedjung, 
Fuchs, Ganguſch, Geitler, Dr. Geßmann, Geyer, 
Gierſter, Glaſauer, v. Götz, Gräf, Gregorig, Joſef 
Grünbeck, Sebaſtian Grünbeck, Dr. Hackenberg, Haßfurther, 
Hawrauek, Herold, Herrdegen, Hipp, Dr. Huber, 
Kaiſer, Kareis, Kaſpar, Kirchmayer, Dr. Klotzberg, 
Koch, Lang, Lechner, Dr. Lederer, Dr. Lueger, Lukſch, 
Mareſch, Markl, Matthies, Matzenauer, Mayer, Dr. 
Mittler, Joſeß Müller, Karl Johann Müller, Dr. 
Nechausky, Ritt. v. Neumann, Noske, Bürgermeiſter 
Dr. Prix, Dr. Prockſch, Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, 
Rißaweg, Röhrl, Sauerborn, Schenzel, Schieferl, 
Schlechter, Schlögl, Schmidt, Schneeweiß, Schneiderhan, 
Schoderböd, Dr. Scholz, Schrenckh, Schuh, Stehlik, 
Steiner, Dr. Stenzl, Dr. Stern, Strobach, v. Stummer, 


Tagleicht, Taubler, Tiſchler, Tomola, Trambauer, 
Dr. Uhl, Vaugoin, Dr. Vogler, Weitmann, Ignaz 
Franz Weſſely, Vincenz Weſſely, Wimberger, Winker, 


Winter, Wünſch, Dr. Zimmermann.) 

Es find nur 89 Herren anweſend, die Abſtimmung über das 
Referat erfolgt in der nächſten Sitzung. 

Nun ſind noch die Anträge Hawranek und Eigner. 

Ich glaube, es wäre nothwendig, dass die Verſammlung ſich 
erklärt, ob ſie dieſe Anträge zur Vorberathung an den Stadtrath 
verweiſen will. Sie lauten, Djörup ſei zu verhalten, den Schaden, 
den er der Gemeinde verurſacht hat, zu erſetzen — es lässt ſich 
das ohne Vorberathung gar nicht entſcheiden — und weiters, zu 
unterſuchen, ob das Ufer in einer dem Geſetze entſprechenden Weiſe 
verſichert iſt. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche mit der Zuweiſung zur 
Vorberathung einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Der Gegenſtand iſt erledigt. 


27. Beferent Gem Rath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, Bericht zu erſtatten über den Stadtraths-Antrag Zahl 234, 
betreffend das Geſuch des Joſef Spilka um Erſtreckung der 
Friſt für die Einzahlung der Kaufſchillingsraten für die Bauſtelle 
Einl. -Z. 193, Ecke der Flucht- und Bleichergaſſe. 

Die Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, daßs der Gemeinde— 
rath am 27. October die Abgabe einer Bauſtelle an Herrn Spilka 
um einen Betrag von 53 fl. per Quadratmeter beſchloſſen hat, 
was einen Kaufſchilling von 16.000 fl. ausmacht, gegen die Be— 
dingung, daſs er einen Betrag von 6000 fl. acht Tage nach 
Bekanntgabe der Offerte erlegt, den Reſt von 10.000 fl. jedoch 
am 1. Auguſt 1894 zahlt und die 5 Percent Intereſſen im vor— 
hinein vergütet. Nun kommt Herr Spilka und theilt mit, dass 
er ſeine Verpflichtung momentan nicht erfüllen kann, nachdem er 
größere Bauten von der Commune übernommen hat, und erſucht 


um Stundung in der Weiſe, dafs mit der Bezahlung der 6000 fl. 


bis 15. Jänner 1894 und des Reſtes von 10.000 fl. erſt bis 
15. November 1894 gewartet werde. Die übrigen Bedingungen, 
welche geſtellt worden ſind und welche in dem Antrage zur Zahl 62 
niedergelegt ſind, will er ebenſo einhalten, wie ſie der Gemeinde— 
rath ſeinerzeit beftimmt hat. Es wird von den Amtern mitgetheilt, 
daſs Spilka lange Zeit ſtädtiſcher Contrahent iſt, dass feine 
perſönlichen und finanziellen Verhältniſſe ſehr gute find, daſs er 
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immer ſeinen Verpflichtungen nachgekommen iſt, daher keine Gefahr 
beſteht, daßs er ſeine Verpflichtungen nicht einhalten wird. 

Ich erlaube mir noch zu bemerken, dass der Betreffende um 
den Kauf dieſer Realität am 9. März 1893 eingereicht hat und 
dass die Erledigung infolge der Abſtinenz (der linken Seite), glaube 
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ich, erſt am 27. October 1893 erfolgte, und zwar deshalb, weil 


das ein Y2er⸗Stück iſt. Er hat auch in dieſer Zeit an die Gemeinde 
das Anſuchen geſtellt, ſie möge ihn aus feiner Verpflichtung ent— 
laſten, er reflectiere überhaupt nicht darauf; der Stadtrath hat 
jedoch dem Geſuche nicht ſtattgegeben, weil ſich der Geſuchſteller 


mit ſeinem Antrage bis zum Beſchluſſe des Gemeinderathes als 


gebunden erklärte. 


Aus dieſen Gründen erlaube ich mir den Antrag vorzulegen 
und erſuche, ihn anzunehmen. Derſelbe lautet: 


„In Abänderung des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 27. October 


1893, 3. 6855, womit dem Johann Spilka die Bauſtelle (Ecke 
der Flucht- und Bleichergaſſe) Einl. -Z. 193, IX. Bezirk, um den 
Einheitspreis von 53 fl. per Quadratmeter käuflich überlaſſen 
wurde, wird über Anſuchen des Genannten die Friſt zur Ein— 
zahlung der erſten Kaufſchillingsrate per 6000 fl. bis 15. Jänner 
1894 erſtreckt; die Berichtigung des Kaufſchillingsreſtes per circa 
10.000 fl. hat am 15. November 1894 zu erfolgen. 

Die im obeitierten Beſchluſſe feſtgeſetzten Modalitäten der 


Zinſenzahlung und die übrigen Vertragsbedingungen bleiben aufrecht. 


Selbſtverſtändlich findet die Übergabe des Grundes in den 
phyſiſchen Beſitz des Käufers erſt nach der Einzahlung der erſten 
Kaufſchillingsrate ſtatt“ 

(Bürgermeiſter Dr. Prix übernimmt den Vorſitz.) 

Gem.-Nath Grünbeck: Ich weiß nicht recht, in welcher 
Weiſe wir eigentlich geſichert ſind. Ich will gar nicht auf die 
Perſon eingehen, ob der Mann Creditfähigkeit hat oder nicht. 
Aber das eine kann uns nicht gleich bleiben, dass wir eine Sicher: 
ſtellung für die 2000 fl. haben. Wenn wir eine Sache verkaufen, 
müſſen wir unbedingt darauf ſehen, welche Sicherſtellung geboten 
wird, wenn die 2000 fl. Reſt nicht gezahlt werden, die bis 
15. November verſprochen ſind. 

Ich erlaube mir die Anfrage an den Herrn Referenten zu 
ſtellen, welche Sicherſtellung uns eigentlich geboten iſt. 

Referent: Ich habe mir erlaubt mitzutheilen, daſs er die 
anderen Bedingungen vollkommen einhält, wie ſie in dem Antrage 
Zahl 62 beſtimmt find, und in dieſem Antrage lautet Punkt 4: 

„Als Sicherſtellung für den Kaufſchillingsreſt im Betrage von 
circa 10.000 fl. bewilligt der Käufer der Gemeinde Wien die 
Einverleibung des Pfandrechtes primo loco auf dem verkauften 
Grunde.“ 

Gem.⸗Nath Dr. Ahl: Wir haben aus der Äußerung des 
Herrn Referenten gehört, dass der Theilbetrag per 10.000 fl. ein- 
verleibt iſt; es handelt ſich aber um die Zahlung von 6000 fl., 
für die 6000 fl. wurde um eine Zufriſtung bis zum 15. Jänner 
gebeten. 

Es mufs alſo conſtatiert werden, ob fie geſtern bezahlt worden 
ſind oder nicht. Wir würden nur das Pfandrecht für den Theil— 
betrag von 10.000 fl. haben. Ich bitte den Referenten diesbezüg— 
lich um Auskunft. 

Referent: Der Geſuchſteller hat ſich verpflichtet, am 15. Jäuner 
zu zahlen. Er wird alſo wahrſcheinlich bezahlt haben. Ich weiß 
es nicht. 


meldet ſich.) 
Der Herr Referent hat das Schluſswort. 
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„Selbſtverſtändlich“, heißt es in dem Antrage, „findet die 
übergabe des Grundes in deu phyſiſchen Beſitz des Känfers erſt 
nach der Einzahlung der erſten Kaufſchillingsrate ſtatt.“ Nachdem 
er ſich hiezu verpflichtet hat, wird er es jedenfalls bezahlen. Bezahlt 
er es nicht, ſo muſs man anders gegen ihn vorgehen. 

Gem.-Nath Dr. Ahl: Mit Rückſicht auf die Aufklärung 
des Herrn Referenten würde ich mir erlauben, den Autrag zu 
ſtellen, das ihm die Zufriſtung bezüglich des anderen Betrages 
gewährt wird, reſpective, daſßs man davon abgehe, Verzugszinſen 
zu fordern, vorausgeſetzt, daſs die 6000 fl. gezahlt werden, wenn 
ſie nicht ſchon erlegt ſind. 

Nürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
Es iſt nicht der Fall. Die Debatte iſt geſchloſſen. 


(Referent verzichtet.) 

Es iſt nun von Seite des Herrn Referenten der Antrag ge— 
ſtellt worden: „Die Friſt zur Einzahlung der erſten Kaufſchillings— 
rate per 6000 fl. bis 15. Jänner 1894 zu erſtrecken; die Be— 
richtigung des Kaufſchillingsreſtes per circa 10.000 fl. hat aber 
am 15. November 1894 zu erfolgen.“ 

Dagegen iſt ſeitens des Gem.⸗Rathes Dr. Uhl der Antrag 
geſtellt worden: „Unter der Vorausſetzung, dass die erſte Kauf— 
ſchillingsrate per 6000 fl. am 15. Jänner eingezahlt worden iſt, 
hat die Berichtigung des Kaufſchillingsreſtes per 10.000 fl. am 
15. November 1894 zu erfolgen.“ 

Ich bitte jene Herren, die mit dem Gegen-Antrage einverſtan— 
den ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Die übrigen Anträge des Stadtrathes, ſofern fie damit nicht 
in Widerſpruch ſtehen, ſind ebenfalls angenommen. 
Beſchluſs: Ju Abänderung des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 

27. October 1893, Z. 6855, womit dem Joſef 
Spilka die Bauſtelle (Ecke Flucht- und Bleicher— 
gaſſe) Einl. Z. 193, IX. Bezirk, um den Einheitspreis 
von 53 fl. per Quadratmeter käuflich überlaſſen wurde, 
wird genehmigt, dass unter der Vorausſetzung, dafs 
die erſte Kaufſchillingsrate per 6000 fl. am 15. Jänner 
1894 eingezahlt worden iſt, die Berichtigung des Kauf— 
ſchillingsreſtes per circa 10.000 fl. am 15. November 
1894 zu erfolgen hat. 

Die im obceitierten Beſchluſſe feſtgeſetzten Moda— 
litäten der Zinſenzahlung und die übrigen Vertrags- 
bedingungen bleiben aufrecht. 

Selbſtverſtändlich findet die Übergabe des Grundes 
in den phyſiſchen Beſitz des Käufers erſt nach der 
Einzahlung der J. Kaufſchillingsrate ftatt. 

28. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
über das Project zur Herſtellung von Rohrſträngen für die Waſſer— 
verſorgung des Handelsquais und der Schiffmühlen zu referieren. 
(Beilage Nr. 239.) - 

Über das Anſuchen des Bezirksausſchuſſes des II. Bezirkes 
und auch über einen Antrag des Gem.-Rathes K. J. Müller 
wegen Rohrſtrangverlängerung vom Erzherzog Karlplatz bis zur 
Stadlauerbrücke behufs Waſſerverſorgung des Handelsquais und der 
Schiffmühlen wurde vom Stadtbauamte das im Plane an der 
Tafel erſichtliche Project ausgearbeitet und in einem ſehr ausführ- 
lichen Berichte von Seite des Stadtbauamtes erläutert. 

Nach erfolgtem Einlangen der Buchhaltungsäußerung vom 
21. Mai d. J. wurde am 30. Mai d. J. unter Beiziehung aller 
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betheiligten Organe und Parteien die Localaugenſcheinsverhandlung 
vorgenommen und verſchiedene Commiſſionsprotokolle aufgenommen. 
Nach den von den bezüglichen Abgeordneten abgegebenen Auße— 
rungen und nachträglichen Zuſchriften wurden vor der Ausführung 
von dieſer Waſſerleitung im weſentlichen folgende Bedingungen 
und Wünſche zum Ausdrucke gebracht, und zwar wurden von dem 
Oberſthofmeiſteramte in Anſpruch genommen die Bedingungen, die 
ſonſt unter ähnlichen Verhältniſſen immer angenommen wurden, 
und zwar: | 

J. a) die Einhaltung der für die Ausführung der ſonſtigen 
Waſſerleitungen im Prater geſtellten Bedingungen, worunter 
namentlich die eventuell nothwendige Abänderung, reſpective Be— 
ſeitigung der Rohrleitung die Vermeidung jeder Beſchädigung 
und Anerkennung des hofärariſchen Eigenthumes und die Wieder— 
inſtandſetzung und Beſämung der aufgegrabenen Wieſenflächen; 


b) die Herſtellung des die Praterhauptallee traverſierenden 


Rohrſtückes im Monate Juli 1893 (welche Arbeit über erfolgte 
Genehmigung des Herrn Bürgermeiſters bereits ausgeführt wurde); 

c) die Sicherſtellung der ſchadloſen Ausführungen durch eine 
dem Unternehmer aufzuerlegende Caution von 200 fl., und 

d) die Vermeidung der Aufſtellung von Arbeitshütten und 
Anbringung von Materiallagerplätzen am Praterſtern. 

2. Die Bahnverwaltungen, namentlich jene der öſterr.ungar. 
Staatseiſenbahn und der Wiener Verbindungsbahn, welch letztere 
trotz wiederholter Betreibungen ihre zuſtimmende Nußerung erſt 
am 13. d. M. eingeſendet hat, verlangen vorbehaltlich der Ge— 
nehmigung des hohen k. k. Handelsminiſteriums die Ausſtellung 
von Reverſen, in welchen ſich die Gemeinde insbeſondere zur 
eventuell nothwendigen Anderung oder Caſſierung der Rohrſtränge 
an den betreffenden Kreuzungsſtellen, dann zur Herſtellung von 
gemauerten Rohrcanälen, zur Beſtreitung der Überwachungskoſten, 
Zahlung von Recognitionszins in geringfügigem Betrage, zur voll— 
kommenen Sicherung der Bahnobjecte gegen Beſchädigung und 
zur Verzichtleiſtung auf Entſchädigung für einen den communalen 
Objecten durch den Beſtand oder Betrieb der Bahn etwa zu— 
gehenden Nachtheil verpflichten ſoll. 

3. Der Bezirksausſchuſs des II. Bezirkes erſucht mit Rückſicht 
auf das am Handelsquai verkehrende zahlreiche Fuhrwerk um Auf— 
ſtellung eines Auslaufbrunnens, nicht nur, wie projectiert, am 
unteren Ende der Schiffmühlen, ſondern auch bei der Kreuzung 
der Ausſtellungsſtraße mit dem Handelsquai. 

Die Koſten dieſer Waſſerleitungsherſtellung ſind mit dem 
approximativen Betrage von 76.000 fl. veranſchlagt und wird die— 
ſelbe mit Rückſicht auf die vielfach als dringend bezeichnete Noth— 
wendigkeit im Laufe des Jahres 1894 auszuführen ſein. 

Nachdem die weſentlichſte der geſtellten Bedingungen, nämlich 
jene der Anderung oder Beſeitigung von Rohrleitungen im Falle 
des begründeten Begehrens ſeitens des Hofärars oder einer Bahn— 
verwaltung bei verſchiedenen Anläſſen, wie z. B. bei der Waſſer— 
leitung für die Colonie Kaiſermühlen, bei der Nutzwaſſerleitung 
für den Central-Viehmarkt, bei der Rohrſtranglegung zum Luſt— 
hauſe ꝛc. von der Gemeinde übernommen, ſowie eben bei dieſen 
Anläſſen auch die Ausſtellung von Reverſen in den verlangten 
Faſſungen vom löblichen Gemeinderathe genehmigt wurde, nachdem 
die ſonſtigen, namentlich techniſchen Bedingungen vom Stadtbau— 
amte als anſtandslos erfüllbar bezeichnet werden und auch gegen 
die Errichtung des vom Vezirksausſchuſſe des II. Bezirkes ge— 
wünſchten zweiten Auslaufbrunnens mit Rückſicht auf die Moti— 
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vierung dieſes Wunſches kein Anſtand obwalten dürfte, ſo werden 
folgende Anträge geſtellt (liest): 

„1. Genehmigung des vorgelegten Projectes und der Koſten— 
ſumme von 76.000 fl. 

2. Einſtellung dieſes Betrages in das Budget pro 1894 bei 
der Rubrik XXVI 6a „Herſtellung neuer Rohrſtränge der Hoch— 
quellenleitung”. 

3. Herſtellung eines Auslaufbrunnens bei der Kreuzung der 
Ausſtellungsſtraße mit dem Handelsquai. 

4. Genehmigung der von den betheiligten Intereſſenten ge— 
ſtellten Bedingungen nebſt der Ausſtellung der bezüglichen vom 
hohen Handelsminiſterium gutzuheißenden Reverſe.“ 

Ich habe die Ehre, dieſe Anträge im Namen des Stadtrathes 


Ihrer Genehmigung zu unterbreiten. 


Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Genehmigung des vorgelegten Projectes und der 
Koſtenſumme von 76.000 fl. 

2. Einſtellung dieſes Betrages in das Budget pro 
1894 bei der Rubrik XXVI 6 a „Herſtellung neuer 
Rohrſtränge der Hochquellenleitung“. 

3. Herſtellung eines Auslaufbrunnens bei der 
Kreuzung der Ausſtellungsſtraße mit dem Handelsquai. 

4. Genehmigung der von den betheiligten Inter— 
eſſenten geſtellten Bedingungen nebſt der Ausſtellung 
der bezüglichen vom hohen Handelsminiſterium gutzu— 
heißenden Reverſe. 

29. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 8899 über den Autrag des Stadtrathes, 
betreffend die Anſchaffung der Kleidung und Wäſche für die 
ſtädtiſchen Koſtkinder und für die Pfleglinge des Aſyles für ver— 
laſſene Kinder pro 1894. Die bezüglichen Anträge ſind in Beilage 
Nr. 237 enthalten. Für die Anſchaffung der von der Buchhaltung 
nachgewieſenen nothwendigen Beſtellungen von Gegenſtänden für 
die Bekleidung der ſtädtiſchen Koſtkinder iſt ein Betrag von 6699 fl. 
3 kr. erforderlich und für die Bekleidung der Pfleglinge des 
ſtädtiſchen Aſyles für verlaſſene Kinder 4713 fl. 21 kr. Für das 
Erfordernis in dieſer Höhe iſt in dem Budgetentwurfe noch nicht 
vorgeſorgt, weil der Bedarf pro 1894 etwas größer als im Vor— 
jahre iſt und wird daher vom Stadtrathe in Übereinſtimmung 
mit den Anträgen des Magiſtrates und der Buchhaltung folgender 
Antrag geſtellt: 

„Für das Jahr 1894 wird die Auſchaffung der in den Buch— 
haltungs⸗Ausweiſen II A und II B aufgeführten Gegenſtände für 
die Bekleidung der ſtädtiſchen Koſtkinder mit dem Koſtenbetrage 
von 6699 fl. 3 kr. und für die Bekleidung der Pfleglinge des 
ſtädtiſchen Aſyles für verlaſſene Kinder mit dem Koſtenbetrage von 
4713 fl. 21 kr. genehmigt und iſt im Hauptvoranſchlage pro 1894 
die Präliminarpoſition Rubrik XXXVII 8 f um 220 fl. und jene 
der Rubrik XXXVII 12 d um 520 fl. zu erhöhen. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe:) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Für das Jahr 1894 wird die Anſchaffung der in 
den Buchhaltungs-Ausweiſen II 4 und II B aufge⸗ 
führten Gegenſtände, für die Bekleidung der ſtädtiſchen 
Koſtkinder mit dem Koſtenbetrage von 6699 fl. 5 kr. 
und für die Bekleidung der Pfleglinge des ſtädtiſchen 
Aſyles für verlaſſene Kinder mit dem Koſtenbetrage 
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von 4713 fl. 21 kr. genehmigt und iſt im Hauptvor⸗ 
anſchlage pro 1894 die Präliminarpoſition Ru— 
brik XXXVII 8 f um 220 fl. und jene der Ru⸗ 
brik XXXVII 12 d um 520 fl. zu erhöhen. 

30. Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Ich habe die 
Ehre, zuerſt zu referieren zur Zahl 9261. Es handelt ſich hier 
um die Bitte des Central-Krippenvereines um Bewilligung einer 
Subvention auf die Dauer von drei Jahren. Der Central Krippen— 
verein, welcher ſeit 1849 beſteht, hat eine Subvention von 700 fl. 
von Seite des Gemeinderathes mit Rückſicht darauf erhalten, dass 


er ſieben Krippen hat. Im vorigen Jahre hat dieſer Verein, wie 
allgemein bekannt, nicht weniger als 98.000 Verpflegstage geleiſtet 


und die dazu nöthigen Mittel von 17.300 fl. aufgebracht. 


Es wird die Herren vielleicht intereſſieren, daſs der Verein 
seit ſeinem Beſtehen 3 Millionen Verpflegstage gehabt und dafür | 
Pferde erforderlich, weil das Faſs 50 Eimer enthält. Aber die 


den Betrag von 565.000 fl. ausgegeben hat. Der Stadtrath 


glaubt, unter dieſen Umſtänden Ihnen empfehlen zu ſollen, dem 


Vereine wieder eine Subvention auf drei Jahre, d. i. 1893, 1894 


und 1895, unter den gewöhnlichen Bedingungen und Cautelen zu Ä 
abnormalen Waſſerſtande im Kahlenbergerdorf — Gen.-Natl) 


bewilligen. 
Nürgermeiſter: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe:) 
Angenommen. 


Beſchluſs: Dem Wiener Central-Krippenvereine wird eine Sub⸗ 
vention von je 700 fl. für die Jahre 1893, 1894 und 


1895 bewilligt. 


wurde ſchon einmal von Seite des Gemeinderathes ein Zuſchuſßs— 
credit von 38.000 fl. bewilligt. Im Monate November hat ſich 
eine neuerliche Überſchreitung im Betrage von 1200 fl. heraus— 
geſtellt. Außerdem erwies es ſich als nothwendig, dajs in Hoch: 
gelegenen Theilen, wie Gerſthof, Pötzleinsdorf, Ottakring u. |. w. 
die Zufuhr, beſonders bei ſchlechter Witterung mit drei, ſtatt zwei 
Pferden durchgeführt werden muſste. Es hat ſich im Jahre 1893 
ein Mehrerfordernis von 700 fl. herausgeſtellt. Es wird von Seite 
des Stadtrathes beantragt, es möge der Zuſchuſscredit von 1900 fl. 
als gerechtfertigt bewilligt werden. Weiterhin ſoll für das Jahr 1894 
für dieſe Zufuhr mittels drei Pferden ein Betrag von 2000 fl. 
präliminiert werden und daher die in das Budget nur mit 41.000 fl. 


eingeſtellte Poſition um dieſe 2000 fl. erhöht werden. Ich bitte 


mit Rückſicht auf die abſolute Nothwendigkeit, das zu bewilligen. 

Gem.⸗Rath Gräf: Ich erlaube mir an den Herrn Referenten 
folgende Anfrage: In dem Referate kommt vor, es werde ein 
Mehrerfordernis in Antrag gebracht bezüglich der Beſpannung 
der Waſſerwägen mit drei Pferden, darunter ſind offenbar. Wechſel— 
pferde zu verſtehen? 

Referent: Nein, ein drittes Pferd iſt nothwendig; in höher 
gelegenen Gegenden muſs man mit drei Pferden fahren. 


Gem.⸗Nath Gräf: Nein, das habe ich nicht bemerkt. Ich 


bin ein aufmerkſamer Beobachter der Waſſerzufuhr, weil in dieſer 
Richtung ſehr viele Klagen ſeitens der Bevölkerung vorgebracht 
werden; aber ich habe noch nichts geſehen von drei Pferden, welche 
an die Waſſerwägen vorgeſpannt worden wären. Daher wundert 
mich das ſehr. Es ſind immer nur zwei Pferde vorgeſpannt 
geweſen. Es wäre vielleicht gut, um die Klagen zu verhindern, 
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dieſe Beſpannung öfters eintreten zu laſſen, denn es kommt oft 
vor, daſs Parteien von 7 Uhr früh auf den Waſſerwagen warten 
und um 11 Uhr noch nicht mit Waſſer verſehen ſind. Ich möchte 
ſehr bitten, wenn dieſer Betrag vom Gemeinderathe bewilligt wird, 
die competenten Organe zu beauftragen, die Unannehmlichkeiten, 
die ſich jetzt ſehr fühlbar machen, abzuſtellen. Ich habe ſonſt nichts 
dagegen einzuwenden und erlaube mir das nur im Intereſſe der 
ganzen Angelegenheit zu bemerken. 

Gem.-Nath Steiner: Ich ſpreche auch nicht gegen das 
Referat. Wer A geſagt hat, muss auch B ſagen, und ich weiß 
nicht, ob viele Herren hier ſind, die damals das bewilligt hätten, 
wenn Sie gewuſst hätten, was die Geſchichte koſten wird. Im 
nächſten Jahre wird ſie 43.000 fl. koſten. Was die Beſpannung 
anbelangt, ſo iſt ſie nothwendig. Wenn die Straßen ſchlecht ſind, 
oder bei Schneewetter, oder wo ein hügeliges Terrain iſt, ſind drei 


Sache mußs beſſer eingetheilt werden. Zum Beiſpiel in Grinzing 
koſtet der Liter Waſſer — ich ſage es ehrlich, das getrunken wird 
— 50 kr. und da mußs Abhilfe geſchaffen werden, weil bei dem 


Uhl wird das am beſten wiſſen — die Brunnen leer ſind; ebenſo 
in Unter-Heiligenftadt. Da könnte der Waſſerwagen hindirigiert 
werden, der ſoll nur einmal nach Grinzing fahren und lieber nach 
den unteren Bezirkstheilen den Weg nehmen. In Ober-Sievering 


iſt dasſelbe Gefrett. Ein Waſſerwagen fährt hier zweimal. Einmal 

31. Veferent Gem.-Nath Dr. v. Billing : Ich habe weiters 
die Ehre, zu referieren zur Zahl 9064. Hier handelt es ſich um 
einen Zuſchuſscredit zur Rubrik für Waſſerzufuhren in den Vor— | 
orten. Dieſe Rubrik war ſchon im vorigen Jahre durch die Vers 
mehrung der Waſſerwagen auf 17 bedeutend überſchritten und 


bis zur Kirche, das anderemal über dieſelbe hinaus, und in dieſem 
Gemeindetheile bekomman die Leute erſt zwiſchen 2 bis 3 Uhr 
nachmittags das erſtemal Waſſer, das ſie ja zum Kochen brauchen. 

Ich würde mir den Antrag zu ſtellen erlauben, das Stadt— 
bauamt werde beauftragt, mit Rückſicht auf die Verhältniſſe ein 
gewiſſes Syſtem hineinzubringen, daßs das Waſſer, wenn es ſchon 


einmal bezahlt wird, auch rechtzeitig an den Mann gebracht und 
richtig verwendet werde und nicht, daſs es dorthin, wo es nicht 
gebraucht wird, täglich zweimal, dorthin aber, wo es gebraucht 


wird, nur einmal zugeführt wird. 

Referent (zum Schluſsworte): Ich habe aus den Acten zu 
conſtatieren, daſs an Regentagen dieſe Fuhren mit drei Pferden 
geſchehen und dass ich hier den Beweis habe, dafs im November 
244 fl. für ſolche Fuhren factiſch geleiſtet und ausgezahlt wurden. 
Der Reſt war präliminiert für December. Was die Anregungen 
der Vorredner betrifft, ſo iſt es ein Recht der Executive und 
werden ſie auf fruchtbaren Boden fallen. 

Hürgermeiffer: Gegen den Antrag keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Herr Gem.-Rath Steiner hat den Antrag geſtellt, das 
Bauamt zu beauftragen, wegen entſprechender Waſſerzufuhr Er— 
hebungen zu pflegen und darnach Beſtimmungen zu treffen. 

Jene Herren, die mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Zur Ansgabs⸗Rubrik XXXII 12 wird pro 1893 

ein Zuſchuſscredit von 1900 fl. bewilligt. In das 
Präliminare pro 1894 iſt in dieſer Rubrik ein Betrag 
von 43.000 fl. einzuſtellen. Das Stadtbauamt wird 
beauftragt, wegen entſprechender Waſſerzufuhr Erhe— 
bungen zu pflegen und darnach die Beſtimmungen zu 
treffen. 

32. Referent Gem.-Rath Dr. Lederer (3. 5433): Der 
Herz⸗Jeſu⸗Kirchenbau-Verein in Kaiſermühlen iſt beim Gemeinde— 
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rathe um eine Subvention eingeſchritten. Dieſem Vereine iſt es 
gelungen, in den Kaiſermühlen eine Kirche, wenigſtens theilweiſe 
herzuſtellen; das Presbyterium und ein Theil des Mittelſchiffes 
ſind hergeſtellt. Es ſind dort die Einrichtungen vorgenommen 
worden, und handelt es ſich darum, jenen Theil auszubauen, für 
welchen die jetzt beſtehenden Einrichtungen verwendet werden können. 

Dazu braucht dieſer Verein einen Betrag von einigen dreißig— 

tauſend Gulden. 

Er hat ſich nun an den Gemeinderath um einen Beitrag 
gewendet und der Stadtrath hat geglaubt, ſowie auch der Magiſtrat, 
daſs in dieſer Richtung von Seite der Gemeinde eine ausgiebige 
Unterſtützung zutheil werden ſollte. Es iſt dabei zu bemerken, dass 
bei einer Conferenz, die bei der Statthalterei abgehalten worden 
iſt, dieſe Kirche als ſolche bezeichnet worden iſt, die nothwendig iſt, 
indem dort innerhalb der nächſten zehn Jahre jedenfalls ein Pfarr— 
bezirk wird errichtet werden müſſen. Der Stadtrath beantragt 
Ihnen daher, es fei dem Herz-Jeſu-Kirchenbau-Vereine in Kaiſer— 
mühlen ein Betrag von 10.000 fl. in fünf Raten vom Jahre 1894 
an zu bewilligen, und es iſt dabei außerdem noch beſchloſſen 
worden, daſs dieſer Beitrag dann als unverzinslicher Vorſchuſs 
zu betrachten iſt, wenn die Gemeinde aus dem Titel der Hand⸗ 
und Zugrobot in Anſpruch genommen werden ſollte. Der Stadtrath 
hat gemeint, dieſen Beiſatz machen zu müſſen, weil es eben möglich 
wäre, dafs dieſe Kirche über kurz oder lang als Pfarrkirche erklärt 
würde und die Gemeinde dann wenigſtens die geleifteten Zahlungen 
in Anrechnung bringen könnte. Ich erſuche, dieſem Antrage Ihre 
Zuſtimmung zu geben. (Rufe: Die Höhe der Raten?) Jährlich 
2000 fl., zuſammen 10.000 fl. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? Der Antrag iſt an ge— 
nommen. 

Beſchluſs: Dem Herz Jefu-Kirchenbauvereine im II. Bezirke iſt 
vom Jahre 1894 angefangen durch fünf Jahre eine 
Subvention von je 2000 fl., zuſammen 10.000 fl., zu 
bewilligen. 

Dieſe Subvention iſt dann als unverzinslicher 
Vorſchuſs zu betrachten, wenn die Gemeinde aus dem 
Titel der Hand- und Zugroboten in Anſpruch ge— 
nommen werden ſollte. 

33. Referent Gem. -RNath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, Bericht zu erftatten über den Stadtraths-Antrag, Zahl 8328. 
Dieſer Antrag behandelt den Ankauf eines Theiles der dem Stifte 
Kloſterneuburg gehörigen Grundparcelle Nr. 619 in Hietzing zur 
Erweiterung des Friedhofes. Es iſt durch Beſchluſs des Gemeinde— 
rathes vom April 1892 eine Erweiterung des Hietzinger Friedhofes 
bewilligt und auch bereits ausgeführt worden. Schon damals iſt 
aber zum Ausdrucke gebracht worden, dafs dieſe Erweiterung nicht 
für lange Zeit ausreichen würde, indem dieſelbe nur 21 Einzel⸗ 
gräber, 24 Doppelgrüfte und 44 einfache Grüfte in ſich geſchloſſen 
hat, und iſt damals ſchon eine neue Erweiterung in Ausſicht 
genommen worden, und zwar dahin, dafs dieſelbe durch Arrondierung 
durch einen Grund, 
erfolgen ſolle. 

Es hat der Stadtrath in ſeiner Sitzung vom 14. Jänner 
1893 den Magiſtrat beauftragt, diesbezüglich mit dem Stifte 
Kloſterneuburg ſich ins Einvernehmen zu ſetzen und war die Abſicht 
hauptſächlich darauf gerichtet, wenn möglich mit dem Stifte Kloſter— 
neuburg einen Tauſch einzugehen. Die Pläne, welche dieſen Gegen— 
ſtand behandeln, befinden ſich auf der Tafel. Das Stift Kloſter— 


der dem Stifte Kloſterneuburg gehört, 
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neuburg hat in ſeiner Zuſchrift vom 7. Juli 1893 einen Tauſch 
abgelehnt, ſich jedoch geneigt erklärt, einen Theil dieſer ihr gehörigen 
Realität, der Parcelle 619, käuflich an die Commune Wien zu 
überlaſſen, und zwar jenen Theil, welcher eine Frontlänge von 
95° gegen die Hetzendorferſtraße und ein Flächenmaß von 1 Joch 
und 1000 Oe beſitzt. Es verlangt das Stift Kloſterneuburg für 
dieſen Grund per Quadratklafter einen Betrag von 15 fl. Weiters 
wird die Bedingung geſtellt, dafs die Vertrags- und Eigenthums⸗ 
übertragungskoſten durch die Gemeinde zu bezahlen ſind. 

Das Phyſikat und Stadtbauamt ſprechen ſich dafür aus, dafs 
dieſer Grund acceptiert werde, nachdem er eine vorzügliche Eignung 
zur Belegung eines Friedhofes beſitzt. Vom Bauamte wird auch 
ausgeführt, daſs der Preis von 15 fl. kein ſehr hoher iſt, nachdem 
in der Nähe bereits Gründe um 20 fl. und ſogar 25 fl. verkauft 
werden. Es involviert das einen Kaufſchilling von circa 39.000 fl., 
der bereits in das Budget pro 1894 eingeſtellt iſt. Um den 
Verſuch zu machen, ob das Stift Kloſterneuburg vielleicht einen 
geringeren Preis gewähre, iſt aus dem Stadtrathe ein Comité zur 
Verhandlung gewählt worden, beſtehend aus den Collegen Dr. 
Lueger, v. Götz und mir. Wir haben aber leider das Stift 
Kloſterneuburg nicht dazu bringen können, einen geringeren Preis 
zu machen. Ich erwähne nur noch, das die finanzielle Frage 
dieſer Friedhofserweiterung für die Gemeinde ſehr günſtig iſt, indem 
wir ja Doppelgrüfte bis zum Betrage von 1000 fl. verkaufen. 
Nur iſt der Betrag von 15 fl. per Quadratmeter nach meiner 
Anſicht etwas zu hoch. Das Bauamt findet ihn jedoch nicht zu 
hoch, und glaube ich, dafs dieſe Erweiterung dadurch ermöglicht 
werden ſoll, dajs wir den Grund von dem Stifte Kloſterneuburg 
um den genannten Betrag kaufen. Es lautet daher der Antrag des 
Stadtrathes auf: Ankauf dieſes Theiles zum Preiſe von 15 fl. 
per Quadratklafter des effectiven Ausmaßes zu obigem Zwecke, 
unter der Bedingung, dass die Koſten der Vertragserrichtung, der 
Eigenthumseinverleibung, der eventuellen ſeparaten Quittung und 
die Übertragungsgebiv von der Gemeinde Wien getragen werden. 

Mürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der Ankauf eines Theiles des dem Stifte Kloſter— 
neuburg gehörigen Grundparcelle Nr. 619 in Hietzing 
zur Erweiterung des Friedhofes zum Preiſe von 15 fl. 
per Quadratklafter des effectiven Ausmaßes wird ge— 
nehmigt und bewilligt, dajs die Koſten der Vertrags— 
errichtung, der Eigenthumseinverleibung, der eventuellen 
ſeparaten Quittung und der Übertragungsgebür von 
der Gemeinde Wien getragen werden. 

34. Referent Gem.⸗Nath Joſef Müller: Ich habe die Ehre, 
noch über den Antrag Zahl 241 zu referieren. Derſelbe betrifft 
einen Erlajs der Statthalterei vom 5. December 1893, und zwar 
handelt es ſich hier um die Vergrößerung des k. k. Franz Joſef— 
Spitales im X. Bezirke. 

Die Statthalterei iſt willens, nachdem der Raum für das 
Franz Joſef⸗Spital derzeit ſchon zu gering iſt, einen Grundtheil, 
welcher daranſtößt und dem Herrn Draſche v. Wartinberg 
gehört, anzukaufen. Ehe jedoch der Kauf perfect wird, mußs die 
Gemeinde ſich bezüglich der Lage der Straßen äußern, wie die— 
ſelben über den Grund geführt werden, damit nicht etwa nach— 
träglich der Grund durch Straßenzüge durchquert und ſo ſeinem 
Zwecke entzogen werde. Ein zweiter Punkte betrifft den Verkauf 
eines kleinen Grundtheiles zwiſchen der Straße und dem von 
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Draſche zu erwerbenden Grunde, eines ſchmalen Streifens, 
welcher der Gemeinde gehört und ein Ausmaß von 102 m? hat. 

Bezüglich des erſten Punktes, nämlich der Lage der Straßen, 
wird Folgendes bemerkt: In der projectierten Querſtraße, welche 
von Weſten nach Oſten gelegen iſt, liegt das 33zöllige Rohr der 
Waſſerleitung. Es iſt daher unbedingt nothwendig, dass dieſes Rohr 
in der Straße gebettet bleibt, und es mußs daher dieſe Straße unter 
jeder Bedingung aufrecht erhalten werden, nachdem man nicht etwa 
ſpäter an ein Verlegen des Rohres denken kann. 

Ferner iſt ein zweiter Straßenzug bereits gegeben, jener, 
welcher unter einem Winkel die vorbeſagte Straße kreuzt und direct 
zur Meidlinger Überſetzung führt, der alſo eine directe Verbindung 
von der Trieſterſtraße gegen Meidling bildet, welche ebenfalls feſt— 
zuhalten iſt. Außerdem iſt geplant, an der Ausmündung dieſer 
Straße, wo das 33zöllige Rohr liegt, einen kleinen Platz mit einem 
kleinen Garten zu ſchaffen. Es werden daher die Baulinien ſo in 
Ausſicht genommen, wie ſie mit ſchwarzen Strichen im Plane ein— 
gezeichnet ſind und werden ſo der Statthalterei bekanntgegeben. 
Bezüglich des Abverkaufes des kleinen Grundes wird in Anbetracht 
des Zweckes, dem der Grund zugeführt werden ſoll, und in An— 
betracht deſſen, dajs hier die Gründe für die Schule um 3 fl. 46 kr. 
erworben wurden, ein Pauſchalbetrag von 400 fl. verlangt. 

Ich möchte mir nur noch etwas zu bemerken erlauben. Es iſt 
den Herren erſt ein Plan vorgelegt worden, nach welchem eine 
Abſchwenkung der Trieſterſtraße nicht geplant war und wonach ſie 
bis zu dem erwähnten Platze und zur Verbindung gegen die 
Terracottafabrik zu gieng. Es iſt nun diesbezüglich eine Abände— 
rung aus dem Grunde geſchehen, weil urſprünglich das Stadt— 
bauamt berichtet hatte, dajs das Monument der Spinnerin am 
Kreuz verſetzbar ſei und ſeinerzeit auf dieſen Platz zu verſetzen wäre. 
Es iſt der Stadtraths-Beſchluſs auch ausgefertigt worden, ich habe 
aber nachträglich in Erfahrung gebracht, dajs bei der Commiſſion 
bezüglich Renovierung des Monumentes ausgeſprochen wurde, dass 
eine Verſetzung des genannten Denkmales nicht möglich iſt, und 
daſs dasſelbe dabei jo leiden würde, dafs die Verſetzung gleich— 
bedeutend mit ſeinem Ruin wäre. Um dieſe Säule nun zu ver— 
ſichern, wurde dieſe Abſchwenkung beſtimmt, jo daßs die Straße 
jetzt auf der rechten und linken Seite der Spinnerin am Kreuz 
verläuft. 

Ich erſuche, dem Antrage des Stadtrathes zuzuſtimmen. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Es wären die im Plane ſchraffierten Straßenzüge 
I und I] und die Abſchwenkung der rechtsſeitigen Flucht 
der Trieſterſtraße, ſowie der am Ausgangspunkte der 
Straße I bei der Trieſterſtraße erſichtliche Platz zur 
künftigen Durchführung vorläufig in Ausſicht zu nehmen. 

2. Es wäre der k. k. n. ö. Statthalterei mitzu- 
theilen: 

a) daſs gegen die Einbeziehung der in Ausſicht ges 
nommenen Grundflächen in die Spitalsanlage, 
bezw. die einheitliche Verbauung des zu erwerben— 
den Grundcomplexes keine Hinderniſſe beſtehen, 
und insbeſondere mit Rückſicht auf die in Ausſicht 
genommenen Straßenzüge in der Umgebung der 
Spinnerin am Kreuze keine Verbauungslinie 
projectiert iſt, welche das Ausmaß der Verbauungs— 
fläche für das Spital einſchränken würde. 
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p) dass für den hinter die Baulinie fallenden, von 
der Gemeinde Wien abzutretenden Grundſtreifen 
an der Trieſterſtraße im Ausmaße von circa 
102 m? ein Pauſchalbetrag von 400 fl. als Schad- 
loshaltung beſtimmt wird. 

35. Referent Gem.-Nath Dr. Stenzl referiert ad Z. 8993: 
Die Verwaltung des Verſorgungshauſes in Lieſing erſucht um 
Erhöhung der Zahl der auswärtigen Wärterinnen in dieſem Hauſe. 

Wegen Platzmangels in den anderen Verſorgungshäuſern iſt 
es ſchon ſeit Jahren Gepflogenheit geweſen, in dieſem Verſorgungs— 
hauſe auch Sieche, Lahme und Krüppel aufzunehmen, infolge deſſen 
reichen die zwei Wärterinnen zur Pflege dieſer armen Leute nicht 
mehr aus und wird der Antrag geſtellt, der Gemeinderath wolle 
beſchließen, es ſei die Zahl der auswärtigen Wärterinnen von zwei 
auf vier, und zwar vom 1. Jänner 1894 an, zu vermehren. 

Nürgermeiſter: Ich bitte die Herren, welche mit dem Antrage 
einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange 
nommen. 

Beſchluſs: Die Erhöhung der Anzahl der auswärtigen Wärterinnen 
im Lieſinger Verſorgungshauſe vom Jänner 1894 an 
von zwei auf vier wird genehmigt. 

36. Neferent Gem.-RNalh Dr. Hackenberg: Ich habe die 
Ehre, zur Stadtraths-Zahl 9067 zu referieren. Es handelt ſich da 
um die Frage, ob gegen den Erlajs der Generaldirection der öſter— 
reichiſchen Staatsbahnen vom 10. November v. J. wegen des 
Bauconſenſes für die Schlepphahn zur Mälzerei der Hütteldorfer 
Brauerei am Praterquai im II. Bezirke die Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof eingebracht werden ſoll. Der Sachverhalt 
iſt in Kürze der folgende: 

Die genannte Brauerei iſt bei der Generaldirection der öſter— 
reichiſchen Eiſenbahnen darum eingeſchritten, ihr die Legung eines 
Schleppbahngeleiſes zu ihrer Mälzerei am Praterquai zu bewilligen. 
Die Geleiſeanlage kommt theilweiſe in die Straßen zu liegen, 
theilweiſe überquert ſie die Straße. Der Stadtrath hat nun beſchloſſen, 
ſeine Zuſtimmung zu dieſer Geleiſeanlage unter den nachſtehenden 
Bedingungen zu ertheilen (liest): 

„1. Die Bewilligung zur Überſetzung der Quaiſtraße im 
II. Bezirke mittels eines zwiſchen der Baugruppe 4 der Reihe 
XXXVII und der Donau⸗Uferbahn herzuſtellenden Geleiſes wird 
gegen eine ſechsmonatliche Kündigungsfriſt ertheilt. 

2. Für die diesfällige Benützung des ſtädtiſchen Grundes iſt 
ein jährlicher Grundeigenthums-Anerkennungszins von 1 fl. per 
Currentmeter laufenden Bahngeleiſes vom Tage der Fertigſtellung 
an die ſtädtiſche Hauptcaſſa zu entrichten. 

3. Bei der Anlage des Bahngeleiſes iſt das beſtehende Straßen— 
niveau beizubehalten und darf dasſelbe in den Rinnſalen nur in— 
ſofern eine Correctur erhalten, als dies zur Bahnanlage unbedingt 
nothwendig iſt. 

4. An jenen Stellen der Straßenrinnſale, wo durch die Anlage 
der Bahn der Abfluss der Tagwäſſer behindert wird, find Sicker— 
gruben und Waſſerleitungen herzuſtellen. 

5. Für den eiſernen Bahnoberbau iſt ein Syſtem zu wählen 
und dem Magiſtrate zur Genehmigung vorzulegen, welches die 
volle Gewähr für die Zweckmäßigkeit desſelben bietet. 

6. Das Bahngeleiſe iſt innerhalb der Schienen und in einer 
Breite von je 1 m beiderſeits des Geleiſes mit regulären Granit— 
würfelſteinen auszuſtoßen. | 


204 


ANNE 


7. Das Bahngeleiſe ſammt Zugehör und die Pflaſterung an 
und in demſelben iſt durch den Eigenthümer der Schleppbahn ſtets 
in einem guten, den allgemeinen Verkehrsanforderungen ent— 
ſprechenden Zuſtande zu erhalten. 

8. Alle für die Bahnanlage ſowie für allfällige Sicherheits— 
vorkehrungen nothwendigen Herſtellungen ſind auf Koſten des Er— 
bauers der Bahn nach Angabe des Stadtbauamtes auszuführen. 

9. Der Bauherr hat jederzeit aus öffentlichen und aus 
Verkehrsrückſichten allenfalls nothwendig werdende Abänderungen 
an der Bahnanlage auf eigene Koſten vorzunehmen und alle von 
der Gemeinde Wien erforderlich befundenen oder von derſelben 
bewilligten Herſtellungen im Bereiche der gedachten Bahnanlage 
ohne irgend einen Entſchädigungsanſpruch zuzulaſſen. 

10. Im Falle der Auflaſſung des Betriebes dieſer Geleiſe— 
anlage, ſei es infolge der Kündigung oder aus anderen Gründen, 
iſt das Geleiſe binnen acht Tagen nach Ablauf der Kündigungs⸗ 
friſt, beziehungsweiſe nach erfolgter Aufforderung ſeitens der 
Gemeinde aus dem ſtädtiſchen Grunde zu entfernen und der frühere 
Beſtand der Straße auf Koſten des Eigenthümers der Bahn wieder— 
herzuſtellen; kommt derſelbe dieſem Auftrage in der gegebenen 
Friſt nicht nach, fo iſt die Gemeinde Wien berechtigt, die betreffen⸗ 
den Arbeiten ſelbſt vorzunehmen und ſich diesfalls an dem Eigen— 
thümer der Bahn ſchadlos zu halten. 

11. Sowohl von dem Beginne der Bauarbeiten als auch 
von der Beendigung derſelben iſt an den Magiſtrat die ſchriftliche 
Anzeige zu erſtatten. 

Bei der betreffenden Commiſſion wurde ſeitens der Vertreter 
der Gemeinde Wien im Sinne des Stadtraths-Beſchluſſes die Zu— 


ſtimmung zu dieſer Bahnanlage gegeben. Das betreffende Protokoll 


wurde nun ſeitens der Generaldirection namens des Handels— 
miniſteriums mit folgendem Erlaſſe erledigt (liest): 

„Die k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
hat mit Zuſchrift vom 10. November 1893, Z. 158703, Nach— 
ſtehendes anher mitgetheilt: 

Aus dem Original-Protokolle über die am 15. September 
1893 durchgeführte politiſche Begehung des Projectes, betreffend 
die Herſtellung eines Induſtriegeleiſes von dem Quaibahnhofe der 
Linie Nussdorf —Kaiſer-Ebersdorf zu der am Handelsquai zu er— 
bauenden Mälzerei der Hütteldorfer Bierbrauerei, geht hervor, dass 
das Ergebnis dieſer Verhandlung ein anſtandsloſes war, und dass 
die Commiſſion lediglich aus dem Grunde den ſich von ſelbſt er— 
gebenden Bauconſens nicht conſtatierte, weil ſie der Anſchauung 
Raum gab, dafs durch die projectierten Herſtellungen die Intereſſen 
der Wiener Stadtbahn möglicherweiſe tangiert werden könnten. 

Da nun die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien gegen 
die Herſtellung der projectierten Schleppbahn keine Einwendung 
erhebt und ferner das k. und k. Reichs⸗Kriegsminiſterium der 
Protokolls⸗Erklärung ſeines Vertreters bei der genannten politiſchen 
„ vollinhaltlich zuſtimmt und deſſen Forderungen nach der 

Außerung des Bahnvertreters entſprochen wird, findet die 
k. k. Generaldirection auf Grund der Verordnung des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 15. Juli 1884, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 122, 
und in deſſen Namen den Bauconſens für das gegenſtändliche 
Induſtriegeleiſe nach Maßgabe des der politiſchen Begehung vor— 
gelegenen Projectes und der Commiſſionsbeſtimmungen unter Be— 
achtung der Forderungen, welche die Vertreter der Gemeinde Wien 
in der dem Protokolle beigegebenen Erklärung geſtellt haben — 
jedoch nur in dem Maße, als dieſe Forderungen einerſeits ſich auf 
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den Bau und den Betrieb der Schlepphahn beziehen und anderer— 
ſeits mit den beſtehenden Verordnungen im Einklange ſtehen — zu 
ertheilen. 

Insbeſondere die Forderungen im Punkte 5 ſtehen nach Anſicht 
der k. k. Generaldirection nicht im Einklange mit der Verordnung 
vom 25. Jänner 1879, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19.“ 

Die Bedingungen, welche ſeitens des Stadtrathes hier geſtellt 
wurden, bezogen ſich lediglich auf die Straßenbenützung. Die Be— 
dingungen wurden von der Gemeinde als Eigenthümerin der 
Straßen geſtellt. Der Stadtrath iſt der Anſchauung, dajs durch 
dieſe Einſchränkung im Erlaſſe der Generaldirection dem autonomen 
Verfügungsrechte der Gemeinde über Gemeindeſtraßen entgegen— 
gehandelt worden ſei, und iſt daher der Anſicht, daſs gegen dieſe 
Entſcheidung Stellung genommen werden müſſe. Es handelt ſich 
nun um die Frage, in welcher Weiſe das geſchehen ſolle. Die 
Generaldirection hat namens des Handelsminiſteriums dieſen Erlass 
hinausgegeben. Man kann daher der Anſicht fein, dafs damit die 
Entſcheidung der letzten adminiſtrativen Inſtanz, des Handels⸗ 
miniſteriums, beziehungsweiſe für das Handelsminiſterium durch 
die Generaldirection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen erfloſſen ſei. 

Andererſeits ließe ſich die Auffaſſung vertreten, daſs damit 
noch nicht die letzte Inſtanz die Entſcheidung gefällt habe. Mit 
Rückſicht auf den hier obwaltenden Zweifel hat der Stadtrath in 
den Grenzen ſeiner eigenen Competenz bereits den Recurs an das 
Handelsminiſterium eingebracht. Vorſichtigerweiſe empfiehlt es ſich 
mit Rückſicht auf die Verletzuug dieſes Rechtes der Gemeinde, 
außerdem die Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen, 
wobei ich nur beifügen möchte, dafs die von mir verleſenen Be— 
dingungen genau denjenigen entſprechen, welche ſeinerzeit im Jahre 


1889 die Gemeinde Wien als Bedingungen zur Herſtellung des 


Schleppgeleiſes bei der öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft 
gegeben hat. Damals fand das Handelsminiſterium keine Einwen— 


dung gegen dieſe Bedingungen zu erheben. Es acceptierte fie viel: 


mehr vollſtändig. Daraus ergibt ſich, dafs in der Zwiſchenzeit ein 
Wechſel in den Anſchauungen der Generaldirection, beziehungs— 
weiſe des Handelsminiſteriums eingetreten iſt. Ich erlaube mir 
daher den Antrag zu ſtellen: „Es ſei gegen den Erlass der 
Generaldirection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 29. No— 
vember 1893, Zahl 81253, die Beſchwerde an den Verwaltungs— 
gerichtshof zu ergreifen“, und bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeifler: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Über den Erlass der k. k. Generaldirection der öſterr. 

Staatsbahnen vom 10. November 1893, Z. 158703, 
womit dieſelbe im Vollmachtsnamen des k. k. Handels— 
miniſteriums den Bauconſens für die Schleppbahn zur 
Mälzerei der Hütteldorfer Brauerei am Prater-Quai 
im II. Bezirke ertheilt hat, iſt die Beſchwerde an den 
k. k. Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 

37. Referent Gem.-Nath v. Neumann: Beilage 3. Der 
Ottakringer Kirchenbauverein bittet um unentgeltliche Überlaſſung 
des Platzes zum Baue des neuen Pfarrhofes, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 563 
in Ottakring, Ecke der Schul- und Degengaſſe. 

Die Parcellen, welche in der Beilage angeführt ſind, haben 
ein Geſammtausmaß von 525 mꝛ. 

Es wird in Übereinſtimmung mit dem früheren Beſchluſſe der 
Gemeinde Ottakring beantragt, dieſen Platz dem Kirchenbauvereine 
unentgeltlich zu überlaſſen gegen dem, dass der Verein die Koſten 


ww. AA , 


der Übertragung zu übernehmen hat. Ich erlaube mir daher folgen— 
den Antrag zur Annahme zu empfehlen (liest): 

„Es ſei der zur Erbauung des neuen Pfarrhofes in Ottakring 
nothwendige Platz Grundb.⸗Einl.⸗Z. 563, Parcellen 1959, 1958/1, 
1972/1, Ecke der Schulgaſſe und Degengaſſe, welcher ſchon von 
der beſtandenen Gemeinde Ottakring für dieſen Zweck in Ausſicht 
genommen war, dem Ottakringer Kirchenbauvereine gegen dem 
unentgeltlich zu übergeben, daßs die Koſten der Tabular⸗Erklärung, 
ſowie die ſonſtigen Übertragungsgebüren ſammt Zuſchlägen der 
Kirchenbauverein trägt.“ | 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe:) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Der zur Erbauung des neuen Pfarrhofes in Otta— 
kring nothwendige Platz Grundb.-Einl.⸗Z. 563, 
Parcellen 1959, 1958/1, 1972/1, Ecke der Schulgaſſe 
und Degengaſſe, welcher ſchon von der beſtandenen 
Gemeinde Ottakring für dieſen Zweck in Ausſicht ge— 
nommen war, iſt dem Ottakringer Kirchenbauvereine 
gegen dem unentgeltlich zu übergeben, daßs die Koſten 
der Tabularerklärung, ſowie die ſonſtigen Übertragungs⸗ 
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gebüren ſammt Zuſchlägen der Kirchenbauverein trägt. 


38. Referent Gem.-Nath v. Neumann: Ich habe ferner 
die Ehre, über die Beilage Nr. 218 zu referieren. Es handelt ſich 
hier um die Errichtung eines Spielplatzes im V. Bezirke. Der 
Gemeinderath hat ſeinerzeit bewilligt, das die Schule in der Focky— 
gaſſe, bei welcher anſchließend zwei Kinderſpielplätze errichtet waren, 
ausgebaut werde. 

Dadurch ſollen die Plätze, welche, neben der Schule gelegen, zu 
Kinderſpielzwecken verwendet wurden, nunmehr zu Bauzwecken ver— 
wendet werden. Es wird nun nothwendig ſein, einen Erſatz dafür 
zu finden. Es wurde bei dem damaligen Referate ſchon darauf hin— 
gewieſen, daſs gegenüber der Schule ein freier Platz disponiert ſei. 
In dem Generalbaulinienplane für dieſen Stadttheil iſt nämlich 
an dieſer Stelle ein öffentlicher Platz projectiert. Dieſer Platz gehört 
dem Bürgerſpitalfonde und es wird nun vom Stadtrathe beantragt, 
denſelben zu erwerben und ihn zur Schaffung eines Kinderſpiel— 
platzes zu verwenden. Es wurde eine Schätzung dieſes Platzes 
vorgenommen, und zwar hat das Stadtbauamt die Schadlos— 
haltung mit 3 fl. 75 kr. berechnet. Der Stadtrath hat jedoch 
verfügt, dass dieſe Schätzung durch Schätzmänner vorgenommen 
werde und dieſe haben 5 fl. per Quadratmeter als Schadloshaltung 
bezeichnet. 

Das iſt auch jener Betrag, welchen der Stadtrath empfiehlt, 
dieſem Kaufe zugrunde zu legen. Es wird demnach folgender Antrag 
geſtellt (liest): | 

„Es ſei der zwiſchen der Herther-, Feld-, Malfatti⸗ und 
Steinbauergaſſe gelegene, für die Anlage eines öffentlichen Platzes 
beſtimmte, dem Bürgerſpitalfonde gehörige Grundtheil, Cat. 
Parc. 285/1 und 400,2, im Ausmaße von circa 5210 m? unter 
Zugrundelegung eines Einheitspreiſes von 5 fl. per Quadratmeter 
zu erwerben.“ 

Die Summe macht im ganzen 26.050 fl. aus. Ich bitte 
um Annahme des Antrages. 

Mürgermeiſter: Wird eine Einwendung erhoben? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Der Antrag iſt angenommen. 
Beichlufs: Der zwiſchen der Herther-, Feld-, Malfatti⸗ und 

Steinbauergaſſe gelegene, für die Anlage eines öffent⸗ 
lichen Platzes beſtimmte, den Bürgerſpitalfond gehörige 
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Grundtheil, Cat.» Parc. 285/1 und 400/2, im Ausmaße 
von circa 5210 m? iſt unter Zugrundelegung eines 
Einheitspreiſes von 5 fl. per Quadratmeter zu er⸗ 
werben. 

39. Referent Gem. Rath Matthies: Ich habe die 
Ehre, über Zahl 8196 zu referieren. Es handelt ſich um den 
Ankauf eines Hauſes im III. Bezirke, Thomasgaſſe 5. Der 
Gemeinderath hat im Jahre 1887 beſchloſſen, in der Gegend des 
Wälliſchplatzes einen größeren Platz zu ſchaffen. Die Herren ſehen 
den Situationsplan hier. Zu dieſem Zwecke ſind einige Häuſer 
angekauft worden. Nun iſt der Beſitzer des Hauſes Thomasgaſſe 5 
um den Ankauf ſeines Hauſes ſeitens der Gemeinde um den Preis 
von rund 17.000 fl. eingeſchritten. Der Stadtrath und der 
Magiſtrat haben den Preis als ziemlich angemeſſen gefunden und 
der erſtere hat beſchloſſen, ein Comité einzuſetzen, welches die Ver— 
handlungen mit dem Hauseigenthümer wegen Ankauf ſeines Hauſes 
zu führen hatte. Als Preis wurden 16.500 fl. erzielt. Die ganze 
Grundfläche des Hauſes beträgt 653˙65 m?, fo daſßs der Preis 
per Quadratmeter auf 25 fl. 24½ kr. kommt. Der Preis iſt 
jedenfalls ſehr billig und bitte ich um Genehmigung dieſes Antrages. 

Rürgermeiſter: Keine Einwendung? Angenommen. 
Beſchluſs: Behufs Schaffung eines freien Platzes am Ausgange 

der Wälliſchgaſſe wird der Ankauf der Realität III., 
Thomasgaſſe 5, im Ausmaße von 653°65 m? um den 
Preis von 16.500 fl., d. i. 25 fl. 24½ kr. per 
Quadratmeter, genehmigt. 

40. Neferent Gem.-Nath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, zu referieren über den Stadtraths-Antrag Z. 249. Derſelbe 
betrifft eine Baulinienbeſtimmung in Dornbach, und zwar iſt das 
die Fortſetzung einer Baulinienbeſtimmung, die der Gemeinderath 
vor circa einem halben Jahre getroffen hat, in einer Parallelſtraße 
der Dornbacher Hauptſtraße. Die Straße iſt derart geplant, daßs 
ſie den beſtehenden Feldweg verfolgt und dem Nivean, welches hier 
vorhanden iſt, ſich anſchließt, mit ganz geringfügigen Abänderungen. 
Es iſt auch die Fortſetzung einer Straße, welche von der Heuberg— 
gaſſe gegen den Promenadeweg geführt iſt. In dieſer Gaſſe ſollen 
zu beiden Seiten Vorgärten in einer Breite von 5˙69 m errichtet 
werden. Es wurde durch den Stadtrath folgender Antrag geſtellt: 

„Es ſeien die Baulinien für die verlängerte Heuberggaſſe in 
Dornbach bei einer Straßenbreite von 11˙38 m nach den im Plane 
punktierten Linien d e f einerſeits und a be andererſeits, mit der 
Abkappung a h und mit beiderſeitigen je 5˙69 m breiten Vorgärten 
zu beſtimmen. 

Das Niveau für dieſe Straße ſei nach Maßgabe des Längen⸗ 
profilplanes zu genehmigen. | 

Wie bereits gejagt, ſchließt ſich dieſes Längenprofil nahezu 
dem beſtehenden Terrain an. Ich erſuche um Annahme dieſes 
Antrages. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? Angenommen. 
Beſchluſs: Die Baulinien für die verlängerte Heuberggaſſe in 

Dornbach werden bei einer Straßenbreite von 11˙38 m 
nach den im Plane punktierten Linien d e k einerjeits 
und a b c andererfeits, mit der Abkappung a h und 
mit beiderſeitigen je 5°69 m breiten Vorgärten be⸗ 
ſtimmt. | | 

Das Niveau für dieſe Straße wird nach Maß⸗ 
gabe des Längenprofilplanes genehmigt. | 
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41. Referent Gem.- Rath Joſef Müller: 3. 7838. Es 
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Es hat ſich nun herausgeſtellt, dafs dieſe Niveaux nicht in 


handelt fi um die Einlöſung des Hauſes Or.⸗Nr. 8 Weinhaufer- ihrer Gänze eingehalten worden ſind und es daher angezeigt iſt, 


ſtraße, Hernals, XVII. Bezirk, zur Durchführung der Rötzergaſſe. 
Es iſt ſchon ſeitens der früheren Gemeinde Hernals Rückſicht ge— 
nommen worden, um die Rötzergaſſe durchzuführen. Es iſt die 
Rötzergaſſe eine Parallelſtraße mit der Hauptſtraße und dieſelbe iſt 
derzeit nur in einigen Punkten unterbunden, bis ſie zur gänzlichen 
Durchführung gelangt. Es handelt ſich hier um den Ankauf eines 
Hauſes, welches an der Rötzergaſſe gelegen iſt, und welche die 
directe Verbindung von der Weinhauſerſtraße zur Kirchengaſſe 
ermöglicht. 

Es ſind diesbezüglich Verhandlungen durch ein Comité des 
Stadtrathes gepflogen worden mit dem Eigenthümer rückſichtlich des 
Preiſes. Es ſind nämlich für die Realität 18.000 fl. gefordert. Die 
Realität trägt die Einl.⸗Zahl 836 und hat ein Flächenausmaß von 
153 U“ reſpective 550˙8 m? und iſt auf derſelben ein ebenerdiges 
Haus erbaut, welches incluſive der Gründe, welche, wie ich glaube, 
verpachtet ſind, einen Zins von 736 fl. rein abwirft. Es liegen 
Schätzungen vom Stadtbauamte und beeideten Sachverſtändigen vor, 
nach welchen die Realität mit 16.000 fl. bewertet iſt. Die Ver— 
handlungen mit dem Hauseigenthümer haben jedoch ergeben, dass 
derſelbe von dem Betrage von 18.000 fl. nicht abgehen will, indem 
er darauf hinweist, daſs die Realität einen Betrag von 736 fl. ab— 
wirft, welcher bei der ortsüblichen Verzinſung nahezu einem Capitale 
von 18.000 fl. entſpricht. 

Nachdem ſich das Comité und der Stadtrath der Anſchauung 
angeſchloſſen haben, daſs es dringend nothwendig iſt, endlich einmal 
die Retzergaſſe durchzuführen, und nachdem aus dieſer Realität noch 
circa 92 m? erübrigen, welche an die Anrainer zur Ergänzung ihrer 
Realitäten als Baugrund verkauft werden können, hat der Stadtrath 
den Antrag geſtellt, die Realität um den Betrag von 18.000 fl. 
käuflich zu erwerben. 

Ich erſuche um die Annahme dieſes Antrages. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Behufs Durchführung der Rötzergaſſe wird der An— 
kauf des Hauſes XVII., Weinhauſerſtraße 8, um den 
Betrag von 18.000 fl. genehmigt. 

42. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Zahl 245. Es 

handelt ſich um die Baulinienbeſtimmung in der Mayßengaſſe, und 


derzeit eröffnet iſt, hat eine Breite von 1517 m = 8“. Das 

kleine Stückchen ſoll in derſelben Breite durchgeführt und ſollen die 

Baulinien nach den im Plane beſtimmten Buchſtaben a b einerſeits 

und 6“ d- andererſeits beſtimmt werden. 

Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Es ſei die Baulinie für die Mayßengaſſe in Hernals 
nach den Linien ab und c’ d’ mit einer Straßenbreite 
von 1517 m zu beſtimmen. 

43. Referent Gem.-Rath Joſef Müller: Zahl 243. Hier 
handelt es ſich um die Abänderung der Straßenniveaux in der 
Hasner⸗ und Herbſtgaſſe und Umgebung. 

Es ſind die Niveaux in dieſer Gegend ſeitens der Statthalterei 
beſtimmt worden, und haben auch in der Nähe dieſer Straßen, 
wo dieſe Beſtimmung ſtattgefunden hat, Verbauungen ſtattgefunden. 


eine geringe Anderung in den Niveaux eintreten zu laſſen, um 
den jetzigen Verhältniſſen Rechnung zu tragen. 

Die Anderungen find ganz geringfügig und ermöglichen, dass 
die Beſitzer der neuen Häuſer, welche hier gebaut werden, nicht 
große Abgrabungen, eventuell Anſchüttungen vornehmen müſſen. 
Es wird daher beantragt, die im Plane eingetragenen Niveaux zu 


genehmigen. Ich erſuche um die Annahme dieſes Antrages. 


Nürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 


Beſchluſs: 1. In Abänderung der ſeinerzeit vom h. k. k. Mini— 


ſterium des Innern beſtimmten Niveaux werden die 
in der vorgelegten Tabelle Z und im Situationsplane 
eingeſchriebenen Höhen der Straßenmittel für die bezüg— 
lichen Punkte genehmigt. 

2. Inſolange, als die Frage wegen Unterfahrung, 
reſpective Überbrückung der k. k. priv. Staatseiſenbahn 
in der Richtung der Geiſelbergſtraße, reſpective Hasner— 
gaſſe nicht entſchieden iſt, haben die Coten in den 
Punkten 19, 20, 21 und 22 als proviſoriſch zu gelten. 

44. Neferent Gem.-Rath Joſef Müller: Ich erlaube 
mir weiters, über den Antrag des Stadtrathes zur Zahl 11 zu be— 
richten. Derſelbe behandelt die Baulinienbeſtimmung für den Theil 
zwiſchen der Bräuhausgaſſe, Weſtbahn, Mühlgaſſe und Haupt— 
ſtraße in Hütteldorf im XIII. Bezirke. In der Beilage Nr. 6 
ſind die Pläne und Anträge enthalten. Es iſt hier insbeſondere die 
und als Parkanlage behandelt iſt. Man mußs daher in erſter Be— 
ziehung dieſe Parkanlage durch Beſtimmung der Baulinien ſchonen, 
nachdem ſie auch gleichzeitig als Erholungsort der dortigen Be— 
wohner zu dienen hat. Auch die gegen Norden gelegene Baulinie iſt 


derart beſtimmt, dafs fie den Bäumen und Alleen, welche in dieſer 


Baderealität gepflanzt ſind, Rechnung trägt, und dieſelben für die 
Zukunft vollkommen erhalten bleiben. Die übrigen Straßen, welche 
zwiſchen der Hauptſtraße und der Bahn einerſeits und der Bräu— 
haus⸗ und Friedhofgaſſe andererſeits gelegen find, find eigentlich 
nicht ſo ſehr Straßen, welche dem großen Verkehre zu dienen haben. 

Sie haben nur den Verkehr zwiſchen dem Badhauſe und den 


angrenzenden Straßen zu vermitteln. Nur die ſogenannte Halterbach— 
zwar um das kleine Stück der Mayßengaſſe, welches zwiſchen der 
Dorotheergaſſe und der Krongaſſe iſt. Die Mayßengaſſe, welche 


ſtraße hat einen anderen Zweck zu erfüllen, und zwar für die Zukunft 
den Halterbach aufzunehmen, und es ſoll die Überwölbung in 
dieſer Straße geführt werden. Daher ſoll auch die Straße eine 
Breite von 16 m erhalten. Die übrigen Straßen find derart aus— 
gebildet, daſs fie, nachdem fie nicht großen Verkehrszwecken zu 
dienen haben, mit 12 m Breite beſtimmt werden, und ſoll zu 
beiden Seiten immer ein Vorgartenſtreifen in der Breite von 5 m 
reſerviert werden. Auch die Verlängerung der Berggaſſe über die 
Eßterhazy'ſche Realität, welche zwar nicht in der nächſten Zukunft 
zur Parcellierung gelangt — aber wenn die Parcellierung platz— 
greift, muſs eine Verlängerung gegen das Badhaus ins Auge 
gefajst werden — iſt hier zu berückſichtigen. 

Dann ſind drei Straßenzüge gegen die Mühlgaſſe zu be— 
ſtimmen. Hier iſt das Princip feſtgehalten, daßs die Mühlgaſſe ſich 
an den beſtehenden Weg anſchließt; ſie darf nicht mitten in die 
Realität Nr. 1 gelegen kommen, wodurch die Ausgeſtaltung der 
Straßen vielleicht in die ferne Zukunft gerückt wird. Deshalb 
hat der Stadtrath Ihnen die Vorlage zur Annahme empfohlen. 
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Die Auträge ſind in dem vorliegenden Referate Zahl 6 enthalten. 
Ich erſuche um die Annahme derſelben. 
Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 
Beſchluſs: 1. Als Baulinien werden beſtimmt: 
a) Für die Straße II unter Zugrundelegung einer 
Breite von 12:00 m und beiderſeitigen 500 m 
breiten Vorgärten die Linien N O—P “ einer⸗ 
ſeits und I K—L M“ andererſeits. 
b) Für die Straße III unter Zugrundelegung einer 
Breite von 1600 m und beiderſeitigen 5˙00 m 
breiten Vorgärten die Linien 8 K —0 R einerſeits 
und C L—P 8 andererſeits. 
c) Für die Straße IV unter Zugrundelegung einer 
Breite von 12˙00 m und 5•00 m breiten beider— 
ſeitigen Vorgärten die Linien: V“ I einerſeits 
und W“ U andererſeits. 
d) Für die Straße V unter Zugrundelegung einer 
Breite von 12:00 m und beiderſeitigen 5˙00 m 
breiten Vorgärten die Linien: a b—e Y’ einer⸗ 
ſeits, de—e X“ andererſeits. 
e) Für die Mühlgaſſe unter Zugrundelegung einer 
Breite von 12·00 m und beiderſeitigen 5˙00 m 


breiten Vorgärten die Linien: fg h i“ K“ b einer⸗ 


ſeits und k I’ m“ n“ o“ c andererſeits. 


Cat.⸗Parc. 407 bei einer Breite von 1200 m 

und beiderſeitigen 5·˙00 m breiten Vorgärten die 

Linien m’ G“ einerſeits und n“ “ andererſeits. 

g) Für die Parkanlage die Linien: D’MQ VW‘ 

XY“ F G.. 

2. Die im Plane eingezeichneten Niveaucoten 
werden genehmigt. 

3. Weiters wird beſtimmt, daſs im Sinne des 
§ 82 der Wiener Bauordnung nur einzelnſtehende 
oder zu zweien gekuppelte, von der Nachbargrenze 
mindeſtens 4m abſtehende Wohnhäuſer errichtet 
werden dürfen. 

NVürgermeiſter: Es iſt die Tagesordnung erſchöpft, aber 
wenn Sie die Güte hätten, noch hier zu bleiben, ſo können wir 
vielleicht einige Gegenſtände von der gedruckten Tagesordnung 
nehmen. (Zuſtimmung.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

45. Referent Gem. -Rath Hoske: Ich habe die Ehre, 
über eine Anzahl von Subventionen zu referieren, und zwar 
zunächſt über die Subvention des Wiener Wohlthätigkeitsvereines 
für Hausarme Zahl 5451. | 

Ich glaube, die Thätigkeit dieſes Vereines ift fo bekannt und 
ausgedehnt, dass ich mich einer weiteren Begründung enthalten 
darf und ich beantrage die Bewilligung einer Subvention von 
jährlich 200 fl. für die Jahre 1893, 1894 und 1895 unter den 
üblichen Cautelen. Ich bitte um die Genehmigung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Beſchluſs: Dem Wiener Wohlthätigkeitsvereine für Hausarme 
wird eine Subvention von jährlich 200 fl. für die 


Amtsblatt der k. k. Reichs haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 7, 23. Jänner 1894. 


r NN 


207 


Q 


Jahre 1893, 1894 und 1895 unter den üblichen 
Cautelen bewilligt. 

46. Referent Gem. Rath Noske: Zahl 6287. Der 
allgemeine techniſche Verein hat um die Bewilligung einer Sub- 
vention von 50 fl. angeſucht. Es iſt dies allerdings ein Verein 
jüngeren Datums; er dient dem Zwecke, jüngere Kräfte, welche ſich 
techniſchen Arbeiten widmen, durch Stellenvermittlung, Hebung 
des Standesbewuſstſeins und Förderung ihrer Standesintereſſen 
zu unterſtützen. 

Der Stadtrath hat geglaubt, dafs nach dem Gutachten des 
Stadtbauamtes die Bewilligung einer Subvention von 50 fl. am 
Platze ſei. Ich bitte um Ihre Genehmigung. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Veſchluſs: Dem allgemeinen techniſchen Vereine wird eine Sub— 
vention von 50 fl. bewilligt. 

47. Referent Gem.-Nath Noske: Zahl 5280. Es handelt 
ſich um die Bewilligung einer Subvention von 50 fl. für den 
Verein der Lehrerinnen und Erzieherinnen. 

Dieſer Verein hat den Zweck, durch Stellenvermittlung, För— 
derung der Standesintereſſen den Lehrerinnen und Erzieherinnen 
in ihrer Thätigkeit unterſtützend zur Seite zu ſtehen. Ich erlaube 
mir, eine Subvention von 50 fl. zur Genehmigung zu empfehlen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? 


(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
f) Für die Straße VI“ zwiſchen Cat.⸗Parc. 402 und 


Beſchluſs: Dem Vereine der Lehrerinnen und Erzieherinnen wird 
eine Subvention von 50 fl. bewilligt. 

48. Referent Gem.⸗Rath Noske: Zahl 5452. Es iſt 
der allgemeine Verein für Krankenunterſtützungen und Leichen— 
koſtenbeiträge „zu den heil. Schutzengeln“ um Subvention ein— 
geſchritten. Dieſer Verein feiert demnächſt das Jubiläum ſeines, 
wenn ich nicht irre, 50jährigen Beſtandes und iſt beſtrebt, ſeinen 
Mitgliedern auch eine Penſionsverſicherung zu gewähren. Es wird 
nun beantragt, den Anlajs, der ſich eben bietet, über Anſuchen 
des Vereines zu benützen, um demſelben einen einmaligen Beitrag 
zu ſeinem Penſionsfonde in der Höhe von 100 fl. zu bewilligen 
Ich bitte um Genehmigung dieſes Antrages. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Veſchluſs: Dem allgemeinen Vereine für Krankenunterſtützungen 

und Leichenkoſtenbeiträge „zu den heil. Schutzengeln“ 
wird eine Subvention von 100 fl. zu dem Penſions⸗ 
fonde bewilligt. 


49. Referent Gem.-Rath Noske: Unter Zahl 8603 iſt 
der Verein „Kinderhort“ in Währing, der die Aufgabe hat, den 
Kindern in der freien Zeit, die ihnen die Schule lässt, ein Aſyl 
zu gewähren und ihnen eine Fortbildung und eine entſprechende 
Zeitverwendung in der freien Zeit zu verſchaffen, um eine Sub— 
vention eingeſchritten. Es wurde bereits im vorigen Jahre in 
Anerkennung der wirklich wohlthätigen Zwecke dieſes Vereines dem— 
ſelben eine Subvention bewilligt, und es wird auch heuer beantragt, 
eine Subvention von 400 fl. zu genehmigen. 

Gem.-Nath Wünſch: Über die Würdigkeit dieſes Vereines 
hat der Herr Referent bereits das Nöthige geſagt. Er hat erwähnt, 
daſs für das heurige Jahr die Subvention gewährt werde. Dieſe 
Subvention iſt infolge eines Geſuches vom Juli 1893 für dag: 

ö Jahr 1893 berechnet. Ich möchte an Sie die Bitte richten, ihm 
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auch für das Jahr 1894 unter den üblichen Cautelen eine Sub- 
vention zu bewilligen und ſie in das Budget einzureihen. 

Gem. Rath K. J. Müller: Wenn man das einem 
Vereine gewährt, fo mufs das auch anderen gewährt werden; 
wenn dann ein anderer Verein mit einem ähnlichen Anliegen kommt, 
jo müssten wir das auch berückſichtigen. Wenn der Verein für das 
Jahr 1894 eine Subvention beanſprucht, ſo ſoll er darum anſuchen. 


Gem.-Nath Wünſch: Sie haben ſoeben einem wohlthätigen 
Vereine für die Jahre 1893, 1894 und 1895 unter den üblichen 
Cautelen Subventionen zugeſprochen. Ich glaube, es unterliegt 
wohl keinem Anſtande, meinen Antrag auf Subventionierung eines 
Vereines, deſſen wohlthätiges Wirken allgemein anerkannt wird, 
auch für das Jahr 1894 anzunehmen. 


Gem.-Nath Dr. CTueger: Ich möchte gerne für den Antrag 
des Herrn Vorredners ſtimmen; das geht aber nach der Geſchäfts— 
ordnung nicht. Es iſt das ein ganz neuer Antrag, der der Vor— 
berathung durch den Stadtrath unterzogen werden muſs; da 
müſſen Sie ſich eben eine andere Geſchäftsordnung machen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Die 
Debatte iſt geſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schluſs— 
wort. 

Referent (zum Schluſsworte): Ich mußs zunächſt richtigſtellen, 
daſs es ſich thatſächlich um eine Subvention für das Jahr 1893 
handelt, und dafs der Umſtand, daſs die Sache ſeit October 1893 
auf der Tagesordnung ſteht und ſeither nicht zum Referate gebracht 
werden konnte, es herbeigeführt hat, dass der Antrag jetzt erſt im 
Jahre 1894 zur Verhandlung kommt. Was die Sache ſelbſt an— 
belangt, ſo möchte ich mir erlauben, darauf aufmerkſam zu machen, 
dass der Stadtrath einen Beſchluſs gefaist hat dahin gehend, dafs 
heuer das Subventionsweſen einheitlich geregelt werden ſoll, dass 
alſo alle Geſuche, welche heuer einlangen, einheitlich behandelt und 
in einem erledigt werden ſollen. Es würde, glaube ich, das Syſtem 
einigermaßen ſtören, wenn Sie bei dem Vereine „Kinderhort“ 
eine Ausnahme machen würden, wiewohl auch ich glaube, dafs das 
Plenum die Berechtigung hiezu hat. Ich bin aber überzeugt, dass 
der Wohlthätigkeitsverein „Kinderhort“ bei der allgemeinen Sub— 
vention nicht durchfallen wird, ſondern dafs dem Wunſche, eine 
Subvention auf längere Zeit hinaus geſichert zu haben, Rechnung 
getragen werden wird. Um aber allen Weitwendigkeiten in dieſer 
Sache zu entgehen, möchte ich Ihnen doch empfehlen, bei dem 
Antrage des Stadtrathes zu bleiben und die Frage einer weiter- 
gehenden Subventionierung in die allgemeine Regelung aller 
Subventionen einzubeziehen. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Referent be- 
antragt, dem Vereine „Kinderhort“ in Währing eine Subvention 
für das Jahr 1893 im Betrage von 400 fl. zu bewilligen. Ich 
erſuche die Herren, die damit einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Herr Gem.⸗Rath Wünſch beantragt, dem Vereine eine 
Subvention in der gleichen Höhe für 1894 zu geben. Ich bitte 
jene Herren, welche dieſen Antrag zur geſchäftsordnungsmäßigen 
Behandlung weiſen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange: 
nommen. 

Beſchluſs: Dem Vereine „Kinderhort“ in Währing wird eine 
Subvention von 400 fl. pro 1893 bewilligt. | 
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50. Referent Gem.-Rath Dr. Hackenberg: Ich habe die 
Ehre, zur Stadtraths⸗Zahl 9038 zu referieren. Das St. Yofef- 
Kinderſpital im IV. Bezirke ift um eine Subvention für das Jahr 
1893 eingeſchritten. Dieſes Kinderſpital, ein unentgeltliches, befteht 
bereits ſeit 52 Jahren und hat in dieſem langen Zeitraume über 
33.000 Kinder verpflegt, mit Medicamenten unentgeltlich verſehen 
und über 250.000 Kinder unentgeltlich behandelt. 

Im Jahre 1892 ſind über 1100 Kinder im Spitale behandelt 
und verpflegt und über 13.000 Kinder ambulatoriſch behandelt 
worden. Seit dem Jahre 1860 ſubventioniert der Gemeinderath 
unausgeſetzt dieſes Spital, und zwar durch eine Reihe von Jahren 
mit 800 fl., ſpäter mit 1000 fl. Voriges Jahr wurden demſelben 
2000 fl. bewilligt und der Stadtrath erlaubt ſich, mit Rückſcht 
auf das humanitäre Wirken des Vereines den Antrag zur Beichlufs- 
faſſung zu unterbreiten, dem genannten Spitale auch für das Jahr 
1893 einen Betrag von 2000 fl. als Subvention zu bewilligen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Beſchluſs: Dem St. Joſef⸗Kinderſpitale im IV. Bezirke wird 
eine Subvention von 2000 fl. pro 1893 bewilligt. 

51. Referent Gem.⸗Nath Dr. Hackenberg: Weiter habe 
ich zur Zahl 7416 über das Anſuchen des Gabelsberger Steno— 
graphen⸗Centralvereines um eine Subvention für das Jahr 1893 
zu referieren. Dem genannten Vereine wurde für das Jahr 1892 
eine Subvention in der Höhe von 50 fl. bewilligt. Vom Stadt— 
rathe wird die Bewilligung einer Subvention in gleicher Höhe 
auch für das Jahr 1893 beantragt. Ich erlaube mir, dieſen Antrag 
mit Rückſicht auf das gemeinnützige Wirken des Vereines zur An- 
nahme zu empfehlen. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Dem Gabelsberger-Stenographen-Centralvereine wird 
eine Subvention von 50 fl. pro 1893 bewilligt. 

52. Referent Gem.⸗Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 8604. Der Verein zur Gründung und Er— 
haltung unentgeltlicher Knaben-Beſchäftigungsanſtalten im VII. Be⸗ 
zirke iſt auch für das Jahr 1893 um eine Subvention einge— 
ſchritten. Seit einer langen Reihe von Jahren bezieht derſelbe 
eine Subvention und es wird vom Stadtrathe beantragt, eine 
ſolche in der Höhe von 600 fl. für das Jahr 1893 zu bewilligen. 
Nachdem dieſer Beſchluſs im Stadtrathe im vorigen Jahre gefaſst 
wurde, wurde der Zuſatz beſchloſſen, dafs dieſe Subvention erſt 
nach dem 1. Jänner 1894 ausgezahlt werden ſolle, da im Budget 
für 1893 hiefür keine Deckung war. Nachdem mittlerweile der 
Jänner gekommen iſt, wird lediglich der Antrag geſtellt, dem 
Vereine für das Jahr 1893 eine Subvention per 600 fl. zu be: 
willigen. Ich bitte um Genehmigung dieſes Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Dem Vereine zur Gründung und Erhaltung unent⸗ 
geltlicher Knabenbeſchäftigungs-Anſtalten im VII. Be⸗ 
zirke wird eine Subvention von 600 fl. pro 1893 
bewilligt. 

53. Referent Gem.⸗Nath Schlechter: Zahl 7254. Der 
allgemeine Fortbildungs⸗, Kranken⸗ und Alters⸗ Unterſtützungsverein 
der Geſchäftsdiener Wiens und Umgebung iſt um eine Subvention 
eingeſchritten. Es wird von den verſchiedenen Organen die Sub⸗ 
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ventionierung ſehr befürwortet und ich empfehle den Antrag des 

Stadtrathes, dieſem Vereine eine Subvention von 100 fl. pro 

1893 zu bewilligen; ich bitte um Genehmigung desſelben. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 

Angenommen. 

Beſchluſs: Dem allgemeinen Fortbildungs-, Kranken- und 
Alters-Unterſtützungsvereine der Geſchäftsdiener Wiens 
und Umgebung wird eine Subvention von 100 fl. pro 
1893 bewilligt. 


54. Referent Gem.-Nath Schlechter: Zahl 8494. Es han⸗ 
delt ſich um Genehmigung eines Mehraufwandes bei dem Canal— 
baue auf der ehemaligen Brünnlbad-Realität im IX. Bezirke. Es 
hat ſich eine Überſchreitung dadurch ergeben, das man bei dem 
Aushube für den Canal auf Waſſeradern geſtoßen iſt, was nicht 
vorausgeſehen werden konnte. Das Mehrerfordernis beträgt 743 fl. 
45 kr. Es iſt conſtatiert worden, daſs dasſelbe nothwendig war, 
und es wird daher empfohlen, dafs der Gemeinderath einen Zu— 
ſchuſscredit von 743 fl. 45 kr. zur Ausgabs-Rubrik XXVII Ib 
bewillige. 

Gem.⸗Nath Hawranek: Ich möchte fragen, wer der Unter: 
nehmer iſt, weil bei einem gewiſſen Unternehmer immer Über— 
ſchreitungen vorkommen. 

Referent: Wer der Unternehmer iſt, kann ich im Augenblicke 
nicht ſagen, es iſt damals der Mindeſtbietende genommen worden. 
Es iſt auch ein eigener Localaugenſchein vorgenommen worden, 
bei dem conſtatiert wurde, dafs die Mehrarbeit unter allen Um: 
ſtänden nothwendig war. Wenn es der Herr College wünſcht, 
werde ich den Bericht verleſen. (Rufe: Nein! Nicht nothwendig!) 

Gem.-Nath Eigner: Ich möchte den Herrn Referenten 
erſuchen, mir bekanntzugeben, ob der Canal gemauert oder aus 
Beton hergeſtellt iſt. 

Referent: Es iſt ein Betoncanal. 

Gem.⸗Nath Eigner: Da ſind Sickerſchlitze und verſchiedene 
andere Sachen dabei. 

Referent: Es liegen die Voracten hier nicht bei, aber es 
werden vielleicht ein paar Sätze aus dem Commiſſionsprotokolle 
die beſte Aufklärung geben über das, was man dabei gefunden hat. 
Es heißt nämlich in dieſem Protokolle (liest): 

„Es zeigte ſich, daſs der Untergrund nicht, wie angenommen 
werden miüfste, ein gewachſener, tragfähiger iſt, ſondern derſelbe 
zumeiſt aus angeſchüttetem Abbruchmateriale beſteht. Ferner ſtieß 
man auf circa 50 m von der Einmündungsſtelle in der Lazareth⸗ 
gaſſe auf einen gewölbten Raum, welcher mit waſſerdurchdrungenem 
Schutte ausgefüllt iſt. 

In der nun anſchließenden Strecke kommt der Canal in ge— 
wachſenen Grund zu liegen. 

Das Waſſer, welches ſich im unteren Theile der Cunette zeigt, 
dürfte von der in der ehemaligen Brünnlbad-Realität beſtandenen 
Quelle herrühren.“ | 

Die Herren wiffen, dafs die Brünnlrealität ein Bad geweſen 
it. Die Koſten dieſer Herſtellung find in der von mir bekannt— 
gegebenen Summe ſichergeſtellt. Ich glaube, dieſer Bericht ſpricht 
deutlich dafür, daſs da Verhältniſſe eingetreten find, welche man 
bei Verfaſſung des Voranſchlages nicht ſo genau vorausſehen konnte. 
Ich bitte alſo um Ihre Zuſtimmung. 

Gem.⸗Nath Hipp: Der Herr Referent hat uns eben mit⸗ 
getheilt, daſs in dieſer Angelegenheit das Mindeſtanbot maßgebend 
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war. Es iſt eben das Traurige, daſs immer nur das Mindeſtanbot 
berückſichtigt wird und daſs dann nachträglich ſolche Mehrforde— 
rungen vorkommen. Ich möchte das nicht mehr einreißen ſehen. 
Ich werde auch bei der Budgetberathung darauf kommen, dafs 
man bei großen Arbeiten immer auf das Mindeſtanbot geht und 
daſs dann die Sachen ſchließlich viel höher zu ſtehen kommen, als 
wenn man einen ſoliden Arbeiter oder Geſchäftsmann heranziehen 
würde. Es wird immer auf das Mindeſtanbot gegangen und dann 
kommen die Nachtragsforderungen. Der ſolide Geſchäftsmann, der 
die Beſchaffenheit der Arbeit früher genau kennt, macht eben des— 
halb ein höheres Anbot. Die Arbeit erhält aber immer derjenige, 
der das Mindeſtanbot macht, und dann kommen eben die Nach— 
tragsforderungen. So iſt es auch mit den currenten Arbeiten. 
Ich werde bei der Budgetberathung nachweiſen, was bei uns die 
Zimmermannsarbeiten ꝛc. koſten, weil man immer auf das Mindeſt⸗ 
anbot greift und dann die Nachtragsforderungen kommen. 

Dice-Bürgermeifler Dr. Nichter: Die Debatte iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schlusswort. 

Referent: Mit Rückſicht auf die Bemerkungen des Herrn 
Vorredners mußs ich erklären, dafs, wenn man auch das theuere 
Anbot angenommen hätte, dies im vorliegenden Falle gewiss 
nichts genützt haben würde. Wenn ſich ſolche Verhältniſſe hätten 
vorausſehen laſſen, würde die Sache eben noch höher gekommen 
fein. In dem vorliegenden Falle würde gewißs auch ein Mehrbedarf 
entſtanden ſein, wenn Sie ein anderes Offert gewählt hätten. Im 
allgemeinen mag ja die Anſicht gewijs nicht verwerflich ſein, dass 
man nicht bloß auf das billigſte Offert greifen, ſondern auch die 
Vertrauenswürdigkeit und Leiſtungsfähigkeit berückſichtigen ſoll. In 
der Beziehung gebe ich dem Herrn Vorreduer ja vollkommen recht. 
Im übrigen bitte ich, die Anträge des Stadtrathes zu genehmigen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Nach einer Pauſe:) Dieſelben ſind angenommen. 
Beſchluſs: Zur Deckung des Mehraufwandes bei dem Canal- 

baue auf der ehemaligen Brünnlbad-Realität im IX. Be⸗ 
zirke wird zur Ausgabs⸗Rubrik XXVII 1 b ein Bu: 
ſchuſseredit per 743 fl. 45 kr. bewilligt. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Zu einer perſönlichen. 
Bemerkung hat der Herr Gem.-Rath Dr. Lueger das Wort. 

Gem.⸗Nath Dr. Lueger: Herr Gem.-Rath Tagleicht 
und meine Wenigkeit find übereingekommen, daſs ich ſowohl in 
ſeinem als auch in meinem Namen Folgendes zur Kenntnis 
bringe: 

Herr Gem.Rath Tagleicht erklärt, dafs die Mittheilung 
über einen Vorfall im rothen Saale ohne ſeine Veranlaſſung im 
Szeps'ſchen „Tagblatt“ Aufnahme fand, und erklärt weiters, daſs 
die Darſtellung in dieſem Blatte eine entſtellte ift. (Hört!) 

Auf dieſe Erklärung des Herrn Gem.-Rathes Tagleicht 
zieht Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger den von ihm gemachten 
Vorwurf, daſs Herr Gem.-Rath Tagleicht unehrenhaft gehandelt, 
in loyaler Weiſe zurück. (Beifall.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: 
ſchloſſen 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um ½11 Uhr nachts.) 
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Stenographiſcher Bericht 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 19. Jänner 

1894 unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Mayer und Dr. Linke ent⸗— 
ſchuldigen ihr Ausbleiben wegen Unwohlſeins, Herr Gem.⸗Rath 
Dr. Vogler wegen einer dringenden Reiſe, Herr Gem. -Rath 
Lechner wegen Krankheit, die Herren Gem.-Räthe Froſch und 
Schmidt ſind verhindert. 

2. Der Leopoldſtädter Humanitätsverein ſpricht 
den Dank für die ſeinen Zwecken gewidmete Spende von 100 fl. aus. 

Dient zur Kenntnis. 

3. Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger hat in Betreff des an— 
geblichen Verkaufes von Objecten auf dem nach Wien einverleibten 
Theile von Inzersdorf durch die Gemeinde Inzersdorf eine Inter- 
pellation in der letzten Sitzung eingebracht und folgende Fragen 
geſtellt: 

1. Sind dieſe Thatſachen dem Herrn Bürgermeiſter bekannt? 

2. Erleidet die Gemeinde Wien hiedurch einen Schaden? 

Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu erwidern (liest): 

„Rückſichtlich des in beiliegender Anfrage des Herrn Gem.- 
Rathes Dr. Lueger erwähnten Feuerlöſchrequiſiten-Depots der 
freiwilligen Feuerwehr Rudolfshügel erlaubt ſich der Gefertigte“ — 
das iſt der Referent im Departement XIV — „Folgendes zu be— 
merken: | 

Laut Vertrag vom 2. Auguſt 1888, abgeſchloſſen zwiſchen der 
Gemeinde Inzersdorf und dem Vereine der freiwilligen Feuerwehr 
Rudolfshügel, wurde das Eigenthumsrecht an der Parc. Nr. 818/365, 
im Gebiete der ehemaligen Gemeinde Inzersdorf, Brunnwegſtraße, 
gelegen, dieſer Gemeinde (Inzersdorf) von dem genannten Feuer— 
wehr⸗Vereine gegen dem übertragen, dass die Gemeinde Inzers— 
dorf die Verpflichtung übernimmt, auf dieſer Bauſtelle ein Feuer: 
löſchrequiſiten⸗Depot zu erbauen und dasſelbe ſtets in gutem 
Zuſtande zu erhalten. Das beſagte Depot iſt dem Feuerwehr⸗ 
Vereine Rudolfshügel zur immerwährenden unentgeltlichen Be— 
nützung zu überlaſſen und im Falle der Auflöſung dieſes Vereines 
geht das Benützungsrecht auf die eventuell im Gebiete Rudolfs— 
hügel neu ſich bildende Feuerwehr über. Die für die Gemeinde 
Inzersdorf aus dieſem Vertrage ſich ergebenden Verpflichtungen 
gehen auch auf die Rechtsnachfolger dieſer Gemeinde über und 
find grundbücherlich ſicherzuſtellen. 

Am 9. Jänner d. J. fand von hier aus im mehrerwähnten 
Feuerlöſchrequiſiten⸗Depot eine Commiſſion wegen dringend vor⸗ 
zunehmender Adaptierungsarbeiten ſtatt, bei welcher Commiſſion 
auch der Gemeindevorſteher von Inzersdorf, Herr Dr. Frieß, 
intervenierte. Damals war von einem Verkaufe dieſes Objectes 
ſeitens der Gemeinde Inzersdorf keine Rede. Es iſt auch kaum 
wahrſcheinlich, dafs die genannte Gemeinde mit Rückſicht auf die 
auf dem erwähnten Objecte laſtenden Servituten, deren Rechts— 
beſtand keinem Zweifel unterliegt, einen Verkauf beabſichtigt. 

Der Gefertigte, welcher bei dieſer Commiſſion als Commiſſions⸗ 
leiter fungierte, glaubt, dass vielleicht aus einer ſcherzweiſe 
hingeworfenen Bemerkung des Herrn Dr. Frieß, er habe gegen 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſiden zſtadt Wien. — Nr. 7, 23. Jänner 1894. 


ö IN L . , N — — —— 


die beabſichtigten Adaptierungsarbeiten nichts einzuwenden, da ja 
hiedurch der Wert des Depots im Falle eines Verkaufes nur 
erhöht werde, das Gerücht von einem beabſichtigten Verkaufe dieſes 
Depots entſtanden ſei. 

Schließlich wird bemerkt, daſs die Verhandlungen wegen der 
eventuell vorzunehmenden Adaptierungen ad M.⸗Z. 88294/1893 
h. a. noch anhängig ſind.“ 

Das Departement des Magiſtratsrathes Philipp bemerkt 
hiezu noch Folgendes (liest): „Beiliegender Bauamtsbericht vom 
18. d. M. und die Außerung des Vertreters des magiſtratiſchen 
Departements XIV werden behufs Beantwortung der anliegenden 
Interpellation dem wohllöblichen Gemeinderaths-Präſidium mit 
dem Beifügen vorgelegt, daſs dem ergebenſt Gefertigten bisher 
über einen Verkauf von auf Wiener Territorium gelegenen Objecten 
ſeitens der Gemeinde Inzersdorf nichts bekannt geworden iſt. 

Das Departement des Magiſtratsrathes Becziczka wurde 
gleichfalls einvernommen und bemerkt Folgendes (liest): 

Die nach Artikel VI L.-G. vom 19. December 1890, Nr. 45, 
zwiſchen den Gemeinden Wien und Inzersdorf am Wienerberge, 
von welch letzterer Gemeinde ein Theil mit Wien vereinigt wurde, 
über das bezüglich der Activen und Paſſiven zu ſchließende billige 
Übereinkommen im Vorjahre gepflogenen Verhandlungen waren 
reſultatlos; ebenſo bezüglich der Gemeinden Oberlaa und Kledering. 

Über Gemeinderaths-Beſchluſs vom 16. März 1892, Z. 2452, 
wurden die Acten dem n.-5. Landesausſchuſſe behufs Austragung 
dieſer Angelegenheit im Geſetzgebungswege vorgelegt und ſeitdem 
deren Erledigung wiederholt vom Magiſtrate betrieben. 

Sollte die Gemeinde Inzersdorf am Wienerberge mittlerweile 
eine Veräußerung ihres im Wiener Gemeindegebiete liegenden 
Eigenthums beabſichtigen, jo bedarf ein diesfälliger Beſchluſs des 
Gemeindeausſchuſſes nach SS 85 und 91 G.-O. vom 31. März 1864, 
Nr. 5 L.⸗G., der Genehmigung des Landesausſchuſſes̃ und wird 
letzterer keinesfalls ſeine Zuſtimmung ertheilen, wenn die Ver— 
äußerung ein im Wiener Gemeindegebiete X. Bezirk gelegenes, zum 
öffentlichen Grunde gehöriges Areale betreffen ſollte.“ 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. Ich bitte um die 
Mittheilung des Einlaufes. 

Schriftführer Gem. ⸗RNath Dehm (liest): | 

4. Interpellation des Gem.-Rathes Pr. Klotzberg: 

In der Kundmachung des löblichen Magiftrates (M.⸗Z. 163084 ex 1893) 
wurden zugleich an Inhaber von Gewerben und an Arzte in Handhabung der 
Geſundheits⸗ und Lebensmittelpolizei beſtimmte Verordnungen erlaſſen. Vis 
jetzt gelangten ſämmtliche Mittheilungen des löblichen Magiſtrates im über⸗ 
tragenen Wirkungskreiſe ſchriftlich und in einer, das Anſehen und die Würde 
des ärztlichen Standes berückſichtigenden Form an die Arzte; jetzt wurde aber 
den Arzten im eigenen Wirkungskreiſe des löblichen Magiſtrates eine in An- 
ſchlagzettelform gedruckte Kundmachung eingeſchickt, in welcher den Arzten hohe 
Geldſtrafen und Arreſt angedroht werden, falls dieſelben die Anzeige über. 
„Hautausſchläge, anſteckende oder,“ ſoll heißen und „ekelerregende äußere Krank— 
heiten, welche bei dem gewerblichen Hilfsperſonale der Inhaber von jenen Ge— 
werben vorkommen, die Erzeugung, Verabreichung, Verarbeitung, Verkauf; 
von Nahrungs- und Genufsmitteln zum Gegenſtande haben.“ 

Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich nach dieſer Kundmachung nur auf das 
Hilfsperſonale, nicht aber auf die Inhaber ſolcher Gewerbe, folglich auch nicht 
auf Canditen- und Zuckerlverkäufer, Kaſtanienbrater ꝛc. ꝛe. Bei dieſen fängt 
das Berufsgeheimnis au, und der § 498 des öſterreichiſchen Strafgeſetzes findet 
auf die Arzte feine Anwendung. Gegen dieſe Verordnung des löblichen Magi- 
ſtrates im eigenen Wirkungskreiſe haben ſchon viele ärztliche Vereine Wiens 
Stellung genommen, und auch der ärztliche Verein des IX. Bezirkes hat in 
ſeiner Sitzung vom 18. Jänner d. J. gegen die Form und den Inhalt dieſer 
Kundmachung Proteſt erhoben und ſich vollinhaltlich der Reſolution an die hohe 
k. k. Statthalterei des ärztlichen Vereines des II. Bezirkes angeſchloſſen. 

Der ergebenſt Gefertigte erlaubt ſich, an den hochgeehrten Herrn Bürger⸗ 
meiſter nachfolgende Anfragen zu ſtellen: 


J. Iſt dem Herrn Bürgermeiſter dieſe in Anſchlagzettelform 
gedruckte Kundmachung (M.⸗Z. 163084) bekannt? 


vun 


2. Iſt der § 498 des öſterreichiſchen Strafgeſetzes nicht mehr | 


giltig und find. Verordnungen, welche die Verletzung des 8 498 
des öſterreichiſchen Strafgeſetzes allgemein einführen, mit den im 
Geſetze genannten Anfragen der Behörden identiſch? 

3. Kann der Arzt verpflichtet werden, außer auf Befragen 
des Gerichtes und einer Behörde im übertragenen Wirkungskreiſe 
den Schleier des Berufsgeheimniſſes zu lüften? 

4. Iſt der hoch verehrte Herr Bürgermeiſter überhaupt geneigt 
zu veranlaſſen, dafs dieſe den ärztlichen Stand tiefverletzende Kund— 
machung zurückgenommen, eventuell bekanntzugeben, wie es die 
Arzte anſtellen ſollen, um mit dem § 498 des öſterreichiſchen Straf— 
geſetzes nicht in Colliſion zu gerathen? 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Ich werde die Ehre haben, 
dieſe Interpellation in der nächſten Sitzung zu beantworten. 


Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 
5. Antrag des Gem.-Nathes Steiner: 


In Erwägung, daj3 überall, wo die Gemeinden das Beleuchtungsweſen 
in die eigene Verwaltung genommen haben, die Bevölkerung billigeres und beſſeres 
Gas erhält, während die Gemeinden ſelbſt bedeutenden Reingewinn erzielen, 
fo dafs beifpielsweiſe die Gemeinde Berlin, trotz der dortigen Concurrenz der 
engliſchen Gasgeſellſchaft und des efeftrif schen Lichtes vom April 1890 bis 1891, 
ſomit in einem Verwaltungsjahre, einen Reingewinn von 9,577.049 Mark erzielte; 

in Erwägung, daßs es unverantwortlich wäre, den aus dem Beleuch⸗ 
tungsweſen in Wien erzielten Reingewinn von jährlich vielen Millionen noch 
nach England wandern zu laſſen, während die größe Maſſe der Bevölkerung 
hier infolge der herrſchenden Noth darben mufs; 

in Erwägung, dajs die Errichtung ſtädtiſcher Gaswerke ſich ſowohl im 
Intereſſe des conſumierenden Theiles der Bevblterung, als auch im Intereſſe 
der ſtädtiſchen Finanzen, ſowie 15 geſammten Bevölkerung dringend geboten 
iſt, und die Inangriffnahme und Durchführung der erforderlichen Arbeiten mit 
aller Energie gefördert werden müſſen; 

in Erwägung, dafs die bisherigen diesbezüglichen Vorarbeiten und Maß— 
nahmen in der Bevölkerung ganz den Eindruck der Verſchleppung dieſer ſo hoch⸗ 
wichtigen Angelegenheit machen und in der That die Gefahr vorliegt, dafs die 
Gemeinde Wien im Jahre 1899 anläſslich des Ablaufes ihres mit der eng- 
liſchen Gasgeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages in gleicher Weiſe, wie 5 Zeit 
des Ablaufes der früheren Verträge durch das verhängnisvolle „Zu ſpät“ 
abermals in eine Zwangslage gegenüber der engliſchen Gasgeſellſchaft gebracht 
werden könnte, ſtellen die Gefertigten folgende Anträge: 


1. Es ſei mit Rückſicht auf die Überbürdung des Stadtrathes 
mit anderweitigen Geſchäften eine aus zwölf Mitgliedern des Ge— 
meinderathes beſtehende Commiſſion zu wählen, welche die Berichte 
zu prüfen und dem Gemeinderathe die geeigneten Vorſchläge, be— 
treffend die Erbauung ſtädtiſcher Gaswerke zu erſtatten hat. 

2. Die zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 15. September 
1893 jeweilig zu erſtattenden Berichte ſeien in Druck zu legen, 
und jedem Mitglied des Gemeinderathes zu übermittelu. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Wird der geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Behandlung zugewieſen. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 

6. Dringlichkeits-Antrag des Gem. ⸗Nathes Tang 
und Genoſſen: 


Die andauernde Arbeitsloſigkeit trifft die Armſten unter den Armen um 

o härter, als ſie bei der gegenwärtigen ſtrengen Kälte ganz außer Stande 

a fi) vor den Unbilden der Jahreszeit zu ſchützen. Da kommen ihnen die 

Wärmeſtuben zu Hilfe, in denen ſie nicht nur ihre erſtarrten Glieder erwärmen 

können, ſondern auch eine ſchmackhafte Suppe, ein Stück nahrhaftes Brot un⸗ 
entgelllich erhalten. 

Der Andrang zu den Wärmeſtuben iſt im heurigen Jahre ein beſonders 
ſtarker, nicht weniger als täglich 7000 Perſonen ſuchen jetzt dieſe ſegensreiche 
Inſtitution auf, der es auch zu danken iſt, dafs viele Unzufriedene nicht ganz 
verzweifeln. 

Die Unterzeichneten halten es für eine Ehrenpflicht der Stadt Wien, 
dieſem Vereine, der heuer 15 ſchwierigen Verhältniſſen ganz Erſprießliches 
leiftet, eine reichere Unterſtützung als die bisher bewilligten 1000 fl. zukommen 
zu laſſen, und beantragen: 


dem Wiener Wärmeſtuben⸗ und Wohlthätigkeitsverein aus⸗ 
nahmsweiſe für das heurige Jahr noch eine Unterſtützung von 
weiteren 2000 fl. zu votieren. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest): 
7. Antrag des Gem.-Nathes Schuh und Genoſſen: 


Große öffentliche Vergnügungs⸗Etabliſſements find wichtige Factoren für 
die Belebung einer Stadt. So bildeten ſeinerzeit in Wien das leider ent- 
ſchwundene Paradiesgärtchen auf der ehem. Mölkerbaſtei, ſowie das Etabliſſement 
Weghubers, jenes Mannes, der es verſtan den hat, aus einer Wüſte einen 
Garten hervorzuzaubern, beliebte Sammelpunkte der vornehmſten Kreiſe Wiens. 
Beide Objecte gehören leider der Vergangenheit an, heute beſitzt Wien nur 
noch zwei ſolche Etabliſſements, jenes im Stadtpark ſowie jenes im Volks⸗ 
garten, welch letzteres jedoch auch bald verſchwunden ſein wird. 

Ein a Park, wie man ſeinesgleichen nicht leicht in Mitte einer 
Stadt findet, unſer Rathhauspark, iſt trotz der prächtigen Paläſte, die ihn um— 
geben, und welche leider im Volksmunde ſchon das todte Viertel genannt 
werden, ziemlich verödet. 

Wie leicht wäre es nun, Leben in dieſen Stadttheil zu bringen, wenn 
dieſem herrlichen Parke, gleich dem Volksgarten, durch Errichtung eines großen 
Kaffee-Reſtaurants mit Muſikpavillon erhöhte Aged g gegeben würde. 

Nachdem nun die Stadt Wien Eigenthümerin dieſes Parkes iſt, und 

es auch die Pflicht derſelben iſt, zur Belebung der Stadt beizutragen, ſo 
glaube ich, daß es Sache der Stadtvertretung wäre, ſich mit der Frage der 
Errichtung eines ſolchen Kaffee-Reſtaurants mit einem Muſikpavillon im Rath: 
hausparke ernſtlich zu befaſſen. 

Ein ſolches Etabliſſement würde nicht uur von den Bewohnern des I., 
VII., VIII. und IX. Bezirkes mit Freuden begrüßt werden, ſondern es würde 
zugleich ein Mittel bilden, dem Stadtſäckel einen Gewinn zuzuführen, der 
noch dadurch vermehrt würde, daſs daun die im Sommer am Rathhausplatze 
ſtattfindenden Militärconcerte entfallen könnten. Der Park ſelbſt aber würde 
zu einem belebten Sammelpunkte der Bevölkerung Wiens werden, der Park 
ſelbſt würde hiedurch keine Einbuße erleiden, im Gegentheile noch dadurch eine 
Zierde mehr erhalten. Wien würde um ein Vergnügungs-Etabliſſement be- 
reichert, und der auf dem todten Viertel beſtehende Bann könnte auf dieſem 
Wege wirkſam gebrochen werden. 

In Erwägung dieſer Umſtände glaube ich beantragen zu ſollen: 

1. Es ſei im Rathhausparke an der Seite des Reichsraths— 
gebäudes ein Kaffee-Reſtaurant mit Muſikpavillon, ähnlich dem 
im Volksgarten, zu errichten; 

2. der Pächter iſt verpflichtet, wenigſtens viermal in der 
Woche Coneerte daſelbſt abhalten zu laſſen; 

3. es ſei ein Betrag von 1000 fl. zur Erlangung von ge— 
eigneten Plänen zu dieſem Zwecke zu beſtimmen. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Grübl: Wird geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig behandelt werden. 

Schriftführer Gem.-»RNath Dehm: 

S8. Eine Zuſchrift des Herrn Dr. Auſpitzer 
(liest): 


lautet 


„Wien, den 19. Jänner 1894. 
Euer Hochwohlgeboren! 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Im Anſchluſſe erlaube ich mir Euer Hochwohlgeboren eine Eingabe 
an den Wiener Gemeinderath zu unterbreiten, in welcher ich die in der letzten 
Sitzung des Gemeinderathes gegen die Muſik— und Theater- Ausſtellung erhobenen 
Vorwürfe widerlege. 

Ich ſtelle an Euer Hochwohlgeboren die ergebene Bitte, dieſe Eingabe 
in der heutigen Sitzung des Gemeinderathes zur Verleſung bringen zu laſſen 
und bringe ergebenſt zur Kenntnis, dafs ich eine Kopie der Eingabe heute 
abends per Poſt an ſämmtliche Mitglieder des Wiener Gemeinderathes ab- 
gehen laſſe. 

Genehmigen Euer Hochwohlgeboren den Ausdruck vorzüglicher Hoch⸗ 
achtung, womit ich zeichne 

Ener Hochwohlgeboren. 


ganz ergebenſt 
Dr. Auſpitzer.“ 
Die Eingabe lautet (liest): 
„Löblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien! 
In der Sitzung des löblichen Gemeinderathes vom 12. d. M. ſind von 
einigen Rednern über die Muſik- und Theater⸗Ausſtellung vom Jahre 1892 
Behauptungen vorgebracht worden, die der Wahrheit widerſprechen. Da ich die 
Ehre hatte, als General-Director dieſer Ausſtellung zu fungieren, 1 mir 
die Verpflichtung, das Unternehmen und die daran betheiligten Perſonen gegen 
ungerechtfertigte Anklagen und Angriffe zu vertheidigen. Ich hoffe von der 
Gerechtigkeitsliebe der Stadtvertretung, dass ſie den 1 Ausführungen 
geneigte Aufmerkſamkeit zuwenden wird, umſomehr, als ich mich jeder Polemik 
enthalten und mich darauf beſchränken wil, die erhobenen Anwürfe rein ſachlich 
Punkt für Punkt, zu widerlegen. 
Ich folge dabei dem ſtenographiſchen Protokolle, das im ſtädtiſchen Amts⸗ 
blatte vom 16. d. M. veröffentlicht wurde. 
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Herr Gem.⸗Rath Steiner behauptet, dass durch die Muſik⸗Ausſtellung 
niemand in Wien etwas verdient hat. Ich will abſehen von den allbekannten 


Vortheilen jeder Ausſtellung für die Stadt, in der ſie veranſtaltet wird; von f 


den Baulichkeiten und Inſtallationen, die durch Gewerbetreibende von Wien 
hergeſtellt wurden; von der Steigerung des Verkehres, der Vortheile für Hotels 
und öffentliche Fuhrwerke; von dem zweifellos geſteigerten Conſum. Aber in 
einer Richtung hat gerade die Muſik⸗Ausſtellung den Wiener Gewerbetreibenden 
mehr zu verdienen gegeben, als jede frühere Ausſtellung: durch den Corſo und 
die Feſte der Ausſtellung haben alle Gruppen der Wiener Confection Anregung 
und Verdienſt bekommen, und Kenner der bezüglichen Verhältniſſe werden nicht 
leugnen können, dafs die Feſtigung der bis dahin nur ſehr ſchüchtern auf⸗ 
tretenden Wiener Mode und ihre Einbürgerung bei ben beſten Wiener Geſell⸗ 
ſchaftskreiſen bleibende, große Vortheile für Wien im Gefolge hatte. 

Herr Gregorig macht aufmerksam auf „Schweinereien“, die in der 
Ausſtellung vorgekommen ſeien (Gelächter links), und ſpeeificiert fie in einer 
Weiſe, die widerzugeben mir widerſtreitet. Wenn Herr Gregorig ſolche 
Unzukömmlichkeiten geſehen hätte, wäre er, dafür bürgt ſein Temperament, 
ſofort eingeſchritten, oder er hätte mindeſtens ſofort die Anzeige erſtattet. Herr 
Gregorig hat dieſe „Schweinereien“ aber nicht geſehen und konnte fie nicht 
ſehen, weil ſie nicht vorgefallen ſind. (Gem.-Rath Hawranek: Wie kann 
man ſo etwas verleſen! — Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Das ſind ja 
Citate von hier gemachten Bemerkungen!) Und wenn Herr Gregorig heute 
nach einundeighalb Jahren fragt, wo denn damals die Polizei war, jo will 
ich es ihm ſagen: mitten im Publicum, und zwar immer in einem Umfange, 
der jedem Unfug hätte ſteuern können. Eine Unzukömmlichkeit war nur in der 
Richtung zu bemerken, dass die Coriandoli, mit denen die Wiener nicht jo 
vertraut waren wie die Italiener, im Gedränge aus allzu großer Nähe ge— 
worfen wurden. Das Feſt⸗Comité hat aber fofort nach dieſer Wahrnehmung 
das Coriandoli⸗Werfen eingeſtellt und lies bei den nächſten Feſten nur mehr 
das Papierſchnitzel⸗Werfen zu, das die Beſucher der Ausſtellung in die heiterſte 
Stimmung verſetzte. | 

Herr Gregorig beflagt ſich darüber, dafs bei der Eröffnung der Aus— 
ſtellung das Comité Sr. Majeſtät „vorausgelaufen“ iſt. 

Das Comité der Ordner, dem die Aufgabe geſtellt iſt, den Weg für 
Se. Majeſtät freizuhalten und den programmgemäßen Rundgang zu ermög— 
lichen, mu 3 eben vorangehen. Der gleiche Vorgang wird bei allen in- und 
ausländiſchen Ausſtellungen eingehalten und kann zum Tadel keinen Anlass 
bieten, und die Behauptung „etwas Ahnliches war noch nicht da“ iſt — un— 
gerechtfertigt. 

N Herr Gregorig beklagt ſich, daſs Sachen ausgeſtellt waren, die „mit 
dem Theater nichts zu thun haben“. (Gem.-Rath Hawranek: Der Herr 
Silberer hat's ja beſtätigt!) Es wäre doch am Platze geweſen, dieſe Be— 
hauptung im einzelnen zu begründen. Aber ſelbſt wenn ſie berechtigt wäre, 
müfste ein Gewerbetreibender und Wiener Gemeinderath dem Comite, das die 
gewerbliche Special-Ausſtellung leitete, nur dankbar dafür fein, dajs den Ge— 
werbetreibenden durch vielleicht zu liberale Auslegung des Programmes Ge⸗ 
legenheit gegeben wurde, ihre Erzeugniſſe einem internationalen Publicum 
vorzuführen. Daſs Herr Gregorig die Ausſtellung einen Tandelmarkt 
nennt, lässt mich kalt. Für mich find über die Muſik- und Theater⸗Ausſtellung 
andere Urtheile maßgebend, als das des Herrn Gregorig. 

5 Herr Silberer — ich will auch ſeinen Ausführungen gegenüber, 
obwohl es mir ſehr ſchwer wird, ruhig und fachlich. bleiben — hat allgemeine 
und ſpecielle Anklagen vorgebracht, auf die ich im einzelnen eingehen mufs. 

. Wenn Herr Silberer erklärt, die Ausſtellung ſei nun und nimmer 
ſeriös geweſen, fo muſs es mir freiſtehen zu erklären, dafs ich nun und 
nimmer eine Ausſtellung fo organiſieren würde, daſs Herr Silberer fie 
als ſeribs anſieht. Darüber will ich nicht weiter rechten. 

Wenn Herr Silberer erklärt, die Ausſtellung ſei in moraliſcher Be— 


ziehung ein Scandal geweſen, fo kann ich nur auf das tiefſte beklagen, dafs 


eine ſcandalöſe Behauptung nicht auf der Stelle jene Zurechtweiſung erfahren 
hat, die ihr gebürt hätte. (Rufe links: Iſt das ein Jud? — Natürlich!) Iſt es 


wirklich fo weit gekommen, dafs im Wiener Gemeinderathe Perſönlichkeiten, die 


ſich ſelbſtlos einem gemeinnützigen Unternehmen widmen, ſtraflos ſo unerhört 
beſchimpft werden dürfen? 

Herr Silberer erklärt insbeſondere den Corſo der Ausſtellung für 
einen Scandal un) beſchimpft ihn nachträglich durch unpaſſende Vergleiche. 
Begreiflicherweiſe kann ich auf den Gegenſtand nur mit großer Reſerve ein- 
gehen; wohl aber verſichere ich, dass ſelbſt der rigoroſe Herr Polizeirath 
Kupferſchmidt nie einen Anlaßs zum Einſchreiten fand. Übrigens konnte 
die Direction von den Ausſtellungsbeſuchern kein Sittenzeugnis verlangen und 
hat es ja auch von Herrn Silberer nicht verlangt. 

Herr Silberer behauptet, dass in der Ausſtellung „eine ganze Anzahl 
von Leuten, die zu ſolchen Dingen gar nicht berufen find, die Rolle von Theater⸗ 
Mäcenen angemaßt und dann Protectionen geübt“ hat. Er nenne doch Namen, 
damit ſich erweiſe, ob er fähig iſt, darüber abzuurtheilen. Die Wirtſchaft beim 
Theater ſei wieder ein Scandal geweſen; folange Herr Silberer dieſe 
Behauptung nicht mit Thatſachen belegt, erkläre ich ſie für vollſtändig haltlos. 
Hier kann nicht ich beweiſen, die Beweispflicht obliegt dem Ankläger. Wohl aber 
darf ich darauf hinweiſen, dass das reizende Theater, das durch die Opfer⸗ 
willigkeit patriotiſch gefinnter Männer für fünf Monate erbaut wurde, innerhalb 
dieſer kurzen Periode den Wienern Bühnenleiſtungen vorgeführt hat, die ſonſt in 

Decennien hier nicht zu jehen find. Die Vorſtellungen des Deutſchen Theaters, 
der Comedie frangaife, der Tragödie des Menſchen, der tſchechiſchen und der 
polniſchen Oper, des ungariſchen National⸗Theaters, der glanzvollen italieniſchen 
Stagione; das waren geradezu kunſt⸗ und culturhiſtoriſche Ereig niſſe, auf die 
Wien ſtolz ſein darf. f ö 
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Herr Silberer beklagt ſich, dafs er im Ausſtellungs-Theater keinen 
Sitz in einer der beiden erſten Reihen bekommen konnte, und knüpft daran eine 
Reihe von Bemerkungen, die ſich durch den von ihm gewählten Ausdruck 
„Schweinewirtſchaft“ von ſelbſt brandmarken und richten. 


Der Sachverhalt war einfach folgender: 

Die Sitzreihen im Theater hatten 22 Sitze. In der zweiten Reihe waren 
alle 22 Sitze, wie dies actenmäßig erhärtet und notariell beglaubigt werden 
kann, gegen die ziemlich hohe Vormerkgebür als Stammſitze vergeben. In der 
erſten Reihe waren auf gleiche Weiſe fünf Sitze vergeben; die reſtlichen 
17 Sitze in der erflen Reihe waren aus Courtoiſie im brieflichen Wege den 
Geſandten und einer Reihe von hervorragenden Perſönlichkeiten als Stammſitze 
reſerviert und konnten erſt dann vergeben werden, wenn das Bezugsrecht des 
Stammſitzinhabers nicht ausgeübt wurde. 


Herr Silberer hatte noch eines auf dem Herzen: Angeſtellte der 
Ausſtellung haben ihm erzählt und er mußs es weiter erzählen, daſs einer der 
Ausſtellungsdireetoren (den er nicht nennen will) bis in die Nacht mit den 
Damen vom Theater im Bureau der Ausſtellung gezecht und champagniſiert 
hat und Herr Silberer findet es unpaſſend, dafs zu dieſem ſonſt nach 
ſeiner Anſicht nicht ſträflichen Zwecke nicht ein „Separs“ beim Sacher oder 
Riedhof gewählt wurde. Dieſen Ausſtellungsdirector will ich nennen, damit 
mein College in der Direction, Herr Commercialrath Hoefft, nicht un⸗ 
gerechtfertigt unter einem ſo fürchterlichen Verdachte leide; ich war dieſer Aus⸗ 
ſtellungsdirector und bitte nun für wenige Augenblicke um die gütige Auf⸗ 
merkſamkeit für dieſe höchſt perſönliche Angelegenheit, die vor das Forum des 
löblichen Gemeinderathes geſchleppt wurde. 

Ich habe von der Ausſtellung, der ich zwei Jahre meines Lebens widmete, 
abgeſehen von dem Dienſtwagen der Ausſtellung (Rufe links: Müſſen wir das 
alles auhören? — Rufe rechts: Nur weiterfahren! — Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Grübl: Ich bitte, fortzufahren!), weder einen Kreuzer an Gehalt, noch 
irgendwelchen Repräſentationsbeitrag angenommen, vielmehr große materielle 
Opfer für ſie gebracht. Ich könnte alſo dieſen Vorwurf ſehr wohl mit den 
Worten abthun, dass mein „Zechen“, das nicht von der Ausſtellung, ſondern 
von meinen Freunden und mir gezahlt wurde, keinen Menſchen was angieng, 
auch Herrn Silberer nicht. Ich will jedoch auf den Gegenſtand näher ein⸗ 
gehen, weil die Darſtellung des Herrn Silberer darauf berechnet oder 
wenigſtens geeignet war, mich in der Meinung derjenigen herabzuſetzen, die 
mich nicht näher kennen. 

Die ganze Geſchichte hat folgenden Hintergrund. In der Fach⸗Abtheilung 
der Ausſtellung waren 23.000 Objecte untergebracht, die in ihrer übergroßen 
Mehrzahl unſchätzbaren Wert beſaßen. Die Verantwortung für die Sicherung 
dieſer Objecte ruhte auf meinen Schultern; dieſe Sicherung beſteht nicht nur 
in dem Schutze gegen Eutwendung bei Gedränge, auch in den Vorkehrungen 
gegen Elementarſchäden, und jetzt werde ich dem Herrn Silberer mit der 
Geſchichte meiner nächtlichen Thätigkeit in der Ausſtellung antworten, einer 
Geſchichte, die ebenſo die „angeſtellten“ Gewährsmänner des Herrn Si lberer 
wie die Organe der Sicherheitswache werden beſtätigen müſſen. 

Bei der ungeheuren Verautwortung gerade für dieſe Ausſtellung gieng 
ich mit Ausnahme von zwei Abenden in der Woche, die ich meiner Familie 
widmete, vor Ende Juli nie vor Sonnenaufgang ſchlafen, um ſtets am Platze 
zu ſein, wenn Gefahr eintrat und um den Sicherheitsdienſt in der Rotunde 
(wie auch in dem überaus feuergefährlichen Theater und in Alt⸗Wien) per⸗ 
ſönlich zu den verſchiedenſten Stunden der Nacht zu controlieren. Ich will 
die Details dieſes aufreibenden Controldienſtes hier nicht ſchildern; Herr 
Silberer kann ſie von den „Angeſtellten“ erfahren; von ihnen wird er 
aber auch hören, daſs ich bei den zahlloſen nächtlichen Regengüſſen, mit denen 
uns das Jahr 1892 bedacht hatte, immer ſelbſt in der Rotunde viſitierte, ob 
die Dächer Stand hielten, und er wird hören, wie oft ich in ſpäter Nacht⸗ 
ſtunde und in früher Morgenſtunde gefährdete Objecte transferieren oder 


ſchützen ließ. 


Meine Freunde wuſsten, dafs ich der ausdauerndſte Wächter der Aus⸗ 
ftellung war und ich werde es ihnen immer Dank wiſſen, dafs ſie oft bei 
Geſang und Wein, mit Scherz und Spiel mir Geſellſchaft leiſteten. Aber auch 
von ihnen kann Herr Silberer erfahren, wie oft ich, während ſie auf 
mein Wohl die Becher leerten, in der kalten Rotunde oder im überſchwemmten 
Park Patrouillendienſte that. Das iſt die Geſchichte der berüchtigten „Gelage“, 
die nicht, wie Herr Silberer von den „Angeſtellten“ hörte, bis in die 
ſpäte Nacht dauerten, ſondern erſt in ſpäter Nacht begannen. Zum Sacher oder 
zum Riedhof, wie Herr Silberer empfiehlt, konnte ich eben nicht gehen, 
weil mich die Pflicht an die Rotunde feſſelte, und andere Räume als jenes 
Zimmer, das mir zum Empfange von Parteien zugewieſen war, ſtanden mir 
nicht zur Verfügung. Zur Ehrenrettung der Damen aber, die an dieſen 
Abenden theilnahmen (es waren, o ſchrecklich, wirklich auch Damen vom 
Theater, aber ebenſo die Frauen meiner Freunde in der Geſellſchaft anweſend), 
ſei noch ſpeciell betont, dass wir die öffentliche Controle, die bei Sacher und 


Riedhof ausgeſchloſſen ift, nicht ſcheuten, ſondern fie der vor unſeren Fenſtern 


patrouillierenden und Thüre an Thüre mit uns amtierenden Sicherheitswache 
willig einräumten. 

Und nun ſei mir noch ein letztes Wort geſtattet. Ich widmete der Aus⸗ 
ſtellung meine Dienſte ohne jegliches Entgelt; vor der Eröffnung erſuchte ich 
den damaligen Herrn Handelsminiſter, mich aus Anlaßs der Ausſtellung unter 
keinen Umſtänden für eine Allerhöchſte Auszeichnung vorzuſchlagen, um auch 
den leiſeſten Anſchein zu vermeiden, als leitete mich eine andere als die felbit- 
loſeſte gemeinnützige Abſicht. Ich fühle in mir das ſtolze Bewuſstſein, dass 
mein College und ich uns um die Stadt Wien verdient gemacht haben, ebenſo 
wie die Perſönlichkeiten, die als Mitglieder des Präſidiums, des Executiv⸗ 
Comités und der Ausſtellungs-Commiſſion ſelbſtlos und opferwillig dem großen 
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und — trotz allem — ſchönen und gelungenen Unternehmen ihre Dienſte 
gewidmet haben. ö 

Ich ſpreche in ihrer aller Namen, wenn ich ſage, dass wir nach treuer 
und opferwilliger Erfüllung unſerer Bürgerpflicht einen anderen Dank von der 
Stadt Wien erwartet hätten, als jenen, der uns in der letzten Sitzung des 
Gemeinderathes zutheil wurde. 

In vorzüglicher Hochachtung 

(Ironiſcher Beifall links.) 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Ich hoffe, 
der geehrte Herr Vice-Bürgermeiſter wird auch mir geſtatten, 
etwas ausführlicher zu ſprechen, nachdem er einem ganz Fremden, 
dem Gemeinderathe nicht Angehörigen, auch das Wort hier 
ertheilt hat. 

Meine Herren! Mir wirft man von der liberalen Partei und 
der Judenpreſſe immer vor, dass ich Scandal mache. 

Nun, wie entſteht dieſer ſogenannte Scandal? Ich greife 
auf irgendeine Wunde und eine Maſſe Leute rufen dann auf 
einmal: „Auweh!“ (Heiterkeit links.) Ich habe da nicht Scandal 
gemacht. Sehen Sie, da ſchreit auch einer „Auweh“. Was habe 
ich denn gethan? Ich habe geſchildert, wie die Nachtfeſte, die 
Nachtcorſos in der Ausſtellung ausgeſehen haben, und da jagt 
man, meine Behauptungen ſind unwahr. Ich habe mich geſchämt, 


Dr. Emil Auſpitzer. 


hier die Sceuen zu ſchildern, wie fie thatſächlich ſtattgefunden 


haben. Ich habe es ganz genau erklärt, wie das geſchehen und 
was geſchehen iſt. Warum widerſpricht denn der Herr nicht? Er 
ſagt, es ſind Coriandoli oder wie dieſe Schmarren heißen, geworfen 
worden. Er ſoll ein deutſches Wort dafür gebrauchen. 
es das allein geweſen wäre, wäre es recht. Aber die Buben ſind 
auf der Erde herumgerutſcht, haben den Staub von dieſen Bonbons 
aufgehoben und da find die jüdischen Inſectenknaben gekommen .. 
(Lebhafter Widerſpruch und Unruhe rechts. — Ruf rechts: Das 
find Bübereien! — Gem.⸗Rath Stiaßny: Ein miſerabler, frecher 
Bube! — Lebhafte Unruhe links und Rufe: Wer ruft das? — 
Gem.⸗Rath Hawranek: Ein Jude über Chriſten, das iſt ein 
Scandal! — Gem.⸗Rath Weitmann: Ein Jude will uns 
Buben nennen!) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl (gibt das Glockenzeichen): 
Ich bitte um Ruhe. (Gem.-Rath Strobach: Rufen Sie ihn 
früher zur Ordnung!) Herr Gem.-Rath Gregorig, ich rufe 
Sie zur Ordnung wegen des Ausdruckes, den Sie gebraucht 
haben. Es iſt in der letzten Sitzung allſeitig betont worden, wie 
nothwendig es iſt, die Verhandlung hier mit Würde und Ernſt 
zu führen und Provocationen beiſeite zu laſſen. Ich richte dieſes 
Erſuchen jetzt neuerlich an Sie und warne Sie, ähnliche Ausdrücke 
noch einmal zu gebrauchen. Herr Gem.-Rath Stiaß ny, ich rufe 
Sie zur Ordnung. (Rufe links: Oho! — Gem.-Rath Hawranek: 
Das iſt nicht genügend, er ſoll ausgeſchloſſen werden, er darf 
niemand beſchimpfen. Das hat ſich noch niemand erlaubt. — 
Rufe links: Er ſoll ausgeſchloſſen werden. — Gem.-Rath Weit— 
mann: Wir dulden den Ausdruck nicht, wir find gewiſs fo 
ehrenhafte Männer, wie die drüben!) 

Ich habe jetzt beide Herren zur Ordnung gerufen (Lebhafte 
Unruhe links) und hoffe, dafs der Ton ein beſſerer wird, als er 
bis jetzt war. (Rufe links: Haben die Juden hier das Wort?) 
Ich bitte, Herr Gemeinderath, halten Sie ſich an die Sache. Sie 
ſind nur in der Lage, Berichtigungen vorzubringen, und ich glaube, 
es iſt jetzt genug. (Anhaltende Unruhe. — Gem.-Rath Purſcht: 
Wir werden uns nicht von den Juden alles gefallen laſſen!) Ich 
möchte Sie bitten, Herr Gem.-Rath Purſcht, jetzt dieſe Be— 
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merkungen zu unterlaſſen. (Lebhafte Unruhe links und Rufe: 
Machen Sie zuerſt Ordnung!) Entweder, Herr Gem.-Rath Gre— 
gorig, wollen Sie ſprechen, oder wollen Sie auf das Wort 
verzichten? 

Gem.-Nath Gregorig: Ich werde dann ſprechen, wenn hier 
Ruhe iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Jetzt: entweder — oder. 
Wollen Sie das Wort ergreifen, dann bitte ich, es zu thun. 

Gem.-Rath Gregorig: Ich habe ja das Wort und laſſe 
es mir nicht entziehen. Sie haben mich unterbrochen; unter— 
brechen Sie mich nicht. Ich ſcheue mich nicht, noch einmal das 
Wort auszuſprechen, das ich ausgeſprochen habe. Wie ſich dieſe 
Burſche unten benommen haben — das waren 17 bis 20jährige 
Buben, einen anderen Ausdruck gibt es nicht dafür, und wenn es 
auch ältere Herren waren. Welcher Name gebürt einem Menſchen, 
der es wagt, einer Dame das Kleid vom Körper wegzureißen und 
ihr Bonbons oder Miſt hineinzuwerfen? Haben Sie einen anderen 
Namen dafür? Ich habe keinen. Mag fein, daſs die Herren von 
der anderen Seite es von einer leichteren Seite nehmen. Ich 
nehme es von dieſer Seite. Das iſt die Erwiderung auf die 
Außerung des geehrten Herrn Vice-Bürgermeiſters. Er hat mir 
aber gedroht, wenn ich noch einmal eine ſolche Scandalſcene her— 
beiziehe, wie ich ſie erlebt habe, wie ſie in ſämmtlichen Blättern 
geſchildert war, wenn ich noch einmal eine ſolche Bezeichnung, 
wie ſie eigentlich ganz richtig iſt, anführe, dann wird er mit 
ſchärferen Mitteln gegen mich vorgehen. Es liegt in ſeiner Macht. 
§ 60 erlaubt ihm das, gegen jeden einzelnen vorzugehen, wie er 
will. Wir haben es ja geſehen. Dieſe Befugnis wird in einer 
Weiſe ausgeübt, die unerhört iſt. 

Jetzt hat aber auch ein Herr von der anderen Seite ſich er— 
laubt, mich einen frechen, miſerablen Buben zu nennen. Dieſe, 
im Gemeinderathe unerhörte Beſchimpfung hat der geehrte Herr 
Vice-Bürgermeiſter mit einem Ordnungsrufe gerügt. (Gem. Rath 
Strobach ruft: Die gebildete Partei!) Ich will damit nur 
zeigen, wie in dieſem Saale Licht und Schatten gleichmäßig ver— 
theilt ſind. (Rufe links: Richtig!) Mit dem betreffenden geehrten 
Herrn von der anderen Seite werde ich ſchon weiter ſprechen. 
Aber ich komme zur Entgegnung auf die Einwürfe, die in dem 
gedruckten Stücke gegen mich vorgebracht werden. Herr Gem.-Rath 
Dr. Lueger wird die formelle Seite dann ſchon beſprechen, das 
überlaſſe ich ihm. 

Nun, warum hat Herr Au ſpitzer nicht die einzelnen Fälle, 
auf die ich direct hingewieſen habe, widerlegt? Man hat damals 
nicht allein Zuckerln und Miſt den Damen hingeworfen, ſondern, 
wie man das nicht mehr gefunden hat, auch Rollgerſte und Reis, 
die man von den Dienſtmädchen im Gaſthauſe geholt hat. Geehrte 
Herren! Iſt das nicht eine Schweinerei erſten Ranges? Soll 
man ſolche Sachen nicht in der ärgſten Weiſe brandmarken? 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Erlauben 


Sie, ich muſs meinen Standpunkt in dieſer Sache kennzeichnen. 


In der zweitvorigen Sitzung ſind eine Reihe ſchwerer Angriffe 
gegen die Ausſtellungs-Commiſſion gerichtet worden. (Ruf links: 
Gerechte Angriffe!) Das habe ich nicht zu unterſuchen. Ich kann 
das nicht beurtheilen; aber es ſind ſchwere Vorwürfe geweſen. Es 
iſt begreiflich, daßs der Director dieſes Ausſtellungs-Comités ein 
Intereſſe und die Pflicht hat, dieſe Vorwürfe richtigzuſtellen und 
ſoweit es an ihm iſt, dieſelben zurückzuweiſen. Deshalb habe ich 
mich beſtimmt gefunden, im Sinne des S 50 der Gemeindeordnung 
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dieſe Eingabe zur Verleſung zu bringen. Meine Herren! Es geht 
nicht an, die ganze Debatte vom vorigenmale heute zu wiederholen. 
Ich bitte ſich auf Berichtigungen zu beſchränken und Ihren Stand- 
punkt, wie es Ihnen nothwendig erſcheint, zu markieren. Aber eine 
Wiederholung der letzten Debatte iſt ausgeſchloſſen, und ich möchte 
Sie bitten, davon abzuſehen. 

Gem.-Nath Gregorig (fortfahrend): Ich bitte ſehr, alles 
was ich behauptet habe, iſt als unwahr dargeſtellt worden und 
dem mußs ich entgegentreten. Herr Auſpitzer ſagt, ich, als Ge— 
werbetreibender habe Gewerbetreibende in ihrem Erwerbe gehindert. 
Iſt irgendein zugereister Jude, der gar keine Steuer in Wien 
zahlt, berechtigt, in der Ausſtellung Näharbeiten zu machen? Iſt 
das auch recht? Ich habe die Anzeige gemacht und nichts iſt 
geſchehen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Was find das für Ar- 
beiten? 

Gem.-Nath Gregorig: In die Sacktücher haben fie Namen 
hineingeſtickt! Gehört das zu einer Muſik-Ausſtellung? (Wider: 
ſpruch rechts. Rufe links: Ruhig! Ruhig!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich möchte bitten, ſich 
zu mäßigen. (Unruhe links.) Herr Gem.-Rath Gregorig, ich 
bitte Sie jetzt neuerlich, beſchränken Sie ſich auf Berichtigungen 
und beendigen Sie die Debatte über dieſen Gegenſtand. 

Gem.-Nath Gregorig (fortfahrend): Ich glaube ſchon, dafs 
die Sache dem Herrn Vice-Bürgermeiſter unangenehm iſt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Nein, das iſt nicht der 
Fall, das iſt mir ganz gleichgiltig. 

Gem.-Nath Gregorig (fortfahrend): Nachdem ich fort— 
während unterbrochen werde, mufs ich zu dieſer Annahme kommen; 
denn ich berichtige wirklich und, wie ich glaube, thatſächlich, und 
wie ich mit einer thatſächlichen Berichtigung komme, ſagt der Herr 
Vice⸗Bürgermeiſter: nein, das war jetzt keine Berichtigung! 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Das war keine Berichti— 
gung! 

Gem.-Nath Gregorig: Weil ich beweiſe, dafs das kein 
Gegenſtand iſt, der in die Muſik-Ausſtellung gehört und nichts 
mit dem Gewerbe zu thun hat. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt keine ähnliche Be: 
hauptung aufgeſtellt worden, und das iſt keine Berichtigung. 

Gem.⸗Nath Gregorig (fortfahrend): Ebenſo ſteht es mit 
dem Comité, das vorausgelaufen iſt. Das waren nicht Ordner, 
ſondern die einzelnen Comité-Mitglieder, und wenn es nicht wahr 
geweſen wäre, was ich geſagt habe, würden mich die Herren ſchon 
geklagt haben. Es iſt wahr und ich war Zeuge. Eine Entrüſtung 
iſt durch Wien gegangen über die Zuſtände in der Muſik- und 
Theater⸗Ausſtellung, und das mufs hier im Gemeinderathe aus— 
getragen werden, hier mufs die Entrüſtung darüber ausgeſprochen 
werden, wie Eingewanderte mit uns verfahren. (Bravo! links.) 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Ich werde die Sache ſehr ruhig 
machen. Ich werde mich auf das Meritoriſche des ſoeben zur Ver— 
leſung gebrachten Schreibens nicht einlaſſen. Ich conſtatiere nur 
das eine: Das Schreiben, welches hier zur Verleſung gebracht 
wurde, iſt bereits gedruckt, und aus dieſem Umſtande allein hätte 
der Herr Vorſitzende erkennen können, zu welchem Zwecke das 
Schreiben dienen ſollte. Das Schreiben dient nur zu Reclame— 
zwecken des Herrn Dr. Auſpitzer und zu keinem anderen Zwecke. 
(Zuſtimmung links.) 
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Der Gemeinderath iſt nicht zu dem Zwecke da, um ſolche 
Reclameartikel des Dr. Auſpitzer — ich glaube, ſo heißt er — 
hier entgegenzunehmen. (Beifall links.) 

Meine Herren! Sie von der Majorität werden mir recht— 
geben, wenn ich ſage, es mufs jedem von draußen geſtattet werden, 
Thatſachen und Behauptungen, welche hier vorgebracht wurden, zu 
berichtigen, aber eben nur dies, nicht aber zu polemiſieren. Das 
iſt niemandem außerhalb dieſes Saales geſtattet, das ſoll er in 
ſeiner Zeitung thun, der Herr Dr. Auſpitzer, er hat doch, 
glaube ich, die „Deutſche Zeitung“ zur Verfügung. Dort ſoll er 
polemiſieren, aber hier darf er nicht polemiſieren. 

Es war ein Fehler des Vorſitzenden, das dieſes Schriftſtück 
hier zur Verleſung gebracht wurde. Er hätte von vornherein den 
Dr. Auſpitzer mit dieſem Anſinnen zurückweiſen ſollen. 

Aber das iſt nicht das wichtigſte. Intereſſant iſt, dass hier 
ein Wort gefallen iſt gegenüber einem Mitgliede des Gemeinde— 
rathes, ohne daſss der Betreffende dasſelbe zurückgenommen hätte. 
Es hat Herr Gem.-Rath Stiaßny dem Herrn Gem. -Rathe 
Gregorig das Wort zugerufen: „Miſerabler, frecher Bube!“ 
Er hat hiefür nur einen Ordnungsruf erhalten. Meine Herren! 
Man hat mich einmal aus drei Sitzungen ausgeſchloſſen, und es 
war keine ſolche Beleidigung in meinen Worten (Zuſtimmung 
links); man hat unlängſt Gem.-Rath Jedliöka auf zwei 
Sitzungen ausgeſchloſſen (Lebhafte Rufe links: Hört! Hört!), 
obwohl keine Veranlaſſung dazu war, und er eigentlich gar nichts 
gethan hat. (Lebhafter Beifall links.) Aber gegen den Gem.-Rath 
Stiaßny wagt man es nicht, mit dem Ausſchluss vorzugehen. 
Es gibt dafür keinen anderen Erklärungsgrund — ich ſage es 
ungern, weil ich glaube, dafs ſolche perſönliche Reibereien ver— 
mieden werden ſollen — aber es iſt wirklich auffallend, in welcher 
Weiſe hier Chriſten behandelt werden und in welcher Weiſe Juden. 
(Stürmiſcher Beifall links.) Wenn der Herr Vorſitzende gegenüber 
dem Gem.⸗Rathe Stiaß ny jenes ihm zuſtehende Diſciplinarrecht 
in ähnlicher Weiſe gehandhabt hätte, wie uns gegenüber, ſo würde 
ich von dieſem Unterſchiede nichts erwähnt haben, aber ſo klar 
und in die Augen ſpringend iſt noch nicht vorgegangen worden. 
Es iſt förmlich ein Beweis dafür, daßs wir hier auf dieſer Seite 
rechtlos find (Rufe links: So tft es!) und dafs den Herren drüben 
uns gegenüber alles geſtattet iſt. (Lebhafter Beifall links.) 

Ich war, Gott ſei Dank, nicht in der Muſik- und Theater: 
Ausſtellung, und ich muss ſagen, ich freue mich förmlich darüber, 
dafs ich nicht unter dieſe Leute gegangen bin. Ich ſage es offen, 
ich freue mich darüber. Aber auch mir ſind Scenen erzählt worden, 
welche geradezu unerhört ſind, und ich erkläre, daſs Scenen vor— 
gekommen find, welche geradezu ein Schandfleck des 19. Jahr⸗ 
hunderts ſind. 

Das bitte ich Sie zur Kenntnis zu nehmen, und wenn Sie 
dazu Beifall jauchzen, dann ſtellen Sie ſich eben auf den ſittlichen 
Standpunkt jener Leute, welche die Muſik- und Theater-⸗Ausſtellung 
geleitet haben. (Lebhafter Beifall links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübk: Ich mußs gegenüber dem 
Herrn Vorredner bemerken, dass ich von jeher, von dem Augen: 
blicke an, wo mich der Gemeinderath in das Präſidium gewählt 
hat, es mir zur Aufgabe gemacht habe — und dieſe Aufgabe habe 
ich beſchworen — ganz gleich vorzugehen (Widerſpruch und Ge— 
lächter links), rechts und links — gegen jedermann. Ich wäre 
gegen den Herrn Gem.⸗Rath Stiaßny viel ſtrenger vorgegangen, 
und zwar mit der äußerſten Strenge, wenn er nicht provociert 
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worden wäre. (Widerſpruch links.) Herr Gem.-Rath Gregorig 
hatte heute, als der erſte bei Worte, gar keine Veranlaſſung, gegen 
eine Confeſſion mit einem beleidigenden Ausdrucke vorzugehen. 
(Rufe links: Das hat er nicht gethan!) Ich mußs ſagen, ich be— 
greife es, dafs, wenn nach der Abwehr, welche in der letzten Sitzung 
vorgebracht worden ift, ohne Anlass wieder mit ſolchen Angriffen 
vorgegangen wird, die Anhänger der betreffenden Confeſſion ſich 
für verletzt erachten. Wäre dieſe Provocation nicht erfolgt, ſo wäre 
ich, wie ich ſchon geſagt habe, mit der äußerſten Strenge gegen 
Herrn Gem.⸗Rath Stiaßny vorgegangen. Aber mit Rückſicht 
auf die Provocation habe ich mildernde Umſtände walten laſſen. 


Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Anknüpfend an 


die Ausführungen des Herrn Dr. Lueg er geſtatten Sie mir nur 
ein Beiſpiel dafür zu geben, mit welcher Objectivität im Wiener 


Gemeinderathe der Vorſitz geführt und mit welcher Objectivität die 
Geſchäftsordnung gehandhabt wird. 


der nächſten Sitzung eine Zuſchrift Sr. Excellenz des Statthalters 
hier zur Verleſung kam, wo ich in der ſchärfſten Weiſe angegriffen 
worden bin, habe ich in der nächſten Sitzung eine Zuſchrift an 


den löblichen Gemeinderath übermittelt, und wurde mir in der 


erſten Sitzung das Wort zur Rechtfertigung verweigert und in der 
zweiten Sitzung wurde die Zuſchrift nicht zur Verleſung gebracht. 
Das bitte ich zur Kenntnis zu nehmen, dajs die Geſchäftsordnung 
nicht objectiv, ſondern parteiiſch gehandhabt wird. (Hört! links.) 
Was in der Zuſchrift gegen mich behauptet wird, lässt mich kalt, 
weil es nur der ehemalige Director der Theater- und Muſik-Aus⸗ 
ſtellung geſagt hat. 

Gem.⸗Nath Hawranuel: Ich verzichte auf das Wort. Ich 
mag mich nicht ſchmieren mit ihm. 

Gem.⸗Nath Wünſch: Ich glaube, über dieſen Gegenſtand iſt 
in der vorletzten Sim, ſchon jo ausgreifend geſprochen worden, 
und Sie von dieſer (linken) Seite des Hauſes haben Gelegenheit 
gehabt, alles, was Sie an der Muſik- und Theater⸗Ausſtellung aus⸗ 
zuſetzen haben, vorzubringen. Ich glaube, dajs es nur recht und 
billig iſt, das man hier auch von Seite des Präſidiums dem an- 
gegriffenen Theile, welcher nicht anweſend iſt, Gelegenheit zur 
Vertheidigung gegeben hat. Wenn Sie darin eine Reclame erblicken, 
ſo überlaſſe ich das Ihrer Beurtheilung. Ich will darüber keine 
Polemik führen. Ich glaube aber, meine Herren, dafs wir nun zur 
Arbeit ſchreiten ſollen. Ich erlaube mir daher den Antrag auf 
übergang zur Tagesordnung zu ſtellen. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Ich kann den Antrag des 
Herrn Gem.⸗Rathes Wünſch nicht zur Abſtimmung bringen, weil 
ein Antrag nicht in Verhandlung ſteht. 

Gem. -Rath Frauenberger: Meine Herren! (Unruhe links.) 
Woher ſollen wir denn die Ruhe nehmen — dieſe Frage mufs ich 
an Sie richten — wenn wir bei jeder Gelegenheit ohne allen 
Grund in einer ſolchen Weiſe provociert werden. (Lebhafter Wider— 
ſpruch und Unruhe links.) Meine Herren! Iſt denn nicht ſchade 
um die koſtbare Zeit, die wir mit einem ſolchen Gewäſch verbringen, 
wie es der Herr College Gregorig hieher gebracht hat. (Erneuerter 
Lärm links.) Ich frage, iſt es nicht ſchade um die Zeit, dass ernſte 
Männer ſich tagelang damit beſchäftigen? (Lebhafte Unruhe links.) 
Da mufs Ruhe geſchaffen werden, ich habe das Wort. Warum 
nennt den Herr Gregorig die Namen nicht? (Andauernde 
Unruhe links.) 


Als ich im Jahre 1891 über 
eine Verſammlung der Fleiſchhauer hier geſprochen hatte und in. 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Darf ich um Ruhe bitten! 
(Zur Linken:) Es iſt, während Sie geſprochen haben, von der 
anderen Seite des Hauſes auch nicht eine Bemerkung gemacht 
worden. Ich möchte bitten, daſs Sie mit dem oft verlangten 
Grundſatze „Gleiches Recht für alle“ auch Ernſt machen. 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Herr Gem.-Rath 
Gregorig hat nur ohne Anführung von Namen Dinge erzählt, 
die er wahrſcheinlich nur vom Hörenſagen weiß. (Erneuerte Unruhe 
und Zwiſchenrufe links.) Solange Herr Gregorig nicht beſtimmte 
Namen nennt, erkläre ich alles, was er geſagt hat, für unwahr. 
(Andauernde Unruhe links.) Solange ich nicht geſprochen habe, 
wird keiner von Ihnen reden, merken Sie ſich das; wenn es ſchon 
jo weit gekommen iſt, dafs man im Wiener Gemeinderath nicht 
mehr ſprechen kann, hört ſich alles auf. Herr Gregorig hat.. 
(Lebhafte Unterbrechungen und Rufe links: Verzichten! Hawr ane 
hat auch verzichtet!) Ich verzichte nicht aufs Wort bis morgen 
früh; da ſind Sie im Irrthume. (Fortwährende Unruhe links.) 
Da ſieht man, wie gewaltthätig Sie ſind, da Sie mir ſogar das 
Wort unmöglich machen. Das iſt eine Schande für Ihre Partei, 
wenn Sie mich nicht hören können. Herr Gregorig hat . . .. 
(Lebhafte Unruhe links) . . von Inſectenbuben geſprochen. (Lärmende 
Unterbrechung links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Darf ich um Ruhe bitten! 
Ich ns den Herrn Redner erſuchen, ſich auf eine Berichtigung 
zu beſchränken oder auf Bemerkungen zur Geſchäftsordnung. 
(Erneuerter Tumult links.) 

Hem.- Rath Frauenberger: Ich mus den Herrn Vorſitzenden 
in aller Ergebenheit bitten, mir Gehör zu verſchaffen, weil ich das 
Wort habe und weil es Sache des Herrn Vorſitzenden iſt, die 
Redefreiheit in dieſem Saale aufrecht zu erhalten. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte um Ruhe. 
(Gem.⸗ Rath Dürbek ruft dazwiſchen.) Herr Gem.-Rath 
Dürbek, ich bitte ſich gefälligſt auf Ihren Platz zu begeben. 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Es iſt hier der 
Ausdruck „Inſectenbuben“ gefallen und darauf hat Herr Gem. 
Rath Stiaßny geſagt: „miſerabler, frecher Bube“. (Große 
Unruhe und Unterbrechungen links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gemeinderath, ich 
bitte entweder zur Geſchäftsordnung zu ſprechen oder ſich auf 
Berichtigungen zu beſchränken. 

Gem.-Rath Frauenberger: Ja, ja, ich mußs aber doch 
ſprechen. Ich erkläre kurz Folgendes: Wenn ich ein Jude wäre, 
und in ſolcher Weiſe beleidigt würde, ſo würde ich jeden von Ihnen 
fordern (Gelächter links) und wenn der Betreffende, ſowie Herr 
Dr. Lueger, nicht kommen würde, dann würde ich nicht wie der 
arme Etienne nach Weidling am Bach gehen und mich dort 
erſchießen (Gelächter und Händeklatſchen links), ſondern ich würde 
den Lueger züchtigen! (Erneuertes Gelächter links.) Das würde 
ich thun, aber nicht, wie der arme Etienne mich erſchießen! 
Das gebürt Ihnen. (Großer Lärm und Gelächter links.) 

Gem.-Nath Gregorig: Ich bitte um das Wort! 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich mußs jetzt auf das 
allerentſchiedenſte bitten, ſich auf eine Berichtigung oder eine Be— 
merkung zur Geſchäftsordnung zu beſchränken. Herr Gem.-Rath 
Gregorig hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich berichtige dem Herrn Vorredner, 
dafs ich nicht von Confeſſionen geſprochen habe, denn ich habe nur 
von Juden geſprochen und nicht von Confeſſionen, und eine jüdiſche 
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Confeſſion gibt es nicht. (Gelächter auf der Gallerie, großer Lärm 
links. — Rufe: Das dulden wir nicht!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗Rath Stiaßny 
hat das Wort. (Lärm links.) Herr Gem.-Rath Stiaßny hat 
das Wort verlangt, ich weiß nicht, was Sie wünſchen! (Rufe 
links: Die Juden auf der Gallerie räumen!) 

Gem.⸗Nath Stiaßny: In dem Zeitraume von 16 Jahren, 
ſeitdem ich die Ehre habe, dem Gemeinderathe anzugehören (Unter— 
brechung links; Gem.⸗Rath Strobach ruft dazwiſchen. Vice— 
Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte um Ruhe, Herr Gem. Rath 
Strobach), iſt es heute das erſtemal, daſs ich in die Lage 
komme, vom Vorſitzenden der Verſammlung zur Ordnung gerufen 
zu werden. (Rufe links: Viel zu wenig!) Dieſe Thatſache an und 
für ſich mufs ich ſchon bedauern und beklagen, da ich gewiſs immer 
beſtrebt geweſen bin, den Anſtand und die parlamentariſche Ordnung 
zu wahren. 

Ich rufe zur Beſtätigung deſſen, was ich geſagt habe, den 
unbefangenſten und unparteiiſchſten Zeugen, den Führer der 
Oppoſition, an, der gewiſs beſtätigen wird, dass das, was ich 
geſagt habe, vollkommen der Wahrheit entſpricht. Ich halte es für 
meine Pflicht zu erklären, dafs ich durch meinen in der Heftigkeit 
ausgeſtoßenen Ausruf jenen Fehler begangen habe, den der Vor— 
ſitzende bereits gerügt hat. Ich ſpreche es unverhohlen aus, daſs 


ich beklage, dieſen Ausſpruch gethan zu haben; ich muss es lebhaft 


bedauern, im Gemeinderathe, dem ich zu vielem Danke verpflichtet 
bin, dieſe Störung durch meinen Ausſpruch hervorgerufen zu haben. 

Ich kann aber nicht umhin, hervorzuheben, dafs die Heftigkeit 
dieſes meines Ausſpruches hervorgerufen wurde durch die Heftigkeit 
der Provocation, welche am heutigen Tage und im gegebenen Falle 
durch nichts veranlaſst geweſen iſt, ſachlich nicht aus dem Grunde, 
weil es ja allgemein bekannt iſt, dals ich nicht zu den milden, 


Sondern im Gegentheile zu den ſtrengen Beurtheilern der Muſik⸗ 


und Theater-Ausſtellung gehöre, und dafs ich ebenſo, wie von manchem 
Redner auf der anderen Seite des Hauſes hervorgehoben worden iſt, 
die Übelſtände beklage, die bei dieſem Anlaſſe eingetreten ſind. Aber 
die Provocation war aus dem Grunde ganz und gar ungerecht— 
fertigt, weil das, was bei der Muſik- und Theater⸗Ausſtellung 
angeblich verbrochen wurde, nicht von den Anhängern der einen 
oder anderen Confeſſion hervorgerufen wurde. Ich ſchließe damit, 
indem ich nochmals aufrichtig und innig beklage, daj ich durch 
dieſen Ausſpruch die Störung im Gemeinderathe hervorgerufen 
habe. (Beifall rechts.) 
Gem.-Nath Hawranel: Nun ſehen Sie, meine Herren, auf 
die Uhr, eine volle Stunde hat uns das Schriftſtück abgeſtohlen. 
Meine Herren, wie kommen wir dazu, durch den Fehler des Herrn 
Vorſitzenden uns ſo aufzuhalten; es war ja gar keine Berechtigung 
vorhanden, dies verleſen zu laſſen. Wenn es von unſerer Seite 
geſchehen wäre, wenn der Director der Ausſtellung ein Antifemii 
geweſen wäre, wäre es — ich weiß es beſtimmt — nicht zur Ver— 
leſung gekommen. Sie können uns nicht zwingen, daj3 wir in 
Liebe zu den Juden entbrennen. Zur Liebe läſst ſich niemand. 


Vice⸗Nürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich lite, 
das gehört nicht zur Sache, es iſt mir ganz gleichgiltig, welcher 
Confeſſion der Director der Ausſtellung angehört, vollſtändig gleich— 
giltig. Ich habe ſchon erklärt, dafs ich mich lediglich aus dem 
Grunde verpflichtet gefühlt habe, ausnahmsweiſe dieſes Schriftſtück 
verleſen zu laſſen, weil dadurch ſchwere Anwürfe, welche erhoben 
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worden ſind, richtiggeſtellt werden ſollten. Ich bitte, ſich nun im 
Rahmen einer Berichtigung zu halten. 

Gem.-Nath Hawranek (fortfahrend): Ich berichtige Fol— 
gendes. Dieſes Schriftſtück hätte Dr. Auſpitzer einer Zeitung 
geben ſollen, aber der Vorſitzende hat den Fehler begangen, dass 
er hier das Schriftſtück hat zur Verleſung bringen laſſen, und 
dieſen Fehler wird er nicht entſchuldigen können. Es iſt traurig, 
daſs man ſich von Seite einiger Directoren, Ausſtellungs-Directoren 
— wie ſie ſich nennen — Juden (Vice⸗Bürgermeiſter Dr. 
Grüb!: Laſſen Sie dieſe Ausdrücke!) . . . .. ich weiß nicht was 
alles verleſen läſst. Es iſt traurig, aber wahr. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wir gehen zur Tages: 
ordnung. Herr Gem.-Rath Dr. Lederer iſt nicht anweſend. 
(Gem.⸗Rath Steiner: Warum nicht?) Ich erſuche Herrn Gem.“ 
Rath Wurm zum Referate. 

9. Referent Gem.⸗Rath Wurm: Zahl 8972, Beilage 16. 
Es handelt ſich um die käufliche Überlaſſung des Linienamtsgebäudes 
in Mariahilf. Dieſes Linienamtsgebäude war ſchon oft Gegenſtand 
von Offerten. 

Bereits zu Beginn des vorigen Jahres ſind zwei Offerte 
eingelaufen mit einer Kaufſumme von 60.000 fl. Es waren dies 
Offerte von Herrn Krones und Herrn Roſskopf. Dieſe Offerte 
wurden wegen zu niedrigen Anbotes abgelehnt. Die Schätzung des 
Bauamtes für jene Fläche, welche als Bauplatz erübrigt, nachdem 
ein großer Theil des Linienamtsgebäudes zu Straßenzwecken ab— 
getreten werden muss, beträgt 80.000 fl., das heißt 112 fl. 60 kr. 
per Quadratmeter. Dieſes erſte Angebot war alſo noch unter der 
Schätzung des Bauamtes. Ein ſpäteres Angebot, welches Herr 
Stoffer gemacht hat, betrug urſprünglich 60.000 fl. und wurde 
dann auf 85.000 fl. und endlich auf 112.000 fl. erhöht. In⸗ 
zwiſchen ſind auch andere Offerte eingelaufen, eines mit 70.000 fl. 
von Fritz Chwalla, eines mit 85.000 fl. von Blümels 
Erben, eines von Chriſtian Cabos und Alois Schweinburg 
mit 120.000 fl. Dieſes letzte Offert war jedoch ein unannehmbares, 
wenigſtens waren ſchwer erfüllbare Nebenbedingungen daran geknüpft. 

Die Gemeinde hat nämlich dieſes Linienamtsgebäude noch 
nicht übernehmen können, weil das Finanzärar darin Finanzwach— 
leute untergebracht hat und dieſer Zuſtand bis zum Mai 1896 
bleiben ſoll. Auf eine Eingabe der Gemeinde wegen früherer Über- 
gabe hat das Minifterium erklärt, eine frühere Übergabe könne nur 
dann ſtattfinden, wenn für die Unterkunft der Finanzleute ander 
weitig geſorgt würde. Dieſe Finanzwachleute benöthigen Räum— 
lichkeiten, welche jährlich mindeſtens eine Miete von 4000 fl. 
beanſpruchen, alſo für die Zeit von mehr als zwei Jahren mindeſtens 
8000 fl. Darum wäre von dem Angebote des Cabos mindeſtens 
jene Summe in Abzug zu bringen geweſen, welche nöthig wäre, 
um dieſe Finanzwachleute anderweitig unterzubringen. Dann iſt 
auch noch die Frage, ob es überhaupt möglich wäre, dieſes Gebäude 
ſo raſch zu übernehmen, wie es urſprünglich die Herren Cabos 
& Sch weinburg verlangten. Der Stadtrath hat es unter dieſen 
Verhältniſſen am zweckmäßigſten gefunden, ein Verhandlungs— 
comité einzuſetzen, welches mit den Beſtbietern unterhandeln ſollte. 
Die Beſtbieter waren Blüm els Erben, Martin Stoffer, Chriſtian 
Cabos & Alois Schweinburg. Blümels Erben haben ihr 
Offert nicht weſentlich erhöht. Martin Stoffer hat ſein Offert 
auf 114.000 fl. erhöht und Cabos & Schwein burg find 
ſchließlich von den oneroſen Bedingungen abgeſtanden. Die Haupt— 
ſache, welche das Comité bei den Verhandlungen von allem Anfange 
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angeſtrebt hat, war, alle Nebenbedingungen gleichmäßig zu geſtalten, 
jo dass ſchließlich nur über die Höhe des Kaufſchillings geſprochen 
werden konnte. Nachdem nun die Herren Cabos & Schweinburg 
von den ſchwer erfüllbaren Bedingungen abgeſtanden ſind, haben 
ſie ſich auch geeinigt, jene Bedingungen zu acceptieren, welche nun 
als Grundlage des Offertes gelten, welche auch in den Anträgen 
des Stadtrathes enthalten ſind, d. i. nämlich vor allem die Be— 
dingung, dafs die Käufer alle jene Verpflichtungen übernehmen, 
welche gegenwärtig noch der Commune zu erfüllen obliegen, d. h., 
daßs der Käufer nicht beanſprucht, von der Commune das Haus 
früher zu erhalten, als es eben von Seite des Finanzärars geräumt 
wird, oder falls der Käufer das anſtrebt, der Käufer alle Laſten 
auf ſich nimmt, welche mit der früheren Räumung verbunden ſind. 
Bezüglich der Art und Weiſe der Berichtigung des Kaufſchillings 
wurde bedungen, dass ein Drittel desselben, d. i. 40.000 fl., ſofort 
erlegt werde und zwei Drittel nach Ablauf von ſechs Monaten 
gegen dpercentige Verzinſung. 

Nachdem nun Chriſtian Cabos & Alois Sch weinburg 
Beſtbieter geblieben ſind mit einem Betrage von 120.000 fl., was 
per Quadratmeter circa 170 fl. ausmacht, beantragt nun der 
Stadtrath, auf dieſes Offert einzugehen und das Linienamts— 
gebäude dieſen Herren unter den vom Stadtrathe feſtgeſtellten Be⸗ 
dingungen zu übergeben. Der Antrag des Stadtrathes lautet 
folgendermaßen (liest): 

„Das Offert des Chriſtian M. Cabos & Alois Schwein— 
burg, den im Situationsplane mit den Buchſtaben hi kla be 
gh unmſchriebenen, innerhalb der Baulinie für die Mariahilfer— 
ſtraße gelegenen Grund im Ausmaße von circa 709-83 m? ſammt 


dem Materiale des auf der Straße gelegenen Grundtheiles des 


Linienamtsgebäudes Einl.⸗Z. 654/VII um den Pauſchalbetrag von 
120.000 fl. zum Zwecke der ehethunlich nach Demolierung des 


daſelbſt beſtehenden Gebäudes vorzunehmenden Erbauung eines 


Hauſes von der Gemeinde anzukaufen und in die Vereinbarung 
zwiſchen der Gemeinde und dem k. k. Arar bezüglich des Vorbe— 
haltes der Weiterbenützung der Realität ſeitens des Arars ein— 
zutreten, ſowie auch jenen Bedingungen ſich zu unterwerfen, welche 
eventuell die Gemeinde bei der Übernahme der Linienamtsrealität 
Mariahilf in den phyſiſchen Beſitz zu übernehmen haben wird, 
wird unter folgenden Bedingungen angenommen: 

1. die phyſiſche Übergabe des Kaufobjectes an den Käufer 
kann erſt nach erfolgter Zuſtimmung des hohen k. k. Finanz⸗ 
miniſteriums, eventuell nach der etwa früher erfolgenden Über: 
nahme aus dem Beſitze des Arars in das Eigenthum der Gemeinde 
Wien erfolgen. 

2. Der Käufer nimmt zur Kenntnis, dass zur Genehmigung 
dieſer Veräußerung die Erwirkung eines Landesgeſetzes erforderlich, 
und dass die im Offerte bedungene Auflaſſung der über die Area 
des Linienamtsgebäudes projectiert geweſenen Verbindungsgaſſe 
zwiſchen der Mariahilferſtraße und dem bei der Lazariſtenkirche 
projectierten Platze mit Gemeinderaths-Beſchlufs vom 13. Juni 
1893, 3. 3691, genehmigt worden iſt. 

3. Die Vertragskoſten, Koſten der grundbücherlichen Ein— 
verleibungen und der Löſchungsquittungen, ſowie die Übertragungs- 
gebüren übernimmt der Käufer allein zur Zahlung. 

4. Die Berichtigung des Kaufſchillinges erfolgt in der Weiſe, 
daſs 40.000 fl. innerhalb acht Tagen nach Verſtändigung des 
Käufers von der Annahme des Offertes durch den Gemeinderath, 
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der Reſt ſechs Monate ſpäter bezahlt und inzwiſchen mit öpercentigen 
halbjährig im vorhinein fälligen Zinſen verzinst wird. 

5. In dem Falle, als die Einverleibung des Eigenthums— 
rechtes für den Käufer vor Ablauf der vollſtändigen Zahlung des 
Kaufſchillinges erfolgen ſollte, wird der Kaufſchillingsreſt nebſt 
Nebengebüren primo loco auf der verkauften Realität für die 
Gemeinde Wien ſichergeſtellt werden. 

Die Einverleibung des Eigenthumsrechtes für den Käufer 
kann jedoch nur in der Weiſe erfolgen, dafs gleichzeitig mit derſelben 
die Verbindlichkeit, den nach der beſtimmten Baulinie zur Straße 
entfallenden Grund unentgeltlich als Straßengrund an die Ge— 
meinde abzutreten und gebüren- und laſtenfrei abzuſchreiben, als 
Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde grundbücherlich einverleibt 
werde. 

6. In obigem Preiſe iſt der Preis für das Altmateriale des 
zu Feel Linienamtsgebäudes, Einl.⸗Z. 654/ VII, inbegriffen. 
Die Demolierung hat ſobald als thunlich auf Koſten des Käufers 
zu erfolgen. Nach Durchführung derſelben iſt der in die Straße 
fallende Theil der Realität im richtigen Niveau der Gemeinde 
Wien zu übergeben.“ 

Ich bitte, dieſe Anträge anzunehmen. 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir nur den Herrn Vorſitzenden zu bitten, vielleicht das Referat 
über den Verkauf der Djörup'ſchen Steinriegel einem anderen 
Referenten zur Abſtimmung zu übermitteln, nachdem ich glaube, 
der geehrten Majorität damit etwas Angenehmes zu thun, damit 
Herr Gem.⸗Rath Djörup von der Gallerie herunterkommen und 
an unſeren Berathungen theilnehmen kann. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich werde dann die Ver— 
ſammlung fragen, und wenn kein Auſtand erhoben wird, zur 
Abſtimmung ſchreiten. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Ich erkläre 
es für unzuläſſig, daſs ein Mitglied des Gemeinderathes während 
der Berathung ſich auf der Gallerie aufhält, nicht etwa vorüber: 
gehend, ſondern ſtändig. Wenn ein Gegenſtand ſeine Perſon betrifft, 
jo muj$ er abtreten, aber bei anderen Gegenſtänden darf er nicht 
auf der Gallerie ſein und dort zuhören, ſondern es iſt ſeine 
Pflicht, herunter zu kommen und ſeine Pflicht als Gemeinderath 
zu erfüllen. 

Ich conſtatiere, das Herr Gem.-Rath Djörup fortwährend 
ſich auf der Gallerie aufhält und uns zuhört. (Heiterkeit.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht jemand zum 
Gegenſtande das Wort? 

Gem.-Rath Hartl: Ich erlaube mir, eine Anfrage an den 
Herrn Referenten zu ſtellen, dahin gehend, ob vorher eine Schätzung 
durch das Stadtbauamt ſtattgefunden hat. 

Ich habe ſehr aufmerkſam das Referat angehört. Ich habe 
aber nicht entnehmen können, ob diesbezüglich eine Offertaus— 
ſchreibung von Seite des Stadtrathes oder des Magiſtrates ver— 
anlaſst wurde, oder ob das Offerte ſind, die nur ad hoc ein— 
gereicht worden ſind. 

»eferent: Das Stadtbauamt hat eine Schätzung vor— 
genommen, wonach eine Bewertung von 80.000 fl. reſaltiert hat. 

Wegen des Verkaufes aller Linienamtsgebäude wurde ſeinerzeit 
ſowohl im Stadtrathe als hier referiert, und es wurde ausdrücklich 
erklärt, daſs Kaufofferte auf dieſe Realitäten entgegengenommen 
werden, und es ſind auch ſehr viele Offerte ſowohl auf die Linien— 


wallgründe als auf das Linienamtsgebäude eingelaufen. Eine ganze 
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Reihe von Linienwallgründen iſt bereits verkauft worden, und es 
find auch auf dieſe Realität eine ganze Reihe von Offerten ein- 
gelaufen, es ſind im ganzen 6 oder 7 Offerte, und die Offerte 
beginnen unterhalb der Schätzungsziffer mit 60.000 fl. und erhöhen 
ſich auf das Doppelte bis 120.000 fl. 

Gem.-Rath K. J. Müller: Ich möchte mir an den Herrn 
Referenten die Aufrage erlauben, ob die Herren Offerenten eine 
Caution erlegt haben — gewöhnlich wird doch eine Caution 
erlegt — und wenn dies der Fall iſt, in welcher Höhe? 

Referent: 40.000 fl. 

Gem.⸗Nath K. J. Müller: Werden dieſe in die 120.000 fl. 
eingerechnet und iſt das als Caution genügend? 

Referent: Natürlich, ein Drittel ift doch genug. 

Gem.-Rath Wimberger: Meine Herren, ich möchte mir 
die Anfrage an den Herrn Referenten erlauben, ob ſonſt niemand 
un dieſen Grund eingereicht hat. 

Referent: Ich habe — leider war es fo unruhig, dafs ich 
nicht verſtanden wurde — ja ſchon bemerkt, dajs eine ganze Reihe 
von Offerten eingereicht wurden, zwei Offerte mit 60.000 fl., 
dann ein drittes auch mit 60.000 fl., welche nach und nach erhöht 
wurden, und zwar auf 85.000 fl., endlich auf 112.000 und 
114.000 fl. Dann iſt ein Offert überreicht worden mit 70.000 fl. 
und endlich das letzte Offert mit 120.000 fl. 

Gem.-Rath Wimberger: Ich möchte mir nur erlauben zu 
fragen, ob die Blüm el'ſche Familie dabei iſt? 

Referent: Dieſe hat ein Offert mit 85.179 fl. überreicht. 
Es wurde mit Blümel, Martin Stoffer, Cabos und 
Schweinburg unterhandelt. 

Gem.-Nath Wimberger: Ich glaube, daſs dadurch alles 
aufgehalten iſt. Die Blümel'ſchen Erben haben alles fertig und 
wenn hier der Verkauf vorgenommen wird, ſo bleibt draußen alles 
ſtehen. 

Referent: Das iſt auch nicht der Fall, ſondern Blümel 
hat ſich ins Einvernehmen geſetzt mit den übrigen Offerenten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Hrübl: Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Die Debatte 
iſt geſchloſſen. (Referent verzichtet auf das Schluſswort.) Es find 
103 Herren Gemeinderäthe anweſend. Ich erſuche die Herren, 
welche mit den Anträgen des Referenten einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach 
einer Pauſe:) Einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Das Offert des Chriſtian M. Cabos und Alois 
Schweinburg, den im Situationsplane mit den 
Buchſtaben hiklabefgh umſchriebenen, innerhalb 
der Baulinie für die Mariahilferſtraße gelegenen Grund 
im Ausmaße von circa 70983 m? ſammt dem Materiale 
des auf der Straße gelegenen Grundtheiles des Linien— 
amtsgebäudes Einl.⸗Z. 654/VI um den Pauſchalbetrag 
von 120.000 fl. zum Zwecke der el yethunlich nach Demo- 
lierung des daſelbſt beſtehenden Gebäudes vorzu- 
nehmenden Erbauung eines Hauſes von der Gemeinde 
anzukaufen und in die Vereinbarung zwiſchen der Ge— 
meinde und dem k. k. Arar bezüglich des Vorbehaltes 
der Weiterbenützung der Realität ſeitens des Arars 
einzutreten, ſowie auch jenen Bedingungen ſich zu 
unterwerfen, welche eventuell die Gemeinde bei der 
Übernahme der Linienamts-Realität Mariahilf in den 
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phyſiſchen Beſitz zu übernehmen haben wird, wird 
unter folgenden Bedingungen angenommen: 

1. Die phyſiſche Übergabe des Kaufobjectes an 
den Käufer kann erſt nach erfolgter Zuſtimmung des 
h. k. k. Finanzminiſteriums, eventuell nach der etwa 
früher erfolgenden Übernahme aus dem Beſitze des 
Arars in das Eigenthum der Gemeinde Wien erfolgen. 

2. Der Käufer nimmt zur Kenntnis, dafs zur 
Genehmigung dieſer Veräußerung die Erwirkung eines 
Landesgeſetzes erforderlich, und daſs die im Offerte 
bedungene Auflaſſung der über die Area des Linien— 
amtsgebäudes projectiert geweſenen Verbindungsgaſſe 
zwiſchen der Mariahilferſtraße und dem bei der Laza— 
riſtenkirche projectierten Platze mit Gemeinderaths-Be⸗ 
ſchlußs vom 13. Juni 1893, Z. 5691, genehmigt 
N it. 

3. Die Vertragskoſten, Koſten der grundbücher— 
chen. Einverleibungen und der Löſchungsquittungen, 
ſowie die Übertragungsgebüren übernimmt der Käufer 
allein zur Zahlung. 

4. Die Berichtigung des Kaufſchillings erfolgt 
in der Weiſe, daſs 40.000 fl. innerhalb acht Tagen 
nach Verſtändigung des Käufers von der Annahme 
des Offertes durch den Gemeinderath, der Reſt ſechs 
Monate ſpäter bezahlt und inzwiſchen mit öpercentigen, 
halbjährig im vorhinein fälligen Zinſen verzinst wird. 

5. In dem Falle, als die Einverleibung des 
Eigenthumsrechtes für den Käufer vor Ablauf der voll— 
ſtändigen Zahlung des Kaufſchillinges erfolgen ſollte, 
wird der Kaufſchillingsreſt nebſt Nebengebüren primo 
loco auf der verkauften Realität für die Gemeinde 
Wien ſichergeſtellt werden. 

Die Einverleibung des Eigenthumsrechtes für 
den Käufer kann jedoch nur in der Weiſe erfolgen, 
daſs gleichzeitig mit derſelben die Verbindlichkeit, den 
nach der beſtimmten Baulinie zur Straße entfallenden 
Grund unentgeltlich als Straßengrund an die Gemeinde 
abzutreten und gebüren- und laſtenfrei abzuſchreiben, 
als Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde grundbücherlich 
einverleibt werde. 

6. In obigem Preiſe iſt der Preis für das Alt— 
te des zu demolierenden Linienamtsgebäudes 
Einl.⸗Z. 654/ VII inbegriffen. Die Demolierung hat 
ſobald als thunlich auf Koſten des Käufers zu erfolgen. 
Nach Durchführung derſelben iſt der in die Straße 
fallende Theil der Realität im richtigen Niveau der 
Gemeinde Wien zu übergeben 

10. Referent Gem.-Rath Müller: Ich ha be die Ehre, 
das Referat zu erſtatten über den Stadtraths⸗ Antrag zur Zahl 13. 
Dieſer Antrag betrifft die käufliche Überlaffung der Cat.-Barc. 609 
in Gerſthof im XVIII. Bezirke. Wie die geehrten Herren aus dem 
auf der Rückſeite des Antrages aufgetragenen Plane erſehen, liegt 
dieſe kleine Parcelle, welche ein Ausmaß von 89 m? hat, an der 
Feldgaſſe in Gerſthof. Es iſt dieſer Grundtheil reſerviert worden 
zur Eröffnung der Kleingaſſe zwiſchen der Bergſteiggaſſe und Feld— 
gaſſe. Aber dieſe Durchführungsgaſſe zwiſchen der Bergſteiggaſſe 
und Feldgaſſe iſt vom Gemeinderathe aus Niveaurückſichten abge— 
lehnt worden. Die Niveaudifferenzen zwiſchen der Bergſteiggaſſe 
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und Feldgaſſe find derart bedeutend, daſs die Verbindung der 
Kleingaſſe zwiſchen dieſen beiden Gaſſen nur durch complicierte 
und theuere Stiegenanlagen hätte ermöglicht werden können. Es iſt 
duher dieſer Theil der Kleingaſſe aufgelaſſen worden. Infolge deſſen 
iſt auch die Beſtimmung dieſes Grundes eine andere geworden, 
und es iſt die Gemeinde in der Lage, nachdem er nicht zu Straßen— 
zwecken gebraucht wird, denſelben zu verkaufen. Es ſtellt der Au— 
rainer Herr Schwarz, welcher die Parcellen in der Verlängerung 
der Feldgaſſe, zwiſchen der Bergſteiggaſſe und der Feldgaſſe gekauft 
hat, das Anſuchen, ihm dieſe Parcellen zu verkaufen. 

Die geehrten Herren, welche die Gegend dort kennen, wiſſen, 
daſs zwiſchen der Feldgaſſe und dem oberhalb gelegenen Plateau 
eine rieſige Niveaudifferenz iſt, nahezu ſo hoch wie die Gallerie 
dieſes Saales. Es iſt das eine unproductive Böſchung, welche 
von der Gemeinde in keiner Weiſe verwertet werden kann. Ich 
erkläre, daſs auch der Beſitzer des oben gelegenen Grundes zur 
Arrondierung ſeiner Bauparcellen dieſen Grund nicht abſolut noth— 
wendig braucht, weil er ja ſeinen Ausgang in der Bergſteiggaſſe, 
wo er ſein Haus bereits erbaut hat, findet. Er will jedoch auch 
gegen die Feldgaſſe ſeinen Grund arrondieren, und erſucht daher 
um Verkauf dieſer Parcelle im Ausmaße von 89 m?. Ich muss 
noch Folgendes erwähnen, dass die Feldgaſſe in dieſem Theile und 
in ihrer Fortſetzung gegen das Gebirge noch nicht durchgeführt iſt 
und wahrſcheinlich in der nächſten Zeit nicht durchgeführt wird, 
weil eben auch hier eine rieſige Höhendifferenz beſteht und die 
Feldgaſſe eine ungeheure Abgrabung nöthig hat, daher infolge der 
großen Koſten eine Verbauung in nächſter Zukunft wahrſcheinlich 
nicht ſtattfinden wird. 

Es wird auch die Feldgaſſe rückſichtlich des Theiles der Parc. 609 
vollkommen auf das Niveau gebracht. Das Niveau hätte ſeinerzeit 
durch den Parcellierungswerber, wie es gewöhnlich der Fall iſt 
und verlangt iſt, hergeſtellt werden ſollen. Nun verpflichtet ſich auch 
der Käufer, dafs er die halbe Straße vor dieſem Grunde, welche 
heute noch eine Abgrabung von circa 100 m? nothwendig hat, 
abgräbt, was für ihn mit bedeutenden Auslagen verbunden iſt, 
und daſs er einen Betrag von 180 fl. für dieſen Grund erlegt — 
das ſind circa 2 fl. für den Quadratmeter. 

Ich weiſe darauf hin, daßs die Nachbarparcelle, die an dieſen 
Grund anſtoßende Parcelle 174/3, welche ſeinerzeit dem Mandl 
gehört hat, von dieſem an den obenanliegenden Eigenthümer um 
den Betrag von ebenfalls 2 fl. verkauft worden iſt. Es iſt das 
ein Preis, welcher den Verhältniſſen dieſer Parcelle, mit Rückſicht 
darauf, dafs fie in einer Böſchung, welche eigentlich zu gar nichts 
zu verwenden iſt, gelegen ift, gewiss entſpricht, umſomehr, als der 
Käufer zur Arrondierung eine große Stützmauer machen mufs, die 
gewiss ſehr viele Auslagen verurſacht. 

Aus dieſem Grunde glaubt der Stadtrath den Antrag ſtellen 
zu ſollen, daſs dieſe Parcelle um den Betrag von 180 fl. zu ver— 
kaufen iſt, gegen dem, daf3 das richtige Niveau hergeſtellt wird, 
eventuell gegen eine Sicherſtellung der Niveauherſtellung auf dieſem 
Grunde. Ich erſuche um Annahme des Ihnen unter Nr. 13 vor: 
liegenden Antrages. | 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Dies iſt nicht der Fall. Ich bitte, 
die Anzahl der anweſenden Herren Gemeinderäthe zu conſtatieren. 
(Geſchieht.) Es find 103 Herren Gemeinderäthe anweſend. 

Die Herren, welche mit den Referenten-Anträgen einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
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Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Ginſtimmig angenommen. 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Ich habe nicht dafür geſtimmt!) Herr 
Gem.⸗Rath Gregori erklärt, dagegen geſtimmt zu haben. (Gent. - 
Rath Gregorig: Auch nicht! Ich habe mich enthalten!) Herr 
Gem.⸗Rath Gregorig hat ſich der Abſtimmung enthalten. 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Das ſteht jedem frei!) 


Beſchluſs: 1. Die Gemeinde Wien überlässt die im Verzeich— 
niſſe I Grundbuch Gerſthof inneliegende Cataſtral— 
Parcelle 609, ſo wie ſie dieſelbe gegenwärtig ſelbſt 
beſitzt, in das Eigenthum des Geſuchſtellers um den 
Betrag von 180 fl, wobei ſie keinerlei Haftung für 
die Richtigkeit des im Cataſtral-Parcellen-Protokolle 
vorgeſchriebenen Ausmaßes von 89 m? übernimmt. 

2. Der Geſuchſteller verpflichtet ſich, die halbe, 
vor der Parcelle gelegene Straße nach der genehmigten 
Baulinie in das richtige Niveau auf eigene Koſten zu 
bringen. Dieſe Verpflichtung zur Herſtellung des 
Niveaus iſt auf der Parcelle 609 durch Einverleibung 
einer Reallaſt (primo loco) grundbücherlich ſicherzuſtellen. 

Gem.-Rath Steiner: Was iſt denn mit der Djörup— 
Geſchichte? 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wird ein Antrag geſtellt? 

Gem.-Rath Vurſcht (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
den Herrn Vorſitzenden aufmerkſam machen, dajs bei der früheren 
Debatte oben in der Journaliſtenloge höhniſch gelacht wurde. 

Nachdem dies ſchon einigemale vorgekommen iſt und einmal 
ſogar mit Waſſer heruntergeſpritzt wurde, ſo möchte ich den Herrn 
Vorſitzenden bitten, das zu rügen, denn ein derartiger Zuſtand iſt 
ganz und gar unſtatthaft. (Rufe links: Unerhört!) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
dass ſich die Gallerie jedes Eingriffes zu enthalten hat. (Rufe 
links: Nein, nicht „die Gallerie!“ Die Journaliſtenloge war es!) 
Ich bitte, ſich zu mäßigen! Ich fee voraus, dajs das jedenfalls 
nur ein unliebſames Verſehen war (Gelächter links), und ich fordere 
die Gallerie auf, die Verſammlung nicht zu ſtören. 

11. Gem.-Rath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir den Antrag zu ſtellen, daßs die Abſtimmung über das Referat, 
betreffend den Verkauf der Dj ö ruß'ſchen Steinriegel in Grinzing, 
heute vorgenommen werde, nachdem in der letzten Sitzung nicht 
mehr die qualificierte Majorität vorhanden war, und das dieſe 
Abſtimmung ſofort vorgenommen werde. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Herr Dr. Lederer hat 
mir heute vormittags geſagt, er ſei verhindert, in der heutigen 
Sitzung zu erſcheinen. (Stürmiſche Unterbrechung links.) Ich bitte, 
nicht immer ſo heftig, das iſt ja nicht nothwendig. Ich habe 
geſagt, ich werde trachten, daſs die Abſtimmung über dieſen 
Gegenſtand nicht vorgenommen werde, ich überlaſſe es aber der 
Verſammlung, ob ſie auch dieſe Abſtimmung eingehen will oder 
nicht. Würde dieſe Abſtimmung heute nicht erfolgen, ſo würde ſie 
in der nächſten Sitzung vorgenommen werden. 

Diejenigen Herren, welche mit der Abſtimmung über den 
erſten Gegenſtand der Tagesordnung einverſtanden find, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wir ſchreiten alſo zur Abſtimmung ſelbſt; es ſind mehr als 
70 Gemeinderäthe anweſend. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich beantrage die namentliche 
Abſtimmung. 
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Vice-Vürgermeiſler Dr. Grübl: Es iſt beantragt, dafs 
über den Antrag 1 der Tagesordnung, betreffend den Djörup— 
ſchen Gegenſtand, namentlich abgeſtimmt werde. 

Diejenigen Herren, welche damit einverſtanden find, dafs die 
namentliche Abſtimmung ſtattfinde, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte zu zählen. (Geſchieht.) Es ſind 38 Herren 
für die namentliche Abſtimmung. Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht.) Es ſind 36 Herren dagegen. Der Antrag auf nament— 
liche Abſtimmung iſt angenommen. (Beifall links.) 

Ich bitte nun jene Herren, welche für den Stadtraths-Antrag 
ſtimmen, mit Ja, und diejenigen, welche dagegen ſtimmen, mit 
Nein zu ſtimmen. 

Der Antrag lautet: „Es ſei einzugehen auf den Verkauf der 
ſtädtiſchen Steinriegel in Grinzing, Parc. 885, 886, 894 und 888, 
im Geſammtausmaße von 3093 m’, zum Preiſe von 50 kr. per 
Quadratmeter, d. i. zuſammen um den Betrag von 1946 fl. 50 kr. 
an die obgenannte Unternehmung.“ 

Gem.-⸗Nath Dr. Mittler (zur Geſchäftsordnuung): Wenn 
ich mich recht erinnere, ſo iſt in der letzten Sitzung vom Herrn 
Gem.-Rathe Herrdegen der Antrag geſtellt worden, daßs dieſer 
Gegenſtand an den Stadtrath zur neuerlichen Erhebung und Be— 
rathung zurückgehen ſolle. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Das liegt mir nicht vor. 
Herr Gem.-Rath Herrdegen, ich bitte, ſich gefälligſt zu äußern; 
mir liegt nur der eine Antrag vor. (Rufe: Der Antrag Herr— 
degen iſt abgelehnt worden!) 

Gem.-Nath Herrdegen (zur Geſchäftsordnung): Ich habe 
gewiss den Antrag geſtellt, daſs dieſe Angelegenheit an den Stadt— 
rath zurückgewieſen werde; darüber wurde aber meines Wiſſens 


bereits abgeſtimmt (Zuſtimmung links) und mein Antrag abgelehnt. 


Gem.-Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Es wurde nur der Antrag auf Vertagung abgelehnt 
(Widerſpruch links), nicht auch der Antrag . . . . (Widerſpruch 
links.) Ich erkläre, daſs ich als Generalredner am Schluſſe meiner 
Ausführungen mich dem Antrage Herrdegen angeſchloſſen habe; 
daher wurde über dieſen Antrag noch nicht abgeſtimmt. (Rufe 
links: O ja!) Der Antrag auf Rückverweiſung an den Stadtrath 
ſteht alſo aufrecht. (Widerſpruch links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Meine Herren! Ich war 
in der Verſammlung nicht anweſend . . .. 

Gem.-Nath Dr. Nechausky: Bitte, das aus dem Protokolle 
zu conſtatieren, das läſst ſich doch couſtatieren. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübk: Ich bitte um das Protokoll 
der letzten Sitzung. (Dasſelbe wird vorgelegt.) Es heißt hier im 
amtlichen Protokolle (liest): 

„Herr Gem.-Rath Dr. Lederer referiert über das Anſuchen 
der Steinbruch⸗-Unternehmung von Djörup & Cie. um käufliche 
Überlaſſung der ſtädt. Steinriegel in Grinzing. Gem. Rath Djörup 
tritt ab — die Gem.-Räthe Hipp, Referent, Hipp, Haw— 
vanet, Eigner, Steiner, Referent, Steiner, Dr. 
Friedjung (zur Berichtigung), Joſef Müller — Gem. 
Rath Frauenberger beantragt Vertagung des Referates — 
der Referent — Vertagungs-Antrag abgelehnt — daun 
Gregorig, Vorſitzender, Gregorig, Gregorig — 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den Vorſitz — Gem. 
Rath Herrdegen — Gem.-Rath Scholz beantragt Schlufs 
der Debatte; angenommen — Gem.-Rath Scholz beantragt die 
Wahl von Generalrednern; angenommen — Gem. Rath Steiner 
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Generalredner contra; Gem.-Rath Frauenberger General— 
redner pro — Gem.⸗Rath Eigner zur Berichtigung — Gem. 
Rath Joſef Müller zur Berichtigung — Antrag Herrdegen 
auf Zurückweiſung des Antrages an den Magiſtrat abgelehnt.“ 

(Rufe links: Nun alſo!) ... 

Ich bitte, meine Herren, es iſt nicht nothwendig, mit dieſer 
Heftigkeit dazwiſchen zu rufen; es geht ja auch ohne Aufregung . . . 

„Nach Auszählung des Hauſes, beziehungsweiſe nach Namens— 
aufruf wird die Anweſenheit von 88 Mitgliedern conſtatiert. Die 
Abſtimmung erfolgt in der nächſten Sitzung.“ 

Nach dem Protokolle liegt alſo nur ein Antrag vor, der 
Referenten⸗Antrag; das Haus hat entſchieden, daſs namentlich 
abgeſtimmt werde. 

Den Neferenten-Antrag habe ich bereits zur Kenntnis der 
Verſammlung gebracht. Die Herren, welche für den Antrag ſind, 


bitte ich mit Ja, und jene Herren, welche gegen den Antrag 


ſind, mit Nein zu ſtimmen. 

Ich bitte um den Namensaufruf. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm verliest die Namen der 
Gemeinderäthe und es ſtimmen: 

Mit Ja die Gem.⸗Räthe: Altenberg, Dehm, Do lainski, 
Erndt, Dr. Friedjung, Fuchs, Geitler, Gfrorner, 
Gierſter, v. Götz, Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl, Haß— 
further, Herold, Herrdegen, Kaiſer, Kirchmayer, Koch, 
Kreindl, Lang, Lukſch, Markl, Matthies, Meißl, 
Dr. Mittler, Joſef Müller, Dr. Nechansky, Ritt. v. Neu— 
mann, Noske, Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, Roſenſtingl, 
Schenzl, Schieferl, Schlechter, Schneiderhan, Schoder— 
böck, Dr. Scholz, Seiler, Siegert, Dr. Stenzl, Dr. 
Stern, Tagleicht, Dr. Uhl, Waegner, Winter, Wurm, 
Dr. Zimmermann. 

Mit Nein ſtimmen die Gem.-Räthe: Adam, Bachofen, 
Bärtl, Becker, Bentnitz, Dr. v. Billing, Boſchan, 
Brauneiß, Büſch, Dobes, Dürbek, Eigner, Frauen— 
berger, Gauguſch, Dr. Geßmann, Geyer, Gräf, Gre— 
gorig, Joſef Grünbeck, Dr. Hackenberg, Hawranek, Hipp, 
Hörmann, Dr. Klotzberg, Kraetſchmer, Dr. Kupka, 
Latſchka, Dr. Lueger, Mareſch, Matzenauer, Pollak, 
Purſcht, Dr. Rader, Rauſcher, Rißaweg, Röhrl, Sauer— 
born, Scheidl, Schlögl, Schneeweiß, Schuh, Seidler, 
Stehlik, Steiner, Strobach, Tiſchler, Tomola, Tram— 
bauer, Weitmann, Ignaz Weſſely, Vincenz Weſſely, Wim— 
berger, Winker, Wünſch, Ziegelwanger, Zweig. 

Vice⸗Nürgermeiſter Dr. Grübl: Das Reſultat der Abſtim⸗ 
mung iſt folgendes: Mit Ja ſtimmten 46, mit Nein 56. 

Der Antrag iſt abgelehnt. (Beifall links.) 

Beſchluſs: Der Verkauf der ſtädtiſchen Steinriegel in Grinzing, 
Parcellen 885, 886, 894 und 898 an die Bruchſtein— 
Unternehmung Djörup & Cie. wird nicht genehmigt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Zum Referate bitte ich 
Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. (Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Richter tritt an den Referententiſch.) 

12. Wir kommen zur Fortſetzung der Debatte über die Er— 
wirkung eines Landesgeſetzes wegen Einhebung von Waſſerbezugs— 
gebüren. Zum Worte ſind vorgemerkt die Herren Gem.-Räthe: 
Schoderböck, K. J. Müller, Brauneiß, Bärtl, Gregorig, 
Schlögl, Purſcht, Gfrorner, Dr. Lueger, ſämmtliche contra. 
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Gem.-Rath Schoderböck: Es iſt gejagt worden, man müſſe 
die in der Vorlage vorgeſehene Art der Bezahlung des Waſſers 
annehmen, wenn nicht die Gemeinde oder die Allgemeinheit ge— 
ſchädigt werden ſollte. Nun, letzterer Anſicht bin ich nicht. Ich 
glaube gerade im Gegentheile, daßs, wenn der Modus fortbeſtehen 
ſollte, überhaupt die Allgemeinheit eben dadurch geſchädigt ſei. Denn 
ich ſehe nicht ein, warum man den betreffenden Hausbeſitzern das 
zu zahlen noch aufoctroyieren ſollte, was er überhaupt nicht bekommt. 
Ich bin der gegentheiligen Anſicht. Man ſollte das, was man 
jemanden gibt, ſich bezahlen laſſen, aber das, was man nicht gibt, 
das ſoll man ſich nicht bezahlen laſſen. Die Verhältniſſe ſind ganz 
andere in den Vororten, als wie herinnen. In den alten Bezirken 
mag vielleicht bisher dieſer Modus eine ganz gute Anwendung 
gefunden haben, aber wir haben in den Vororten andere Ver— 
hältniſſe. In den Häuſern herinnen wohnen beſſer ſituierte Leute, 
als in den Vororten. Unſere meiſten Häuſer werden von einer 
Arbeiterbevölkerung bewohnt, von Leuten, die in der Frühe fort— 
gehen und Abends nach Hauſe kommen. Während des Tages iſt 
niemand im Hauſe, nur in der Nacht, wenn die Leute zuſammen— 
gepfercht dort hauſen. Dieſen Leuten kann man nicht zumuthen, 
daſs fie die Quantität von Waſſer, welches ihnen hier zugemeſſen 
wird, conſumieren. Selbſtverſtändlich gibt es dagegen in den alten 
Bezirken Häuſer, die mit dem neueſten Comfort ausgeſtattet ſind, 
wo vielleicht auf die Perſon 1 hl pro Tag käme und die 251 
per Kopf nicht hinreichen würden. Dagegen haben wir draußen 
Leute, die nicht 5 1 brauchen, weil fie den ganzen Tag nicht zu 
Hauſe ſind; die brauchen in der Früh Waſſer zum Waſchen und 
Mittags ein Glas Waſſer zum Trinken, in der Nacht vielleicht 
wieder zum Waſchen und ein paar Glas Waſſer zum Trinken. 
Würde man 10 J per Kopf annehmen, wäre es auch genügend, 
aber 25 1 find unbedingt zu viel, während für Häuſer, welche 
comfortabler eingerichtete Parteien haben, 25 1 zu wenig find, 

Man jagt, es läſst ſich da nichts machen, man mußs einen 
Durchſchnitt annehmen. Ein Herr Redner hat betont, man ſollte 
20 1 per Kopf annehmen. Das iſt für die Bevölkerung draußen 
zu viel. 

Es käme immer noch darauf an, wer das Waſſer bezahlen 
mus. Die Parteien draußen, wie wir fie haben, beſonders in den 
weiteren Vororten, werden das Waſſer nicht bezahlen, ſondern die 
Hausherren werden es bezahlen. Wer die Verhältniſſe kennt, weiß, 
dajs die Hausherren draußen nicht jo gut gebettet find, wie die 
Hausherren in den alten Bezirken. 

In den alten Bezirken warten die Parteien auf den Haus— 
herrn, wenn er den Zins eincaſſieren kommt, mit dem Zins, bei 
uns draußen kann der Hausherr auf die Parteien warten, und die 
kommen ohne Zins. Nicht genug, dal der Hausherr ein geplagtes 
Individuum tft, muss er obendrein für den nicht eingebrachten 
Zins noch die Zinskreuzer zahlen, warum ſoll er nicht auch das 
Waſſer bezahlen, das er gar nicht bekommt? Das geht natürlich 
in einem. Aber dem betreffenden Hausbeſitzer kommt es ſehr ſchwer 
an, weil er andere Sachen auch noch zu bezahlen hat, die ein 
Hausherr herinnen nicht zu bezahlen hat. Etwas anderes iſt es 
mit dem Waſſerquantum, das er bezieht, das kann er nicht umſonſt 
verlangen, er wird es auch nicht, ſondern er wird es bezahlen; 
wenn er es auch nicht von den Parteien bezahlt bekommt, wird er 
das Opfer bringen und doch bezahlen, er muſs ja das Waſſer im 
Hauſe haben, aber dafs er mehr bezahlen ſoll, als er bekommt, 
können wir nicht verlangen. 
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Man ſagt, ja, wenn wir das ſo machen werden, ſo werden 
die Hausherren ſehr karg fein und den Parteien das Waſſer 
vielleicht im Cement vormeſſen. Davor brauchen Sie ſich nicht zu 
fürchten, dafür tragen ſchon die löbl. Parteien Sorge, daßs ſie ſich 
nicht vormeſſen laſſen. Aber ich fürchte etwas anderes, ich glaube, 
daſs, wenn das Waſſer in alle Bezirke, in alle Häuſer eingeleitet 
ſein wird, wir überhaupt nicht das genügende Waſſer haben 
werden. 

In einer der letzten Sitzungen hat Herr Gem.-Rath Wit: 
berger eine Interpellation eingebracht, ob bei der Waſſereinleitung 
die neuen Bezirke den alten gleichberechtigt gegenüberſtehen werden. 
In der darauffolgenden Sitzung hat der Bürgermeiſter darauf eine 
Antwort gegeben, ich habe aber nicht daraus entnommen, ob es 
ja iſt oder nein, ob wir das gleiche Recht haben oder nicht. Es 
hat ſo ungefähr geheißen: „das Stadtbauamt iſt darüber befragt 
worden, es hat ſich nicht recht geäußert, die Sache geht an den 
Stadtrath zurück“ oder dgl. Alſo wir wiſſen heute nicht, ob die 
neuen Bezirke bezüglich des Waſſers das gleiche Recht haben wie 
die alten. 

Wenn alſo nicht ſo viel Waſſer vorhanden ſein wird, ſo werden 
wir es natürlich auch nicht bekommen, und doch wird man jedem 
ausrechnen, ſoviel Köpfe ſind in ſeinem Hauſe, das macht ſoviel 
und ſoviel Liter, das muss er dann bezahlen, ob er es bekommen 
hat oder nicht, iſt gleichgiltig. Das iſt doch kein gerechter Vor— 
gang, dagegen müſſen wir uns wehren. Die Leute draußen können 
ſich nicht wehren, daher müſſen wir es thun, ihre Vertreter, die 
die Wählerſchaft hier hereingeſchickt hat. Wir müſſen uns ins Zeug 
legen und uns der Sache annehmen, denn für eine ſolche Angelegen— 
heit kann man nicht ſtimmen, ich wenigſtens kann es nicht. Ich 
laſſe den anderen Herren ihre Anſicht. 

Man ſagt wohl, die Gemeinde wird ihr Auskommen nicht 
finden; ſie gibt zuviel aus und nimmt nichts ein. Ich glaube das 
weniger. Heute kann man ſich überhaupt noch kein Urtheil bilden; 
Sie haben ja das Waſſer noch nicht eingeleitet und wiſſen auch 
noch gar nicht, was Sie dadurch einnehmen werden, dajs die Zahl 
der Auslaufbrunnen verringert wird; denn für das Waſſer, das aus 
den Auslaufbrunnen rinnt, bekommen Sie ja gar nichts, und dann 
nehmen Sie für die Waſſerleitungen, die in den Häuſern ſein werden, 
um jo mehr ein. Ich als Geſchäftsmann rechne alſo fo, dafs ich, je 
mehr ich abſetze, deſto mehr dafür einnehme. Wenn alſo in zwei, 
drei Jahren das Waſſer in alle Häuſer eingeleitet ſein wird und 
dann die Rechnung nicht ſtimmen ſollte, dann kann man uns 
ſagen: Wir kommen nicht aus, wir finden unſere Rechnung nicht, 
wenn es um dieſen Preis geht. Dann werden wir allerdings, bevor 
wir uns die Zinskreuzer erhöhen laſſen oder ſonſt andere Umlagen 
auf uns nehmen, das Waſſer theuerer bezahlen. Aber heute iſt 
noch gar kein Grund dafür vorhanden, zu ſagen, das WVaſſer 
müſſe theuerer werden, weil wir überhaupt noch gar nicht wiſſen, 
was wir für das Waſſer einnehmen werden. Die Angelegenheit iſt 
noch nicht jo ſpruchreif, das man jagen könnte: „wir kommen mit 
dem Betrage nicht daraus, wir müſſen mehr verlangen, wir 
können das Waſſer nicht jo geben.“ Sie werden einſehen, dass 
man ſich zur Wehre ſetzen mufßs. 

Ich will die Herren nicht länger aufhalten; im Laufe der 
Debatte iſt alles pro und contra geſagt worden. Ich bin dieſer 
Anſicht wie ſchon zu Anfang: Das Quantum, welches jeder 
Hausbeſitzer bekommt, laſſen Sie ſich zahlen, aber verlangen Sie 
nur nicht mehr von ihm. (Beifall.) 
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Gem.-Rath Dr. Mittler (zur Geſchäftsordnung): Es iſt 
heute die vierte Sitzung, in welcher uns dieſer Gegenſtand beſchäftigt. 
Es iſt das pro und contra desſelben, glaube ich, zur Genüge 
erörtert worden. Es iſt daher, glaube ich, angemeſſen, den Antrag 
zu ſtellen, daſs Generalredner gewählt werden, was nur für die 
Contraredner in Kraft zu treten hätte, nachdem ein Proredner 
meines Wiſſens nicht vorgemerkt iſt. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt der Antrag auf 
Wahl von Generalrednern geſtellt. Die Herren, welche damit ein— 
verſtanden ſind, wollen die Hand erheben. Ich bitte zu zählen. 
(Geſchieht.) 24 dafür. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe. — Rufe links: Abgelehnt!) Ich erſuche die Herren, ſich 
auf die Plätze zu begeben. (Stürmiſcher Widerſpruch links und 
Rufe: Dagegen proteſtieren wir!) Meine Herren! Ich dulde das 
nicht. Das geht nicht. (Gem.-⸗Rath Dr. Lueger: Ich bitte ums 
Wort zur Abſtimmung!) Vorerſt laſſen Sie mich ſprechen. (Lebhafte 
Unruhe und Zwiſchenrufe links.) Beruhigen Sie ſich! Das geht 
nicht, derlei Zwiſchenrufe gegen den Präſidenten. (Gem.-Rath 
Weitmann: Gehen Sie correct vor!) Ich warne Sie, Herr 
Gem. Rath Weitmann, mäßigen Sie ſich. Es ſind früher vom 
Schriftführer 24 Stimmen dafür gezählt worden und dagegen — 
da ſind mehrere Herren hereingetreten — ebenfalls 24. (Rufe 
links: 31! — Gem.⸗Rath Strobach: Wer fo gezählt hat, der 
ſoll noch einmal in die Schule gehen!) Ich bitte meine Herren, 
mäßigen Sie ſich. (Gem.-Rath Strobach: Der Dehm zählt 
immer ſo! Gem.-Rath Dr. Lueger: Es wäre gut, wenn er in 
die Volksſchule geſchickt würde!) Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger, 
ich mufs ſehr bitten, ſolche Ausdrücke zu unterlaſſen. (Gem.-Rath 
Steiner: Ich bitte ums Wort zur Geſchäftsordnung.) Jetzt 
wird abgeſtimmt. (Rufe links: Es iſt ſchon abgeſtimmt!) Wenn 
Sie wollen, dirimiere ich auf die Wahl von Generalrednern. 
(Lebhafter Widerſpruch und Rufe links: Das gibt's nicht! Wir 
haben die Majorität gehabt!) Ich bitte alſo, zur Wahl von 
Generalreduern zu ſchreiten. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Herr 
Vorſitzender! Auf dieſe Weiſe geht es nicht. Ich erkläre Ihnen, 
das heißt Majorität und Minorität künſtlich ſchaffen. 

Es iſt Thatſache, daſs 24 Herren für die Wahl von General— 
rednern waren, aber ebenſo iſt es Thatſache, dass über 30 dagegen 
waren. Wer immer gezählt hat, das iſt gleichgiltig, ich beſchuldige 
niemanden. Nun haben Sie geſehen, Herr Vorſitzender, daſs Ihre 
Parteigenoſſen hereingekommen ſind, da einige Herren von der 
Majorität gegen die Wahl von Generalrednern geſtimmt haben, 


haben die Herren die Hand aufgehoben, in der irrthümlichen 


Meinung, es ſei für ihre Partei, als Sie nun geſehen haben, 
es iſt alles ſchön beiſammen, jetzt ſagen Sie, Sie dirimieren! 
Das geht nicht! Wenn Sie wollen, Herr Vorſitzender, das hier 
Ruhe werden ſoll, und wenn Sie wollen, dass alle ordentlichen 
und anſtändigen Elemente zuſammenwirken, um die Berathung 
möglich zu machen, ſo dürfen ſolche Kunſtſtücke nicht gemacht 
werden! (Sehr richtig! links.) 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Lueger, ich rufe Sie zur Ordnung! (Lärm links. — Rufe: 
Lächerlich! — Er hat recht!) Ich weile dieſen Ausdruck eutſchieden 
zurück! (Rufe links: Das dulden wir nicht! — Gem.-Rath 
Gregorig: Sie haben die Unordnung gemacht, nicht Herr Dr. 
Lueger!) 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 7, 23. Jänner 1894. 


r 


4 NN TI I I N 


Setzen Sie ſich, Sie haben nicht das Wort. (Gem.-Rath 
Gregorig: Hier mus Ordnung herrſchen; hier gibt es eine 
Geſchäftsordnung und ein Geſetz, darüber dürfen Sie ſich nicht 
hinausſetzen!) Ich weiſe den Ausdruck, dass Kunſtſtücke hier 
gemacht werden, entſchieden zurück. Was mir mitgetheilt wurde, 
habe ich verkündet, es waren 24 Herren dafür, dann war die 
Gegenprobe und es waren 24 Herren dagegen. 

Gem. Rath Dürbek (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren, ich conſtatiere, daſs ich hier beim Schriftführer geſtanden 
bin und 24 Herren gezählt habe; dann habe ich mit dem Herin 
Schriftführer 27 Herren bei der Gegenprobe gezählt, und da habe 
ich geſagt, es ſind ſchon 27 Herren, das iſt abgelehnt. Damit bin 
ich heruntergegangen. Der Herr Schriftführer hat auch mitgezählt 
und dürfte das beſtätigen. (Bravo! links. Rufe links: Das ſind 
unſere Schriftführer!) 

Vice Bürgermeifler Dr. Grübl: Herr Dr. Zimmer 
mann hat das Wort. Er ſoll ſagen, wie die Sache war. 

Schriftführer Gem. Rath Dr. Zimmermann: Ich bitte, 
meine Herren, wie die Abſtimmung bei der Gegenprobe war, war 
dadurch, daſs ein Schwarm von Herren hereinkam und die Hände 
erhob und, wie man ihnen ſagte, das ſei nicht richtig, die Hände 
wieder heruntergab, eine vollſtändige Conſtatierung abſolut un— 
möglich. (Gem.⸗Rath Dr. Lueg er: Es waren 27!) Das habe 
ich nicht conſtatiert, das es 27 waren. (Rufe links: Warum jagen 
Sie es denn?) Ich habe es nicht geſagt, denn es war abſolut 
unmöglich. (Große Unruhe links.) 

Gem.-⸗Nath Dr. Steger (aufſtehend): Jetzt können Sie 
Ihre Generalredner wählen! (Rufe links: Unerhört!) Das iſt ein 
Scandal, wenn ſich der Schriftführer nicht ſchämt, den rufen Sie 
zur Ordnung! (Rufe links: Das dürfen wir nicht dulden! — 
Gem.⸗Rath Strobach: Unerhört! — Erneuerter Lärm links.) 

Vice- ürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, Herr Gem. 
Rath Strobach! (Gem.-Rath Dr. Lueger ruft dazwiſchen.) Sie, 
Herr Gem.⸗-Rath Dr. Lueger, Sie haben nicht das Wort, melden 
Sie ſich zuerſt zum Worte. 

Gem.-Nath Noſenſtingl (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Es iſt gar kein Zweifel, daſs bei der erſten Abſtimmung 
24 Herren Gemeinderäthe für die Wahl von Generalrednern ge— 
ſtimmt haben, bei der zweiten Abſtimmung ſind aber gerechte 
Zweifel entſtanden. Ich glaube durchaus nicht, dass irgend jemand 
eine böſe Abſicht gehabt hat, aber ich bin ſelbſt der Meinung, daßs 
mehr Herren gegen die Wahl von Generalrednern geſtimmt haben 
als dafür. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Ich habe es ja geſehen!) 
Ich dächte alſo, dafs ich einen Vermittlungsvorſchlag machen 
dürfte; nachdem die erſte Abſtimmung zwecklos, die zweite aber 
zweifelhaft war, jo würde ich bitten, dass wir die zweite Ab— 
ſtimmung wiederholen. (Rufe links: Nein!) Dann kann niemand 
ſagen, dafs ihm unrecht geſchehen ſei. Die Herren, welche früher 


nicht dabei waren, können jetzt höchſtens contra ſtimmen, es kann 


alſo gar kein Malheur paſſieren, und es wäre dies der beſte 
Ausweg. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, meine Herren, 
entweder, oder. (Gem.⸗Rath Purſcht: Nein!) Ich bitte, Herr 
Gem.⸗Rath Purſcht, ſchauen Sie, Sie wiſſen noch gar nicht, 
was ich ſagen will und haben ſchon „nein“ geſagt! Entweder, 
oder. Entweder die Verſammlung hegt Zweifel in die richtige 
Zählung, dann mußs die Abſtimmung wiederholt werden, oder fie 
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hegt nicht Zweifel, dann bleibt es bei dem, was ich enunciert 
habe. Ich bitte, ein Antrag wird nicht geſtellt? Wenn kein Antrag 
geſtellt iſt, So muſs ich zur Wahl von Generalrednern ſchreiten. 

Gem.-Nath Dr. Nechansliy (zur Geſchäftsordnung): Das 
einzig Correcte iſt, die Abſtimmung noch einmal zu wiederholen. 
(Widerſpruch links.) Bei jedem Zweifel iſt das das einzig Correcte. 
(Lärm links.) Die Herren mögen ſich doch nicht ſo aufregen. 

Gem.-Rath Wimberger (zur Geſchäftsordnung): Ich bitte 
um Wiederaufnahme der Debatte. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Die Wiederaufnahme der 
Debatte kann erfolgen, dann kann eine neuerliche Einzeichnung 
von Rednern ſtattfinden. Das kann ſtattfinden, bis zur Abſtimmung. 

Ich bitte, es liegen zwei Anträge vor; der eine auf Wieder— 
aufnahme der Debatte, der andere auf Wiederholung der Ab— 
ſtimmung. 

Ich bringe zuerſt den Antrag auf Wiederaufnahme der Debatte 
zur Abſtimmung. Jene Herren, welche mit der Wiederaufnahme 
der Debatte einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Minorität. Abgelehnt. 

Jene Herren, welche für die Wiederholung der Abſtimmung 
ſind, weil ſie das Reſultat der erſten Abſtimmung als an 
anſehen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Majorität. 
Angenommen. 

Es wurde der Antrag auf Wahl von Generalrednern geſtellt. 
Die Herren, welche mit der Wahl von Generalrednern einver— 
ſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Minorität; 
der Antrag iſt daher abgelehnt. 

Es gelangt nun Herr Gem.-Rath K. J. Müller zum Worte. 

Gem.⸗Nath K. J. Müller: Die Vorlage, welche wir hier 
haben, baſiert auf dem verlorenen Proceſſe Ofenheim, welchen 
wir ſeinerzeit geführt haben. 

Man hat gemeint, man müſſe ein Geſetz ſchaffen, um die 
Waſſergebüren ſicherſtellen zu können. Bei dieſer Gelegenheit hat 
man den Waſſerpreis von 2 fl. 
6 fl. erhöht und hat dieſe Erhöhung damit motiviert, daſs man 
ſagte, das Capital, welches in den Waſſeranlagen inveſtiert iſt, 
trägt nur eine Verzinſung von 3½ Percent. Ein Redner hat 
das ausgerechnet, hat aber dabei vergeſſen, daſs das auf dem Ab— 
ſchluſſe vom Jahre 1891 baſiert, während in den Jahren 1892 
und auch 1893 Mehreinnahmen erzielt wurden. Weiters hat der— 
ſelbe überſehen, daſs das Waſſer, welches die Gemeinde für ihre 
eigenen Zwecke braucht, nicht eingerechnet iſt. Wenn der Herr 
College den Wert dieſes Waſſers mitgerechnet hätte, ſo wäre eine 
höhere Verzinſung herausgekommen. Er ſagt, ihn geniert das 
nicht, wenn die Waſſergebüren erhöht werden. Das glaube ich, 
uns und alle Waſſerabnehmer geniert es aber. Berechnen Sie ſich, 
meine Herren, welches Waſſerquantum bezahlt werden ınufs, das 
wir gar nicht bekommen. 

Es wird uns ein gewiſſes Waſſerquantum nach der Kopfzahl 
zugemeſſen, der Mehrverbrauch über dieſes Quantum koſtet ſchon 
mehr, es koſtet 7 fl. 30 kr. 

Es iſt in dem Referate ein Paſſus enthalten, daf3 nicht nur 
das nach der Kopfzahl zugemeſſene Waſſerquantum, ſondern das 
Waſſer, welches der Waſſermeſſer zeigt, bezahlt werden ſoll. Sie 
wiſſen, wie es mit den Waſſermeſſern heute ſteht. Eine ganze Um— 
wälzung bereitet ſich vor. Ein College hat gemeint, es ſolle das 
Waſſer verkauft werden nach dem, was der Waſſermeſſer anzeigt. 
Sie ſind bis heute nicht geaicht. Seit vorigem Jahre jedoch iſt 
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bereits ein Geſetz in Wirkſamkeit, dahin gehend, daßs jeder Waſſer— 
abnehmer vom Jahre 1895 an das Recht hat, einen geaichten 
Waſſermeſſer zu verlangen. Vom Jahre 1896 darf die Gemeinde 
keinen ungeaichten Waſſermeſſer mehr einbauen. Vom Jahre 1905 
müſſen alle Waſſermeſſer geaicht ſein. Wenn wir die geaichten 
Waſſermeſſer haben, tritt ohnehin eine Umwälzung in der ganzen 
Sache ein. Dann werden wir das Waſſer nicht jo abgeben, wie 


wir es heute verkaufen, ſondern nach dem gelieferten Quantum, 


der Gerechtigkeit entſprechend. Die Aichung koſtet jedoch Geld, und 
es iſt von Seite der Gemeinde eine Vorſtellung an die Regierung 
dagegen gemacht worden. Die Gemeinde meint, dieſe Waſſermeſſer— 
aichung können wir beſorgen. Das wird die Regierung aus ber- 
ſchiedenen Gründen nicht zugeben. Denn wir find Waſſerverkäufer 
und ſollen nicht Richter in derſelben Sache fein. Die Gemeinde 
iſt auch der Meinung, dafs die Gebür für die Aichung, die nur 
pro Jahr circa 20.000 fl. koſten wird und ſich jedes zweite Jahr 
wiederholt, wir einnehmen könnten. Wir nehmen das auch wahr— 
ſcheinlich ein, wenn wir die Bewilligung hiezu bekommen. Aber die 
Gemeinde bezahlt es nicht, ſondern es bezahlen es wieder die 
Hausbeſitzer, reſpective die Waſſerabnehmer, und ob die Gemeinde 
oder die Regierung die Aichung normiert, bezahlen müſſen wir ſie 
immer. Die Gemeinde bezahlt ſie nicht. Das iſt alſo eine neue 
Laſt für die Hausbeſitzer. 

Man ſagt, die Hausbeſitzer werden es auf die Parteien über 
wälzen. Das iſt aber nicht richtig. Wenn heute eine Partei eine 
Wohnung mietet, ſo fragt ſie nicht, was der Hausbeſitzer mit dem 
Zinſe macht, ob er ihn für ſich behält, ob er Steuern und Waſſer 
bezahlt, und ſie fragt mit Recht nicht darnach. Auch ich frage, 
was koſtet die Wohnung, und nicht, was der Hausbeſitzer mit 
dem Zinſe macht, und wenn man ſagt, man kann den Parteien 
das Waſſer droſſeln, ſo antworte ich: das exiſtiert heute nicht, in 
den alten zehn Bezirken gewiſs nicht. Wir können das nicht thun. 
In den neuen Bezirken geht das auch nicht. Sie haben auch ſchon 
ein beſſeres Publicum. Das war vielleicht im Anfange bei einzelnen 
Häuſern der Fall. Wenn ich eine Partei wäre und ſehen würde, 
dafs der Hausherr mir das Waſſer für zwei Stunden zumifst, fo 
würde ich jagen: Ich bezahle den Zins, man muss mir das Waſſer 
laſſen. In den neuen Bezirken wird man die Erhöhung noch mehr 
fürchten. Wir können es den Parteien nicht aufrechnen; in den 
inneren Bezirken iſt es ſicher, daſs der Hausherr das Waſſer be— 
zahlen muſs. In den neuen Bezirken, die bis heute das Waſſer 
nicht bekommen, wäre es vielleicht etwas anderes. Da wird die 
Partei etwas bezahlen müſſen. Auch dort nicht in allen Häuſern; 
in den größeren Häuſern wird es auch der Hausbeſitzer bezahlen; 
denn, wenn eine Partei 10 bis 12 fl. pro Monat bezahlt — glauben 
Sie, dafs Sie der das Waſſer aufrechnen können? Der Arbeiter 
wird ſagen: Ich bin den ganzen Tag nicht zu Hauſe, ich trinke 
das Waſſer, wo ich in Arbeit bin — und mit Recht ſagt er das. 
Der Hausbeſitzer muss es aber doch bezahlen. Sie jagen: Der 
Hausbeſitzer kann es bezahlen. Was ſoll er aber von dem Zinſe 
noch bezahlen, den er heute einnimmt? Er bezahlt 50 Percent an 
Steuern; alſo das auch noch dazu? Wir haben vor ungefähr drei 
bis vier Jahren eine Waſſergebürenerhöhung gehabt. Haben Sie 
gehört, daſs die Hausbeſitzer die Waſſergebüren erhöht haben? Nein. 
Aber die Einnahmen der Gemeinde ſind durch den Mehrverbrauch 
ver 25 ] geſtiegen; es wurde mehr gebraucht, aber nicht mit 

3 fl. 50 kr., ſondern mit 7 fl. 30 kr. bezahlt. Eine Erhöhung 


fönnen wir alſo vorderhand nicht ertragen, und ſie iſt auch 
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heute nicht nothwendig. Wir können einfach beſchließen, das wir 
das Waſſer zum alten Preiſe geben, wie ein Stadtrath letzthin 
ſelbſt erwähnte, indem er beantragte, dais wir die 88 1 und 2 
annehmen mit den vorgeſchlagenen Preiſen für das Waſſer, welches 
für öffentliche Zwecke abgegeben werden ſoll. Das Waſſer hingegen, 
welches wir als Mehrverbrauch abgeben ſollen, bleibe zum alten 
Preiſe. Dem ſtimme ich vollkommen bei, und wenn wir ein ſolches 
Geſetz anſtreben ſollen, ſo habe ich nichts dagegen; es iſt gerecht. 

Der Hausbeſitzer wird mit der Gemeinde nicht Streitigkeiten 
anfangen und wird das Waſſer bezahlen, und die Gemeinde muſs 
auch für die Speſen aufkommen. Man ſoll das Pfandrecht ver— 
langen, aber für den alten Betrag und für das angemeldete und 


zugewieſene Waſſer, aber nicht für das Mehr. Ich würde mich | 


ſehr bedanken, wenn ich heute Hausbefiker bin und einen Mehr: 
verbrauch von einigen hundert Gulden habe, und ich das nicht be— 
zahlen will und die Gemeinde es vormerkt. Glauben Sie, ich ließe 
mir das gefallen? Gewißs nicht! Und alle anderen auch nicht, weil 
das eine Ungerechtigkeit wäre. Aber das Waſſer, welches ich anmelde, 
und welches mir auf Grund des Geſetzes zugewieſen wird, kann 
man vormerken; da habe ich nichts dagegen und es wird auch 
niemand ſich dagegen auflehnen. Man will aber heute eine Er— 
höhung eintreten laſſen. Warten die Herren ab, bis die ehemaligen 
Vororte das Waſſer haben! Dann werden Sie ſehen, welche Ein— 
nahmen Sie erzielen, und warten Sie, bis die Waſſermeſſer geaicht 
werden. Die Abgabe wird jedenfalls eine andere werden, als die 
heutige iſt. 

Ich glaube alſo, man ſollte dem Herrn Stadtrathe zuſtimmen, 
welcher unlängſt den Antrag geſtellt hat, man ſolle die Punkte 1 und 2 
annehmen. Dann iſt noch ein Punkt, die Abrechnung. Die Ab— 
löſung geſchieht heute vierteljährig. Wenn ein Hausbeſitzer, über— 
haupt ein Waſſeranmelder, ein Waſſerquantum angemeldet hat und 


einen Mehrverbrauch hat, ſo hat er das Mehr zu bezahlen. Das 


Minus, um welches er ungefähr durch drei Vierteljahre weniger 
bezogen hat, muſs er auch bezahlen. Ich meine, es iſt viel klüger, 
und auch gerechter, wenn wir beiſpielsweiſe die vierteljährige 
Zahlung beibehalten und die Abrechnung, die Compenſation, erſt 
am Ende des Jahres verrechnen, damit ſich, was in einem Viertel— 
jahre mehr verbraucht wurde, in dem Minderverbrauche in den 
anderen drei Vierteljahren ausgleicht. Das wäre jedenfalls das 
Richtige und Gerechte. Denn die Gemeinde verpflichtet ſich, täglich 
ein gewiſſes Quantum Waſſer zu liefern. Ableſen kann ſie es aber 
nicht. Alſo die Gemeinde verkauft einen Hektoliter Waſſer pro Tag 
und im Jahre ſind es 365 hl, die koſten einen gewiſſen Preis. 
Das mufs die Gemeinde auch liefern. Alſo in der Beziehung, 
glaube ich, daſs die Abrechnung, wie beantragt worden iſt, ganz 
richtig iſt. 

Die Waſſermeſſergebüren ſind auch noch ein Factor. Die 
Gemeinde verlangt heute für den kleinſten Waſſermeſſer pro Jahr 
5 fl. Zins. Die Waſſermeſſer koſten uns ungefähr 20 fl. im Durch— 
ſchnitte. Der Waſſermeſſer iſt alſo in vier Jahren bezahlt. Die 
Gemeinde hat weiters mit dem Waſſermeſſerlieferanten einen 
Vertrag dahin gehend, dafs die Beſtallung, die er nach der Haftzeit 
hat, pro Jahr mit einem Gulden bemeſſen wird. Alſo in vier 
Jahren iſt der Waſſermeſſer ganz bezahlt, im fünften Jahre bezahlt 
die Gemeinde einen Gulden und nimmt 5 fl. ein. Das iſt auch 
ein ganz gutes Geſchäft. Ich vergönne es der Gemeinde vom 
Herzen. Die Gemeinde mufs eine Einnahme haben. Ich will 
damit nur die Bemerkung richtigſtellen, daßs die Gemeinde auf die 
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Waſſermeſſer daraufzahlt. Für den Gulden, den der Inſtallateur 
für die Inſtandhaltung bekommt, muss er den Waſſermeſſer heraus- 
nehmen und das Einbauen beſorgen. Die Gemeinde verdient gewifs 
4 fl. dabei. 

Darum möchte ich die Herren bitten, den Antrag des Herrn 
Collegen Schlechter anzunehmen, welcher dahin geht, dass wir 
die Punkte! und 2 mit den alten Preiſen, die wir heute einnehmen, 
nämlich 3½, 3 und 4½ fl. beibehalten. Dann würde jedenfalls 
auch Punkt 8 dazu gehören, welcher der Gemeinde das Pfandrecht 
fihern ſoll, aber nur für dieſe beiden Quantitäten, für den Mehr— 
verbrauch abſolut nicht. Gegen das letztere müsste ich mich ent— 
ſchieden verwahren da würden alle dagegen ſein. Es heißt hier 
im Punkte 8 im letzten Paſſus: Bezüglich des Mehrverbrauches 
iſt derjenige, der den Waſſermeſſer bezahlt, derjenige, der ſich die 
Vormerkung mußs gefallen laſſen, d. i. immer der Hausbeſitzer. 

Ich würde beantragen, bei Punkt 1 und 2 „die alten Preiſe“ 
zu belaſſen und bei Punkt 8, dass dort nur das zugewieſene 
Quantum gemeint fein ſoll, welches per Kopf 25 1 ausmacht, 
und den angemeldeten Mehrverbrauch, nicht den durch den Waſſer— 


meſſer angezeigten Mehrverbrauch. Das könnte durch ein Landes— 


geſetz bewirkt werden, daſs es ſo gehandhabt wird, wie bei den 
übrigen Steuern, welche die Gemeinde auf die Hausbeſitzer legt, 
daſs alſo nur die beiden erſten Quantitäten das Pfandrecht haben, 
hingegen das Mehrquantum nicht. 

Referent Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich glaube, 
dajs der Herr Redner ſich in einem Punkte im Irrthume befunden 
hat. Er hat ungefähr argumentiert: Die Gemeinde iſt wohl ein— 
geſchritten darum, dass nicht das kaiſerliche Aichamt die Aichung der 
Waſſermeſſer beſorgt, ſondern dafs unſerer Probierſtation dieſe 
Vollmacht gegeben werde; dann müſſe ja doch auch, wenn die 
Gemeinde die Aichung vornimmt, eine Zahlung geleiſtet werden. 

In dem Punkte befindet ſich der Herr Redner im Irrthume. 
Dieſe Aichung, welche die Gemeinde vornimmt, wird nicht bezahlt, 
ſondern in der Gebür für den Waſſermeſſer berichtigt. Dass es 
ſich hier nicht um kleine Summen handelt, bitte ich aus folgender 
Rechnung zu entnehmen: 

Ich nehme an, daſs von 30.000 Häuſern Wiens in 
5000 Häuſern die Hochquelleuleitung nicht eingeleitet wird, weil 
die Häuſer mit gutem Waſſer verſehen ſind, insbeſondere an der 
Peripherie; es bleiben alſo 25.000 Häuſer. 

Ich nehme an, dass in dieſe die Hochquellenleitung im Ver— 
laufe einer nicht fernen Zeit überall eingeleitet ſein wird. Dann 


haben Sie zum mindeſten 25.000 Waſſermeſſer. Nach einer Ver— 


ordnung des Handelsminiſteriums muſs im Verlaufe von je zwei 
Jahren eine Neuaichung erfolgen, Sie haben alſo die Hälfte all— 
jährlich neu zu aichen, das ſind 12.500 Waſſermeſſer. Rechnen 
Sie noch ſo gering, ſo kommen Sie bei den kleineren Waſſer— 
meſſern auf den Betrag von 2 fl., bei den größeren auf den Be— 
trag von 3 fl. Nun nehme ich als Durchſchnitt bloß den kleineren 
Betrag von 2 fl., ſo haben Sie jährlich 25.000 fl. Wer bezahlt 
denn das? Gewiſs werden das die Hausherren bezahlen müſſen. 
Wenn wir die Intention haben, die Gemeinde möge von dieſem 
Zwange befreit werden und die 25.000 fl. ſollen ganz erſpart 
werden — denn dieſe ſtecken ja einfach in den Gebüren, die Sie 
für die Waſſermeſſererhaltung überhaupt bezahlen — ſo iſt das 
doch im großen und ganzen eine Entlaſtung der Gemeinde, denn 
der Gemeinde iſt es doch nicht gleichgiltig, wenn der Hausherr 
das bezahlen muſs. Die Gemeinde mus auf dem Standpunkte 
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ſtehen: Ein Erſparnis iſt nur dann vorhanden, wenn weder die 
Gemeinde noch die Gemeindemitglieder eine Zahlung zu leiſten 
haben. Die 25.000 fl. wollen wir ganz erſparen, und das wird 
dann erreicht werden, wenn die Waſſermeſſer-Probierſtation, jo wie 
es jetzt eingeführt iſt, einfach ein Atteſt ausſtellen kann. Wenn der 
einzelne noch dadurch geſichert iſt, daſs der betreffende Beamte 
ordnungsmäßig beeidet iſt, dann verſtehe ich nicht, warum Sie 
mehr Vertrauen haben, wenn über der Thür, wo Sie hineingehen 
ſollen, ein kaiſerlicher Adler iſt. (Ruf links: Oho!) Ich bitte, es 
iſt notoriſch, jedermann weiß das in Wien, daſs die Waſſermeſſer— 
ſtation eigentlich die Grundlage für die ganze Aichung abgiebt, ihre 
Erfahrungen, ihre Berechnungen, überhaupt ihre ganze techniſche 
Manipulation ſind die Grundlage für die ganze Aichung. Ja, 
was iſt denn das dann für ein Unterſchied? Ich ſehe das nicht 
ein. Wenn die Herren à tout prix die 25.000 fl. den Hausherren 
auf den Buckel hinaufpreſſen wollen, mir kann es recht ſein. 


Aber ich möchte doch davor warnen, und es iſt doch klüger, 
wenn wir ihnen das Geld erſparen. Es iſt ja fraglich, ob es überhaupt 
möglich iſt, aber das eine iſt ſicher, daſs, wenn die Gemeinde 
wirklich die Aichung vornehmen wird, die Partei keine Gebür zu 
entrichten haben wird. Sie zahlt ihre 5 fl. jährlich für den Waſſer— 
meſſer, dafür muss die Gemeinde die Ausſchaltung, die Probierung, 
die Neueinſchaltung und ſo weiter beſorgen. Die Gemeinde behält 
überdies nicht die ganzen 5 fl., denn ſie zahlt ja 1 fl. durch— 
ſchnittlich für die Erhaltung der Waſſermeſſer und alle dieſe 
Manipulationen. 


Und nehmen Sie nun die Gebüren anderer Städte, ſo werden 
Sie gerade im Verhältnis zu unſerer Stadt Haarſträubendes ſehen; 
da werden Sie erſt ſehen, wie in anderen Städten mit den Bürgern 
der Gemeinde wenig Federleſens gemacht wird. Ich will nur eine 
einzige Rechnung erwähnen, und zwar aus den amtlichen Daten 
der allerneueſten Zeit von Berlin, aus denen ſich folgendes Re— 
ſultat ergibt. Dort iſt nämlich eine merkwürdige Rechnungsweiſe; 
bis zu SO mà koſtet für ein Vierteljahr der Cubikmeter 30 Pfennige; 
über 80 bis 200 m? koſtet er 20 Pfennige, und über 200 m? 
15 Pfennige, alles pro Vierteljahr. Das ergibt folgendes Reſultat: 
Nach unſerer Rechnung von 3 fl. per Hektoliter und Jahr — das 
find 365 hl — kommen die 2000 hl auf 16 fl. 44 kr., in Berlin 
aber auf 24 fl. in Gold. Das iſt doch ein kleiner Unterſchied; 
und genau ſo iſt es bei den Waſſermeſſern. Sie dürfen alſo, 
wenn Sie ſchon einen Vergleich anſtellen, nicht von vornherein 
ſagen, das iſt zu hoch. Anderswo müſſen die Leute auch amortiſieren 
und Sie können nicht einfach den Preis des Waſſermeſſers über— 
ſehen. Dieſe Waſſermeſſer werden von Jahr zu Jahr vervoll— 
kommnet; fie find Präciſionsinſtrumente, welche vorzügliche Nefultate 
liefern, wenn man ſie fortwährend in Pflege hält und in gewiſſen 
kurzen Zeiträumen ausſchaltet und repaſſiert — mit einem Worte — 
beobachtet. Das alles geſchieht heute bei uns, und wenn heute ein 
Hauseigenthümer bei uns den Verdacht hat, daſs der Waſſermeſſer 
irgendwie geſtört iſt oder unrichtig zeigt, hat er nur einfach die 
Anzeige im Departement zu machen. Der Waſſermeſſer wird aus— 
geſchaltet, und wenn die Reclamation ſich als berechtigt heraus— 
ſtellt, wird alles abgeſchrieben. Coulanter kann man nicht vor— 
gehen, und ich bin überzeugt, dass ſehr viele aus Ihrer Mitte die 
Erfahrung gemacht haben, dafs man Reclamationen in jeder Weiſe 
Rechnung zu tragen ſucht. Zum Schluſſe will ich nur nochmals 
bemerken, daßſs ſich die Gemeinde nicht etwa an die Stelle des 
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kaiſerlichen Aichamtes ſetzen will, um die 25.000 fl. einzuſtecken, 
ſondern um ſie den Hausherren zu erſparen. | 

Gem.-Rath K. J. Müller: Ich möchte nur berichtigen, 
daſs ich das nicht fo gemeint habe. Ich habe erklärt, dass ein 
Geſetz im Zuge iſt . .. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Hrüßl: Das geht nicht. Berichti⸗ 
gungen bitte ich am Schluſſe vorzubringen. 

Gem. Rath Prauneiß: Da fo viele Redner in dieſer 
Angelegenheit geſprochen haben, will ich mich möglichſt kurz faſſen. 

Es iſt bei der Einverleibung den neuen Bezirken verſprochen 
worden, daßs fie Hochquellenwaſſer erhalten. Und jetzt will man 
eine Erhöhung der Waſſerpreiſe eintreten laſſen. Ein geehrter Herr 
Redner von der drüberen Seite, Herr Dr. Stern, hat, weil 
dieſe Frage aufgeworfen wurde, erwähnt, dass die Vorortehaus— 
herren eben in der Beziehung ſchlechter daran ſind, weil ſie den 
Zins ſchwerer erhalten; ſie ſind überhaupt nicht ſo ſituiert wie die 
Hausherren in der inneren Stadt, welche den Zins halbjährig 
oder vierteljährig bekommen und etwas damit thun können. Das 
Verhältnis iſt in den Vororten etwas anders, und ich möchte dem 
Herrn Dr. Stern wünſchen, dajs er ein Vorortehausherr wäre, 
damit er ſieht, in welcher Weiſe dieſe Hausherren Zins bekommen. 
Ich kann für die Vorlage nicht ſtimmen. Ich möchte an die 
Herren Vertreter der neuen Bezirke die Frage richten, ob Sie 
das auf Ihr Gewiſſen nehmen und gegenüber den Wählern ver— 
treten können. Ich bitte, für den Antrag des Herrn Dr. Lueger 
zu ſtimmen. 

Gem.-Nath Värtl: Es iſt wirklich unangenehm, bei einer 
ſo hochwichtigen Vorlage vor leeren Bänken ſprechen zu müſſen. 
(Gem.⸗Rath Frauenberger macht einen Zwiſchenruf.) Ja, 
dem Herrn Frauenberger macht es nichts, wohl aber mir 
und uns von dieſer Seite. Die Vorlage iſt eine bedeutende Be— 
laſtung der mittleren und kleinen Hauseigenthümer. Es kann nicht 
genug hervorgehoben werden, dass der Realbeſitz und die Haus— 
eigenthümer außerordentlich belaſtet ſind. Den Zinskreuzern weichen 
Sie aus, da haben Sie das Bewuſstſein, dafs es abſolut nicht 
geht. Nun will man die Waſſergebüren erhöhen. Von der anderen 
Seite wird lamentiert, was uns das Waſſer koſtet. Schauen Sie 
einmal hin, was es anderswo koſtet. Die Hausherrenvereine, wo 
doch alle Mitglieder Hausherren ſind, die lamentieren nicht und 
beſchweren ſich nicht. Überhaupt hätte ich gewünſcht, daſs der 
Gegenſtand, der ſchon ſeit Mai, alſo ſeit neun Monaten auf der 
Tagesordnung iſt, noch länger auf der Tagesordnung geblieben 
wäre. Das ſage ich nicht allein, ſondern das haben auch die Herren 
von der anderen Seite angedeutet. 

Wenn die Vorlage in einem oder zwei Jahren käme, ſo würde 
ſie uns auch lebhaft berühren. Es wird geſagt: die Verzinſung 
von 3·3 Percent mußs aufgebracht werden. Wiſſen Sie, was das 
Rathhaus gekoſtet hat? Und was trägt es heute? Von weſſen 
Geld iſt das Rathhaus und die Waſſerleitung gebaut worden? 
Freilich muſs der Steuerträger dafür aufkommen. Sind 3˙3 Percent 
nicht eine honette Verzinſung? In anderen Ländern wird von 
4½ Percent auf 3½ Percent convertiert, und zwar 7 Milliarden. 
Wir haben Obligationen, wo wir 5 Percent oder 6 Percent Zinſen 
zahlen müſſen, warum geht das Präſidium nicht an eine Con— 
vertierung? Ich habe jahrelang diesbezügliche Anträge und Inter— 
pellationen geſtellt. Ich weiß, daſs kein Zwang auferlegt werden 
kann, aber es iſt doch der Mühe wert, einen Verſuch zu machen. 
Doch da geſchieht nichts. 
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Es iſt ein bequemer Weg, eine Vorlage zu machen und zwar 
eine Zwangsvorlage. Der Landtag tagt, alſo ſoll der Gemeinderath 
zuſtimmen, damit dieſe Vorlage noch zur rechten Zeit an den Landtag 
kommt. Durch dieſelbe wird aber eine Steigerung eintreten, wenn 
auch nicht ſofort und das müſſen wir mit Entſchiedenheit zurückweiſen. 
So wenig Sie, wie ich glaube, die Zinskreuzer erhöhen wollen, ſo 
wenig wollen wir dieſe Erhöhung, die ganz gleichbedeutend iſt. Den 
Hausbeſitzer trifft ſie ſchwer. Ich verlange mir nicht, ein ſolcher 
Hausbeſitzer zu ſein und wenn ich das Haus geſchenkt bekäme — 
welcher wöchentlich oder monatlich den Zins einheben muss. Es iſt 
hervorgehoben worden, der Hausbeſitzer läfst ſich halt das von der 
Partei zahlen, aber das gibt es heute nicht mehr. Seit einer Reihe 
von Jahren find die Zinsverhältniſſe jo, dafs die Partei jagt, was 
koſtet die Wohnung, und wenn der Hausherr anfangen wollte 
aufzuzählen, ſoviel Zinskreuzer, ſoviel Waſſerkreuzer, Schulkrenzer, 
Einquartierungskreuzer ꝛc., ſo würde die Partei ſagen, das brauche 
ich nicht zu wiſſen, was habe ich im ganzen zu zahlen? Dann wird 
gehandelt; die Wohnung iſt zu theuer, ich habe jetzt eine Wohnung, 
die ſoviel koſtet, ergo zahle ich jetzt auch nicht mehr. Der Hausherr 
kann alſo die Partei nicht belaſten und dieſe Steigerung trifft alſo 
wieder die kleinen Realbeſitzer. Sie können es uns (links) alſo nicht 
verargen, wenn wir gegen jede Vorlage, welche eine Erhöhung 
bedeutet, entſchieden Stellung nehmen. Waren wir etwa für die 
großen Auslagen, denen Sie zugeſtimmt haben? Im Hand— 
umdrehen war die Verwaltung um hunderttauſende theuerer ge— 
worden als früher, die Geſchäfte haben ſich aber früher auch 
abgewickelt! (Rufe links: Viel ſchneller!) 

Es wurde ſchon von verſchiedenen Seiten geſagt, dieſe Vorlage 
ſolle zurückgewieſen werden, und das wäre auch richtig. Es iſt da 
zum Beiſpiel im § 7 ein Paſſus, der ſchon im Jahre 1887 darin 
war, und den wir entſchieden zurückgewieſen haben, es heißt nämlich 
dort: „Die im Punkte 1 bis 3 beſtimmten Gebüren find auch dann 
voll zu bezahlen, wenn die zugewieſene, beziehungsweiſe angemeldete 
Waſſermenge nicht voll bezogen werden ſollte“, d. h. ſoviel, wenn 
der Hausherr das Waſſer auch nicht verbraucht, zahlen muss er es! 
Iſt das gerecht? Das richtigſte wäre doch, ſoviel braucht der 
Hauseigenthümer, ſoviel muſs er zahlen! Die Commune iſt ja 
auch geſetzlich aus ſanitären Gründen verpflichtet, das Waſſer 
abzugeben, warum ſollen alſo die Hausherren mehr zahlen? Die 
Commune ſoll auch etwas beitragen. Dieſe 3 Percent ſind ja ganz 
honett! 

Man hätte auch mit dieſer Vorlage warten können, bis das 
Waſſer in den Vororten eingeleitet iſt (Rufe links: Da ſteckt der 
Pferdefuß !), womit man ja ſchon begonnen hat, dann würde man 
ein anderes Reſultat haben, man würde bis auf 4 Percent kommen. 
Wollen Sie denn noch mehr haben von Ihren Mitbürgern? 

Ich bedauere nur, daßs die Bänke leer find, und die Herren, 
die jetzt nicht hier find, find dann jene, welche zuſtimmen werden. 
Die ſagen ſich, warum ſollen wir das alles anhören, das haben 
wir ſchon gehört, wenn die Abſtimmung kommt, werden wir da 
ſein und für die Vorlage ſtimmen! Das iſt doch ſehr zu bedauern! 
(Rufe links: Die find ſchon dreſſiert!) Den großen Hauseigen⸗ 
thümern macht das freilich nichts, wenn ſie mehr zahlen ſollen, 
aber die kleinen Beſitzer werden ſchwer getroffen. Ja, wenn die 


Realitäten unbelaſtet wären, wenn jeder ein ſteuerfreies Haus hätte, 


dann wäre es leicht, ſo aber iſt es anders. Der Herr Referent 
macht die Sache recht appetitlich; in ſeiner erſten Anſprache hat 
er berechnet, wie viel eigentlich auf ein Haus Mehrgebür kommt, 
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und hat, ich glaube, 4 fl. im V. Bezirke per Haus herausgerechnet. 
Ich will Ihnen Folgendes hier mittheilen: Ich habe einmal in 
einem Quartale 20 fl. 98 kr. zahlen ſollen, ſelbſtverſtändlich iſt 
der Stadtrath ſo liebenswürdig geweſen und hat dieſen Betrag 
auf 13 fl. 11 kr. herabgeſetzt. Ich könnte Ihnen noch Rechnungen 
von einer ganzen Reihe von Quartalen — nicht nur von zwei 
oder drei — vorweiſen; genug an dem, ich komme auf eine Ge- 
ſammtſumme von 57 fl. Vor einer Viertelſtunde hat der Herr 
Referent geſagt, ſchauen Sie auf Berlin, da muss man 24 fl. in 
Gold bezahlen. Rechnen Sie; das macht 30 fl., während ich bei 
30 Mietperſonen auf 57 fl. komme. Nun haben Sie den Vergleich. 
20 unter 100 Häuſern brauchen nicht das Waſſer, das ihnen zuge— 
meſſen iſt und das fie bezahlen müſſen. Das ſteckt auch darin, dass 
die Waſſermeſſer nicht geaicht ſind und daher unrichtig zeigen. Bei 
mir iſt der Waſſermeſſer auch ſchon einmal ausgewechſelt worden, 
trotzdem habe ich immer wieder eine fabelhafte Überſchreitung. 
Wohl habe ich einmal eine Partei gehabt, die für Badezwecke viel 
Waſſer gebraucht. Dieſer habe ich gekündigt, allein im nächſten 
Viertel habe ich wieder einen Mehrverbrauch gehabt. 

Richtig wäre es, daſs nur das Waſſer, welches verbraucht 
wurde, bezahlt wird. Ich glaube, es iſt das ſchon in dem Antrage 
des Herrn Dr. Lueger enthalten, wenn nicht, ſo ſtelle ich den 
poſitiven Antrag, dajs nur die effectiv verbrauchte Waſſermenge 
von den Hauseigenthümern, reſpective den ſonſt Waſſerbezugs— 
berechtigten zu bezahlen iſt. 

Die Behörde ſoll ſich den Kopf zerbrechen, auf welche Art 
und Weiſe die Abrechnung zu erfolgen hat. Es ſoll nur das 
wirklich verbrauchte Quantum bezahlt werden. Die jetzige Be— 
rechnung iſt abſolut keine gerechtfertigte, weil hunderte von Haus— 
eigenthümern Waſſer bezahlen müſſen, das ſie nicht verbrauchen, 
und andere wieder weniger belaſtet werden. Es trifft das einzelne 
ſehr hart. Ich empfehle Ihnen daher den Antrag Dr. Lueger 
auf Zurückweiſung der Vorlage und Verfaſſung eines neuen 
Elaborates. 

Referent: Ich mußs auf eine Bemerkung des Herrn Redners 
doch reagieren. Ich bitte um Entſchuldigung, aber es mufs ge— 
ſchehen. Der Herr Reduer hat hingewieſen auf die große Con— 
vertierungsoperation, welche ein großer Staat jetzt eben beſchloſſen 
hat, und er hat uns zugeſagt, daßs die Verzinſung von 3˙3 Percent 
keine ſchlechte iſt. Gewiſs, darüber ſind wir ja alle einig, aber wenn 
jemand Geld zu 6 Percent nimmt und 3˙3 Percent bekommt, fo 
iſt das ein ſchlechtes Geſchäft, das mufs doch zugegeben werden. 

Ein Zwiſchenredner hat uns noch zugerufen: darin ſteckt der 
Pferdefuß! Wenn die Vororte mit Waſſer verſorgt werden müſſen, 
fo vergeſſen Sie doch nicht, dafs wir hiezu noch 17 Millionen 
brauchen; für die müſſen wir auch Zinſen zahlen, da werden uns 
die Zinſen nicht geſchenkt. Der Pferdefuß wird gewiſs kommen auf 
jene Leute, welche die ganze Steuer tragen und die directen Steuern 
zahlen müſſen, denen ſie ſich nicht entziehen können. 

Dieſe 17 Millionen müſſen Sie erſt aufnehmen, damit Sie 
ſagen können, jetzt haben die Vororte Ausſicht, Waſſer zu bekommen. 
Darauf vergeſſen Sie ganz. Ich will gar niemand fangen oder 
etwas vorerzählen. Aber die Thatſache, wie fie iſt, muss betont 
werden, damit man ſich hier nicht in Illuſionen wiegt. 

Ich glaube, das war nothwendig zu ſagen, denn ſonſt ent— 
ſtehen Irrthümer, die ihren Weg machen. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Ich habe eine fo ſchöne Rede ein— 
ſtudiert, aber ich glaube, dass dieſe leeren Bänke trotz der ſchönen 
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Rede ihr Herz nicht rühren und für mich nicht ſtimmen werden. 
Wenn ich erwäge, dass hier Schon ſoviel Waſſer gemacht worden 
iſt, ferner, dafs heute Thauwetter eingetreten iſt und Überſchuſs an 
Waſſer vorhanden iſt, ſo verzichte ich auf das Wort. (Heiterkeit 
und Beifall.) 

(Die Gem.⸗Räthe Schlögl und Purſcht verzichten auf 
das Wort. Gem.⸗Rath Gfrorner iſt nicht anweſend.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Erlauben Sie, dafs ich wenige 
Worte ſpreche. Es wird uns der Vorwurf gemacht, dass wir die 
Angelegenheit zur Parteifrage machen. Meine Herren! Das iſt 
mir vollſtändig fernegelegen, ich habe das zu wiederholtenmalen 
erklärt. Die Majorität ſollte jetzt mit ſolchen Vorwürfen ſparſam 
ſein, denn es iſt zweifellos, daſs Sie die Sache deswegen ſo lange 
gewähren ließen, weil Sie im Anfange der Majorität nicht ſicher 
waren. Es muſste ja zuerſt die berühmte Sitzung vor dem Empfange 
des Herrn Bürgermeiſters ſtattfinden, um wenigſtens eine Anzahl 
von Stimmen ſich zu ſichern. 

Zweitens wird uns geſagt: Wir wollen die Zinskreuzer er— 
höhen oder es dahin bringen, daſs die Zinskreuzer erhöht werden. 
Ob die Waſſerkreuzer jetzt erhöht werden oder nicht, die Zins— 
kreuzer werden Sie erhöhen müſſen, wenn Sie in der Weiſe fort— 
wirtſchaften, wie es jetzt der Fall iſt. Es iſt das die unausweichliche 
Folge Ihrer bisherigen Wirtſchaft, aber nicht wir wollen es. Wir 
wollen nicht die Einnahme der Gemeinde aus dem Waſſer ver— 
ringern, ſondern wir wollen nur die Einnahmen aus dem Waſſer 
fo geſtalten, daſs fie gerecht unter die verschiedenen Bewohner ver: 
theilt werden. Ich ſage es dem Herrn Referenten offen. Ich weiß, 
daſs dann, wenn nur das wirklich verwendete Waſſer bezahlt wird, 
der Hektoliter vielleicht nicht ſo billig iſt, wie jetzt; das iſt möglich. 
Aber alles iſt beſſer, als der jetzige ungerechte Modus. Weil ich ſchon 
bei den Waſſermeſſern bin, ſo erlauben Sie mir darüber auch 
einige ſehr kurze Worte. 

Der Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter hat erklärt, es 
geht einmal nach meiner Methode nicht, weil die Waſſermeſſer 
bekanntermaßen ſchlecht ſind. Nun frage ich den Herrn Vice-Bürger— 
meiſter: Wenn wirklich die Waſſermeſſer ſchlecht ſind, wieſo kann 
er es dann verantworten, daſs man jemanden Mehrgebüren für 
die Waſſermeſſer bezahlen läßst? Wie läſst ſich auf dieſe ſchlechten 
Waſſermeſſer hin die politiſche Execution begehren? Das iſt eine 
Unmöglichkeit, das iſt ein Widerſpruch in ſich. Entweder ſind ſie 
gut oder ſchlecht. Sind ſie gut, dann kann man auch die Methode 
einführen, daſs das Waſſer nach der Quantität bezahlt werde; 
ſind fie ſchlecht, dann darf man nicht Mehrgebüren verrechnen, 
noch weniger die politiſche Execution dafür bewilligen. 

Ich weiß ſehr gut, dass die Waſſermeſſer nicht beſonders 
ſind, und ich habe da z. B. einen Brief, in welchen es folgender— 
maßen heißt (liest): „Ich mache Sie noch darauf aufmerkſam, 
dafs in Wien circa 2000 Stück Waſſermeſſer, Syſtem Faller, 
ſich befinden“ — ich lenke die Aufmerkſamkeit des ganzen Ge— 
meinderathes darauf — „welche derart grünſpanhältig ſind“ — 
hören Sie, meine Herren! — „dafs jeder Menſch von Ekel erfaist 
wird, wenn er ſieht, dafs durch ſolche Apparate Trinkwaſſer läuft 
und dann auch getrunken wird.“ Angeblich iſt man in der Waffer- 
meſſer⸗Probierſtation von dieſen Thatſachen unterrichtet. Darauf 
bitte ich das Augenmerk zu richten, wenn Sie von ſanitären 
Übelſtänden reden, nicht, wie Sie es machen, das Sie ein be 
ſtimmtes Quantum für jeden Menſchen zumeſſen und ſagen, das 
mußs geſchehen, weil ſonſt die Hausherren waſſerneidig werden. 
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Überhaupt iſt es komiſch, daſs die Herren von drüben von 
den grauſamen Hausherren geſprochen haben. In der jetzigen Zeit 
iſt ein Hausherr froh, wenn er eine Partei hat, die den Zins 
zahlt. Die Partei kann Waſſer trinken, dass es ihr vorne wieder 
herausrinnt und der Hausherr wird nichts ſagen. Es iſt geradezu 
eine lächerliche Phantaſie, wenn man ſagt: Der Hausherr wird 
geizig ſein, das Waſſer abſperren und dadurch die Partei ſchädigen. 
Das iſt geradezu lächerlich, meine Herren, und es iſt wirklich 
charakteriſtiſch, daſs gerade jene Perſonen dieſe Ausrede gebrauchen, 
welche den ſogenannten capitaliſtiſchen Kreiſen angehören. Das iſt 
wirklich merkwürdig. Diesmal iſt der Herr Referent Vice-Bürger: 
meiſter Dr. Richter etwas klüger, als er früher geweſen iſt. 
Im Aufange hat er ſelbſt, wie Sie ſich erinnern können, die Haus— 
herren direct angegriffen und geſagt . . . . Ich will nicht wieder: 
holen, wie er es damals dargeſtellt hat, Schönes hat er von den 
Hausherren nicht geſagt. Heuer war er klug, ſehr klug und hat 
ſich hinter die anderen geſteckt, hinter irgendwelche deutſche Fach— 
männer und hat geſagt: Die Fachmänner haben es geſagt. Das 
iſt aber ſehr durchſichtig. Ich ſitze wenigſtens dem Herrn Dr. Richter 
bei derlei Dingen nicht auf. Ich weiß ſehr gut, was ſeine Meinung 
iſt, dafs er das ganze Syſtem nur deswegen aufrechthält, weil er 
glaubt, es werden die Einnahmen der Gemeinde geſchädigt, und 
das iſt der eigentliche Grund, welchen er hat. Das iſt eben unrichtig. 

Herr Dr. Stern hat uns verſpottet, nicht bloß hier, ſondern 
auch in einem Artikel der „Neuen Freien Preſſe“ und gemeint, 
das ſind ſonderbare Vertreter der kleinen Leute, welche angeblich 
die Intereſſen der Hausherren vertreten. Es macht es halt ein 
jeder ſo, wie er es kann. Das eine werden, glaube ich, die kleinen 
Leute doch zugeben, dafs ich ihre Intereſſen beſſer vertrete, als 
Herr Dr. Stern. Das iſt ſo meine Meinung; nur will ich ihm 
ſagen, dajs ich nicht bloß glaube, die Intereſſen der kleinen Leute 
beſſer zu vertreten, ſondern dafs der von mir gemachte Vorſchlag 
gerade im Intereſſe der kleinen Leute liegt. Denn nicht gewiſſe 
Theorien ſind entſcheidend dafür, was dem kleinen Manne nützt 
und ſchadet, ſondern entſcheidend iſt das praktiſche Ergebnis, und 
Thatſache iſt, das in der inneren Stadt und in jenen Theilen 
der Bezirke, wo die reiche Bevölkerung wohnt, ein viel größerer 
Mehrverbrauch iſt, alſo vollſtändige Ausnützung des zugewieſenen 
Waſſerquantums und ein bedeutender Mehrverbrauch, während 
dort, wo die ärmere Bevölkerung wohnt, der Mehrverbrauch ſelten 
vorkommt, in der Regel aber Minderverbrauch ſich zeigt. Daraus 
folgt, dafs die kleinen Leute für Herrn Dr. Stern und andere 
reiche Leute das Waſſer bezahlen, und daher vertritt nicht Dr. 
Stern die Intereſſen der kleinen Leute, ſondern wir hier auf 
dieſer (linken) Seite vertreten das Intereſſe der kleinen Leute. 
(Beifall links und Händeklatſchen auf der Gallerie.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich erſuche 
die Gallerie, ſich ruhig zu verhalten. Sollte ich nochmals gezwungen 
ſein, die Gallerie zu ermahnen, ſo würde ich ſie ſofort räumen 
laſſen. (Gem.⸗Rath Gregorig macht Zwiſchenrufe.) Ich bitte, 
keine Bemerkungen zu machen. Es iſt die Pflicht des Präſidenten, 
für die Ruhe der Verſammlung zu ſorgen. (Sehr richtig! rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Der Herr Referent 
hat Ihnen ein Beiſpiel angeführt und wollte mich damit ſchlagen. 
Er hat gejagt, im I. Bezirke war im Sommer ein Mehrverbrauch 
von 6000 hl, im Winter von 6100 hl; im V. Bezirke war im 
Sommer ein Mehrverbrauch von 930 hl, im Winter von 860 hl. 
Dieſe Beiſpiele beweiſen in der eclatanteſten Weiſe, wie recht ich 
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habe. Aber nach Bezirken vorgehen, darf man eigentlich nicht, 
ſondern man muſßs nach Häuſern urtheilen und jene Häuſer rechnen, 
in welchen die arme Bevölkerung wohnt. Dann bekommt man ein 
richtiges Beiſpiel und Sie werden ſehen, dajs das, was ich geſagt 
habe, vollſtändig richtig iſt, daſs das zugemeſſene Waſſerquantum 
in reicheren Gegenden vollſtändig aufgezehrt wird und ein Mehr— 
verbrauch eintritt, während es in den ärmeren Gegenden nicht 
aufgezehrt wird, ſondern daſs um 50 Percent oder um noch mehr 
weniger gebraucht wird. Ich appelliere an die Herren Collegen 
— nicht von dieſer Seite (links), ſondern an die von jener 
(rechten) Seite — welche den III. Bezirk kennen, die Gegend 
in Erdberg u. dgl., wo die arme Bevölkerung wohnt, ob das 
richtig iſt, was ich ſage. Ich appelliere an die Herren auch von 
jener (rechten) Seite, die den X. Bezirk kennen, ob das nicht voll— 
ſtändig richtig iſt, was ich ſage, und ob dort nicht der Hausherr, 
beziehungsweiſe die Partei, um 50 Percent oder richtig um 
100 Percent mehr bezahlt, als ſie zu bezahlen ſchuldig iſt. Das 
iſt das Unrecht und darin liegt auch eine Verletzung der Billigkeit. 

Ich weiß, daj8 ein Herr College, mit dem ich ſonſt ſympathiſiere, 
den Ausführungen des Herrn Dr. Stern Beifall geſchenkt hat, 
als er von der Nothwendigkeit der Feſtſetzung eines beſtimmten 
Quantums geſprochen hat. Er hat auch gemeint, daſs in dieſen 
Kreiſen ein gewiſſer Widerwillen gegen die Hausherren vertreten 
ſei. Er war der Meinung, dadurch ſchütze er den kleinen Mann. 
Nein, er ſchützt den kleinen Mann dadurch nicht; der kleine Mann 
ſchützt ſich ſehr leicht ſelbſt. Hier erkläre ich es Ihnen nochmals, 
meine Herren, in den Häuſern, in welchen die kleinen Leute wohnen, 
wird nie der Hahn für das Trinkwaſſer geſchloſſen werden können 
und auch nie geſchloſſen werden, und wenn die Hausherren das 
thun ſollten, fo wird das erſte fein, dafs die Partei zur Polizei 
rennt, um von dort wieder den Hahn öffnen zu laſſen. Das iſt 
eine Unmöglichkeit; bilden Sie ſich das nur ja nicht ein! Jene 
Perſonen, welche auf einen fixen Gehalt angewieſen ſind, ſind 
manchmal gegen die Hausherren. Sie glauben, ſolche Hausherren 
leben ein glänzendes Leben. Gehen Sie nur hinaus in die äußeren 
Vororte, Sie werden ſehen, dass zwiſchen den Hausherren und 
der Partei verflucht wenig Unterſchied iſt. Dort iſt jener ſociale 
Gegenſatz nicht vorhanden, und deshalb warne ich Sie, deswegen, 
weil der Hausherr das Waſſer nicht abſperren kaun — was Sie 
befürchten —, den Hausherrn zur Zahlung einer bedeutenden Summe 
zu verhalten für etwas, was er nicht bekommt. Der jetzige Modus 
iſt — die Herren mögen ſagen, was ſie wollen — nicht ſittlich, 
nicht anſtändig. Es iſt nicht anſtändig, ſich für etwas bezahlen zu 
laſſen, was man nicht liefert und umſoweniger anſtändig, als man 
es ſich gerade von armen Leuten bezahlen läſst. 

Es wird darauf hingewieſen, dafs man jetzt mit dem Mehr— 
verbrauch ohnehin ſehr janft umgeht, und dafs der Mehrverbrauch 
häufig abgeſchrieben wird. Meine Herren! Das iſt richtig — ich 
genieße, wie Sie wiſſen, jetzt das Glück, den Verhandlungen des 
Stadtrathes beizuwohnen, und da kommen ſehr oft Referate folgenden 
Inhaltes vor. Referent iſt immer Herr College Schlechter. 
Sein Referat lautet ſo: „Hier habe ich“ — ſagen wir — „20 Ab— 
ſchreibungen von Waſſergebüren-Mehrverbrauch. Alle dieſe Stücke 
habe ich genau geprüft und ſie ſind entſprechend den Grundſätzen 
erledigt worden; ich bitte um die Annahme.“ 

Ich habe mir zuerſt erklären laſſen, wie das geſchehen iſt. 
Nunmehr weiß ich, daſs zum Theil oder ganz abgeſchrieben wird, 
je nachdem ein Rohrgebrechen in der Leitung vorgekommen und 
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ſo weiter. Das geſchieht jetzt und wiſſen Sie, warum das geſchieht? 
Weil Sie jetzt Proceſs führen müſſen. Wenn Sie aber einmal die, 
politiſche Execution haben, dann wird nicht mehr abgeſchrieben 
werden; dann wird erbarmungslos exequiert. Und, wenn das richtig 
iſt — ich wiederhole es nochmals —, dass die Waſſermeſſer fo 
ſchlecht ſind, ſo dürfen Sie, meine Herren, gar nicht dafür ſtimmen. 

Es iſt weiters von Seite des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. 
Richter behauptet worden, es ſei unrichtig, das Waſſer als eine 
Ware aufzufaſſen; hier drehe es ſich nicht um die Grundſätze des 
Kaufes, ſondern hier drehe es ſich um viel höhere Grundſätze, es 
müſſe auf eine Beſſerung der ſanitären Zuſtände Wiens durch das 
Waſſer hingewirkt werden. 

Der Herr Vice-Bürgermeiſter hat wohl recht, aber gleich da— 
nach, als er dies — ich glaube dem Herrn Roſenſtin gl gegen— 
über — ſagte, hat er ſich gegen die Außerungen des Herrn Gem. 
Rathes Weitmann gewendet und iſt dieſem gegenüber merk— 
würdigerweiſe wieder auf den Standpunkt des ganz gewöhnlichen 
Kaufvertrages geſtanden. Da hat er alſo ſofort wieder den Stand— 
punkt eingenommen, dass das Waſſer Ware iſt. Sehen Sie, fo 
wird heute die Geſchichte gewöhnlich gemacht: Wenn es einem 
passt, jo ſtellt er ſich auf den Standpunkt a; wenn der Stand— 
punkt a aber anderen gegenüber nicht ſo praktiſch iſt, fliegt er auf 
den Standpunkt b und ſagt: Ja, jetzt vom Standpunkte b haft 
Du unrecht. Das — der Herr Referent wird mir wohl ver— 
zeihen — lernt man in unſerem juriſtiſchen Leben, und der Advocat 
iſt oft gezwungen, von einem Standpunkte auf den anderen 
„hinüberzuhopſen“, wenn er ſieht, daßs er mit dieſem Standpunkte 
nicht auskommt. Ich bedauere genug, das ſagen zu müſſen; ich 
werde dadurch vielleicht in den Kreiſen unſerer Berufsgenoſſen 
Anſtoß erregen, aber die Wahrheit iſt doch, was ich geſagt habe. 
Es iſt einmal ſo auf der Welt und es wird nie anders werden. 
Ja, es kann auch nicht anders werden. (Heiterkeit links. — Gem. 
Rath Dr. Mittler widerſpricht.) Nun, Herr Dr. Mittler, 
Sie waren auch ſchon auf der Probe. Ich habe mit Ihnen ſelbſt 
ſchon Proceſſe geführt, wo Sie dieſe gewiſſen Veränderungen 
probiert haben. (Lebhafte Heiterkeit und Beifall links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich bitte, 
das geht doch nicht au. Das iſt nicht nothwendig, dafs hier eine 
Vorleſung über Advocatenpraxis (Lebhafte Heiterkeit links), noch 
dazu in dieſem Sinne, gehalten wird. Ich bitte den Herrn Redner 
zur Sache zu ſprechen. (Rufe links: Aus der Schule ſchwatzen! 
Gem.⸗Rath Steiner: Sie machen's bei der Abſtimmung auch 
fo, wie es Ihnen gerade passt!) Herr Gem. -Rath Steiner, ich 
rufe Sie zur Ordnung. Nehmen Sie ſich in Acht! 

Gem. ⸗Nath Dr. Cueger (fortfahrend): Ich bin gleich fertig, 
Herr Vice⸗Bürgermeiſter. Es wird doch nichts daranliegen, welche 
Meinung ich von dieſer Sache habe. Ich beleidige niemanden und 
das bleibt ſich vollſtändig gleich. Meine Herren! Ich bin der 
Meinung, daſs die ſanitären Zuſtände ins Auge gefasst werden 
müſſen. Ich bin aber auch der Meinung, das in einer ehrlichen 
Weiſe dieſes Geſchäft durchgeführt werden ſoll. Dieſer Meinung 
bin ich; daher habe ich die von mir ausgearbeiteten Anträge geſtellt. 

Der Herr Vice-Bürgermeiſter ſucht in dieſen Anträgen irgend— 
welche Widerſprüche zu finden. Meine Herren! Seine Bemühungen 
ſind vollſtändig vergeblich. Er ſucht einen Widerſpruch zu finden 


zwiſchen den Anträgen 1 und 3, 4, 5 und 6. Das iſt nicht richtig. 


Bei meinen Auträgen iſt Folgendes klar. Erſtens Bezahlung nach 
dem gelieferten Quantum, das iſt der Grundſatz, welcher aufgeſtellt 
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wird. Zweitens: Verſchiedene Bemeſſung der Gebüren, je nachdem 
das Waſſer für den perſönlichen Bedarf oder für andere Zwecke, 
für induſtrielle Unternehmungen, gehört. Ich bin nämlich der 
Meinung, daſs derjenige, der das Waſſer für den perſönlichen 
Bedarf braucht, wenig zu bezahlen hat, derjenige aber, der mit 
dem Waſſer etwas verdient, für das Waſſer auch mehr bezahlen 
kann. Das iſt ein vollſtändig gerechtfertigter Standpunkt. Dritter 
Grundſatz: Was geſchieht dann, wenn der Waſſermeſſer ſchlecht 
zeigt, was ja vorkommen kann, ob er geaicht wird oder nicht? 
Da mußs von vornherein ein Quantum feſtgeſetzt werden, von 
welchem man annehmen kann, daßs es conſumiert worden iſt. Dieſes 


Quantum liegt zugrunde dem Begriffe des ſogenannten Mehrver⸗ 
brauches. Wenn ein Mehrverbrauch über dieſes Quantum eintritt, 
dann muſs auch eine höhere Summe für den Mehrverbrauch 


gezahlt werden. Das ſind richtige Grundſätze, und ich bin überzeugt, 
fie würden auch dazu führen, dass eine genügende Einnahme aus 
dem ganzen Geſchäfte gezogen werden kann. 

Schließlich bin ich der Meinung, dajs die Waſſermeſſer 
monatlich abzuleſen und das Waſſer jährlich zu verrechnen iſt. 

Meine Herren! Ich habe es bereits erwähnt: Kann die Gas— 
geſellſchaft monatlich ableſen, ſo werden wir es doch auch zuſtande 
bringen, und die verrechnet ſogar auch monatlich. Das wäre nach 
meiner Meinung das einzige Richtige und Zweckmäßige. 

Ich mußs noch auf ein paar Collegen zu ſprechen kommen, 
bevor ich ſchließe. 

Es hat Herr Collega Dr. Nechansky ausdrücklich erklärt, 
daſs er deswegen gegen meinen Autrag iſt, weil das eine Anderung 
iſt; die Anderung des Einhebungsmodus hätte erſtaunliche Folgen 
für die Finanzen, und das iſt das Wichtigſte, hat er geſagt. Wir 
— damit meinte er uns — wollen die Einnahmen der Gemeinde 
herabdrücken. 


Ich habe bereits erwähnt, dafs das vollſtändig unrichtig iſt, 


nehme aber zur Kenntnis, daſs bei dem Führer der Majorität 
— er iſt ja jetzt der ausgeſprochene Führer — nicht das ſanitäre 
Moment, ſondern gerade das finanzielle Moment das Wichtigſte 
iſt, und er ſelbſt wird mir zugeben, das finanzielle Moment des⸗ 
wegen, weil die Leute mehr bezahlen müſſen, als ſie wirklich be— 
kommen. Verſtehen Sie mich! Denn ſonſt würde es ganz gleich 
ſein, ob er meinen Einhebungsmodus acceptiert oder nicht. Aber 
weil er ſehr gut weiß, daſss es ſehr viele Leute gibt, die um 
vieles mehr bezahlen müſſen, als ihnen geliefert wird, deswegen 
iſt er dafür. 

Nun komme ich auf die Frage, die ich bereits früher geſtreift 
habe; wer bezahlt denn das? Das ſind die armen Leute, die es 
bezahlen müſſen — ob es jetzt der Hausherr indirect bezahlt oder 
die kleinen Leute direct, das bleibt ſich vollſtändig gleich. In der 
Beziehung bitte ich, die älteſten national-ökonomiſchen Werke zu 
leſen, jo werden Sie finden, dass ſich das naturgemäß überwälzt. 

Der Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern hat ſpeciell uns über 
unſere Pflichten belehrt. 

Meine Herren! Ich habe bereits erwähnt, es ſoll jeder ſich 
ſelbſt gute Lehren geben; das wäre das Geſcheiteſte. Ich verzichte 
auf die Belehrungen des Herrn Dr. Stern vollſtändig; wenn 
wir unſere Pflicht nicht erfüllen, werden uns unſere Wähler zur 
Rechenſchaft ziehen. Wir ſind freilich nicht ſo weit vor, ſo geiſtig 
entwickelt, um in der „Neuen Freien Preſſe“ als Artikelſchreiber 
fungieren zu können. Aber ſo weit haben wir es ſchon gebracht, 
daſs wir wiſſen, wie wir mit dem Volke zu reden haben, und ich 
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verſichere Sie, es iſt viel wichtiger, das man weiß, wie man mit 
dem Volke zu reden hat, und erfährt, was das Volk will, als 
Artikel in die „Neue Freie Preſſe“ zu ſchreiben. So faſſe ich 


meine Pflichten auf und ich glaube, auch jeder meiner Collegen 


und auch die überwiegende Majorität der liberalen Partei, nämlich, 

das durchzuſetzen, was im Intereſſe des Volkes gelegen iſt! Von 

dieſem Standpunkte aus werden wir unſere Thätigkeit ausüben. 
Auf die anderen Herren Collegen will ich nicht näher ein— 


gehen, aber es hat mich gefreut, zu hören, daſs Herr Gem.-Rath 


Schlechter einen ganz guten Antrag in der Special-Debatte ſtellen 


wird, nämlich, den alten Preis zu nehmen und die anderen Paragraphe 


bis auf SS 1 und 2 zu ſtreichen. Nun, meine Herren, er iſt doch 
Mitglied der Majorität, und zwar langjähriges Mitglied; er iſt 
auch Stadtrath und war früher immer Referent in der Waſſer— 
verſorgungsfrage; er mufs es alſo wiſſen, und ich bin überzeugt, 


Sie, meine Herren von der Majorität, werden vielleicht in dieſem 


| 


Punkte dem Rathe des bewährten Führers in der Waſſerverſorgungs— 
frage, des Herrn Stadtrathes Schlechter, folgen und vielleicht 
wirklich nur 88 1 und 2 annehmen, die anderen aber ablehnen. 
Ob aber auch Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter damit ein— 
verſtanden iſt, das iſt eine zweite Frage; denn ich ſage Ihnen, 
der Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter legt nach meiner Über- 
zeugung das größte Gewicht nicht auf § 1. Dazu hätten wir auch jetzt 
das Recht, wir könnten ja auch jetzt die Erhöhung beſchließen, ohne 
an den Landtag zu gehen. Er weiß das ſo gut wie ich. Aber das 
größte Gewicht, meine Herren, legt der Herr Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter auf die politiſche Execution und auf § 12, zweiten 
Abſatz, der geradezu ein Unicum in unſerer Geſetzgebung iſt: „Bis 
zu dieſem Tage ſind die bisher von der Gemeinde Wien vor— 
geſchriebenen Gebüren für Waſſerbezug als Leiſtungen für Gemeinde— 
zwecke zu entrichten.“ 

Meine Herren, das kann eine ſchöne Geſchichte werden! Da 
hat einer vielleicht längſt auf eine Mehrverbrauchsgebür vergeſſen, 
die ihm, weiß Gott, vor wieviel Jahren vorgeſchrieben wurde, 
und wenn das Geſetz wird, wird der gute Mann wegen dieſer 
Gebür executiert werden! Das, meine Herren, iſt wohl eine be— 
deutende Einnahme, welche der Gemeinde Wien zugeführt werden 
ſoll, aber ob Sie das verantworten können, das in folder Weiſe 
gegen eine große Anzahl Mitbürger vorgegangen wird, das möchte 
ich bezweifeln. Ob Sie jetzt nun ſo oder ſo entſcheiden, wir werden, 
fo wie wir in der General-Debatte unſere Pflicht erfüllt haben, 
auch in der Special⸗Debatte Punkt für Punkt bekämpfen und nicht 
ermüden, bloß zu dem Zwecke, um ein Princip zu Fall zu bringen, 
das wir als ungerecht und unbillig, ja geradezu drückend für den 
armen Mann erkennen. 

Darum nehmen Sie den von mir geſtellten Antrag an, und 
ich hoffe, daßs Sie dann jedenfalls einen gerechteren und vielleicht 
auch beſſeren Modus für die Einhebung der Waſſergebüren finden 
werden als bisher. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Referent: Nach der langen Debatte werden Sie von mir 
keine ſehr weitläufigen Ausführungen erwarten, und ich wäre auch 
nicht in der Lage, ſie präſtieren zu können, denn ich bin durch die 
Ausführungen des geehrten Herrn Redners, der eben geſchloſſen 
hat, vollſtändig vernichtet. 

Ich bin ganz außer Stande, eigentlich entſprechend zu ant— 
worten, denn z. B. iſt mir vorgeworfen worden, dass ich jo, wie 
ich ſie brauche, die Argumente wähle, und es wurde hingewieſen 
auf den Fall Weitmann, und der genannte Herr hat nicht er— 
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mangelt, beizufügen, daſs er wegen dieſes Vorgehens meinerſeits 
auch noch Rechenſchaft verlangen werde. 

Nun iſt aber dabei dem Herrn Redner ein kleiner Lapfus 
paſſiert. (Gem. Rath Hawranek: Schon wieder!) Ja, ich bitte 
um Entſchuldigung, es iſt ein Lapſus, denn in dem Falle Weit: 
mann hat es ſich, ſoviel ich mich erinnere, nicht um Waſſer zum 
Trinken gehandelt, ſondern um Waſſer zum Baden, und das iſt 
ein Unterſchied. Baden kann man auch in der Donau, und wenn 
einer das Waſſer der Hochquellenleitung zum Baden nicht be— 
kommt, ſo ſoll er dort hinunter baden gehen. Aber ich habe be— 
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hauptet, dafs das Waſſer zum Trinken ein Lebensmittel ift, und 


darauf bleibe ich beſtehen, und wenn mir vorgehalten wird, daßs 


von der Gemeinde, wenn er das Waſſer nicht bekommt — nun, 
für den habe ich kein Mitleid, denn der macht ein Geſchäft damit, 
das iſt ein Badehaus-Inhaber und keine arme Partei, die das 
Waſſer zum Trinken benöthigt. Alſo in dieſer Beziehung, glaube 
ich, war der Vorwurf nicht ſo ganz gerechtfertigt. 

Am meiſten hat mich aber die Schluſs-Apoſtrophe intereſſiert; 
die lautet nämlich: „Wir verfechten nur das, was im Intereſſe 
des Volkes gelegen iſt.“ — „Volk!“ — da folgt meiſtens eine 
Klammer, und dieſe wird ausgefüllt je nach der Sachlage. Heute 
iſt die Sachlage fo, daſs man hineinſchreibt: „Hausherren“, 
morgen iſt die Sachlage fo, dass man hineinſchreibt: „der kleine 
Gewerbsmann“ u. ſ. w. Nun, ich ſtehe auch auf dem Standpunkte, 
daſs man alles für das Volk thun mußs, aber mir erſcheint eben 


das Volk als die Zuſammenfaſſung der ſämmtlichen Volksgenoſſen, | 
und ich ftehe auf dem Standpunkte, daſs es nicht möglich iſt, die 


eine Claſſe zu bevorzugen, ohne irgend jemand anderem Unrecht ' 5 Be 
ja noch andere Leute, die über ihre Zeit ſehr zu wachen haben — 


zu thun. Auf dem Standpunkte ſtehe ich. Außerdem ſtehe ich noch 


auf dem Standpunkte, dafs außerdem, dafs man hier die Jutereſſen . N 1 
wurf iſt nicht discutabel oder er iſt discutabel. Aus allem, was die 


der Hausherren vertritt, man ja auch ſchließlich die Intereſſen der 
Gemeinde zu vertreten hat. 
deſſen Richtigkeit Sie vielleicht nichts einzuvenden haben werden. 
(Gem.⸗Rath Str o bach: Das ift die Stern Theorie!) 

Unter den Vorwürfen, die mir gemacht wurden, iſt einer, 
den ich nicht verſtehe. Es iſt geſagt worden, ich hätte behauptet, 
die Waſſermeſſer ſind ſchlecht, und daran wurde eine gewiſſe Folge— 
rung geknüpft. Bitte, mir zu zeigen, wo ich das geſagt habe. Ich 
erinnere mich, geſagt zu haben: 
Roſenſtingl vorgewieſen hat, verdient nicht das Vertrauen, 
welches er ihr entgegenbringt, weil wir uoch 5000 Waſſermeſſer 
einer alten Conſtruction eingeſchaltet haben, die nicht verlässlich 
ſind, weil ſie nachgehen. Aber das habe ich nicht geſagt, was mir 
in die Schuhe geſchoben wird. Da möchte ich bitten, wenn ſolche 
Citate in Zukunft gebraucht werden, denn doch etwas genauer zu 
ſein. Ich bin gewohnt, Citate zu geben, wie ſie ſind. Wenn ich 
Herrn Dr. Lueger citiere, ſo ſchiebe ich ihm nichts unter, ſondern 
eitiere ihn womöglich wörtlich. Vielleicht ſteht das irgendwo, was 
behauptet wird; ich glaube es aber nicht. 

Wenn uns immer geſagt wird: „wir treten nur für das Volk 
ein“, ſo bitte ich doch, mir über eine Kluft hinüberzuhelfen. Es 
wird nur bezahlt, was verbraucht wird. Gut, ich will nicht die 
Bedenken alle noch einmal aufzählen, welche dagegen ſprechen. Wie 
machen Sie es denn aber bei den Leuten, die ſechs Monate nicht 
in Wien ſind, die in Iſchl oder ſonſt irgendwo ſich aufhalten, die 
uns einfach nicht kümmern in der ganzen Zeit? Was machen Sie, 
damit dieſe Leute zu den Koſten der Waſſerleitung beitragen? Die 


Das iſt noch ein Standpunkt, gegen „„ . 
Warum wollen Sie alſo auf die Sache nicht eingehen? Bedenken 


Die Tabelle, welche Gem.-Rath 


nichts an, er mufs fen Quantum bezahlen. 
jemand, der Waſſer zum Baden braucht, ungerecht behandelt wird 5 1 b 300 
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leben ſechs Monate in Wien, ſie haben eigentlich, wenn man die 


Sache bei Licht betrachtet, das Waſſer um das halbe Geld, oder 
ſie können dann das doppelte Quantum nehmen, als wie der arme 
Teufel, der durch das Geſchäft oder die Vermögensverhältniſſe an 
Wien gebannt iſt. Das iſt eine Kluft, über die wir nicht hinüber— 
können; und wir find der Anſchauung, dass das jo nicht geht. 
Wir haben nämlich folgende Anſchauung von der Sache: Die Ge— 
meinde baut eine Leitung, die koſtet 26 Millionen, das koſtet fie 
aber immer, nicht nur im Winter, auch im Sommer, weil wir 
immer die Zinſen zahlen müſſen. 


Wenn auch der Reiche nach Iſchl geht, das geht uns gar 
Warum wollen Sie 
ihm das ſchenken? Irgendein Loch hat alſo Ihre Rechnung und 
ſo wie Sie ſich die Geſchichte vorſtellen, geht es nicht, wenn Sie 
einfach ſagen: was en e wird. Es wird der brave Mann 
in Margarethen, der vom 1. Jänner bis zum letzten December 
hier ſitzt, wirklich ſeine Pektolter bezahlen und der andere geht 
ſechs Monate fort und zahlt ſechs Monate gar keine Waſſergebüren. 


Es kümmert ihn gar nichts, ob wir unſere Aquäducte verzinſen 


oder nicht. Er kümmert ſich einfach um die Stadt Wien nicht. 
Das ſind nicht die Armſten, aber es macht nichts, wenn auch 
die paar Millionäre nichts zahlen werden! Es liegt ja nichts dran! 
Ich bin aber nicht dieſer Anſchauung. 


Heute — es iſt ſchade, dass fo lange geſprochen wurde — 
handelt es ſich nur um Folgendes: Wollen wir in die Berathung 
eingehen oder nicht? Und wenn wir uns eine gewiſſe Beſchränkung 
in der Zeit auferlegen wollten, in der Zeit der anderen Leute — 
denn mit ſeiner Zeit kann jeder machen, was er will, aber es ſind 


ſo hätte es eigentlich ganz kurz gemacht werden können. Dieſer Ent— 
Herren gejagt haben, geht nun hervor, daſs er discutabel iſt. 


Sie Folgendes: Wenn Sie die Sache zurückweiſen, wird es dann 
anders oder wird es beſſer? O nein! Was der Gemeinderath 
im Jahre 1887 beſchloſſen hat, kann bis zu Olimszeiten fort— 
dauern; kein Menſch kümmert ſich darum. Weiſen Sie den Entwurf 
zurück, ſo geht er wieder durch alle Stadien zurück, zum Magiſtrat, 
zum Bauamt und es kann wieder jahrelang dauern. Warum 
wollen Sie ſich dieſer Gefahr ausſetzen? Wenn Sie das Heil der 
Bevölkerung wirklich in einer Anderung des Zuſtandes erblicken, 
ſo müſſen Sie ja dafür ſtimmen, in die Special-Debatte einzugehen, 
um das, was nach ihrer Anſicht ſchädlich und ſchlecht iſt, zu 
beſeitigen. 
Sie müſſen dafür ſorgen, dass die Beſtimmungen, die, wie 
Sie glauben, nicht acceptiert werden können, geändert oder abge— 
lehnt werden. Das würde ich begreifen, aber zu ſagen: Nein, wir 
gehen nicht in die Berathung ein, denn wir wollen etwas Beſſeres, 
und dann bleiben Sie beim Alten, das iſt etwas, was unmöglich 
logiſch genannt werden kann. 


Wenn Sie meine ſpecielle Privatmeinung wegen der Höhe 
der Waſſergebüren hören wollen, ſo ſage ich Ihnen, das iſt rein 
Geſchmacksſache. Wenn Sie glauben, dajs wir es beim Alten 
laſſen und erſt, wenn wir es ſpäter einmal brauchen, uns ein 
Landesgeſetz erwirken ſollen, werde ich nicht ein Wort reden, das 
iſt rein Geſchmacksſache. Darüber in ſolcher Weiſe zu ſtreiten, halte 
ich für ganz und gar unpraktiſch. 
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Ich hätte noch einiges auf dem Herzen, aber, wie geſagt, 
ich bin durch die Ausführungen der Herren ganz vernichtet worden, 
ich kann nicht mehr antworten und überlaſſe den Herren die Ent— 
ſcheidung. Ich habe nur eine Bitte: Laſſen Sie dieſe Arbeit nicht 
eine vergebliche geweſen ſein, und wenn Sie wirklich reformatoriſch 
an die Sache gehen, wenn Sie Hand anlegen wollen an die 
Beſeitigung von Dingen, die Ihnen nicht paſſen, die Sie für 
ſchlecht halten, ſo gehen Sie in dieſe Debatte ein, d. h. lehnen 
Sie den Antrag Dr. Lueger ab, der da lautet: Die Sache wird 
zurückgewieſen und der Stadtrath aufgefordert, eine neue Vorlage 
zu machen. Dabei ſehen Sie doch viel zu roſig. Es thut mir 
eigentlich leid, dieſes Thema in offener Sitzung berühren zu 
müſſen: Heute geht die Sache. Es iſt ſo unſere angeſtammte Ge— 
müthlichkeit und Gutmüthigkeit. Aber ich erkläre Ihnen, dass 
vielleicht doch das böſe Beiſpiel mehr Einfluſs nehmen kaun, als 
Sie vielleicht denken, und dann wird eines ſchönen Tages die 
Gemeinde nicht 1,250.000 fl. einnehmen, ſondern viel weniger, und 
dann werden Sie überraſchende Reſultate wahrnehmen. Es wird 
das Waſſer die Auslagen nicht decken, welche die Waſſerleitung 
verurſacht hat. Wer wird denn dann die Koſten des Waſſers zahlen, 
als jene Unglücklichen, die das Waſſer nicht bekommen? Denn den 
Ausfall müſſen Sie ja zahlen, wir können ja nicht inſolvent werden, 
wir müſſen unſer Waſſeranlehen bei Heller und Pfennig verzinſen 
und amortiſieren. Dazu muj3 jeder beitragen, auch die Herren in 
den Vororten, die monate- und jahrelang kein Waſſer bekommen: 
Sie müſſen die Zinskreuzer bezahlen und müſſen alſo beitragen. 
Wenn Sie die Hand dazu bieten wollen, werde ich Sie nicht 
ſtören. Ich lege das in Ihre Hand, entſcheiden Sie und thun 
Sie, was im Intereſſe der Gemeinde gelegen iſt. (Beifall rechts.) 

Cem.-Nath Mareſch (zur thatſächlichen Berichtigung): Der 
geehrte College Herr Gem.-Rath Dr. Stern hat in ſeiner am 
10. Jänner gehaltenen Rede erwähnt, dafs man nach den in den 
letzten Tagen gemachten Erfahrungen zur Anſicht hat kommen 
müſſen, man befinde ſich hier in einer Verſammlung eines Haus— 
beſitzervereines. Weiters erwähnt Herr Dr. Stern, dass einer 
der Herren Redner erklärte, deshalb für den Antrag des Herrn 
Dr. Lueger zu ſtimmen, weil er Comitémitglied eines Hausbeſitzer— 
vereines ſei. Unter dieſem Redner hat Herr Dr. Stern mich 
gemeint. 

In meiner Intention liegt es von jeher, ſtets nur für das— 
jenige einzutreten, was ich nach meiner Auffaſſung, nach meinen 
Begriffen für recht und billig hinnehme. Abgeſehen davon, daſs ich 
aus dem 1. Wahlkörper gewählt und Comitemitglied des Haus— 
beſitzervereines im XVI. Bezirke bin, würde ich nie für die Inter⸗ 
eſſen zahlreicher Hausbeſitzer eintreten, wenn ſelbe nicht vollkommen 
gerechtfertigt wären. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich bitte 
Herr Gemeinderath, ſich an die Berichtigung zu halten, angeführte 
Thatſachen richtigzuſtellen, eine Polemik, eine Discuſſion iſt nicht 
mehr zuläſſig. 

Gem.⸗Nath Mareſch: Das iſt nur die Einleitung meiner 
Rede. Ich mußs das doch motivieren. (Heiterkeit.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte ſich auf die 
Berichtigung zu beſchränken, d. h. angeführte Thatſachen, die Sie 
für thatſächlich unrichtig halten, zu widerlegen. (Rufe links: Er 
wäre ſchon fertig!) Das weiß ich nicht. Aber ich bitte ſich in dem 
Rahmen der thatſächlichen Berichtigung zu halten. 

Gem.⸗Nath Mareſch: Kann ich weiterſprechen? 
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Dice-Bürgermeifter Dr. Grüßl: Ja, aber ich bitte ſich an 
die Berichtigung zu halten. 

Gem.-Nath Mareſch (fortfahrend): Denn nicht allein, dafs 
die Hausbeſitzer trotz hoher Laſten auch noch Gebüren zahlen 
müſſen, von einem Zinſe, den fie nie bekommen haben .. .. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Das iſt 
keine Berichtigung. Ich bitte, das in der Special-Debatte vor— 
zubringen. 

Gem.-Nath Mareſch: Ich ſage nur, dafs die Hausbeſitzer 
auch Waſſergebüren bezahlen müſſen, von dem, was ſie nicht be— 
zogen haben. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Das kann doch in der 
Special⸗Debatte vorgebracht werden. 

Gem.-Nath Strobach (zur thatſächlichen Berichtigung): Der 
Herr Referent hat erklärt, daſs die Hausbeſitzervereine im Jahre 
1890 eine Interpellation an den Landtag gerichtet haben, worin 
ſie um monatliche Ableſung und monatliche Verrechnung erſuchen. 

Ich conſtatiere thatſächlich, dafs die Hausbeſitzervereine ſeit 
ihrem Beſtehen in allen Jahresberichten, auch im Jahre 1889, 
immer monatliche Ableſung und jährliche Verrechnung bei viertel— 
jähriger Zahlung verlangt haben. Es wäre ja auch ein Unſinn, 
denn die monatliche Verrechnung wird nur deshalb verlangt, um, 
wenn der Waſſermeſſer ſchadhaft iſt, früher daraufzukommen, und 
jährliche Abrechnung, um den Mehr- und Minderverbrauchsbetrag 
zu compenſieren. 

Ein Vertreter des erſten Wahlkörpers des II. Bezirkes hat 
erklärt, daſs die Intereſſen des erſten Wahlkörpers in dieſem Ge— 
ſetzentwurfe, wenn er Geſetz würde, mit den allgemeinen Intereſſen 
collidieren. 

Ich berichtige thatſächlich, daſs das nicht richtig iſt. Es gibt 
einen großen Theil der Hausbeſitzer, beſonders die kleineren aus 
den Vorortebezirken, welche die Gebüren auf die Parteien umlegen 
müſſen, und aus dieſem Grunde collidiert es durchaus nicht mit 
dem öffentlichen Intereſſe, ſondern es leidet die Allgemeinheit unter 
dem Geſetze, wenn eine Erhöhung eintritt. Derſelbe Herr Redner 
hat ferner geſagt, daſs z. B. die Hausherren, wenn die Waſſer— 
gebüren erhöht werden, oder wenn fie; thatſächlich bezahlt werden, 
für den Mehrverbrauch droſſeln würden. Er hat ſogar von Waſſer— 
ſechſerln geſprochen, das iſt gerade unglaublich. 

Er ſtellt ſich auf denſelben Standpunkt und verdächtigt die 
Hausbeſitzer, ſo wie ſeinerzeit der Herr Referent es im Landtage 
gethan hat. Derſelbe hat ſeinerzeit eine Abfertigung erfahren und 
dasſelbe wird dem Herrn Dr. Stern auch noch paſſieren. Ich 
weiſe im Namen der Hausbeſitzer von Wien eine derartige Ver— 
dächtigung entſchieden zurück. (Bravo! links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, von Ver⸗ 
dächtigungen kann ja gar keine Rede ſein. Das iſt eine ganz falſche 
Darſtellung; ich kann das entſchieden nicht zugeben. 

Referent: Ich weiß nicht, aus welchen Acten der Herr jeine 
Daten gezogen hat. Mir liegt hier ein Bericht und ein Antrag 
des Gemeinde- Verfaſſungsausſchuſſes zur Zahl 531 aus dem 
Jahre 1891 vor. Da heißt es: „Gleichzeitig gelangte eine Petition 
de praes. 10. December 1890, Z. 545, mehrerer Hausbeſitzer⸗ 
vereine Wiens an den hohen Landtag, in welcher die Bitte geſtellt 
wurde, das politiſche Executionsrecht nur zu bewilligen, wenn die 
Ableſung des Verbrauchsquantums beim Waſſermeſſer allmonatlich 
analog wie beim Gasmeſſer vollzogen und in derſelben Weiſe be- 
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rechnet wird.“ Das kann jedermann nachleſen. (Gem. ⸗Rath 
Steiner: Aber Ihre Rede, die haben wir auch im Stenogramm!) 

Gem.⸗Nath Eigner (zur Berichtigung): Ich berichtige den 
Herrn Berichterftatter und den Herrn Gem.-Rath Dr. Nechansky, 
überhaupt alle Gemeinderäthe, die „für“ geſprochen und behauptet 
haben, dass die Vororte-Hauseigenthümer nur Nutzen ziehen werden. 
Nutzen werden ſie nicht haben, ſondern höchſtens Schaden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich bitte, 
das iſt keine Berichtigung, das iſt eine Polemik. Auf dieſe Weiſe 
kommen wir einfach zur Wiederaufnahme der Debatte. (Gem.-Rath 
Eigner: Ich bitte, das iſt doch eine Berichtigung!) Ob jemand 
Nutzen haben wird oder nicht, das iſt doch eine Polemik, eine 
Reflexion über den Gegenſtand, aber Sie müſſen doch berückſichtigen, 
daſs die Debatte geſchloſſen iſt und dass nur noch Richtigſtellungen 
vorgebracht werden dürfen. 

Gem.-Nath Eigner (fortfahrend): Ich werde alles das weg— 
laſſen, was ich noch daranknüpfen wollte. Es wird ſich ſchon die 
Gelegenheit ergeben, wo ich das erwähnen kann. Der Herr Bericht— 
erſtatter ſagte ferner, der Hausherr in den Vororten wird den 
Parteien ganz einfach das Waſſer abſperren. Das iſt unmöglich; 
das geht nicht. Wenn der Hausherr noch ſo klug iſt und ſich in 
jedem Stockwerke eine ſolche Vorrichtung anbringen läſst, ſo mufs 
er doch, damit es den Parteien geſtattet iſt, ſich Waſſer zu nehmen, 
ihnen einen Schlüſſel geben. Wenn er alſo wirklich abſperren will, 
jo müsste er höchſtens ein Schloss vor die Waſſerleitung vorhängen. 
Das geht doch nicht; damit bringen Sie den Hausherrn um, denn 
dann bekommt er ja keine Parteien. Ferner berichtige ich den 
Herrn Berichterſtatter inſofern, als er ſagte, dass die Hausbeſitzer 
— ich glaube, dafs er die Hausbeſitzer an der Ringſtraße gemeint 


hat — vier, fünf Monate auf das Land ziehen, alſo kein Waffer | 


brauchen und es doch bezahlen müſſen. Wieviel Leute wohnen aber 
in einem ſolchen Hauſe? Höchſtens zwei, drei Parteien, das ſind 
zuſammen 15 bis 20 Perſonen .. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Gemeinderath, das iſt auch keine Berichtigung; das iſt eine 
Auffaſſung, eine Beſprechung, eine Kritik, aber keine thatſächliche 
Richtigſtellung. 

Cem.⸗Nath Eigner (fortfahrend): Ich berichtige alſo (leb 
hafte Heiterkeit), daßs dieſe Hausbeſitzer wirklich nur den Betrag 
für jo viel zahlen, als per Kopf zu zahlen iſt, alſo à 251; im 
Winter zahlen ſie höchſtens den Mehrverbrauch. Sehen Sie ſich 
aber jetzt die Vorortebewohner an, die 300 Perſonen im Hauſe 
haben; was müſſen dieſe bezahlen? Ich weiſe darauf hin, dass in 
einem Vorortehauſe 240 Perſonen wohnen, von denen jede 25 1 
braucht, alſo 6000 J. 

Das iſt bei einem Vorortehauſe. Jetzt haben Sie ein Haus 
in einem inneren Bezirke, in der zweiten Zone. Dort wohnen nur 
zehn Parteien in einem Hauſe derſelben Größe Das ſind nur 
mehr 60 Perſonen und die beziehen pro Tag 25], das find 
15001 = 15 hl. Iſt das nicht ein Unterſchied? Mithin iſt der 
Beweis geliefert, dafs die Vororte-Hauseigenthümer mehr zu be— 
zahlen haben. Jetzt nehmen Sie ein Haus auf der Ringſtraße ... 
(Lebhafte Unruhe.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bedanere ſehr. Das 
geht nicht. 

Gem.⸗-Nath Eigner: Auf der Ringſtraße hat ein Haus zwei 
Parteien zu zehn Perſonen, das ſind 20 Perſonen. Die Perſon 
à 251 = 500 1 = 5 hl. 
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Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, jetzt hat Herr 
Gem.⸗Rath Weitmann das Wort zur thatfächlichen Berichtigung. 

Gem.-Rath Weitmann (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich verſtehe das Wort „Berichtigung“. (Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Grübl: Sehr angenehm!) Der Herr Dr. Rich ker hat ſoeben 
gejagt, dass ich für einen einzelnen Badehausbeſitzer eingetreten 
bin. Ich berichtige thatſächlich, daſs das nicht richtig iſt. Ich habe 
von den ungerechtfertigten Waſſerabgabsbeſtimmungen, reſp. von 
den Gebüren geſprochen, und habe im allgemeinen geſprochen. Ich 
habe nur den concreten Fall des betreffenden Badhausbeſitzers an— 
geführt, dem wirklich in der gröblichſten Weiſe unrecht geſchehen 
iſt, und ſomit iſt es unrichtig, wie mir der Herr Referent imputierte, 
daſs ich für einen einzelnen Badhausbeſitzer eingetreten bin. 

Gem.-Nath Dr. Stern (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich habe eine Außerung zu berichtigen, welche von jener (linken) 
Seite gefallen iſt. Es iſt nämlich geſagt worden, daſs ich die 
Hausbeſitzer Wiens verdächtigt hätte (Zwiſchenrufe links), — ich 
bitte recht ſehr, das iſt nicht richtig — indem ich ihnen zugemuthet 
hätte, ſie würden ohneweiters das Waſſer abſperren und auf ſolche 
Weiſe die Parteien ſchädigen. In dieſer Weiſe habe ich es nicht 
geſagt, und es liegt hierüber das ſtenographiſche Protokoll vor, 
ſondern ich habe geſagt: In Wien haben wir 30.000 Haus— 
beſitzer. (Gem.⸗Rath Eigner: Iſt das eine andere Berichtigung? 
Rufe rechts: Ja, das iſt eine Berichtigung!) Ob nicht von einigen 
dieſer dreißigtauſend das vorgenommen werden könne, darüber 
können wir kein beſtimmtes Urtheil abgeben, da wir nicht in die 
Zukunft ſchauen können. 

Ich habe weiters namentlich auf die Hausadminiſtratoren 
und Hausbeſorger hingewieſen, denen die Verwaltung des Hauſes 
mehr oder weniger anvertraut iſt. Auch das weist das ſteno— 
graphiſche Protokoll aus. Ich weiſe daher jene mir imputierte 
Verdächtigung der Hausbeſitzer Wiens in Pauſch und Bogen zurück. 

Gegenüber dem Herrn Gem.-Rath Mareſch berichtige ich 
Folgendes: Laut ſtenographiſchen Protokolles hat er Folgendes 
gejagt: „Als Comitémitglied des Hausbeſitzervereines im XVI. Be- 
zirke ſei mir geſtattet, im Intereſſe ſämmtlicher Hausbeſitzer gegen 
dieſe Anträge zu ſprechen und zu ſtimmen.“ Das habe ich vor— 
gebracht, etwas anderes nicht. 

Gem.-Nath Strobach (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
will thatſächlich berichtigen, daſs das durchaus nicht richtig iſt, 
was der Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern gejagt hat. Ich habe das 
„Amtsblatt“ vor mir; er ſagte ausdrücklich (liest): 

„Der Erfolg eines ſolchen Vorgehens müjste offenbar und 
könnte kein anderer ſein, als der, daſs es den Hauseigenthümern 
ſehr darum zu thun wäre, möglichſt wenig Waſſerzins zu leiſten 


(Hört! Hört! links), dafs die Hauseigenthümer ein großes Intereſſe 


daran hätten, möglichſt. wenig Waſſer abzugeben, und daſs, wie 
ja von einer Seite drüben ſogar erwähnt und in Ausſicht geſtellt 
wurde, dafs in einem ſolchen Falle der Hauseigenthümer oder fein 
Adminiſtrator oder Hausmeiſter vielleicht dazu greifen könnte, den 
Waſſerhahn abzuſperren oder ihn nur wenige Stunden des Tages 
offen zu laſſen, fo dafs auf ſolche Weiſe die Parteien mehr oder 
weniger der Willkür — ich will nicht einmal vorausſetzen — des 
Hauseigenthümers oder ſeines Adminiſtrators oder des Hausmeiſters 
überlaſſen werden (Rufe rechts: Nun aljo!), ja dafs es dazu 
kommen könnte, zu dem Sperrſechſerl auch noch ein Waſſerſechſerl 
an den Hausmeiſter für die Offnung des Waſſerhahnes zu bezahlen.“ 
Ich bitte, meine Herren, ich überlaſſe es ganz Ihrem Urtheile, ob 
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Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern die Hausbeſitzer verdächtigt hat oder 
nicht. (Rufe rechts: Nein!) Er wird die Antwort darauf ſchon 
bekommen. 


Gem.-Rath K. J. Müller (zur Berichtigung): Ich habe 
erklärt, dajs ein Geſetz beſteht, welches die Aichung der Waſſer— 
meſſer normiert, und habe die Zeiten erklärt, wann dieſe einzutreten 
hat. Dieſelbe muſs bezahlt werden. Die Gemeinde wehrt ſich dagegen. 
Auch wir aichen nicht umſonſt; ich weiß ganz gut, dass ſeparat 
nichts gerechnet wird. Die Aichung mußs bezahlt werden, ob wir 
es nun der Gemeinde oder dem Staate bezahlen. Das iſt meine 
Meinung. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Ich werde zuerſt mittheilen, was ich zur Abſtimmung 
bringe. Gegen das Eingehen in die Special-Debatte hat Herr Gem. 
Rath Dr. Lueger beantragt: „Der Stadtrath werde aufgefordert, 
eine neuerliche Vorlage, betreffend ein Geſetz wegen Einhebung der 
Waſſergebüren, nach folgenden Grundſätzen auszuarbeiten und dem 
Gemeinderathe vorzulegen.“ Nun kommen Punkt J, 2, 3, 4, 5 
und 6. Dieſe Punkte find den Herren bekannt. Wünſcht die Ver- 
ſammlung, daßs ich dieſelben nochmals verleſe? (Rufe: Nein!) 
Ich bringe alſo dieſen Antrag zur Abſtimmung. Würde er an— 
genommen, ſo wird der Gegenſtand an den Stadtrath zurückgeleitet 
werden. Würde er abgelehnt werden, ſo würde das Eingehen in 
die Special⸗Debatte ſtattfinden. Iſt die Verſammlung einverſtanden? 
(Zuſtimmung.) 


Gem.-Nath Strobach (zur Abſtimmung): In Anbetracht 
der Wichtigkeit des Gegenſtandes und damit die Wähler des 
1. Wahlkörpers ihre Vertreter im Gemeinderathe kennen lernen, 
beantrage ich die namentliche Abſtimmung. 


Vice-ürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt der Antrag auf 
namentliche Abſtimmung geſtellt; diejenigen Herren, welche mit 
dieſem Antrage einverſtanden ſind, wollen ſich erheben. (Geſchieh 2 
Ich bitte aufzuſtehen. (Nach erfolgter Anszählung:) Es ind 
38 Herren dafür; ich bitte um die Gegenprobe. (Nach erfolgter 
Auszählung:) Es find 40 Herren dagegen, der Antrag iſt a b— 
gelehnt. 


Wünſcht die Verſammlung, dass ich über die einzelnen Punkte 
getrennt oder im ganzen abſtimme? (Rufe: Im ganzen!) Alſo, 
bitte ich jene Herren, welche mit dem Antrage des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Lueg er einverſtanden find, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte, ſich von Ihren Sitzen zu erheben. (Nach einer Pauſe:) 
40 dafür. Ich bitte um die Gegenprobe; ich bitte ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) 42 dagegen. (Gem.⸗Rath Weitmann: Nein!) Ich 
bitte, ſind Zweifel, ſo werde ich noch einmal zählen. (Rufe links: 
Bitte um namentliche Abſtimmung!) Sie können ja alle mitzählen. 
(Gem.⸗Rath Steiner: Wir glauben den Schriftführern nichts 
mehr, ſobald einmal einer unrichtig zählt, glaube ich Ihnen nichts 
mehr! — Unruhe links.) (Nach neuerlicher Zählung:) 42 dagegen; 
der Antrag iſt abgelehnt; ſonach wird in die Special-Debatte 
eingegangen. 

Die Sitzung iſt geſchloſſen. 


(Schluſs der Sitzung um 9 Uhr abends.) 
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Sludtrath. 
Vericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 11. Jänner 1894. 
Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 

Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
Dr. Hackenberg, Rückauf, 

| Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Dr. Stenzl, 
Matthies, Vaugoin, 
Matzenauer, Dr. Vogler, 

Meißl, Wurm. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Lueger. 
Krank: St.⸗R. Witzels berger. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt H. Pfeiffer 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. Dr. Lueger entſchuldigt ſein Ausbleiben wegen einer 
Sitzung des Höferechts-Ausſchuſſes, St.-R. Dr. Vogler entſchuldigt 

fein Späterkommen wegen einer Sitzung der Schulbank-Expertiſe. 
(Zur Kenntnis.) 

96.) St.-N. Schneiderhan referiert über das Anſuchen des 

ſtädtiſchen Contrahenten Joſef Rößner um Bewilligung zur Ver— 
| 1 von Wägen mit größerem Faſſungsraume zur Schneeabfuhr 
XIX. Bezirke und beantragt, dieſes Anſuchen abzuweiſen. 
St.⸗R. Kreindl beantragt die Geſuchsgewährung. 
Der Antrag des St.-R. Kreindl wird abgelehnt, 
Referenten-Antrag angenommen. 

(107.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit einer Com— 
miſſionsgebür per 3 fl. nach Jeanette Kempen von Fichten— 
ſtam m und beantragt die Abſchreibung. (An genommen.) 

(15.) Derſelbe referiert in Betreff der Ertheilung des Benützungs— 
conſenſes für die Beſtandtheile des Schulhauſes XII., Hetzendorf, 

| Hauptſtraße Nr. 88, und beantragt die Kenntnisnahme. 


der 


(Angenommen.) 

9313.) St.-N. Voſchan referiert über die Perſolvierung der 
Wilhelm Bäch er'ſchen Waiſenſtiftung für Knaben und beantragt, 
für die erſte Perſolvierung der Wilhelm Bäch er'ſchen Waiſenſtiftung 
für Knaben mit dem Stadtraths-Beſchluſſe vom 16. Juni 1893, 
Z. 2341, creierte Stipendium jährlicher 450 fl. dem Schüler der 
k. k. Staatsgewerbeſchule in Wien, Ludwig Schulhof, zu verleihen 
und ihm den Bezug dieſes Stipendiums vom erſten Tage des Monates 
an, welcher auf die Verleihung zunächſt folgt, bis 31. December 1895 
anzuweiſen. (An genommen.) 

(8972.) St.-R. Wurm referiert über die Offerte auf käufliche 
Überlaffung des Linienamtsgebäudes Mariahilf im VII. Bezirke und 
beantragt: 

Das Offert des Chriſtian M. Cabos und Alois Schwein— 
burg, den im vorliegenden Situationsplane mit den Buchſtaben h! 
klabef gh umſchriebenen, innerhalb der Baulinie für die Maria— 
hilferſtraße gelegenen Grund im Ausmaße von circa 709˙83 m? 
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ſammt dem Materiale des auf der Straße gelegenen Grundtheiles des 
Linienamtsgebäudes Einl.⸗Z. 654/VII um den Pauſchalbetrag von 


120.000 fl. zum Zwecke der ehethunlich nach Demolierung des da- 


ſelbſt beſtehenden Gebäudes vorzunehmenden Erbauung eines Hauſes 
von der Gemeinde anzukaufen und die Vereinbarung zwiſchen der 
Gemeinde und dem k. k. Arar bezüglich des Vorbehaltes der Weiter— 
benützung der Realität ſeitens des Arars einzuleiten, ſowie auch jenen 
Bedingungen ſich zu unterwerfen, welche eventuell der Gemeinde bei 
der Übernahme der Linienamtsrealität in den phyſiſchen Beſitz zu über— 
nehmen haben wird, wird unter folgenden Bedingungen angenommen: 

1. Die phyſiſche Übergabe des Kaufobjectes an den Käufer kann 
erſt nach erfolgter Zuſtimmung des h. k. k. Finanzminiſteriums, 
eventuell nach der etwa früher erfolgenden Übernahme aus dem Beſitze 
des Arars in das Eigenthum der Gemeinde Wien erfolgen. 


2. Der Käufer nimmt zur Kenntnis, daſs zur Genehmigung 


dieſer Veräußerung die Erwirkung eines Landesgeſetzes erforderlich, 


und dafs die im Offerte bedungene Auflaſſung der über die Area | 


des Linienamtsgebäudes projectiert geweſenen Verbindungsgaſſe zwifchen 
der Mariahilferſtraße und dem bei der Lazariſtenkirche projectierten 
Platze mit Gemeinderaths-Beſchluſs vom 13. Juni 1893, Z. 3691, 
genehmigt worden iſt. 

3. Die Vertragskoſten, Koften der grundbücherlichen Einver— 
leibungen und die Löſchungsquittungen, ſowie die Übertragungsgebüren 
übernimmt der Käufer allein zur Zahlung. 

4, Die Berichtigung des Kauffſchillings erfolgt in der Weiſe, 
daſs 40.000 fl. innerhalb acht Tagen nach Verſtändigung des Käufers 
von der Annahme des Offertes durch den Gemeinderath, der Reſt 
ſechs Monate ſpäter bezahlt und inzwiſchen mit 5percentigen, halb— 
jährig im vorhinein fälligen Zinſen verzinst wird. 

5. In dem Falle, als die Einverleibung des Eigenthumsrechtes 
für den Käufer vor Ablauf der vollſtändigen Zahlung des Kauf— 
ſchillings erfolgen ſollte, wird der Kaufſchillingsreſt nebſt Nebengebüren 
primo loco auf der verkauften Realität für die Gemeinde Wien ſicher— 
geſtellt werden. Die Einverleibung des Eigenthumsrechtes für den 
Käufer kann jedoch nur in der Weiſe erfolgen, daſs gleichzeitig mit 
derſelben die Verbindlichkeit, den nach der beſtimmten Baulinie zur 
Straße entfallenden Grund unentgeltlich als Straßengrund an die 
Gemeinde Wien abzutreten, gebüren- und laſtenfrei abzuſchreiben, als 
Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde grundbücherlich einverleibt werde. 

6. In obigem Preiſe iſt der Preis für das Altmaterial des zu 
demolierenden Linienamtsgebäudes Einl.⸗Z. 654/ VII inbegriffen. Die 
Demolierung hat ſobald als thunlich auf Koſten des Käufers zu 
erfolgen. Nach Durchführung derſelben iſt der in die Straße fallende 
Theil der Realität im richtigen Niveau der Gemeinde Wien zu über— 
geben. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9271) St.-N. Boſchan referiert über die Perſolvierung 
der Eduard Ritt. Wiener v. Welten'ſchen Armenſtiftung in Hietzing 
pro 1893 und beantragt, die Stiftungszinſen obiger Stiftung pro 
1893 den Competenten Alois Kurz und Magdalena Hawelka 
mit dem Betrage von je 49 fl. 35 kr. zu verleihen und durch den 
Bezirksvorſteher ausfolgen zu laſſen. (Angen o mmen.) 

(Bürgermeiſter Dr. Prix übernimmt den Vorſitz.) 

(100.) St.-N. Nitt. v. Neumann referiert über das Anſuchen 
des Siegmund J. Stern um Beſtimmung der Schadloshaltung für 
den infolge Umbau des Hauſes Nr. 71 Währing, Herrengaſſe, zur 
Straßenverbreiterung abgetretenen Grund im Ausmaße von 14178 m? 
und beantragt die Genehmigung der Entſchädigung für den abgetretenen 
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Grund mit dem Betrage von 14 fl. per Quadratmeter, ſomit mit 


dem Geſammtbetrage von 1984 fl. 92 kr. (Angenommen.) 

9388.) St.-R. Dr. v. Billing referiert in Betreff der 
rechtlichen Verpflichtung der Gemeinde Wien zur Tragung der Auslagen 
für die Verpflegung der Arreſtanten, Beaufſichtigung der Arreſte ꝛc. und 
beantragt, den Bericht des Magiſtrates genehmigend zur Kenntnis zu 
nehmen. Weiters werde der Bürgermeiſter erſucht, in einer Eingabe 
auf die endliche Löſung der noch immer ſchwebenden Frage wegen 
Zahlung eines Mietzinſes für die Benützung des ſtädtiſchen Polizei— 
gefangenhauſes ſeitens des Staates zu dringen. Angenommen.) 

(9239.) St.-R. Dr. Huber referiert über Ergänzungswahlen 


in den Armenrath des III. Bezirkes und beantragt die Beſtätigung 
| der nachſtehenden Wahlen, und zwar des: 


Fauland Robert, Geologengaſſe 4; 

Fiſcher Joſef, Schneider, Hauptſtraße 34; 

Vogt Karl, Schneider, Ungargaſſe 18 — ſämmtliche mit drei— 
jähriger Functionsdauer bis Ende 1898; 

Jaburek Adolf, Uhrmacher, Rennweg 22 — mit Functions— 
dauer bis Ende 1896; 

Nettrich Othmar, Gemiſchtwaren-Verſchleißer, Kölblgaſſe 8 — 
mit Functionsdauer bis Ende 1894. ( Angenommen.) 

(141.) Derſelbe referiert über Ergänzungswahlen in den Armen— 
rath des II. Bezirkes und beantragt, nachſtehende Wahlen zu beſtätigen, 
und zwar: 

Hartl Ludwig jun., Bäcker, Leyſtraße 130; 

Wirl Franz, Koffeeſieder, Franzensbrückenſtraße 14 (beide mit 
Functionsdauer bis Ende 1894). 

Rotter Ludwig, Handelsagent, Schiffamtsgaſſe 20; 

Hanel Heinrich, Anſtreicher, Jägerſtraße 60; 

Roth Rudolf, Kaffeeſieder, Praterſtraße 70 
Functionsdauer bis Ende 1896). 

Schreiner Joſef, Bürgerſchul-Religionslehrer, Wintergaſſe 22 
(Functionsdauer bis Ende 1898). (Angenommen.) 

(76.) Derſelbe referiert in Betreff der Nichteinzahlung der Taxe 
für die erfolgte Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband durch Anton Wilſch, und beantragt die Annullierung der 
Zuſicherung dieſer Aufnahme. Angenommen.) 

Über Anregung des StR. Matzenauer wird beſchloſſen, 
daſs in Hinkunft in jenen Fällen, in welchen bei Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit, beziehungsweiſe Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband die entſprechende Taxe nicht binnen eines Zeitraumes 
von ſechs Monaten eingezahlt wird, die bezügliche Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit, beziehungsweiſe Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband für erloſchen erklärt wird. 

(74.) Derſelbe referiert über eine Ergänzungswahl in den Armen— 
rath des XV. Bezirkes und beantragt, die Wahl des Lechner 
Florian, Gaſtwirtes, Zinkgaſſe 8 (Functionsdauer bis Ende 1897), 
zu beſtätigen. ( Angenommen.) 

(109.) St.-N. Matthies referiert über das Anſuchen der 
Roſalia Nagler um Ermäßigung des Platzzinſes für einen Wagen- 
aufſtellungsplatz in der eine Sackgaſſe bildenden Schützengaſſe im 
III. Bezirke und beantragt, die Ermäßigung des Platzzinſes von 10 fl. 
auf 5 fl. pro Jahr vom 1. October 1892 an. Angenommen.) 

(70.) St.-. v. Götz referiert über das Anſuchen des Georg 
Löwitſch um käufliche Überlaſſung der im Parke dir ſtädtiſchen 
Realität Nr. 61 Hauptſtraße in Hütteldorf, XIII. Bezirk, gefällten 
Bäume und beantragt, die Veräußerung der aus Anlaſs des Schul— 
baues im Parke obiger Realität gefällten, daſelbſt deponierten 32 Stück 
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Baumſtämmen um den Kaufſchilling von 30 fl., eventuell nachdem 
bisher kein beſſeres Anbot vorliegt, auch um 25 fl. Angenommen.) 


(9417.) St.-R. Dr. Tederer referiert über den Verleihungs⸗ 
vorſchlag für zwei Stipendien an der Lehranſtalt für Textil-Induſtrie 
und beantragt, je eines der für Schüler der Fachſchule für Manu: 
facturzeichnen und Weberei ſyſtemiſierten Stipendien von je 100 fl. 
für das Schuljahr 1893/94 dem Alois Binder und Adolf Faltis 
zu verleihen. Angenommen.) 

(8830.) Derſelbe referiert über die Stiftung der Marie Boſchan 
für arme Schulkinder in Hietzing und beantragt, die Annahme der 
Stiftung per 300 fl. für arme Schulkinder in Hietzing. 

(Angenommen.) 

(8878.) Derſelbe referiert über den Beſetzungsvorſchlag für 

11 Graf Radetzky-Stiftungsplätze und beantragt, die erledigten 


11 Stiftungsplätze mit dem Bezuge von monatlich je 5 fl. 25 kr. an 


nachſtehende Bewerber zu verleihen, und zwar: 

Stiftsplatz Nr. 1 an die Witwe Francisca Exel vom Todes— 
tage ihres Gatten, d. i. vom 22. April 1893; 

Stiftsplatz Nr. 111 an die Witwe Aloiſia Föhner vom Todes— 
tage ihres Gatten, d. i. vom 9. Juni 1893; 

Stiftsplatz Nr. 80 an die Witwe Katharina Neumayer vom 
Todestage ihres Gatten, d. i. vom 15. Mai 1893; 

Stiftsplatz Nr. 29 an Franz Gutſchny; 

8 „ 53 „ Wenzel Bacina; 


1 „ 59 „ Leopold Jelinek; 
„ „ 64 „ Karl Koudiſch; 

„ „ 31 „ẽ Franz Marſchall; 
5 „ 130 „ Friedrich Irges; 

„ „ 160 „ Franz Sedlacek; 


N „ 171 „ Matthias Mittamay er; 
und zwar die Stiftsplätze Nr. 29, 53, 59, 64, 81, 130, 160 und 
171 vom 1. December 1893 angefangen, zu verleihen. 
(Angenommen.) 
(6712.) St. -A. Noske referiert über das Protokoll der 
Bezirksausſchuſsſitzungen vom 28. Juli 1893 des XI. Bezirkes, vom 
8. Auguſt und 22. September des XII. Bezirkes, vom 22. Auguſt 
des XIV. Bezirkes, vom 14. Auguſt des XV. Bezirkes, vom 10. Auguſt 
des XVI. Bezirkes, vom 6. September des XVII. Bezirkes und vom 
14. Auguſt des XVIII. Bezirkes. 


Referent beantragt die Kenntnisnahme. Angenommen.) 


(50.) Derſelbe referiert über den neuerlichen Bericht in Betreff 
der Vergebung der Zimmerputzerarbeiten in den ſtädt. Amtern in den 
Bezirken XII, XIII und XVI und beantragt, die Zimmerputzer 
Johann Ortl und Anton Braunſteiner aus ihrem Offerte zu 
entlaſſen und die genannten drei Bezirke dem Zimmerputzer Georg 
Ensle zum Preiſe von 50 kr. für das einmalige Bürſten von 
100 m? Fußbodenfläche ſammt Einlaſſen zu übertragen. 

(Angenommen.) 

(9005.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Joſefa 
Gatterer um Ermäßigung des Pachtzinſes für die Milchwirtſchaft 
im Kindergarten des Stadtparkes und beantragt, dem Anſuchen der— 
ſelben, den Beſtandzins für den von derſelben zur Aufſtellung einer 
Hütte und zum Betriebe der Milchwirtſchaft gepachteten 144 m? 
großen Platz im Kindergarten des Stadtparkes im bisherigen Betrage 
von 1100 fl. vom 1. Jänner 1894 auf 800 fl. herabzuſetzen, ſei 
Folge zu geben. Angenommen.) 
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(9250.) Derſelbe referiert über die Vergebung der Debits für 
die im Verlage des Magiſtrates erſcheinenden Publicationen und 
beantragt: 

I. Die im vorgelegten Verzeichniſſe angeführten, ſowie die während 
der Dauer des abzuſchließenden Übereinkommens künftig im Drucke 
erſcheinenden Publicationen des Magiſtrates der Stadt Wien mit Aus— 
nahme des Amtsblattes der Stadt Wien und die ſonſtigen vom 
Magiſtrate als zum Commiſſionsverlage nicht geeignet bezeichneten 
Publicationen werden der Verlagshandlung Wilhelm Braumüller, 
I., Graben 21, zum ausſchließlichen Commiſſionsverlage unter folgen— 
den Bedingungen übergeben: 

1. Die Auflage der Publicationen, deren unentgeltliche Vertheilung 
der Gemeinde ſtets und in jedem Ausmaße gewahrt bleibt, iſt in einem 
Umfange zu veranſtalten, daſs der Verlagsfirma in der Regel 
200 Exemplare übergeben werden können. 

Hievon iſt bei jenen Publicationen eine Ausnahme zuläſſig, bei 
welchen, wie z. B. bei den Hauptvoranſchlägen und Rechnungs— 
abſchlüſſen der Gemeinde, von vornherein ein geringer Abſatz zu er— 
warten iſt. In ſolchen Fällen iſt, ſo wie bei den bereits erſchienenen, für 
den Commiſſionsverlag als geeignet erklärten Publicationen die Anzahl 
der in Verlag zu gebenden Exemplare von dem Leiter des ſtatiſtiſchen 
Departements im Einvernehmen mit dem die Publication veranlaffen- 
den Departement oder Amte feſtzuſetzen und der Verlagsfirma befannts 
zugeben. 

2. Das Übereinkommen wird auf die Dauer eines Jahres, vom 
1. Jänner 1894 angefangen, mit dem Bemerken geſchloſſen, daſs das— 


ſelbe inſolange fortzudauern hat, bis es ſeitens des Magiſtrates oder 
ö 9 0. ) ! 9 


der Verlagsfirma im Jänner eines Jahres gekündigt wird, in welchem 
Falle das Übereinkommen mit dem 30. Juni des Jahres, in welchem 


die Kündigung erfolgte, erliſcht. 


3. Für die im Commiſſionsverlage verkauften Exemplare der 


Publicationen erhält die mit den Debits betraute Firma 40 Percent 


Rabatt von dem feſtgeſetzten, der Firma bekanntzugebenden und von 
dieſer genau einzuhaltenden Ladenpreiſe, dagegen hat die Firma die 
Anzeige der Publicationen in entſprechender Weiſe, insbeſondere im 
Börſenblatte, in der öſterr. Buchhändler-Correſpondenz, ſowie in den 
Catalogen auf ihre Koſten zu beſorgen. 

Den erübrigenden Erlös von 60 Percent hat die Firma im 
Monate Juli jeden Jahres — das erſtemal im Jahre 1895 — bar 
an die ſtädt. Haupteaſſa abzuführen; die ſchriftliche Verrechnung iſt 
ebenfalls im Juli jeden Jahres unter Nachweis der erfolgten Abfuhr 
des erzielten Erfolges dem ſtatiſtiſchen Departement zu übergeben. 

4. Auf den Umſchlägen und Titelblättern jeder der künftig er— 
ſcheinenden Publicationen, von welchen ein Theil der Verlags firma. 
übergeben wird, iſt aufzudrucken: 

In Commiſſion bei Wilhelm Braumüller, k. u. k. Hof- und 
Univerſitäts⸗Buchhändler. 

Bezüglich der bereits erſchienenen, zum Commiſſionsverlage über— 
gebenen Publicationen erhält die Verlagsfirma das Recht, auf den 
einzelnen Exemplaren eine das Commiſſionsverhältnis ausdrückende 
Bezeichnung auf ihre Koſten anzubringen. 

II. Die genannte Firma iſt von der Übertragung des Debits 
an dieſelbe, ſowie von den Bedingungen, unter welchen dieſelbe erfolgt, 
ohne Abſchluſs eines ſchriftlichen Vertrages lediglich amtlich zu ver: 
ſtändigen. 

III. Im Falle der Kündigung des Übereinkommens iſt dem 
Stadtrathe ſeitens des ſtatiſtiſchen Departements der Vorſchlag wegen 
neuerlicher Vergebung des Debits zu erſtatten. 
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IV. Von dem Beſchluſſe des Stadtrathes, betreffend die Ver— 
gebung der Debits ſind ſämmtliche Magiſtrats-Departements, die ſtädt. 
Buchhaltung, der Archivar, ſowie der Director der ſtädt. Bibliothek 
mit dem Bemerken zu verſtändigen, daſs ſie ſich vor Drucklegung der 
von dieſen oder von ihnen unterftehenden Amtern ausgehenden Bubli- 
cationen mit dem Leiter des ſtatiſtiſchen Departements wegen Feſtſtellung 
der an die Verlagsfirma abzugebenden Zahl von Exemplaren ins 
Einvernehmen zu ſetzen haben. Angenommen.) 

(8325.) Derſelbe referiert über das Offert des Rudolf Rehling, 
mit welchem derſelbe a Häuſer Nr. 15 und 18 Kahlenbergerdorf 
der Gemeinde zum Kaufe anbietet (Preis 45.000 fl.) und beantragt 
die Ablehnung. (Angenommen.) 


(87.) St.-R. Wurm referiert über das Anſuchen des Martin 
Jäger um Geſuchsmitfertigung puncto laſtenfreier Straßengrund— 


abſchreibung Einl.-Z. 711 und 713 im IX. Bezirke und beantragt, 8 
der Betriebsanlage ausgeſchloſſen ſei, zu beheben und den Wiener 


die laſtenfreie Abſchreibung der zur Straße entfallenden Grundflächen 
der Einl.-Z. 711 und 713, IX. Bezirk, ſowie der von der Einl. 
Zahl 711 ab- und der Einl.⸗Z. 713 zuzuſchreibenden zwei Grund— 
theile K Is pq k und st m 1 s der Mitfertigung des vorliegenden 
Tabulargeſuches gegen Einhebung der entfallenden Legaliſierungsgebür 
per 2 fl. 30 kr. zu bewilligen. St.-R. Müller war bei Berathung 
und Beſchluſsfaſſung dieſes Gegenſtandes nicht anweſend. 
Angenommen) 
(9342.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Firma Johann 
Bosch um Ausſtellung eines Zeugniſſes über die Verdichtungsarbeiten 
der Hochquellen-Waſſerleitungs-Aquäducte mittels „Boſchin“ und 
beantragt, den Magiſtrat zur Ausſtellung des an demſelben vorge— 
ſchlagenen Zeugniſſes zu ermächtigen. (Au genommen.) 


(8243.) St.-N. Matzenauer referiert über das Anſuchen des 
Julius Schuſter um pachtweiſe Überlaſſung der Grasnützung der 
Wieſen (Wieſen im Ottakringer Gemeindewalde), und zwar der 
Schnepfen- und Vogeltenn- und Richter-Wieſe um den Betrag von 
40 fl. pro Jahr auf ſechs Jahre und beantragt die Ablehnung des 
Offertes. 

Der Magiſtrat wird beauftragt, wegen Vergebung der Gras— 
nützung für dieſe Wieſen eine Offertverhandlung auszuſchreiben. 

(Angenommen.) 

(8941.) Derſelbe referiert über das Protokoll der vorgenommenen 
Beleuchtungsprobe mit den von der Firma Siemens & Halske 
am Kohlmarkt angebrachten Bogenlampen und beantragt die Kennt— 
nisnahme. (Angenommen.) 

(8942.) Derſelbe referiert über den Bericht über den Verſuch 
mit der elektriſchen Beleuchtung am Kohlmarkt und beantragt die 
Genehmigung des vom Stadtbauamte geſtellten Antrages mit dem 
Zuſatze, daſs auch ein entſprechender Übergang von der Beleuchtung 
des Kohlmarktes zum Michaelerplatze, welch letzterer zu ſehr ver— 
dunkelt erſcheint, anzuſtreben wäre. (Angenommen.) 


(9116.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 


K. J. Müller wegen Herſtellung einer Gartenanlage auf dem Platze 


zwiſchen dem Süd- und Staatsbahnhofe und der Gürtelſtraße im 
X. Bezirke und beantragt die Vertagung der Angelegenheit bis zur 
Herſtellung der Gürtelſtraße. (Angenommen.) 


(Schluſs der Sitzung.) 
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Allgemeine Machrichten. 


(Bandeputation für Wien.) Die Baudeputation für Wien hat 
zufolge Erlaſſes vom 30. December 1893, Z. 80, Nachſtehendes eröffnet: 

Die Baudeputation für Wien findet über den Recurs des 
Korbwarenfabrikanten Karl Kraus die Entſcheidung des Magi— 
ſtrates vom 26. Juli 1893, Z. 101171, mit welcher demſelben 
die Baubewilligung für den von demſelben angeſuchten Erweiterungs— 
bau ſeiner Betriebsanlage mit der Begründung verweigert wurde, 
daſs im Falle der Ausführung des Projectes die Action der Feuer— 
wehr bei Ausbruch eines Brandes außerordentlich erſchwert und 
hiedurch die Feuersgefahr für die Nachbarſchaft weſentlich erhöht 
wird, daher die angeſtrebte Erweiterung der Betriebsanlage im 


Sinne der Gewerbeordnung unzuläſſig erſcheine und der Bau nach 


25 der Wiener Bauordnung wegen des Zuſammenhanges mit 


Magiſtrat zu beauftragen, den Bauconſens abgeſondert von der 
Frage der Zuläſſigkeit der Betriebsanlage zu ertheilen. 

Die Verweigerung des Bauconſenſes mit der Begründung des 
Zuſammenhanges mit einer nach den Beſtimmungen der Gewerbe— 
vorſchriften zu beurtheilenden Anlage erſcheint in den Beſtim— 
mungen des § 25 der Wiener Bauordnung nicht gerechtfertigt, 
nachdem geſetzlich eine derartige Beſchränkung nicht ſtatuiert iſt und 
es darf daher der Conſens zu einer vom Standpunkte der Bau— 
ordnung zuläſſigen Bauführung auch dann nicht verweigert werden, 


wenn ſich gegen die mit derſelben verbundene Betrieb?anlage De: 
denken ergeben. 


Da nach dem am 5. Juli 1893 über die bauliche Anlage 
ſtattgehabten Localaugenſcheine die bauliche Anlage bei Erfüllung 
von acht commiſſionell feſtgeſetzten Bedingungen als zuläſſig erkannt 
wurde, der Recurrent ſich aber auch bereit erklärt hat, die an— 
läſslich der Prüfung ſeines Projectes vom Standpunkte der Ge— 
werbeordnung aus Feuerſicherheitsrückſichten beanſtändete Über⸗ 
deckung des Hofes gänzlich zu caſſieren, und nachdem endlich die 
Recurseinwendungen, daſs durch den geplanten Bau den Anrainern 
Licht und Luft entzogen werden, ſich inſofern als unbegründet darſtellt, 
als bei dieſem Baue die Beſtimmungen des § 43 der Bauordnung 
vollends eingehalten erſcheinen, ſonach die ganze Bauführung als 
eine dem Geſetze entſprechende angeſehen werden mufs, erſcheint 
auch der Auftrag der Baudeputation, wonach der Wiener Magiſtrat 
nunmehr über den Conſens für die erbetene Bauführung zu urtheilen 
haben wird, geſetzlich begründet. 

Die Beilagen des Berichtes vom 18. Auguſt 1893, Z. 129934, 
folgen unter Berufung auf die Beſtimmungen des §. 109 der 
Wiener Bauordnung mit dem Beifügen zurück, dafs die Acten 
ſammt dem Recurſe nach gemachtem Amtsgebrauche der k. k. Statt— 
halterei zur competenten Entſcheidung als Gewerbebehörde zweiter 
Inſtanz vorzulegen ſein werden. 


Approviſtonierung. 


Der tägliche Fleiſchmarkt. 
In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 
waren vom 14. bis 20. Jänner 1894. 
1. Fleiſchſendungen: 


a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch 249.548 kg (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 159.901; 
aus Ober⸗Oſterreich — 3848; aus Mähren 
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Kalbfleiſch . . . 13.773 kg 


—— I a an 


— 20.152; aus Böhmen — —; aus 
Galizien — 49.207; aus Ungarn — 11.451; 
aus der Bukowina 4498; aus Croatien — 
135; aus Steiermark — —; aus Tirol 
— 155; aus Salzurg — —; aus Bos⸗ 
nien — 181; aus Siebenbürgen — 40 kg) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2532; 
aus Ober⸗Oſterreich — 69; aus Mähren 
133; aus Galizien — 10.711; aus Ungarn 
— 5; aus der Bukowina — 323 kg) 


Schaffleiſch 3715 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich 234; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 
1571; aus Ungarn — 73; aus der Buko⸗ 
wina — 1764; aus Mähren — 73 kg) 
Schweinfleiſch 49.158 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 38.262; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Böhmen — 
604; aus Mähren — 1223; aus Galizien 
— 9083; aus Ungarn — 4773; aus der 
Bukowina — 213; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — — kg) 
Kälber 1061 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 170; aus 
Ober⸗Oſterreich — 37; aus Mähren — 75; 
aus Böhmen — 7; aus Galizien — 699; 
aus Ungarn — 30; aus der Bukowina 
— 39; aus Salzburg — —; aus Tirol 4; 
—z; aus Schleſien — — St.) 
Schafe. . 253 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 242; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
— ; aus Galizien — —; aus der Buko⸗ 
wina — 9; aus Ungarn — 2 St.) 
Schweine ... 2634 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 175; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 8; 
aus Galizien — 2287; aus Ungarn — 39; 
aus der Bukowina — 125; aus Croatien 
— ; aus Siebenbürgen — — St.) 
Lämmer. — „ Oavon aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — —; 
aus Ungarn — —; aus Tirol — — St.) 
b) Für den Approviſionierungs verein.“ 
Rindfleiſch . . 16.454 kg Kälber. 28 Stück 
Kalbfleiſc ch. — „ Schafe 26 „ 
Schaffleiſchh .. 17 „ Schweine... 41 „ 
Schweinfleiſch. 1161 Ri Lämmer. 35 „ 
2. Preisbewegung: 
Rindfleisch Siedfleiſch . .. . von 20 bis 85 kr. per Kg. 
Roſtbraten u. Rieden „ 50 „ 95 „ „ „ 
err „ — „ — „ „ „ 
Kalbfleiſch h... „ 28 „ 60 „ „ „ 
Schaffleiſc . . „ „ e 
Schweinfleiſhch nnn. e EOOE ar n & 
le es „ 30 „ 52 „ „ „ 
haf in e A 
Schweinnunu 08 ie SD: A Se 
Lämmer .. . . „ — „ — fl. „KSt. 


Obzwar die Zufuhren an Fleiſchwaren erheblich geringer 
waren als jene in der Vorwoche, konnten des ſchleppenden Geſchäfts⸗ 
ganges wegen nur Schaffleiſch und Schafe die vorwöchentlichen 
Preiſe behaupten, während die Preiſe des Rindfleiſches, dann des 
Schweinfleiſches und der Schweine neuerlich einen Rückgang von 
2 bis 4 kr., die des Kalbfleiſches und der Kälber aber einen 
ſolchen von 4 bis 6 kr. per Kg. erfuhren. 


* 


* 
* 
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Pferdemarkt vom 19. Jänner 1894. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 337 Pferde, 


Preis: für Gebrauchspferde 
„ Schlachtpferde. 


78 Wägen. 
n 90— 320 fl. per Stück 
... . . 25-45 „ „ „ 


Der Markt war lebhaft. 


* ** 
* 


Schlachtviehmarkt vom 22. Jänner 1894. 


1. Auftrieb. 


Maſtvieh 3429, Weide vieh —, Beinlvieh 833, 


Summa . 4262. 


Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. 


. 1231 


Galizifhe u... 565 
Deutſche „ . . 2447 
Büffel 1 19 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſeern 3074 
Stlere 523 
Kühe . 665 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 


Ungar. Schlachtthiere von 50 bis 


(extrem. „ 
Galiz. Schlachtthiere . „ 
(extrem. „ 


Deutſche Schlachtthieren, 

(extrem. „ 
Weidevieh 
Siere Zu. 
Nhe 
Büffel 


b) Preis per 100 kg 
Ochſen 
Stiere 
Kühe 

Büffel 
Beinlvieh 
Weidevieh 


67 fl. 

n „0 Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
50 63 den beim Handel vereinbarten 
N 2 Percentabzug (auf dem heuti⸗ 
— cz ) gen Markte 36 bis 47 %), 
2 a welchen der Verkäufer dem 

50 N 67 1 Käufer als Entſchädigung: 
a) für den Gewichtsverluſt in⸗ 

68 11 69 10 folge der Schlachtung; 


b) für die minderwertigen 
Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Blut, Unſchlitt ꝛc.; 

e) für die wertloſen Stoffe, 
wie: Magen⸗ und Darm⸗ 
inhalt ꝛc., zugeſteht. 


Lebendgewicht ohne Percentabzug: 


. . von 20 bis 32 fl. 
ee e ea 
„ 20 

— 24 


7 m n 


c) Preis per Stück: 


Beinlvieh 


. . . „ von 24 bis 


70 fl. 


Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen 


269 Stück 


Beinlvieh . . . 102 „ 


Gegen den letzten 


Montagsmarkt wurden um 224 Stück 


Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war flau, daher 
die Preiſe von Primaware um ½ bis 1 fl., von Mittel- und 
minderer Ware um 1 bis 2 fl., in einigen Partien letzterer Sorte 
auch um 3 fl. per 100 kg gefallen find. 


** * 
* 
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Was; ärſe für irtſchaftliche XV. Bezirk: Fünfhaus, Schönbrunnerſtraße 19, von Anna Schreiners 
Preisbewegung au der Börſe für laudwir ſch j ch Erben, Schönbrunnerſtraße 19, Bauführer Ant. Frittſam, 


Produete in Wien vom 20. Jänner 1894. Ober⸗St. Veit, Auhofſtraße 16 (1234). 
a XVI. Bezirk: Neulerchenfeld, Fröbelgaſſe 43, von Kaſpar Wie ke (ebenda), 
a) Getreide. | Bauführer Matthias Mil lik (2160) 
˖ itätsgewi 5 6—81 kg) von 7 fl. 50 kr. bis 8 fl. 35 kr. 1 di ö 
1 5 e 5 hl 10 5 5 j 105 10 „ „6 5 50, Für diverſe (geringere) Bauten: 
FC ˙ ˙· wer 5 „. e 0 10 10 III. Bezirk: Veranda, St. Marxerlinie, Parc. 20 a, von Albertine 
e a ae ee ee „ 4 „, 85 „ „ On — „ N Fiſcher, Bauführer J. Renner (282). 
M/C ĩ T de a „ e i e XIV. Bezirk: Adaptierungsvornahme, Rudolfsheim, Huglgaſſe 18, von 
4320 Schuſter, XIV., Huglgaſſe 18, Bauführer (?) 
b) Mahlproducte. XIX. Bezirk: Steinzeugrohrcanal, Ober- Döbling, Neuſtiftgaſſe 36, von 
VV von 13 fl. — kr. bis 14 fl. 50 kr. Ignaz Voith, Ober⸗Döbling, Neuſtiftgaſſe 36, Bauführer 
Weizenmehl e aa Ze ha ie ni Pr 5 n 75 nm 14 70 50 7 Johann Sch äffer (1283). 
Roggenmehl E ie ee 77 6 „ 25 „ „ 11 1 25 7 ö En 
( en ar tere ni e 80 „ Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 
Roggenkleie. 4, 75 „ „ 4, 80, III. Bezirk: Erdbergſtraße 154, von Joſef Froſch, noe. Anton und 


Anna Frei (290). 
XVII. Bezirk: Hernals, Grundb.⸗Einl. 515, Stift- und Herrengaſſe, von 


Städtiſche⸗ Lagerhaus. C. Hörandner, Seidengaſſe 44 (331). 
Vom 11. bis 18. Jänner 1894. Geſuche um Bekanntgabe der Vaulinie wurden überreicht: 
. III. Bezirk: Marxergaſſe 11, von Karoline Hügel Telgmann (317). 
Waren eingelagert.. . . 26.017 Meter⸗Centner „ „ Ob. Weißgärberſtraße 8, von Joſef Heller 4 Comp. 625 
5 ausgelagert. ... 41.329 2 „ Jachuingaſſe, Banftellen IX und VII, von Dr. R. Lewy 
. . . 1 noe. Max Friedmann (332). 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf „ „ Seidlgaſſe Grundb.⸗Einl. 1476, 1477, 1899, von Joſefine 
11.224 Meter⸗Centner Bandl und Genoffen durch Dr. Daniel Thum (336). 
f : V. Bezirk: Reinprechtsdorferſtraße 15, von Stephan Nauf cher (313). 
Lagerſtand vom 18. Jänner 1894: 377.670 Meter⸗Centuer, und zwar: VIII. Bezirk.: weh 826 31, von Karl Hörandner, Seiden⸗ 
5 5 f 5 = gaſſe 26). 
5 e 170 10 un loggen, XIII. Bezirk: Pare. 177,2, 176, Einl. Z. 81 Speifing, Maierhofgaſſe, von 
3. „ erſt, 45. n Hafer, Johann Weilgony (568). 
5.595 1 Mais, 10.689 8 Olſaaten, 1 N Penzing, Poſtſtraße 18, von Anton und Auna Proft (866). 
24.048 5 Mehl u. Kleie, 8.947 1 Wein, XVI. Bezirk: i Parc. Nr. 423/18, 
Be 8 inl.⸗Z. eulerchenfeld, von Julius Schneider, 
7 " | 1 0 5 881 Hektoliter à 100% e IX., Bleichergaſſe 13 (2161), ) 
er Aſſeeuranzwert dieſer Waren ſtellt fih auf 3,615.780 fl. öſt. Währ. XIX. Bezirk: Garten, Einl. Z. 585, Parc. 708/22, Ober⸗Döbling, Friedl 


gaſſe, von Thomas und Marie Theuer (1190). 


Buubewegung. Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 


XIII. Bezirk: Penzing, Poſtſtraße Or-Nr. 197, Or.⸗Nr. 18, von Anton 
und Anna Proft, Maurermeiſter Leopold Höfer (1685). 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Gewerbeanmeldungen vom 16. Jäuner 1894. 


a = (Fortſetzung.) 
Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht i Eichinger Georg — Sammeln von Pränumeranten — I., Wollzeile 33, 
vom 18. bis 22. Jänner 1894: Fried Alexander — Sammeln von Pränumeranten — I., Franzeus⸗ 
5 ring 22. 
Für Neubauten: Petrucha Rudolf — Schuhmacher — VII., Schottenfeldgaſſe 22. 
II. Bezirk: Haus, Leopoldgaſſe 33, von Joſef Mück, Bauführer N. Urbanek Heinrich — Schuhmacher — II., Jägerſtraße 21. 


Gettwerth (297). Stipek Eduard, Neumann Otto — Seifen-Erzeugung — XIII., Ober- 
0 l 12 17 G ; l, V., St. Veit, Einſiedlergaſſe 3. 8 
„ aufge 2, Gautier A. v. Berg m lle 5 (327). Bruckmüller Marie — Spiritnoſen⸗Verſchleiß in verſchloſſenen Gefäßen — 
III. Bezirk: Haus, Hohlweggaſſe, Grundb.⸗Einl. 2643, von Joſef und eee e 15 Wei if 
Katharina Wünſch, Kuhngaſſe 10, Bauführer J. Glaſer Moriz — Spirituoſen⸗ und Weincommiſſionsh andel — IL, 


„ . Stadtlohnfuhrwerk — XVII., Hernals, Hauptſtr. 119 
XVI. Bezirk: Haus, Neulerchenfeld, Parcelle Nr. 423/18, Ein l. -Z. 477 mad Josef — Stadtlohnfuhrwert — 5 „ Hauptſtr. 119. 
f (Hehnerſtaße—Peperlhaſſ, von is g nei 135 IX., Kölbl Matthias — Stadtträger — XVII., Hernals, Kar lsgaſſe 54. 


i OR ; Jänoſi —-Tiſchlergewerbe (fabriksmäß iger Betrieb) — 
Bleichergaſſe 13, Bauführer derſelbe (2164). Engel de Janoſi Alexander 1 
Pr „ Haus, Ottakring, Gangelbauergaſſe 23, von Karl und Kath. XIX., Heiligenftadt, Nuſsdorferſtraße 8. Schönbrunner 
Lößnitz, XV., Neubaugürtel 37, Bauführer Karl Lang Dohnal Cyrill — Tiſchler — XII., Meidling, Schönbrunner Hauptſtr. 60. 


(2268). Hahn Leopoldine — Übernahme von Wäſche, Kleidern zur chemiſchen 
Reinigung und Färbung — VI., Gumpendorferſtraße 8. f 
Für Umbauten: 15 Thereſia — e — 115 e ar 2. 
. irk: ing, Poſtſtraße Or.-Nr. 18, Conſer.⸗Nr. 197 Valla Thereſe — Victualienhandel — VII., Kaiſerſtraße 113. 
nn ee 19 9 5 Bauführer kenn 9 öfer Vogl Joſefa — Victualienhandel = IX., Liechtenſteinſtraße 147. 
(1686). Lebeda Franz — Victualien-Verſchleiß — XVII., Hernals, Krongaſſe 33. 
" Breth Emilie — Wäſcheputzerin — XIV., Rudolfsheim, Stättermayerg. 25. 
Für Zubauten: Weigericht Johann — Weber — XIV., Wehrgaſſe 10. 
III. Bezirk: Rüdengaſſe 5, von Anton Labſchutz, Raſumoffskyg aſſe 4, Becher Richard — Wechslergeſchäft — I., Kärnthnerring 2. 
Bauführer F. Gutmann (289). „Oppenheim Joſef, Mittler Berthold — Weinhandel — XIX., Ober— 
V. Bezirk: Gaſſentract, Reinprechtsdorferſtraße 15, von Stephan Rau- Döbling, Donauſtraße 25. PR 
ſcher, Bauführer E. Schätz (285). Ehrenfeſt Moriz — Weincommiſſionshandel — IX., Glaſer gaſſe 16. 
4 3 Erm Barbara — Bier- und Wein⸗Verſchleiß in verſchloſſenen Gefäßen — 
Für Adaptierungen: X., Quellengaſſe 143. 
VIII. Bezirk: Laudongaſſe 39, von L. Florianſchitz, Baufüh rer Chr. ‚ Römes Theodor — Weindetailverkauf in verſchloſſenen Gefäßen und 
Gatty (301). Gebinden — XIX., Leibenfroſtgaſſe 3. 
XIII. Bezirk: Lainz, Einſiedeleigaſſe 7, Conſcr.⸗Nr. 58, von Konrad Groiß, Herzer Johann — Weinſchank — IX., Fuchsthalergaſſe 9. 


Bauführer Martin Leopold (1522). Hunek Joſefa — Zeitungs-Verſchleiß — I., Michaelerplatz 6. 
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Petruch Method — Zimmermaler — II., Brigittagaſſe 2. 

Hellich Emanuel — Zimmer- und Decorationsmaler — VI., Gumpen— 
dorferſtraße 74. 

Sagmüller Franz — Zimmermannsgewerbe — XIX., Nufsdorf, 
Gärtnergaſſe 86. 

Frankl Moriz — Zuckeragentie — IX., Grünethorgaſſe 19 a. 

Stein Nehemia — Zuckerbäcker — II., Praterſtraße 13. 

Wagner Joſefa — Juckerbäckerwaren-Verſchleis — IX., Viriotgaſſe 2. 


* * 
% 


Gewerbeanmeldungen vom 17. Jänner 1894. 


Harmel Moſes Aron — Beſtellter auf dem Central-Viehmarkte — III., 
Central⸗Viehmarkt. | 

Horech Siegmund recte Samſon — Commiſſionswarenhandel — J., 
Eliſabethſtraße 14. 

Muſil Marie — Drechslergewerbe — XIV., Rudolfsheim, Rauchfang— 
kehrergaſſe 29. | 


Wanko Rupert — Etuimacher — XII., Meidling, Roſenhügelſtraße 2. | 


Vileſik Jakob — Fleiſchhauer — II., Wallenſteinſtraße 57. 
Dienſtl Johaun — Fleiſch-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Fiſcherg. 8. 
Zwolauek Karoline — Frottierwäſche-Erzeugung — V., Rampersdorfg. 14. 
Mutzer Wilhelm — Gaſtwirt — V., Wehrgaſſe 1. 
Schmarda Simon. — Gaſtwirt — XIII., Hütteldorf, Halterbachgaſſe 4. 
Horvath Karl — Geflügel- und Eierhandel im Umherziehen — XIII., 
Penzing, Tegetthoffſtraße 25. 
Parolla Hermann, Pollak Max — Gemiſchtwarenhandel — III., Untere 
Viaductgaſſe 41. 
Alt Karoline — Gemiſchlwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Neubau⸗ 
gürtel 42. 
Bretſchueider Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 
Victoriagaſſe 14 a. 
Deiſinger Auguſt — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Schlachthausg. 21. 
Gabriel Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Erlachplatz 6. 
Kawer Chaim — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Haupt— 
ſtraße 19. | 
Kron Irene — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Habsburgergaſſe 6. 
Litſchauer Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Siccardsburgg. 35. 
Ruault Margarethe — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Plankengaſſe 7. 
Skriwan Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVII., Hernals, 
Sterng aſſe 9. 
Socholler Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — J., Weihburggaſſe 11. 
Tauſchek Adam — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Hauptſtraße 45. 
Epp Georg — Geräthelträger — IX., Porzellangaſſe 4. 
Hoffmann David vulgo Dominik — Getreideagent — II., Frucht- und 
Mehlbörſe. 
Meiſter Joſef — Getreideagent — II., Große Mohrengaſſe 12. 
Neumann Adolf — Getreideeinkäufer — II., Praterſtraße 78. 
Brauner Alexander — Großfuhrwerk — II., Gerhardusgaſſe 38. 
Aicher Johann — Handelsagentie — J., Stoß-im-Himmel 3. 
Pueker Barbara — Holz- und Kohlen-Kleinverſchleiß — XIII., Breitenſee, 
Hauptſtraße 17. 
Zöttl Jakob — Hutfutter⸗Erzeugung — VII., Dreilaufergaſſe 7. 
en a Marie — Kleidermacherin — XIV., Rudolfsheim, Schönbrunner- 
traße 81. 5 
Putz Katharina — Kleidermacherin — XIX., Ober-Döbling, Pantzerg. 6. 
Spitz Aron — Kleidermacher — X., Erlachgaſſe 28. 
Brammer Ignaz, Reiß Julius — Damenkleiderhandel — II., Obere 
Donauſtraße 101. 
Auſterer Johanna — Damenkleider-Verſchleiß — V., Schallergaſſe 9. 
Löwy Betti — Ein- und Verkauf von gebrauchten Damenkleidern — 
VI., Engelgaſſe 1. 
Kruszynski Ignaz — Mechaniker — VI., Mollardgaſſe 11. 
Polſter Chriſtian — Mehl⸗Kleinverſchleiß — XIII., Penzing, Hauptg. 48. 
Kohn Laura — Miedermacherin — II., Schiffamtsgaſſe 5. 
Rauſcher Marie — Modiſtin — VII., Burggaſſe 17. 
Seigner Joſefa — Naturblumeuhandel — V., Johannagaſſe 33. 
Dürr Anna — Obſthandel — IV., Kärnthnerthormarkt. 
Fahringer Auna — Obſthandel — IV., Käruthnerthormarkt. 
Durecz Martin — Obſt⸗ und Grünwareuhandel im Umherziehen — 
XVIII., Währing, Gürtelſtraße 8. 
Hrevus Martin — Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVIII., Währing, Gürtelſtraße 8. 
Kovacsovics Eva — Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVIII., Währing, Gürtelſtraße 8. ö 
. Truszik-Csermak Georg — Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umher⸗ 
ziehen — XVIII., Währing, Gürtelſtraße 8. 
Hana Francisca — Papier⸗, Schreib⸗ und Zeicheurequiſiten und Kurz⸗ 
waren⸗Verſchleiß — III., Apoſtelgaſſe 22. 
f as Philomena — Parfumeriewaren-Erzeugung — VII., Dreilaufer- 
gaſſe 15. 
auer Bertha — Kerzen⸗, Seifen-, Parfumerie- und Toiletteartikel⸗Ver⸗ 
ſchleiß — IX., Nufsdorferftraße 51. 
Feßler Anna — Pfaidlerin — II., Taborſtraße 48. 
Swoboda Antonie — Pfaidlerin — VII., Siebenſterngaſſe 56. 
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Strauß Andreas — Schönfürberet — XIV., Rudolfsheim, Ullmannſtr. 9. 
Renner Franz — Schuhmacher — XVIII., Währing, Blumengaſſe 14. 
Pollak Hermann — Spediteur — I., Grashofgaſſe 4. 
Plaßer Marie — Spielwaren-Verſchleiß — VI., Barnabitengaſſe 10. 
Deutſch Ludwig — Spirituoſen- und Eſſenzenhandel — II., Kloſterneu— 
burgerſtraße 15. 
Zelgen Franz — Stoffknopf⸗Erzeugung — VII., Dreilaufergaſſe 7. 
Kunz Ludwig — Tapezierer — IX., Mariannengaſſe 27. 
Bauer Joſef — Tiſchler — X., Fernkorngaſſe 12. 
Bandl Thomas — Tiſchler — IX., Berggaſſe 35. 
Korzinek Ferdinand — Tiſchler — X., Landgutgaſſe 15. 
Scheidl Joſef — Tiſchler — VI., Wallgaſſe 7. 
Teply Vincenz — Tiſchler — XV., Fünfhaus, Märzſtraße 38. 
Dreßler Joſef — Mühlbautiſchler — XVIII., Währing, Wienerſtr. 44. 
Nowotny Vickor — Uhrmacher — X., Wielaudplatz 8. 
Bauer Marie — Victualienhandel — XIII., Hacking, Auhofſtraße 15. 
Juryger Anna — Victualien-Verſchleiß — IX., Marktgaſſe 18. 
e Trezek Anna — Marktvictualienhandel — II., Karmelitermarkt. 
Huſſerl Leopold — Wein-, Rum- und Coguac-, ſowie Thee-Verſchleiß — 
IX., Porzellaugaſſe 49 a. 
Kögel Joſef jun. — Wirkwaren-Erzeugung — VI., Liniengaſſe 17. 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 18. Jänner 1894. 


ö 85 Rudolf — Behördlich autoriſierter Bauingenieur — IV., Blechthurm— 
gaſſe , 
Ceéka Matthias — Borſtenviehhandel — III., Central-Viehmarkt. 

Weinberg Leiſer Jakob — Brantwein- und Theeſchank — IX., Liechten- 
ſteinſtraße 86. 

Ketele Anton — Bronzearbeiter — VII., Burggaſſe 90. 

Tintner Leopoldine — Fleiſch-Verſchleiß — XVI., Hauslabgaſſe 1a. 

Steiner Juliana — Fleiſch- und Selchwaren-Verſchleiß — V., Obere 
Amtshausgaſſe 36. 

Simié Georg — Friſeur — XIX., Obkirchergaſſe 10. 

Klein, Ritter von Ehrenwalten Auguſt — Fabriksmäßige Erzeugung von 
Leder-, Holz- und Metall-Salanteriewaren — VII., Andreasgaſſe 6. 

Peudl Joſef —. Gaſtwirt — IX., Nuſsdorferſtraße 51. 

Schierer Anton — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Wienerſtraße 78. 

Kokkelkoren Matthias, Mayer Joſef — Gemiſchtwarenhandel — J., Zedlitz— 
aſſe 4. 
5 Bartmann Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Bacherplatz 9. 

Dötzl Aloiſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Sechshauſer Haupt— 
ſtraße 16. 

Flandera Karl — Gemiſchtwaren Verſchleiß — XVIII., Währing, Martins— 
ſtraße 5. 

Hacker Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hauptſtraße 2 b. 

Honer Leopoldine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Römergaſſe 15. 

Matzner Edmund — Gemiſchtwaren Verſchleiß — XVI., Payergaſſe 12. 

Schor Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Gürtelſtraße 39. (Das Weitere folgt.) 


Inhalt: 
Gemeinderath: Seite 
Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 16. Jänner 1894. 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Entſchuldigung der Gem.-Räthe Dolainski, Siegert, 
Witzelsberger und Dr. Lerch wegen Fernbleibens .. . 173 


2. Beurlaubung des Gem.-Rathes Silbere n. 173 
3. Spende der Frau Charlotte Koſtner für Arme... 173 
4. Spende der Herren Ignaz und Jakob Kuffner für Arme . 173 
5. Spende der Fraun Bengoughs Erben 173 
6. Dank des Comités der Internationalen Ausſtellung für Volks— 
ernährung ꝛc. für die gewährte Subventiamnnnõ m 173 
7. Ergebnis der Wahl in die Budget-Commiſſion 173 
8. Ergebnis der Wahl in das Schiedsgericht für Lagerhausſtreitig— 
VVCFVCCCCCCCCVCCCCCCCCCCCCCCC a 174 
9. Ergebnis der Wahl in den Bezirksſchulrafkakrh 9... 174 


Interpellationen: 
10. Gem.⸗Rath Dr. Lueger, betreffend den Verkauf von im Ge— 
meindegebiete Wiens gelegenen Objecten ſeitens der Gemeinde 
ar ⁰⁰ʒ 174 
11. Gem.⸗Räthe Dr. Stern, Lang, Dr. Mittler, Dr. Fried⸗ 
jung, Tagleicht, R. v. Goldſchmidt, Stiaß ny und 
Kareis, betreffend die Zurückweiſung der gegen die Angehörigen 
des iſraelitiſchen Glaubensbekenntniſſes in öffentlicher Gemeinde— 
raths⸗Sitzung gemachten Ausfälle 
Anträge: N 3 
12. Gem⸗⸗Rath Kareis, betreffend ein vom Oſterr. Ingenieur- 
und Architektenvereine, Niederöſterr. Gewerbevereine und vom 
Elektrotechniſchen Vereine in Wien abzuverlangendes Gutachten 
über die Löſung der Beleuchtungsfrage 
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13. Gem.⸗Rath Scheidl, betreffend die Errichtung von Bedürfnis⸗ 
anſtalten im XVI. Gemeindebezirke . 2 1 
14. Gem.⸗Rath Seb. Grünbeck, betreffend die U 
Hernalſer Hauptſtraße anlässlich des Stadtbahnbaues mittels 
einer Eiſenconſtruction 


Referate: 


15. Gem.⸗Rath Schlechter, betreffend den Vorauſchlag der Ge: 

werbeſchulen pro 181011 „ 177 
Gem.⸗Rath Vaugoin, betreffend die Subventionierung des 

Centralvereines zur Beköſtigung armer Schulkinder in Wien .. 178 
Gem.⸗Rath Wurm, betreffend die Erwirkung eines Landes- 

geſetzes für den Verkauf des Hauſes J., Wipplingerſtraße 35 . . 178 
Derſelbe, betreffend die käufliche Überlaſſung des an die Re— 

alität VII., Kaiſerſtraße 91, angrenzenden Linienwallgrundes an 

Ignaz und Erueſtine Deutſch 
Derſelbe, betreffend den Verkauf eines Theiles der Bau- » 
ſtelle VII, Jacquingaſſe, III. Bezirk, au Alexander Friedmann 
Gem.⸗Rath R. v. Neumann, betreffend Grundabtretung bei dem 
Hauſe Nr. 15, Neudeggergaſſe, VIII. Bezirk, für die Herſtellung 
eines Thorportales 
Derſelbe, betreffend Grundabtretung bei dem Hauſe Nr. 71, 
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der Währingerbach-Parc. Nr. 1005 an S. Stern und E. Berger 183 
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Gem.⸗Rath Schlechter, betreffend das Project für die Her— 
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